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VORWORT
Der Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung hat mit dem Internet und den 
sozialen Medien eine neue Dimension erhalten. Die reale und die virtuelle Welt 
durchdringen sich immer mehr. Zum einen treffen sich im Netz Gleichgesinnte von 
überall, um Hass zu verbreiten und Menschen zu rassistischen Taten anzustiften. Sie 
schreiben online Dinge, die sie im persönlichen Gespräch kaum sagen würden. Zum 
anderen werden rassistische Taten gezielt dokumentiert, damit sie im Internet eine 
möglichst grosse Verbreitung finden. Das Attentat in Christchurch Anfang 2019 ist 
ein erschütterndes Beispiel dafür. Wer heute Rassismus verstehen will, muss das In-
ternet verstehen – und umgekehrt.

Umso mehr braucht es Gegenstimmen, staatliche und nichtstaatliche, die einstehen 
für Anstand, gemeinsame Werte und klare Grenzen – online und offline. In der 
Schweiz engagieren sich eine Vielzahl von Akteuren gegen Rassismus und Diskrimi-
nierung, der vorliegende Bericht der Fachstelle für Rassismusbekämpfung gibt eine 
Übersicht dazu. 

Der Bericht zeigt auch auf, dass Rassismus ein strukturelles Problem ist. In vielen 
Lebensbereichen sind Veränderungen nötig, damit alle Menschen, unabhängig von 
Herkunft, religiöser Zugehörigkeit oder Nationalität, gleichwertig am gesellschaftli-
chen Leben teilhaben können – ob bei der Arbeit, bei der Wohnungssuche oder im 
öffentlichen Raum. Rassistische Diskriminierung muss als solche erkannt und be-
nannt werden – der Bericht liefert eine wichtige Grundlage dafür.

Bundesrat Alain Berset, 
Vorsteher des Eidgenössischen Departements des Innern
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DER BERICHT IN KÜRZE
So vielfältig wie die Erscheinungsfor-
men von rassistischer Diskriminierung 
sind, so schwierig ist deren Erfassung. 
Nur der Zusammenzug von Daten aus 
verschiedenen Quellen erlaubt es, einen 
Überblick zu gewinnen. Der vierte Be-
richt der Fachstelle für Rassismusbe-
kämpfung für die Periode 2017-2018 
analysiert die aktuelle Datenlage und 
präsentiert staatliche und zivilgesell-
schaftliche Massnahmen der Rassismus-
bekämpfung. Er dient Fachpersonen 
und Interessierten als Nachschlagewerk 
und ist ein Monitoringinstrument zur 
Langzeitbeobachtung von rassistischer 
Diskriminierung in der Schweiz. 

Die Datenanalyse umfasst die aktuellen 
Ergebnisse der Umfrage Zusammenle-
ben in der Schweiz (ZidS) des Bundes-
amtes für Statistik (BFS), statistische 
Daten zu zentralen Lebensbereichen 
und spezifischen Bevölkerungsgruppen 
(Integrationsindikatoren u.a.) sowie An-
gaben aus der Beratungspraxis und zu 
Rechtsurteilen. Sie zeigt Trends auf und 
belegt systematische Diskriminierung:

–– Die Werte der ZidS-Umfrage sind sta-
bil, wenn auch auf hohem Niveau – 
jede dritte Person fühlt sich durch als 
«anders» wahrgenommene Men-
schen gestört. Am stärksten ausge-
prägt sind weiterhin die ablehnenden 
Einstellungen gegenüber Muslimin-
nen und Muslimen. Andererseits wird 
Rassismus als ernstes gesellschaftli-
ches Problem wahrgenommen: ein 

Drittel der Befragten ist der Ansicht, 
dass mehr dagegen unternommen 
werden müsste. 

–– Jüngere Menschen erfahren beson-
ders häufig Diskriminierung – der 
Anteil der 15- bis 24-Jährigen, die 
gemäss ZidS-Befragung in den letz-
ten fünf Jahren Diskriminierung er-
lebt haben, ist seit 2016 deutlich von 
28% auf 38% gestiegen. Ob jüngere 
Menschen tatsächlich häufiger von 
Diskriminierung betroffen sind, wäre 
detailliert zu untersuchen, sie haben 
aber offensichtlich eine geschärfte 
Wahrnehmung für rassistische Diskri-
minierung. 

Diskriminierung kommt in allen Lebens-
bereichen vor. Der Bericht präsentiert 
diese im Detail:

–– Besonders häufig wird Diskriminie-
rung bei der Stellensuche und im be-
ruflichen Alltag gemeldet. Seit Jahren 
gibt es in diesem Bereich am meisten 
Beratungsfälle. Weil die Arbeitswelt 
als der wichtigste Integrationsmotor 
gilt, wird Diskriminierung im beruf
lichen Kontext als besonders ein-
schneidend erlebt und entsprechend 
oft um Rat gesucht.

–– Erstmals wird rassistische Diskriminie-
rung in Medien und Internet in einem 
eigenen Kapitel behandelt. Die rassis-
tische Hassrede im Netz hat heute ein 
quantitatives Ausmass und eine qua-
litative Dimension erreicht, welche 
die demokratische Auseinanderset-
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zung erschweren. Es braucht geeig-
nete Strategien und Massnahmen  – 
namentlich zur strafrechtlichen Ahn- 
dung, aber auch zur Schaffung von 
Gegen-Öffentlichkeiten als Interven-
tionsmechanismen sowie zur Sensibi-
lisierung und Prävention. 

In allen Lebensbereichen werden Mass-
nahmen zum Diskriminierungsschutz 
und zur Rassismusbekämpfung umge-
setzt. Aber viele dieser Tätigkeiten sind 
oft punktuell und nicht nachhaltig ein-
gebettet – Diskriminierungsschutz ist 
immer noch keine langfristig verstande-
ne Selbstverständlichkeit:

–– Das gilt auch für die Kantonalen Inte-
grationsprogramme (KIP) – die einen 
Meilenstein darstellen für den Auf-
bau von Beratungsangeboten und 
die Verankerung des Diskriminie-
rungsschutzes. Dieser wird aber noch 
wenig als Bedingung der Integration, 
sondern vielmehr als zusätzliches Ele-
ment verstanden. Der Schritt hin zum 
gleichberechtigten Zugang zu allen 
Institutionen und dem diskriminie-
rungsfreien Umgang dieser mit allen 
in der Schweiz lebenden Menschen 
ist noch ungenügend erfolgt.

–– Die im Rahmen der KIP neu geschaf-
fenen oder weitergeführten Bera-
tungsangebote sind nicht langfristig 
gesichert. Oft fehlt es an den nötigen 
Ressourcen, um in die Qualität der 
Beratung, die Zugänglichkeit und die 
Bekanntmachung der Angebote zu 
investieren. 

–– Daten aus der ZidS-Umfrage und Stu-
dien zum Anti-Schwarzen-Rassismus 
machen deutlich, dass Rassismus 

häufig in alltäglichen Bemerkungen 
oder Gesten zum Ausdruck kommt, 
die subtil, aber gleichwohl beleidi-
gend sind. Es ist dadurch schwieriger, 
Rassismus zu benennen und darauf 
zu reagieren – auch wenn er für die 
Betroffenen real und im Alltag ein-
schränkend und verletzend ist. Ras-
sismusbekämpfung muss die Wir-
kung und weniger die Absicht in den 
Fokus stellen. 

–– Eine positive Entwicklung stellt hier-
bei die zunehmende Präsenz von 
Personen mit Rassismuserfahrung in 
zivilgesellschaftlichen Bewegungen 
dar. Mit ihren Erfahrungen und Akti-
vitäten tragen sie zu einer breiteren 
gesellschaftlichen Debatte bei – sei 
dies als Widerstand gegen Racial Pro-
filing, in den Forderungen nach einer 
postkolonialen Perspektive auf die 
Schweiz oder in Vorschlägen für ei-
nen neuen Diskurs über die «Migra
tionsgesellschaft Schweiz». 
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1	 EINLEITUNG
Rassistische Diskriminierung findet 
statt. Das muss anhand der im vorlie-
genden Bericht gesammelten Daten 
und Informationen festgehalten wer-
den. Statt findet sie einerseits beim Zu-
gang zu Arbeit, Wohnraum oder Leis-
tungen in anderen Lebensbereichen. 
Und sie findet im Alltag statt, oft, ohne 
dass sie als solche erkannt wird. Dabei 
muss stets unterschieden werden zwi-
schen individuellen Diskriminierungser-
fahrungen und der strukturellen Ebene 
von Diskriminierung und Rassismus. Der 
Bericht unternimmt den Versuch, auf 
beide Ebenen einzugehen. Dass Diskri-
minierungen aufgrund von Herkunft, 
Hautfarbe, Religion, Lebensweise oder 
Sprache oft subtil sind und im Gewand 
vermeintlicher kultureller Unterschiede 
erscheinen, macht diese Auseinander-
setzung und die Betrachtung der ver-
schiedenen Ebenen von Diskriminierung 
und Rassismus besonders schwierig. 

Der Bericht der Fachstelle für Rassismus-
bekämpfung (FRB) 2018 umfasst die 
Jahre 2017 und 2018. In einzelnen Fäl-
len nimmt er Ereignisse aus dem Jahr 
2019 auf, wenn diese für die beschrie-
bene Entwicklung oder Massnahme re-
levant sind. Der Bericht gibt einen aktu-
alisierten Überblick über die bestehende 
Datenlage, ermöglicht mit aktuellen 
Umfrageergebnissen eine Gesamtein-
schätzung und bietet einen Überblick 
über die Problemlage und über Lö-
sungsansätze in den verschiedenen Le-
bensbereichen:

–– Im ersten Teil werden Begrifflichkei-
ten und institutionelle Zuständigkei-
ten vorgestellt (Kapitel 2 und 3) und 
es wird auf rechtliche Grundlagen 
und Entwicklungen während der 
Berichtsperiode eingegangen (Kapi-
tel  4). In Kapitel  5 folgt eine Über-
sicht über Daten und Entwicklungs­
trends in der Schweiz. 

–– Der zweite Teil analysiert die Situation 
in unterschiedlichen Themen- und Le-
bensbereichen und gibt einen Über-
blick zu den Massnahmen gegen ras-
sistische Diskriminierung (Kapitel  6). 
Zuerst richtet sich der Blick auf über-
greifende Themen und Massnahmen: 
die Umsetzung des Diskriminierungs-
schutzes in den kantonalen Integrati-
onsprogrammen (KIP), Rassismus in 
den Medien und im Internet – dieses 
Kapitel findet sich so erstmals im Be-
richt – und Rechtsextremismus. Da-
nach wird auf die Situation in beson-
ders sensiblen Lebensbereichen wie 
z. B. Arbeit und Wohnen und auf den 
Zugang zu öffentlichen Leistungen 
eingegangen. Schliesslich themati-
siert der Bericht Fragen in Zusammen-
hang mit besonders verletzlichen Be-
völkerungsgruppen.

Wie die zweite Erhebung «Zusammen-
leben in der Schweiz» (ZidS) des Bun-
desamtes für Statistik (BFS) aus dem 
Jahr 2018 zeigt, betrachtet eine Mehr-
heit der befragten Personen (59%) Ras-
sismus als wichtiges gesellschaftliches 
Problem. Dagegen vorgehen müssten 
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vor allem der Staat bzw. der Bund sowie 
jede und jeder Einzelne. Und obwohl 
ein grosser Teil der Befragten positiv 
eingestellt ist gegenüber Musliminnen 
und Muslimen, Schwarzen sowie Jüdin-
nen und Juden wie auch gegenüber 
den in der Schweiz wohnhaften Auslän-
derinnen und Ausländern, fühlt sich 
mehr als ein Drittel durch als «anders» 
empfundene Personen gestört. Demge-
genüber berichten 28% der Befragten, 
selbst Diskriminierung erfahren zu ha-
ben.1 

Die Umfrageergebnisse geben Hinweise 
auf Trends in Bezug auf Einstellungen 
und erlebte Diskriminierung, sie geben 
allerdings nur begrenzt Aufschluss über 
strukturelle Diskriminierung in der 
Schweiz. Umso wichtiger ist es deshalb, 
dass die Daten aus der ZidS-Umfrage 
mit weiteren Daten in Zusammenhang 
gestellt werden, welche Hinweise auf 
systematische Ungleichheiten zwischen 
Bevölkerungsgruppen geben. Erst die 
kombinierte Betrachtung der Ergebnis-
se zum Zusammenleben in der Schweiz, 
der Daten aus der Beratungspraxis und 
der statistischen Angaben zu den unter-
schiedlichen Lebensbereichen (BFS-In-
tegrationsindikatoren, spezifische For-
schungsergebnisse) erlaubt es, Trends 
und systematische Diskriminierung fest-
zustellen. 

Neben der Darstellung der Situation ei-
nerseits, geht es im Bericht andererseits 
um Massnahmen zum Diskriminie-
rungsschutz. Ohne Anspruch auf Voll-

1	 www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

ständigkeit gibt der Bericht die umfas-
sendste zur Verfügung stehende 
Übersicht zu Massnahmen gegen Ras-
sismus und Diskriminierung in der 
Schweiz. Der Fokus liegt dabei auf 
staatlichen und überregionalen Aktivi-
täten. Manche Bereiche liegen in der 
Zuständigkeit des Bundes, viele sind im 
Kompetenzbereich der Kantone und 
Gemeinden. Entsprechend werden in 
allen Kapiteln exemplarisch auch regio-
nale und lokale sowie zivilgesellschaft­
liche Massnahmen beschrieben.  

Im Sinne einer ergänzenden Aussen-
sicht nehmen in den Kapiteln 8 und 9 
die Eidgenössische Kommission gegen 
Rassismus (EKR) und die Eidgenössische 
Migrationskommission (EKM) Stellung 
zum Bericht. Die Präsidentin der EKR 
und der Präsident der EKM beurteilen in 
10  Fragen und Antworten die im Be-
richt dargestellte Lage sowie die Arbeit 
von Bund, Kantonen, Städten und Ge-
meinden zum Diskriminierungsschutz. 

http://www.bfs.admin.ch
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2	 BEGRIFFE 

2	 Naguib, Tarek. Begrifflichkeiten zum Thema Rassismus im nationalen und im internationalen Ver-
ständnis. Eine Auslegeordnung unter Berücksichtigung des Völker- und Verfassungsrechts. Expertise 
im Auftrag der Fachstelle für Rassismusbekämpfung FRB, Eidgenössisches Departement des Innern 
EDI. Winterthur/Bern, 27. August 2014: www.frb.admin.ch > Recht und Beratung > Rechtliche 
Grundlagen. Die Studie liegt in den Sprachen Deutsch, Französisch und Englisch vor. Die juristisch 
ausgerichtete Studie kann zu punktuellen Fragen konsultiert werden, vermittelt in ihrer Gesamt­
lektüre aber auch die weltanschaulichen, politischen, wissenschaftlichen und rechtlichen Auseinan-
dersetzungen zu den behandelten Themen. 

In Zusammenhang mit Rassismus und 
rassistischer Diskriminierung gehört die 
Verständigung auf die Begrifflichkeiten 
bereits zur inhaltlichen Auseinanderset-
zung mit dem Thema. Im Folgenden 
werden nur die wichtigsten Begriffe 
aufgenommen. Für weitere Ausführun-
gen verweisen wir auf die 2014 im Auf-
trag der FRB und in Zusammenarbeit 
mit Expertinnen und Experten des Eid-
genössischen Departements für aus-
wärtige Angelegenheiten (EDA) erstell-
te Studie zu den Begrifflichkeiten im 
Bereich Rassismus und zu deren Ver-
wendung im nationalen und im inter-
nationalen Kontext.2 

Rassismus im engeren Sinn bezeichnet 
eine Ideologie, die Menschen aufgrund 
ihrer ethnischen, nationalen oder religi-
ösen Zugehörigkeit in angeblich natur-
gegebene Gruppen («Rassen») einteilt 
und diese hierarchisiert. Damit werden 
Menschen nicht als Individuen beurteilt 
und behandelt, sondern als Mitglieder 
pseudo-natürlicher Gruppen mit kollek-
tiven, als unveränderbar betrachteten 
Eigenschaften. In einem weiteren Sinn 
umfasst der Begriff Rassismus aber auch 
die nicht zwingend ideologisch fundier-

te, unabsichtliche oder sogar unbewus-
ste Hierarchisierung von Bevölkerungs-
gruppen, welche die gesellschaftlichen 
Strukturen, Institutionen und Dynami-
ken prägt und zu bestimmten Macht-
verhältnissen, Ausgrenzungen und Pri-
vilegien führt. Wo rechtlich nicht anders 
vorgegeben, wird nachfolgend von die-
sem breiten Verständnis von Rassismus 
ausgegangen. 

Als soziale Konstruktionen werden 
«Rassen» nicht nur mittels äusserlicher 
Merkmale, sondern auch aufgrund von 
angenommenen kulturellen, religiösen 
oder herkunftsmässigen Unterschieden 
konstruiert und als Erklärung für beste-
hende sozioökonomische Ungleichhei-
ten herangezogen. Dabei wird in bio
logistischen Formen des Rassismus 
anhand äusserlicher Eigenschaften die 
Vererbbarkeit von psychischen und so-
zialen Merkmalen abgeleitet und mit 
einer angenommenen Minderwertig-
keit bestimmter Menschengruppen ver-
knüpft. Demgegenüber werden in kul-
turalistischen Formen von Rassismus die 
Minderwertigkeit aufgrund tatsächli-
cher oder zugeschriebener sozialer, kul-
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tureller oder religiöser Zugehörigkeiten 
legitimiert. 

Heute ist der Begriff «Rasse» im deut-
schen Sprachraum als unhaltbare Kate-
gorie zur Einteilung der Menschheit 
verpönt. In den internationalen Ver­
tragswerken ist er aber nach wie vor als 
mögliches Diskriminierungsmerkmal 
etabliert, weshalb er in den rechtlichen 
Bestimmungen der meisten Länder und 
der Schweiz aufgeführt bleibt. Im eng-
lischsprachigen Raum wird «race» als 
sozial konstruierte Kategorie verstan-
den und daher nicht gemieden. Bis heu-
te konnten sich auch keine alternativen 
Begriffe oder Umschreibungen durch-
setzen, welche alle mit dem Begriff 
«Rasse» eingeschlossenen Merkmale 
griffig umfassen und einen gleichblei-
benden Schutz vor rassistischer Diskri-
minierung gewährleisten können. In der 
schweizerischen Rechtspraxis umfasst 
der Begriff «Rasse» sowohl physische 
als auch soziale, sprachliche, kulturelle 
und historische Komponenten.3 Wird er 
in weiterführenden Dokumenten der 
Behörden verwendet, wird entweder 
auf die dem Begriff inhärente Problema-
tik verwiesen oder aber der Begriff in 
Anführungszeichen gesetzt.4

Mit dem Rechtsbegriff rassistische 
Diskriminierung wird jede Praxis be-
zeichnet, die Menschen aufgrund phy-
siognomischer Merkmale, ethnischer 

3	 Botschaft des Bundesrates über den Beitritt der Schweiz zum Internationalen Übereinkommen von 
1965 zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung und über die entsprechende Strafrechts-
revision vom 2. März 1992 (S. 279): «Eine Rasse ist in diesem breiten – soziologischen – Sinn eine 
Menschengruppe, die sich selbst als unterschiedlich von anderen Gruppen versteht und/oder so ver-
standen wird, auf der Grundlage angeborener und unveränderlicher Merkmale.»

4	 Vertiefende Ausführungen dazu finden sich im Kapitel 4 (Rechtliche Grundlagen). 

Herkunft, kultureller Merkmale (Spra-
che, Name) und/oder (realer oder ange-
nommener) religiöser Zugehörigkeit 
Rechte vorenthält, sie ungerecht oder 
intolerant behandelt, demütigt, be-
droht oder an Leib und Leben gefähr-
det. Sie kann Schweizer und ausländi-
sche Staatsangehörige gleichermassen 
betreffen und ist nicht zwingend – im 
Alltag meistens nicht – ideologisch be-
gründet. 

Von rassistischen Vorfällen oder rassisti-
scher Diskriminierung zu unterscheiden 
sind rassistische Einstellungen. Auch 
diese sind nicht zwingend ideologisch 
begründet und führen auch nicht zwin-
gend zu rassistischen Handlungen. Per-
sönliche Einstellungen, wenn sie im pri-
vaten Kreis geäussert werden, fallen 
unter die Meinungsfreiheit. Sie können 
aber zu einem Klima beitragen, in dem 
rassistische Äusserungen und diskrimi-
nierende Handlungen eher toleriert 
oder gutgeheissen werden, obwohl die 
Mehrheit der Bevölkerung selbst nicht 
entsprechend handeln würde. 

Direkte oder unmittelbare Diskrimi-
nierung liegt dann vor, wenn eine Per-
son aus nicht zulässigen Gründen weni-
ger vorteilhaft behandelt wird als eine 
andere Person in einer vergleichbaren 
Situation. Als indirekte oder mittel-
bare Diskriminierung werden Prakti-
ken, Politiken, oder gesetzliche Grund-
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lagen bezeichnet, welche trotz schein-
barer Neutralität im Ergebnis zu einer 
nicht zulässigen Ungleichbehandlung 
führen. Auch können Personen einer 
mehrfachen Diskriminierung ausge-
setzt sein, wenn sie gleichzeitig etwa 
aufgrund der Herkunft, Hautfarbe, Kul-
tur oder Religion und aufgrund des Ge-
schlechts, der sozialen Schichtzugehö-
rigkeit, einer Behinderung oder eines 
anderen Merkmals diskriminiert wer-
den. Dieses Phänomen betrifft zum Bei-
spiel Frauen, die gleichzeitig einer ethni-
schen Minderheit und einer benachtei-
ligten sozialen Schicht angehören, also 
mehrere «anfällige» Merkmale kumu-
lieren. Bei intersektionalem Rassis-
mus interagieren die verschiedenen 
Ausgrenzungsformen in einer Weise 
miteinander, die eine spezifische Betrof-
fenheit erst hervorbringt. Dies ist dann 
der Fall, wenn die einzelnen Diskrimi-
nierungsmerkmale erst miteinander ver-
woben ursächlich für die Diskriminie-
rung sind, beispielsweise bei der Ver-
weigerung der Einbürgerung einer Frau 
mit Kopftuch.5

Mit Fremdenfeindlichkeit (Xenopho-
bie) wird eine auf Vorurteile und Ste-
reotype gestützte Haltung bezeichnet, 
die alles, was als fremd eingestuft wird, 
mit negativen Gefühlen verbindet. So-
zialpsychologisch gesehen wird mit der 
Feindseligkeit gegenüber so gesehenen 
Fremden ein überlegenes Selbstbild er-
zeugt. Die Konstruktion von Bildern 
über vermeintlich Fremde oder Andere 
ist sozial-kulturell geprägt. Das heisst, 
dass sie nicht naturgegeben ist und so-

5	 Siehe dazu Naguib, Tarek 2014, S. 26.

mit auch verändert werden kann. Die 
Gefahr bei der Verwendung des Begriffs 
Xenophobie liegt darin, dass Prozesse 
der Stigmatisierung durch Psychologi-
sierung und Biologisierung («-phobie») 
erklärt werden (Vorurteile als natürliche 
menschliche Reaktion) und damit eine 
naturgegebene Erklärung für Gewalt 
und Ausgrenzung nahegelegt wird. Der 
Begriff ist jedoch nützlich, um eine dif-
fuse, nicht unbedingt ideologisch be-
gründete Haltung zu bezeichnen, wel-
che auf einer allgemeinen Ablehnung 
alles «Fremden» und einer Angst vor 
«Überfremdung» beruht und eine dis-
kriminierende, restriktive Zuwande-
rungspolitik wünscht. Ein weiterer 
Grund für die Verwendung des Begriffs 
ist seine Verankerung in internationalen 
Vertragswerken und Dokumenten (häu-
fig als Begriffspaar «racism and xeno-
phobia»).

Rassismus hat viele spezifische Ausprä-
gungen. Deren Bezeichnung kann hel-
fen, Ursachen und Erscheinungsformen 
präziser zu erkennen und Massnahmen 
gezielter auszurichten: 

Der Begriff Muslimfeindlichkeit be-
zeichnet eine ablehnende Haltung und 
Einstellung gegenüber Menschen, die 
sich als Musliminnen und Muslime be-
zeichnen oder als solche wahrgenom-
men werden. In die Muslimfeindlichkeit 
können sich auch Komponenten der 
Ablehnung gegenüber der Herkunft 
von Personen aus einem bestimmten 
(vom Islam geprägten) Land, gegenüber 
einer als patriarchalisch und frauen-
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feindlich wahrgenommenen Gesell-
schaft oder gegenüber einem funda-
mentalistisch gelebten Glauben mi
schen. Der Begriff Muslimfeindlichkeit 
wird hier dem der Islamfeindlichkeit 
oder der Islamophobie vorgezogen, 
denn der Fokus der staatlichen Mass-
nahmen gegen die Diskriminierung von 
Musliminnen und Muslimen liegt auf 
dem Schutz der Menschen bzw. Grup-
pen von Menschen und nicht auf dem 
Schutz einer Religion als solcher. 

Anti-Schwarzen Rassismus bzw. Ras-
sismus gegenüber Schwarzen be-
zieht sich spezifisch auf das Merkmal 
der Hautfarbe und auf physiognomi-
sche Merkmale. Dabei wird von der äus-
seren Erscheinung (Phänotypus) eines 
Menschen auf sein inneres Wesen (Ge-
notypus) geschlossen, unter Zuschrei-
bung von negativen Persönlichkeits- 
oder Verhaltenseigenschaften. Im 
Gegensatz zu rassistischen Einstellun-
gen bzw. Verhaltensweisen gegenüber 
anderen Menschen aufgrund ihrer (zu-
geschriebenen) Religion oder Kultur 
sind die Merkmale, auf welche der An-
ti-Schwarzen Rassismus abstellt, sicht-
bar und unwandelbar. Ausschlagge-
bend sind einzig äussere Merkmale wie 
die Hautfarbe, ob die Person nun seit 
Generationen hier lebt oder erst einge-
reist ist. Anti-Schwarzen Rassismus wur-
zelt in der rassistischen Ideologie insbe-
sondere des 18. und 19. Jahrhunderts, 
die als Rechtfertigung der kolonialen 
Herrschaftssysteme und der Sklaverei 

6	 Diese Umschreibung beruht im Wesentlichen auf der Definition der International Holocaust Re-
membrance Alliance (IHRA) und präsentiert und erweitert diese für die Anwendung in der Schweiz. 
Weitere Informationen dazu: www.holocaustremembrance.com 

diente. Heute betrifft er in der Schweiz 
sehr unterschiedliche Bevölkerungs-
gruppen (Schweizerinnen und Schwei-
zer mit Vorfahren aus Afrika, Nord- und 
Südamerika sowie Zugewanderte aus 
diesen Regionen oder aus den umlie-
genden europäischen Ländern). 

Antisemitismus/Judenfeindlichkeit: 
Antisemitismus bezeichnet Handlungen 
wie z. B. Angriffe auf Leib, Leben oder 
Eigentum jüdischer Personen und Insti-
tutionen. Antisemitisch können aber 
auch feindselige Überzeugungen, Vor-
urteile oder Stereotype sein, die sich – 
deutlich oder diffus – in der Kultur, der 
Gesellschaft und in Einzelhandlungen 
zeigen und die darauf zielen, jüdische 
Personen und Institutionen herabzuset-
zen oder zu benachteiligen. Judenfeind-
lichkeit drückt eine ablehnende Haltung 
oder Einstellung gegenüber Menschen 
aus, die sich als Jüdinnen und Juden be-
zeichnen oder als solche wahrgenom-
men werden. Antisemitismus wird heu-
te als Oberbegriff und zum Teil als 
Synonym für alle Formen antijüdischer 
Haltungen und Einstellungen verwen-
det. Der Fokus der staatlichen Massnah-
men gegen die Diskriminierung von Jü-
dinnen und Juden bzw. gegenüber 
Menschen, die als solche wahrgenom-
men werden, liegt auf dem Schutz der 
Menschen bzw. Gruppen von Men-
schen und nicht auf dem Schutz der Re-
ligion als solcher.6

http://www.holocaustremembrance.com
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Antiziganismus ist ein in Anlehnung 
an Antisemitismus gebildeter, seit den 
1980er Jahren verwendeter Begriff zur 
Bezeichnung der von Stereotypen und 
Feindschaft geprägten Einstellung ge-
gen Jenische, Sinti, Roma und andere 
Personen und Gruppen, die mit dem 
Stigma «Zigeuner» versehen worden 
sind, oder immer noch werden und 
denen die damit verbundenen negati-
ven Charakterisierungen zugeschrieben 
werden. Antiziganismus hat sich histo-
risch als ökonomische, gesellschaftliche 
oder staatliche Diskriminierung, politi-
sche Verfolgung bis hin zu Vertreibung, 
Internierung, Zwangssterilisierung oder 
staatlich organisierten Völkermord ma-
nifestiert. Der Begriff ist nicht unum-
stritten, weil er weiterhin die rassisti-
sche Fremdbezeichnung enthält. 

Wesentliche Merkmale des Rechtsext-
remismus sind die Infragestellung der 
Gleichwertigkeit aller Menschen und 
eine Ideologie der Ausgrenzung, die 
sich mit erhöhter Gewaltakzeptanz ver-
binden kann. Alle Definitionen des 
Rechtsextremismus verstehen Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit als kons-
tituierende Elemente. Rechtsextreme 
sind von der rassisch oder ethnisch be-
dingten sozialen Ungleichheit der Men-
schen überzeugt und verlangen nach 
ethnischer Homogenität. Grund- und 
Menschenrechte werden nicht als für 
alle Menschen überall gleich geltende 
Prinzipien akzeptiert. Abgelehnt und 
bekämpft werden der Wertepluralismus 
einer liberalen Demokratie und der so-
genannte Multikulturalismus einer glo-
balisierten Gesellschaft.
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3	 INSTITUTIONELLE 
ZUSTÄNDIGKEITEN 

7	 Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG), Eidgenössisches Büro für die 
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (EBGB), Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB).

8	 Im Bereich der rassistischen Diskriminierung sind vor allem die folgenden Kommissionen von Be-
deutung: Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR), Eidgenössische Migrationskommission 
(EKM), Eidgenössische Kommission für Frauenfragen (EKF), Eidgenössische Kommission für Kinder- 
und Jugendfragen (EKKJ).

Auf Bundesebene
Diskriminierungsschutz und Diskrimi-
nierungsbekämpfung sind Querschnitts­
themen über alle Bereiche und Kompe-
tenzebenen hinweg. Es braucht deshalb 
spezifische und eindeutig bezeichnete 
Stellen in der Verwaltung, die dafür sor-
gen, dass die Themen zielgerichtet be-
arbeitet und nicht mit unverbindlichen 
Absichtserklärungen abgetan werden. 
Diese Stellen sind grösstenteils dem Eid-
genössischen Departement des Innern 
(EDI) angegliedert, mit je eigenen 
Rechtsgrundlagen und Pflichtenheften.7 
Hinzu kommen die ausserparlamentari-
schen Kommissionen, die bei der kriti-
schen Beobachtung, der Identifizierung 
des Handlungsbedarfs und der Abstim-
mung von staatlichen und nichtstaatli-
chen Massnahmen eine wichtige Rolle 
spielen.8 Die für die Rassismusbekämp-
fung relevanten zwei Fachstellen und 
zwei Kommissionen bzw. deren Sekre-
tariate verfügen über gesamthaft 
12  Vollzeitstellen, ihre Betriebskredite 
belaufen sich total auf knapp 800 000 
Franken jährlich. 

Fachstelle für 
Rassismusbekämpfung 
Die 2001 geschaffene Fachstelle für 
Rassismusbekämpfung (FRB) fördert, 
koordiniert und vernetzt Massnahmen 
gegen Rassismus und rassistische Diskri-
minierung und unterstützt Behörden 
und Institutionen auf Bundes-, Kantons- 
und Gemeindeebene. Sie beteiligt sich 
an der Zusammenarbeit mit den Institu-
tionen auf internationaler Ebene (insbe-
sondere UNO, Europarat und OSZE) und 
setzt sich für den Austausch mit Nicht-
regierungsorganisationen und For-
schungsinstitutionen ein. Die FRB hat 
seit ihrer Gründung bis Dezember 2018 
in allen Landesteilen insgesamt 953 Pro-
jekte mit 16,7 Millionen Franken und 
436 Schulprojekte mit rund 5,5 Millio-
nen Franken unterstützt. 

Fachstelle Extremismus in der 
Armee
Die Fachstelle Extremismus in der Ar-
mee (FS EX A) unterstützt das Eidgenös-
sische Departement für Verteidigung, 
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) in 
allen Angelegenheiten in Zusammen-
hang mit Extremismus in der Armee. 
Die FS EX A ist als Anlauf- und Melde-
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stelle tätig. Sie klärt gemeldete Hinwei-
se ab, berät in Fragen des Rechtes, der 
Führungsmassnahmen und der Präven-
tion und bietet Fachinformationen zu 
extremistischen Gruppierungen und 
Strömungen. An sie können sich Ange-
hörige der Armee jeglichen Dienstgra-
des und jeglicher Funktion wenden, 
aber auch Kantons- und Gemeindebe-
hörden, Bürgerinnen und Bürger sowie 
die Medien. Weiter bietet die FS EX A in 
zahlreichen militärischen Kaderlehrgän-
gen Sensibilisierungssequenzen und 
Schulungen an. Die Fachstelle wurde 
2002 gegründet und ist seit 2005 der 
FRB im EDI administrativ unterstellt. Sie 
erfüllt ihre Aufgaben aber ausschliess-
lich zu Gunsten der Armee und ist ih-
rem Auftraggeber, dem Chef Personel-
les der Armee gegenüber Rechenschaft 
schuldig. 

Eidgenössische Kommission gegen 
Rassismus
Die Eidgenössische Kommission gegen 
Rassismus (EKR) ist eine 1995 eingesetz-
te ausserparlamentarische Kommission, 
welche Vorkommnisse und Aktivitäten 
im Bereich des Rassismus und der rassis-
tischen Diskriminierung kritisch beob-
achtet. Laut Mandat des Bundesrats 
«(…) fördert [sie] eine bessere Verstän-
digung zwischen Personen unterschied-
licher Rasse, Hautfarbe, nationaler und 
ethnischer Herkunft, Religion, bekämpft 
jegliche Form von direkter und indirek-
ter Rassendiskriminierung und schenkt 
einer wirksamen Prävention besondere 
Beachtung». Die EKR nimmt dabei auch 
Bedürfnisse und Anliegen von Minder-
heiten auf und kann frei Stellung neh-
men, ohne einer staatlichen oder politi-

schen Linie verpflichtet zu sein. Die 
Kommission besteht aus 16 Mitglie-
dern; sie berücksichtigt in ihrer Zusam
mensetzung eine ausgewogene Vertre-
tung von Interessens- und Minderhei-
tengruppen sowie Angehörigen der 
Geschlechter, der Sprachen, Regionen 
und Religionen in der Schweiz. Der 
Kommission steht ein Sekretariat zur 
Seite, das organisatorisch dem General-
sekretariat des EDI angegliedert ist. 

Eidgenössische 
Migrationskommission
Die ausserparlamentarische Migrations-
kommission (EKM) setzt sich aus 30 
vom Bundesrat gewählten Fachleuten 
zusammen. Sie hat den gesetzlichen 
Auftrag, sich mit sozialen, wirtschaftli-
chen, kulturellen, politischen, demo-
grafischen und rechtlichen Fragen zu 
befassen, die sich aus dem Aufenthalt 
von Ausländerinnen und Ausländern in 
der Schweiz ergeben. Sie berät Bundes-
rat und Verwaltung in Migrationsfra-
gen, fördert den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt durch die Unterstützung 
von Projekten und publiziert Studien 
und Empfehlungen. Die behandelten 
Themenfelder reichen vom Flüchtlings-
schutz und der Arbeitsmigration über 
politische Teilhabe bis hin zu Fragen des 
Diskriminierungsschutzes im Rahmen 
der Integrationsförderung. 

Auf Kantons- und Gemeindeebene
Alle Kantone haben im Rahmen ihrer 
verfassungsrechtlichen oder gesetzlichen 
Bestimmungen zur Integrationspolitik ei-
nen expliziten und einen impliziten Auf-
trag zum Diskriminierungsschutz. Mit 
der Umsetzung des Integrationsauftrags 
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und des Diskriminierungsschutzes sind 
Integrationsfachstellen oder die Integra-
tionsdelegierten betraut. Diese haben 
sich zur Konferenz der Integrationsdele-
gierten (KID) zusammengeschlossen. Die 
KID arbeitet bei der Entwicklung der In-
tegrationspolitik der Schweiz mit und 
übernimmt damit eine wichtige Aufgabe 
bei der Verankerung des Diskriminie-
rungsschutzes als eine Säule der Inte
grationspolitik; ihr Sekretariat wird von 
der Konferenz der Kantonsregierungen 
(KdK) geführt. Auch die Städte und Ge-
meinden übernehmen eine zentrale 
Rolle bei der konkreten Umsetzung des 
Diskriminierungsschutzes. Analog zu 
den Kantonen haben viele Städte eigene 
Integrationsdelegierte ernannt oder füh-
ren Integrationsfachstellen. Auch diese 
Stellen sind Mitglieder der KID. Zudem 
behandeln die Ombudsstellen, die in ei-
nigen Kantonen und Städten bestehen, 
Fragen der Diskriminierung in Zusam-
menhang mit staatlichem Handeln.



59%

der Bevölkerung erachten Rassismus als  
ernstes gesellschaftliches Problem.

Quelle: BFS-Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» (ZidS),  
www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenleben in der Schweiz
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4	 RECHTLICHE GRUNDLAGEN

9	 Der Online-Rechtsratgeber der Fachstelle für Rassismusbekämpfung bietet eine eingehendere Darstel-
lung der Rechtslage auf nationaler, kantonaler und internationaler Ebene: www.rechtsratgeber-frb.
admin.ch > Rechtslage

10	 z. B. Art. 49 Abs. 3 des Spitalversorgungsgesetzes BE, Art. 18 der Verordnung zum Sozialhilfegesetz 
ZH, Art. 10 des Bildungsgesetzes OW, Art. 25 Abs. 1 Bst. b des Gesetzes über das St. Galler Bürger-
recht, Art. 10 Abs. 3 Bst. a der Verordnung über die Wohnraumförderung BS, Art. 15 Abs. 2 des 
Personalreglements des Zürcher Universitätsspitals, Art. 5 der Personalordnung der Universität Basel 
oder Art. 25 der Verordnung über das Massnahmenzentrum für junge Erwachsene Arxhof BL.

11	 Die Aufzählung ist nicht abschliessend zu verstehen.

Zur nachhaltigen Bekämpfung von ras-
sistischer Diskriminierung braucht es 
Sensibilisierung, Prävention und ausser-
rechtliche Interventionen. Im konkreten 
Fall müssen sich Betroffene aber auf 
rechtlichen Schutz verlassen können. 
Auf Bundesebene ausschlaggebend sind 
der verfassungsrechtliche Diskriminie-
rungsschutz (Art. 8 BV) und die straf-
rechtliche Ahndung von rassistischer 
Diskriminierung (Art. 261bis StGB). Privat-
rechtlich umfassen mehrere allgemeine 
Bestimmungen den Schutz vor rassisti-
scher Diskriminierung.9 Auf kantonaler 
Ebene ist das Diskriminierungsverbot 
bzw. der Schutz vor Diskriminierung teils 
in der Verfassung oder in bereichsspezi-
fischen Gesetzen oder Verordnungen 
verankert.10

Die schweizerische Bundesverfassung 
garantiert allen Menschen, die in der 
Schweiz leben, das Recht auf gleiche 
Behandlung, und sie verbietet Diskrimi-
nierungen aufgrund von sogenannt ver-
pönten Merkmalen wie Herkunft, «Ras-
se», Geschlecht, Alter, Sprache, soziale 
Stellung, Lebensform, religiöse, weltan-
schauliche oder politische Überzeugung 

oder körperliche, geistige oder psychi-
sche Behinderung.11 Unter rassistischer 
Diskriminierung ist jede Form von Un-
gleichbehandlung oder Benachteiligung 
von Menschen aufgrund ihrer Herkunft, 
«Rasse», Sprache oder Religion zu ver-
stehen, die nicht sachlich begründet 
werden kann. Das heisst, dass nicht 
jede Ungleichbehandlung aufgrund die-
ser Merkmale zwingend diskriminierend 
ist. Um aber verfassungskonform zu 
sein, muss sie begründet werden kön-
nen. Das Verbot setzt keine Diskrimi­
nierungsabsicht voraus und schliesst 
sowohl direkte als auch indirekte Diskri-
minierungen mit ein.

Obwohl der Begriff «Rasse» (siehe auch 
Kapitel 2: Begriffe)heute im deutschen 
Sprachraum verpönt ist, ist er in den in-
ternationalen Vertragswerken (nament-
lich von UNO, Europarat, OSZE) und 
Ländern wie der USA nach wie vor als 
Diskriminierungsmerkmal oder als sozi-
ale Kategorie (von potentiell diskrimi-
nierten Personen) etabliert. Unter ande-
rem deshalb findet er im rechtlichen 
Kontext der meisten Länder weiterhin 
Verwendung, ist aber gleichzeitig regel-

http://www.rechtsratgeber-frb.admin.ch
http://www.rechtsratgeber-frb.admin.ch
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mässig Gegenstand von politischen De-
batten. Auch in der Schweiz ist der Be-
griff in Verfassung und Gesetz 
verankert, ausgehend von einem brei-
ten Verständnis, das physische, soziale, 
sprachliche, kulturelle und historische 
Komponenten umfasst.12 In weiterfüh-
renden Dokumenten wird er entweder 
in Anführungszeichen gesetzt oder in 
seiner Verwendung begründet. Auch in 
der Schweiz bestehen vereinzelt Initiati-
ven oder Überlegungen, «Rasse» durch 
andere Begriffe zu ersetzen, wobei sehr 
unterschiedliche Zielsetzungen dahin-
terstehen können: So kann mit der 
Streichung des Begriffs in Verfassung 
und Gesetz die Haltung verbunden sein, 
dass das Konzept «Rasse» wissen-
schaftlich unhaltbar und an sich rassis-
tisch ist. Andererseits kann aber mit 
dem Wegfall des Begriffs «Rasse» die 
Existenz von Rassismus bzw. die Not-
wendigkeit von dessen Bekämpfung in 
Frage gestellt werden. Zur sachlichen 
Abstützung der diesbezüglichen Diskus-
sionen hat die FRB 2018 einen externen 
Experten damit beauftragt, eine Über-
sicht zum aktuellen Stand der internati-
onalen Debatte und deren mögliche Be-
deutung für das nationale Recht zu 
erstellen.13

Aus dieser Übersicht geht hervor, dass 
einige Länder den Begriff «Rasse» teil-

12	 Botschaft des Bundesrates über den Beitritt der Schweiz zum Internationalen Übereinkommen von 
1965 zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung und über die entsprechende Strafrechts-
revision vom 2. März 1992 (S. 279): «Eine Rasse ist in diesem breiten – soziologischen – Sinn eine 
Menschengruppe, die sich selbst als unterschiedlich von anderen Gruppen versteht und/oder so ver-
standen wird, auf der Grundlage angeborener und unveränderlicher Merkmale.» 

13	 Mahon, Pascal/Graf, Anne-Laurence/Steffanini, Federica: Der Begriff «Rasse» im schweizerischen 
Recht. Juristische Expertise. Neuchâtel, 2019: www.frb.admin.ch > Recht und Beratung > Rechtliche 
Grundlagen

weise mit anderen Begriffen ersetzt ha-
ben, ohne ihn jedoch vollständig aus 
allen Gesetzestexten zu verbannen (z.B. 
Österreich, Finnland oder Schweden). 
Die gewählten alternativen Umschrei-
bungen wie «ethnische Zugehörigkeit», 
«Ethnie», «Ethnizität», «ethnische, so-
ziale und territoriale Zugehörigkeit», 
«Herkunft» oder «physische Erschei-
nung» vermögen aber weder alle As-
pekte der Bezugsmerkmale von poten-
tieller rassistischer Diskriminierung 
abzudecken noch mehr Auslegungs-
klarheit zu schaffen. Andere Länder ha-
ben sich bewusst dafür entschieden, 
den Begriff «Rasse» beizubehalten, da 
damit nicht die Existenz von «Rassen» 
anerkannt wird, sondern die Tatsache, 
dass Rassismus weiterhin existiert und 
bekämpft werden muss. Zwischen die-
sen beiden Positionen finden sich einige 
pragmatische Kompromisslösungen: So 
wird etwa im französischen Strafrecht 
von «sogenannten Rassen» («prétendu-
es races») gesprochen. Wie auch immer 
entschieden wird, aus rechtlicher Sicht 
ist in jedem Fall zentral, dass die ge-
wählte Option den Schutz vor rassisti-
scher Diskriminierung nicht einschränkt 
oder schwächt (indem beispielsweise 
nur noch Diskriminierung aufgrund der 
ethnischen Herkunft im engeren Sinn 
bzw. des Migrationshintergrundes zu-
lässig wäre), und dass die Einhaltung 
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der bestehenden menschenrechtlichen 
Verpflichtungen gewährleistet bleibt. 

Gemäss Bundesgericht umfasst das 
Merkmal Herkunft auch die Nationali-
tät. Ausländerinnen und Ausländer sol-
len weder gegenüber Schweizerinnen 
und Schweizern noch gegenüber ande-
ren Ausländerinnen und Ausländern 
diskriminiert werden.14 Eine unter-
schiedliche Behandlung von ausländi-
schen und schweizerischen Personen ist 
aber dann nicht diskriminierend, wenn 
sie sachlich begründet werden kann. So 
ist beispielsweise die Tatsache, dass aus-
ländische Staatsangehörige kein eid
genössisches Stimm- und Wahlrecht 
haben, aus rechtlicher Sicht keine Dis-
kriminierung, weil diese Ungleichbe-
handlung in der Verfassung vorgesehen 
ist.

Direkt finden die verfassungsrechtlichen 
Grundrechte nur Anwendung auf das 
Verhältnis zwischen Staat und Bürgerin-
nen und Bürgern (vertikale Wirkung); 
gemäss Artikel 35 BV müssen sie aber 
auch indirekt über verwaltungs-, straf-, 
und privatrechtliche Schutznormen im 
Verhältnis unter Privatpersonen Wir-
kung zeigen (horizontale Wirkung). 

Auf Gesetzesebene wird rassistische 
Diskriminierung nur strafrechtlich expli-
zit geregelt. Die Rassismus-Strafnorm 
(Art. 261bis StGB bzw. Art. 171c MStG) 
verbietet rassistische Diskriminierungen, 
die besonders schwerwiegend sind 
(d. h. eine gewisse Intensität aufweisen) 
und öffentlichen Charakter haben (d. h. 

14	 Siehe beispielsweise BGE 129 I 392, E. 3.2.2.

nicht im privaten Rahmen des Familien- 
oder Freundeskreises oder eines durch 
persönliche Beziehungen oder beson-
deres Vertrauen geprägten Umfelds 
stattfinden). Bei fehlender Öffentlich-
keit muss auf andere Straftatbestände 
zurückgegriffen werden wie beispiels-
weise Beschimpfung (Art. 177 StGB) 
oder Körperverletzungen (Art. 122 ff. 
StGB). Primär schützt Art. 261bis StGB 
die Menschenwürde (vgl. Art. 7 BV). 
Daraus ergibt sich zusätzlich der Schutz 
des öffentlichen Friedens, der auf das 
friedliche und sichere Zusammenleben 
der Bevölkerung abzielt. Die Menschen-
würde ist dann verletzt, wenn eine Per-
son oder eine Personengruppe im Kern 
ihrer Persönlichkeit getroffen wird, 
d. h., sie wird als minderwertig darge-
stellt und ihr wird die Qualität als 
menschliches Wesen oder das Recht zu 
leben abgesprochen. 

Der Staat (Kanton) hat einer von Ras-
sendiskriminierung betroffenen Person 
Entschädigung nach dem Opferhilfege-
setz (OHG; SR 312.5) zu leisten, wenn 
das Opfer durch eine Straftat unmittel-
bar in seiner körperlichen, psychischen 
oder sexuellen Integrität beeinträchtigt 
worden ist. Dabei ist es notwendig, dass 
die Beeinträchtigung eine gewisse In-
tensität aufweist. Die staatliche Ent-
schädigung ist subsidiär und betrags-
mässig nach oben beschränkt. In Fällen 
von schwerer Beeinträchtigung ist eine 
Genugtuung vorgesehen (ebenfalls mit 
einem Höchstbetrag). Das Bundesge-
richt hat präzisiert, ob und inwieweit 
eine von Rassendiskriminierung betrof-
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fene Person als Opfer im Sinne von Arti-
kel 2 Absatz 1 des Opferhilfegesetzes 
zu betrachten sei. Demnach kann eine 
Opferstellung gegeben sein, wenn der 
rassendiskriminierende Angriff mit Tät-
lichkeiten verbunden ist. Sei dies nicht 
der Fall und erfülle der Angriff keine 
weiteren Straftatbestände wie Körper-
verletzung, Brandstiftung usw., so kom-
me die Annahme der Opferstellung nur 
in besonders schweren Fällen in Be-
tracht.15 Im Entscheid wird ausgeführt, 
dass nicht die Schwere der Straftat, son-
dern der Grad der Betroffenheit der ge-
schädigten Person massgeblich sei für 
die Qualifizierung der Opferstellung.16 

Da Zuwiderhandlungen gegen die Ras-
sismusstrafnorm als Offizialdelikte gel-
ten, können sie nicht nur von der direkt 
betroffenen Person bei der zuständigen 
Untersuchungsbehörde (Polizei oder 
Staatsanwaltschaft) angezeigt werden, 
sondern von jeder Person, die Kenntnis 
vom Vorfall hat. Nach der Anzeige­
erstattung oder der Einleitung des Ver-
fahrens von Amtes wegen nehmen  
die Behörden erste Beweisaufnahmen 
vor. Kommt die Untersuchungsbehörde 
zum Schluss, dass die Verdachtsgründe 
hinreichend sind, erhebt die Staatsan-
waltschaft beim zuständigen erstins-
tanzlichen Strafgericht Anklage. Bei 
klarer Beweislage fällt in der Regel be-
reits die Staatsanwaltschaft einen Ent-
scheid (Strafbefehl, Einstellungsverfü-

15	 BGE 128 I 218, E. 1.5 und 1.6. 

16	 Ebd., E 1.2

17	 Parlamentarische Initiative Reynard Mathias «Kampf der Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Orientierung» (PI 13.407) vom 7. März 2013.

gung oder Nichtanhandnahme), ohne 
das Gericht einzuschalten.

Bezüglich der Rassismusstrafnorm stand 
in der Berichtsperiode, ausgehend von 
einer parlamentarischen Initiative, vor 
allem deren Ausweitung auf Diskrimi-
nierungen aufgrund der sexuellen Ori-
entierung im Zentrum der Debatte.17 
Bei der Erarbeitung des entsprechenden 
Gesetzesvorschlags wurde intensiv dar-
über debattiert, ob zusätzlich zur sexu-
ellen Orientierung auch das Kriterium 
der Geschlechtsidentität aufgenommen 
werden sollte. In der Schlussabstim-
mung sprach sich das Parlament aber 
dagegen aus. Gegen die Gesetzesvorla-
ge wurde erfolgreich das Referendum 
ergriffen. Über die Gesetzesvorlage 
wird abgestimmt werden.

Im Zivilrecht steht die Beseitigung, Un-
terlassung und Feststellung einer Diskri-
minierung im Vordergrund. Personen, 
deren Persönlichkeitsrechte durch ras-
sistische Diskriminierung verletzt wor-
den sind, können sich auf den zivilrecht-
lichen Persönlichkeitsschutz nach Art. 
28 ff. ZGB berufen. In der Arbeitswelt 
gilt der spezielle arbeitsrechtliche Per-
sönlichkeitsschutz nach Art. 328 OR. Im 
Mietrecht können rassistische Äusse-
rungen gegen eine Mieterin oder einen 
Mieter oder eine rassistisch motivierte 
Kündigung als unredliches oder rechts-
missbräuchliches Verhalten betrachtet 
werden (Art. 2 Abs. 1 ZGB und Anfecht-
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barkeit der Kündigung gestützt auf Art. 
271 Abs. 1 OR) oder auch als Verstoss 
gegen den Persönlichkeitsschutz (Art. 
28ff ZGB). Eine Untermiete kann nicht 
aus rassistischen Gründen verweigert 
werden (Art. 262 Abs. 2 OR). Generell 
im privatrechtlichen Verhältnis gilt aus-
serdem der Grundsatz von Treu und 
Glauben (Art. 2 ZGB). Trotz dieser Nor-
men ist der privatrechtliche Schutz ge-
gen rassistische Diskriminierung lücken-
haft, und es fehlt eine Konkretisierung 
des allgemeinen Diskriminierungsver-
bots, wie sie etwa im Gesetz zur Gleich-
stellung von Frau und Mann oder im 
Behindertengleichstellungsgesetz vor-
genommen wurde.

Anlässlich seines Berichts in Erfüllung 
des Postulats Naef «Bericht zum Recht 
auf Schutz vor Diskriminierung» vom 
Mai 2016 hat der Bundesrat verschiede-
ne Massnahmen zur Verbesserung des 
privatrechtlichen Diskriminierungsschut­
zes geprüft, namentlich die Einführung 
von zusätzlichen Schutznormen in ein-
zelnen privatrechtlich geregelten Be­
reichen (wie z. B. Arbeitsrecht, Miet-
recht, allgemeines Vertragsrecht), die 
Erweiterung des Anwendungsbereichs 
der zivilrechtlichen Verbandsklage, die 
Reduktion der Verfahrenskosten im 
Zivilverfahren sowie Sensibilisierungs-
massnahmen für das Problem der Mehr-
fachdiskriminierung. 

Konkret erarbeitete der Bundesrat auf 
dieser Grundlage eine Vorlage zur An-
passung der Schweizerischen Zivilpro-

18	 Vgl. dazu Kapitel 6.1.1 (Verankerung des Diskriminierungsschutzes in den kantonalen Integrations-
programmen).

zessordnung, die im Frühjahr 2018 in 
die Vernehmlassung geschickt wurde. 
Mit ihr soll den Bürgerinnen und Bür-
gern der Zugang zum Gericht und da-
mit die Rechtsdurchsetzung im Privat-
recht erleichtert werden. Namentlich 
sieht die Vorlage vor, dass die Gerichts-
kostenvorschüsse auf höchstens die 
Hälfte der mutmasslichen Gerichtskos-
ten begrenzt werden. Dies erleichtert es 
Personen, die keinen Anspruch auf un-
entgeltliche Rechtspflege haben, ihre 
Rechte gerichtlich geltend zu machen. 
Weiter soll das Verbandsklagerecht 
nicht mehr nur auf Persönlichkeitsver-
letzungen beschränkt sein, sondern 
etwa auch bei Streitigkeiten im Arbeits- 
oder Mietrecht Anwendung finden. Zu-
dem soll eine klagende Organisation – 
beispielsweise ein Verein – in eigenem 
Namen finanzielle Ansprüche der be-
troffenen Angehörigen einer bestimm-
ten Personengruppe geltend machen 
können. Die Vorlage muss nun noch 
vom Parlament behandelt werden. 
Nebst diesen geplanten gesetzgeberi-
schen Massnahmen bleibt aber der Aus-
bau und die qualitative Weiterentwick-
lung der kantonalen und kommunalen 
Beratungsstellen für Opfer von rassisti-
scher Diskriminierung wichtigster Pfeiler 
zur Stärkung des Zugangs zum Recht 
für von rassistischer Diskriminierung Be-
troffene18. 

Das Schweizerische Kompetenzzentrum 
für Menschenrechte (SKMR) kam in sei-
ner Studie über den Zugang zum Recht 
in Diskriminierungsfällen 2015 zum 
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Schluss, dass juristische Fachpersonen 
im Bereich des Diskriminierungsschut-
zes noch zu wenig informiert und sensi-
bilisiert seien.19 Dies, obwohl die Men-
schenrechte und die Gesetzgebung im 
Bereich der Rassendiskriminierung zu 
den obligatorischen Lerninhalten an 
den Rechtsfakultäten der Schweiz ge-
hören. Darüber hinaus gibt es aber kei-
nen weiteren obligatorischen Ausbil-
dungsweg für Richterinnen und Richter 
(die Organisation der kantonalen Ge-
richtsinstanzen und die Ausbildung der 
dort tätigen Magistratspersonen ist Sa-
che der Kantone), und auch in Bezug 
auf die Staatsanwältinnen und -anwälte 
und Magistratspersonen des Bundes 
schreibt die Gesetzgebung keine beson-
dere Ausbildung vor.20 Auf freiwilliger 
Basis bieten aber mehrere Hochschulen 
Kurse und Seminare zum Thema Diskri-
minierung an oder planen dies für die 
Zukunft (z. B. Universitäten Genf und 
Basel). In Ergänzung dazu organisierte 
die FRB zusammen mit dem SKMR im 
Jahr 2017 eine Fachtagung über den 
Zugang zur Justiz in Diskriminierungs-
fällen. Die Tagung richtete sich an juris-
tische Fachpersonen und Mitarbeitende 
von Beratungsstellen. Sie bot einen 
Überblick über die aktuelle Rechtslage 
in der Schweiz und thematisierte Fra-
gen, Hindernisse und Strategien in Zu-

19	 Kälin Walter/Locher Reto et al.: Zugang zur Justiz in Diskriminierungsfällen. SKMR, Bern, Juli 2015 
www.skmr.ch > Themenbereiche > Geschlechterpolitik > Publikationen (26.5.2016)

20	 Siehe z. B. Art. 42 des Bundesgesetzes vom 19. März 2010 über die Organisation der Strafbehörden 
des Bundes (StBOG; SR 173.71).

21	 Die Tagungsdokumentation ist auf der Website der FRB aufgeschaltet: www.frb.admin.ch > Recht 
und Beratung > Rechtliche Grundlagen

22	 www.rechtsratgeber-frb.admin.ch

sammenhang mit dem Zivil- und Straf-
recht.21 

Mit der gleichen Zielsetzung hat die FRB 
in Zusammenarbeit mit dem Sekretariat 
der Eidgenössischen Kommission gegen 
Rassismus (EKR) ihren Rechtsratgeber 
überarbeitet und in eine Webapplikati-
on überführt. Der neue «Online-Rechts-
ratgeber Rassistische Diskriminierung» 
ist seit Juli 2017 aufgeschaltet.22 Er bie-
tet Fachleuten aus der Beratungs- und 
Rechtspraxis, direkt Betroffenen sowie 
Personen in Schulung und Ausbildung 
einen schnellen Zugriff auf relevante In-
formationen. Nebst einem Überblick 
über die Begrifflichkeiten, die Rechtsla-
ge und das Beratungsangebot gehen 
vertiefende Module auf die Regelungen 
in den unterschiedlichen Lebensberei-
chen ein (u. a. Arbeit, Wohnen, Freizeit). 
Zusätzlich zu den rechtlichen Instru-
menten werden auch bewährte ausser-
rechtliche Lösungsansätze vorgestellt. 
Der Online-Rechtsratgeber ersetzt keine 
rechtliche Beratung, gibt aber erste Hin-
weise auf die Rechtslage und soll insbe-
sondere rechtlich nicht spezialisierten 
Beratungsstellen eine erste Einschät-
zung der Situation ermöglichen. Für 
weiterführende Schulungen zum Diskri-
minierungsrecht können sich Interes-
sierte bei der FRB melden.

http://www.frb.admin.ch
http://www.rechtsratgeber-frb.admin.ch
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In den Berichtsjahren 2017 und 2018 
wurden rund 60 parlamentarische Vor-
stösse zu einem breiten Spektrum von 
Themen in Zusammenhang mit Rassis-
mus, rassistischer Diskriminierung und 
Menschenrechten in der Schweiz einge-
reicht. Zunehmend im Fokus standen 
dabei Fragen zur Verflechtung der 
Schweiz mit Kolonialismus und Globali-
sierung und zur Regelung der digitalen 
Medien.23 Wo sinnvoll, wird auf einzel-
ne Vorstösse in den nachfolgenden the-
matischen Kapiteln vertieft eingegan-
gen.

23	 Eine Übersicht über die relevantesten Vorstösse bietet die Eidgenössische Kommission gegen Rassis-
mus (EKR): www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Politische Agenda zu Rassismus und Antirassis-
mus > Rassismus/Rassendiskriminierung

http://www.ekr.admin.ch
http://www.ekr.admin.ch/dienstleistungen/d114.html
http://www.ekr.admin.ch/dienstleistungen/d384.html
http://www.ekr.admin.ch/dienstleistungen/d384.html
http://www.ekr.admin.ch/dienstleistungen/d543.html
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der Bevölkerung sind der Ansicht,  
dass die Integration der Migrantinnen und  
Migranten in der Schweiz gut funktioniert.
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5	 RASSISTISCHE DISKRIMI-
NIERUNG UND RASSISMUS IN 
DER SCHWEIZ: DATENLAGE

24	 Siehe dazu: Bericht Integrationsmassnahmen und Anhang Massnahmenpaket, Massnahme 3.9, Bern, 
30. Juni 2007: www.sem.admin.ch > Publikationen & Service > Berichte > Integration > Thematische 
Berichte und Studien > «Bericht Integrationsmassnahmen» und «Anhang Massnahmenpaket» sowie: 
Bundesratsziele 2008, Ziel 10 «Gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern»: www.bk.admin.ch > 
Dokumentation > Führungsunterstützung > Jahresziele > Archiv - Jahresziele des Bundesrats Band I 
«Die Ziele des Bundesrats 2008»

Da Rassismus und rassistische Diskrimi-
nierung eine Vielfalt von unterschiedli-
chen Phänomenen umfassen, stammen 
auch die Daten dazu aus verschiedenen 
Quellen. Um einen Überblick über die 
Situation und eine bessere Steuerung 
der Massnahmen zu gewährleisten, be-
auftragte der Bundesrat im Jahr 2007 
die Fachstelle für Rassismusbekämp-
fung (FRB), das Ausmass von rassis­
tischen Diskriminierungen und Hal
tungen in der Schweiz sowie die Mass-
nahmen dagegen regelmässig für eine 
breitere Öffentlichkeit zu dokumentie-
ren.24 

Heute erfassen verschiedene Institutio-
nen rassistische oder diskriminierende 
Verhaltensweisen und Einstellungen. 
Staatliche Organe erheben rechtlich re-
levante Handlungen, die zu einer Anzei-
ge, einem Verfahren oder einer Verurtei-
lung führen. Medien und staatsunab-
hängige Organisationen wie zum Bei-
spiel Beratungs- oder Beschwerdestellen 
berücksichtigen auch Vorfälle, die den 
Justizorganen nicht zugetragen werden. 
Repräsentative Umfragen schliesslich 

geben Aufschluss über die erlebte Dis-
kriminierung der Bevölkerung sowie zu 
deren Einstellungen zu Rassismus und 
rassistischer Diskriminierung. 

Im Folgenden wird mittels Vergleich 
und Synthese dieser unterschiedlichen 
Daten erstens aufgezeigt, wie sich die 
Anzahl rassistischer Vorfälle in der 
Schweiz in den letzten dreissig Jahren 
verändert hat. Bei diesem Überblick 
wird zwischen staatlich dokumentierten 
bzw. sanktionierten Diskriminierungs-
vorfällen einerseits und Fällen erlebter 
Diskriminierung andererseits unter-
schieden. Zweitens werden die Vorfälle 
nach verschiedenen Kriterien genauer 
analysiert (Merkmale der Diskriminie-
rung, Lebensbereiche, in welchen Dis-
kriminierung vorkommt, sozioökonomi-
sche Angaben zu den diskriminierten 
und diskriminierenden Personen). Drit-
tens werden Parallelen zu Einstellungen 
in der Bevölkerung aufgezeigt. Die ver-
wendeten Begrifflichkeiten und Wer-
tungen entstammen den jeweiligen 
Erhebungs- oder Umfragequellen; juris-
tisch gelten nur die von Gerichten ge-
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ahndeten Fälle als rassistische oder ras-
sendiskriminierende Vorfälle.

Die Angaben zu den Einstellungen der 
Bevölkerung sind hauptsächlich den Er-
gebnissen der Umfrage «Zusammenle-
ben in der Schweiz» (ZidS) entnommen, 
welche das Bundesamt für Statistik 
(BFS) im Jahr 2016 erstmals durchführ-
te. Diese baut auf den Erkenntnissen 
des gleichnamigen Pilotprojekts auf, 
welches gfs.bern im Auftrag der FRB 
und des Staatssekretariats für Migration 
(SEM) in Zusammenarbeit mit weiteren 
Bundesstellen 2010-2014 umsetzte. Da 
die Erhebungsmethode den Kriterien 
und Standards des BFS angepasst wer-
den musste, sind die Daten der Jahre 
2016 und 2018 nur begrenzt vergleich-
bar mit denjenigen des Pilotprojekts; 
der Bruch wird in allen Grafiken und 
Analysen ausgewiesen.

Da die in diesem Kapitel berücksichtig-
ten Daten aus unterschiedlichen Quel-
len mit unterschiedlichen methodischen 
Ansätzen stammen (vgl. Übersicht An-
hang 1), können sie keine Grundlage zu 
fundierten Aussagen in absoluten Zah-
len bieten. Hingegen lassen sie sich in 
ihrer Komplementarität zumindest teil-
weise so verdichten, dass langfristig 
Entwicklungen erkennbar und Vermu-
tungen erhärtet bzw. entkräftet werden 
können.25 

25	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde darauf verzichtet, Resultate von statistischen Tests 
wiederzugeben. Zudem werden bei den Zahlen in der Regel keine Kommastellen angegeben und 
Prozentzahlen statt absoluter Werte präsentiert, um den Eindruck einer Scheinpräzision zu vermeiden 
und den Fokus auf gesicherte Tendenzen zu legen. 

26	 Haug, Werner: Daten zu Gleichbehandlung und Diskriminierung nach Herkunft und ethnokulturel-
len Merkmalen. Stand und Optionen für Statistik und Forschung. Bern, 2019: www.frb.admin.ch > 
Monitoring und Berichterstattung > Studien und Beiträge (erscheint voraussichtlich im Herbst 2019)

Die Tatsache, dass in der öffentlichen 
Statistik der Schweiz keine rassismusre-
levanten gruppenbezogenen Daten er-
hoben werden, wurde von internatio-
nalen Gremien bemängelt (insbesondere 
Ausschuss ICERD, ECRI), aber auch von 
Betroffenenorganisationen (etwa an 
der Arbeitstagung der FRB zum An-
ti-Schwarzen Rassismus vom Mai 2018). 
Deshalb entschieden FRB und BFS im 
Sommer 2018, einen externen Experten 
mit der Überprüfung der Praxis der 
Schweiz zu beauftragen.26 

Ausgehend von einer Analyse der inter-
nationalen Anforderungen und von de-
ren Umsetzung in der Schweiz und in 
anderen Ländern kommt der Bericht 
zum Schluss, dass die Erhebung von 
Daten aufgrund der Zugehörigkeit zu 
einer «Rasse» sowohl aus grundrechtli-
cher Sicht (im Falle von obligatorischen 
Erhebungen) als auch aus fachlicher 
Sicht weiterhin keine Option für die öf-
fentliche Statistik der Schweiz sein 
kann. Genauso wenig können alternati-
ve Begriffe oder Konzepte wie etwa 
Ethnie, Migrationshintergrund oder gar 
Nationalität die mit der Konstruktion 
von «Rassen» verbundenen Kriterien 
vollständig abdecken (vgl. dazu auch 
Kap. 4).

Daten zu potentiell von rassistischer Dis-
kriminierung betroffenen Bevölkerungs-
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gruppen müssen daher wie bisher mit 
einer Pluralität von unterschiedlichen 
Datenquellen erfasst werden (öffentli-
che Statistik und Daten von privaten 
Organisationen, quantitative Erhebun-
gen und qualitative Forschung). Der Be-
richt empfiehlt aber, die bestehenden 
Daten sichtbarer zu machen und die 
vertiefende Forschung zu intensivieren 
bzw. die Möglichkeiten der aktuellen 
Statistik besser zu nutzen (beispiels
weise mittels Langzeitstudien durch 
Verknüpfung von Erhebungsdaten mit 
Registerdaten). Grundsätzlich ist fort-
laufend zu prüfen, ob und wie die öf-
fentlichen Statistiken mittel- und län-
gerfristig die Vielfalt der schweizerischen 
Gesellschaft abbilden. 

Diesen Empfehlungen entsprechend 
wird die FRB die 2012 begonnene Zu-
sammenführung der bestehenden Da-
ten zu rassistischer Diskriminierung in 
der Schweiz in ihrem alle zwei Jahre er-
scheinenden Bericht in Zusammenarbeit 
mit dem BFS weiterführen und -entwi-
ckeln. Zudem hat sie zusammen mit 
den datenerhebenden Stellen und Or-
ganisationen der Schweiz und unter 
Mitwirkung eines externen Experten 
des SFM eine Übersicht über die Daten-
lage erstellt mit Angaben zu den einzel-
nen Datenquellen.27 Und schliesslich 
wird sie auch Massnahmen zur verstärk-
ten Förderung der diesbezüglichen For-
schung prüfen.

27	 www.frb.admin.ch > Fachstelle für Rassismusbekämpfung > Monitoring und Berichterstattung > 
Übersicht über die Datenlage

5.1	 UMFRAGE «ZUSAMMEN-
LEBEN IN DER SCHWEIZ» DES 
BUNDESAMTES FÜR STATISTIK
Gestützt auf eine sechsjährige Pilotpha-
se entschied der Bundesrat im Frühjahr 
2015, ein Instrument zur regelmässigen 
Erhebung von Einstellungen, Meinun-
gen und Wahrnehmungen der Schwei-
zer Wohnbevölkerung zu den unter-
schiedlichen Formen von Rassismus und 
zu Fragen des Zusammenlebens und 
der Integration einzuführen. Er be­
auftragte das BFS mit der Umsetzung. 
Die Umfrage «Zusammenleben in der 
Schweiz» (ZidS) wird seit 2016 alle zwei 
Jahre durchgeführt; in den Zwischen-
jahren findet jeweils eine kürzere Um-
frage statt zur Vertiefung einzelner Un-
terthemen oder zur Exploration von 
neuen Fragestellungen. Ziel der Erhe-
bung ist es, die bestehenden Daten zu 
rassistisch diskriminierenden Vorfällen 
mit einstellungsbezogenen Daten zu er-
gänzen. Sie soll Informationen liefern 
zu Fragen des Zusammenlebens und 
mit der Beobachtung von Trends früh-
zeitig auf mögliche Problemfelder auf-
merksam machen.

Die Entwicklung des Erhebungsinstru-
ments stützte sich auf die Erfahrungen 
des Pilotprojekts «Zusammenleben in 
der Schweiz» von gfs.bern ab. Neu wur-
de die Erhebung aber in die Omnibus-
befragungen der Volkszählung des BFS 
integriert, was entsprechende Anpas-

http://www.frb.admin.ch
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sungen nach sich zog.28 Aus diesem 
Grund sind die Daten der BFS-Erhebun-
gen 2016 und 2018 nur begrenzt ver-
gleichbar mit denjenigen des Pilotpro-
jekts 2010-2014, und sie werden erst 
ab der dritten Erhebung 2020 vertieft 
analysiert werden können. 

Die BFS-Umfrage liefert Informationen 
zu folgenden Themen:
–– Gefühl, durch bestimmte Gruppen 

gestört zu werden: Welcher Anteil 
der Bevölkerung fühlt sich im Alltag 
durch Personen mit anderer Nationa-
lität, Hautfarbe, Religion, Sprache 
oder mit einer nichtsesshaften Le-
bensweise gestört? Wie viele Perso-
nen fühlen sich bei der Arbeit oder in 
der Nachbarschaft durch Personen 
mit anderer Nationalität, Hautfarbe, 
Religion oder Sprache gestört?

–– Einstellungen gegenüber bestimm-
ten Personengruppen: Wie werden 
die Gruppen der Musliminnen und 
Muslime, der Schwarzen und der Jü-
dinnen und Juden wahrgenommen 
und welche Meinungen oder Stereo-
type bestehen gegenüber diesen drei 
Gruppen?

–– Einstellungen gegenüber Auslände-
rinnen und Ausländern: Wie werden 
die Rechte und Pflichten von auslän-
dischen Staatsangehörigen in der 
Schweiz beurteilt, welches sind die 

28	 Eine detaillierte Übersicht über die Anpassungen findet sich im Bericht der FRB: Rassistische Diskrimi-
nierung in der Schweiz 2016: Eidgenössisches Departement des Innern, Bern, 2017, S. 24 ff. Siehe: 
www.frb.admin.ch > Fachstelle für Rassismusbekämpfung > Monitoring und Berichterstattung > 
Bericht «Rassistische Diskriminierung in der Schweiz»

29	 www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

Erwartungen an oder Einschätzun-
gen von deren Verhalten oder Rolle?

–– Gefühl der Bedrohung: Welcher An-
teil der Bevölkerung fühlt sich durch 
die Präsenz von Ausländerinnen und 
Ausländern oder von Schweizerinnen 
und Schweizern bedroht, sei dies ge-
nerell, in Bezug auf die Austragung 
ihrer politischen Konflikte oder auf 
dem Arbeitsmarkt? 

–– Persönliche Diskriminierungs- oder 
Gewalterfahrung: Wie hoch ist der 
Anteil der Personen, die angeben, 
selbst Diskriminierung oder Gewalt 
erlebt zu haben? In welchen Situatio-
nen haben sie diese erlebt und auf-
grund von welchen Merkmalen?

–– Integration und Rassismus: Wie wird 
die Integrationspolitik der Schweiz 
beurteilt und inwiefern wird Rassis-
mus als wichtiges gesellschaftliches 
Problem betrachtet? Denkt die Bevöl-
kerung, dass genug für die Integrati-
on und gegen Rassismus getan wird, 
und wer sollte mehr oder weniger 
tun?

Die Ergebnisse der BFS-Erhebungen 
sind auf der Webseite des BFS aufge-
schaltet.29 Sie werden in diesem Kapitel 
sowie im Kapitel 6 in Bezug zu anderen 
Daten gesetzt und kommentiert. Zu-
dem werden sämtliche Daten in der 
Datenbank FORS hinterlegt und stehen 

http://www.frb.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
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für weitere Forschungsvorhaben zur 
Verfügung.30 

Insgesamt zeigt die Auswertung der 
BFS-Erhebung 2018, dass die Bevölke-
rung tendenziell ein positives Bild der 
Integration von Migrantinnen und Mig-
ranten in der Schweiz hat. Rassismus 
wird als ernstes gesellschaftliches Prob-
lem wahrgenommen und fast ein Drittel 
der Personen denkt, dass mehr dagegen 
unternommen werden müsste. Dafür 
zuständig ist ihrer Ansicht nach in erster 
Linie der Staat, danach aber auch jede 
und jeder Einzelne sowie die Politik.

21% der Personen fühlen sich in ihrem 
Alltag durch die Anwesenheit von Per-
sonen mit einer nicht-sesshaften Le-
bensweise gestört, 12% durch Perso-
nen mit einer anderen Sprache, 10% 
durch Personen mit einer anderen Reli-
gion und 7% durch Personen mit einer 
anderen Nationalität oder Hautfarbe. 
Der im Vergleich zu den anderen Grup-
pen hohe Wert der Störung durch die 
nicht-sesshafte Lebensweise mag auf 
den ersten Blick erstaunen. Ähnliche 
Befunde liegen aber auch für Deutsch-
land oder weitere Länder im europäi-
schen Raum vor; sie beziehen sich aller-
dings nicht auf die nicht-sesshafte 
Lebensweise, sondern auf bestimmte 
Bevölkerungsgruppen wie beispiels­

30	 FORS ist ein nationales Kompetenzzentrum für die Sozialwissenschaften. Es erhebt und vertreibt kom-
plexe Datensätze und veröffentlicht aktuelle Forschungsergebnisse. Aktuell abgelegt sind die Daten 
der Piloterhebung gfs unter: https://forsbase.unil.ch/project/study-public-detail/13142/ 

31	 Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Zwischen Gleichgültigkeit und Ablehnung. Bevölkerungsein-
stellungen gegenüber Sinti und Roma. Berlin, September 2014. Der Anhang 4 der Studie gibt einen 
Überblick über bestehende Surveys in Deutschland und im europäischen Raum.

32	 Bei dieser Unterscheidung nach Lebensbereich wurde allerdings die Gruppe der Personen mit 
nicht-sesshafter Lebensweise ausgeklammert.

weise Sinti oder Roma (die nur zum Teil 
eine fahrende Lebensweise pflegen)31. 
Die Zwischenbefragung zur Umfrage 
ZidS des Jahres 2019 wird die Einstel-
lungen zur nicht-sesshaften Lebens
weise, zu den Jenischen und Sinti/Ma-
nouches sowie zu den Roma genauer 
ausleuchten.

Von den Personen, die angaben, sich 
durch eine der oben genannten Grup-
pen in ihrem Alltag gestört zu fühlen, 
fühlen sich 25% bei der Arbeit gestört 
und 18% in der Nachbarschaft.32  Wird 
aber bei der Arbeit der Faktor Sprache 
ausgeklammert, liegen die Werte für 
Alltag, Arbeit und Nachbarschaft gleich-
mässig bei rund 12%. Aufgrund der In-
terviews in der Testphase kann ange-
nommen werden, dass hier bei den 
Befragten vor allem funktionale Überle-
gungen im Vordergrund standen (er-
schwerte Zusammenarbeit, wenn man 
nicht die gleiche Sprache spricht) und 
nicht primär ablehnende Einstellungen. 
Dieser Erklärungsansatz muss aber noch 
vertieft untersucht werden. 

Die Ergebnisse der Umfrage ZidS legen 
nahe, dass Einstellungen gegenüber 
Ausländerinnen und Ausländern ähn-
lich ambivalent sind wie in benachbar-
ten Ländern. Die Bevölkerung aner-
kennt einerseits den ökonomischen 

https://forsbase.unil.ch/project/study-public-detail/13142/
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Nutzen von Ausländerinnen und Aus-
ländern (64% denken, dass die Wirt-
schaft ausländische Arbeitskräfte benö-
tigt). Andererseits sind aber auch 
kritische Meinungen verbreitet (47% 
sind der Meinung, dass Ausländerinnen 
und Ausländer das Sozialsystem miss-
brauchen und 28% denken, dass aus-
ländische Arbeitskräfte zu Arbeitslosig-
keit führen). Dies spiegelt sich auch 
darin wider, dass nur knapp die Hälfte 
der Bevölkerung politische Rechte für 
Ausländerinnen und Ausländer befür-
wortet (47%).  

Die Unterstützung von Familiennachzug 
(61%), die Befürwortung der automati-
schen Einbürgerung für in der Schweiz 
geborene ausländische Staatsangehöri-
ge (57%), oder die Ablehnung einer 
Rücksendung von Arbeitskräften, wenn 
die Arbeit knapp wird (67%) zeugen 
davon, dass Ausländerinnen und Aus-
länder, die bereits in der Schweiz sind, 
mehrheitlich als Teil der Gesellschaft ak-
zeptiert sind. Dennoch zeigen diese 
Werte, dass ein beträchtlicher Teil der 
Bevölkerung auch bereits in der Schweiz 
lebenden Eingewanderten gegenüber 
kritisch eingestellt ist, was sich zu einem 
Gefühl der Bedrohung entwickeln kann. 
Dieses hat allerdings zwischen 2016 
und 2018 abgenommen. 

12% der Bevölkerung geben an, sich 
durch die Anwesenheit von Auslände-
rinnen und Ausländern in der Schweiz 
generell bedroht zu fühlen (2016: 
16%). 63% fühlen sich bedroht, wenn 
Zugewanderte Konflikte von ihren Hei-
matländern in der Schweiz austragen 
(2016: 67%), und 16% fühlen sich 

durch die Anwesenheit von Auslän­
derinnen und Ausländern auf dem 
Arbeitsmarkt bedroht (2016: 19%). 
Umgekehrt fühlen sich 40% der Bevöl-
kerung bedroht, wenn Schweizerinnen 
und Schweizer ihre inneren Konflikte 
auf Kosten der Ausländerinnen und 
Ausländer austragen (2016: 44%), 9% 
der Befragten fühlen sich von Schweize-
rinnen und Schweizern auf dem Ar-
beitsmarkt bedroht (2016: 10%) und 
4% geben an, sich generell von Schwei-
zerinnen und Schweizern bedroht zu 
fühlen (gleicher Wert wie 2016).

Auf die Einstellungen zu den drei Grup-
pen der Musliminnen und Muslimen, 
Schwarzen sowie Jüdinnen und Juden 
wird im Kapitel 6 eingegangen. Vorweg 
kann aber festgehalten werden, dass 
diese Einstellungen insgesamt überwie-
gend positiv sind. 95% der Befragten 
sind der Meinung, dass Schwarze sowie 
Jüdinnen und Juden Menschen mit 
Stärken und Schwächen wie alle ande-
ren auch seien, und 93% denken dies 
betreffend Musliminnen und Muslime. 

In der BFS-Erhebung wird die eigene Er-
fahrung der Befragten mit Diskriminie-
rung und/oder Gewalt erhoben. 24% 
der Bevölkerung haben in den letzten 
fünf Jahren aufgrund ihrer Gruppenzu-
gehörigkeit Diskriminierung erlebt, 11% 
psychische Gewalt und 3% körperliche 
Gewalt. Sie gaben an, hauptsächlich 
aufgrund von ihrer Nationalität (58%) 
und ihrer Sprache (27%) diskriminiert 
worden zu sein, weniger aber aufgrund 
von ihrer Religionszugehörigkeit (15%) 
und ihrer Hautfarbe oder körperlichen 
Merkmalen (15%). Die Diskriminie-
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rungserfahrung erfolgte vor allem im 
Arbeitsumfeld (50%) und im öffentli-
chen Raum (25%). Weniger häufig er-
wähnt wurden die Bereiche Ausbildung 
(19%), Wohnungssuche, Freizeit und 
Behördenkontakte (je 10%), Polizei 
(8%) sowie Zutrittsverweigerung zu 
Restaurants, Bars und Clubs (7%). 

5.2	 DATENSYNTHESE: 
ANZAHL MANIFESTER 
VORFÄLLE
Bei den manifesten Vorfällen wird nach-
folgend unterschieden zwischen sol-
chen, die rechtliche Konsequenzen ha-
ben (rechtlich sanktionierte Vorfälle) 
und solchen, die rechtlich möglicher-
weise ungeahndet bleiben oder nicht 
geahndet werden können (Diskriminie-
rungsvorfälle oder erlebte Diskriminie-
rung). Die erste Kategorie wird über 
polizeiliche Meldungen und gerichtliche 
Entscheide erfasst, die zweite über die 
Beratungsstellen und die Umfragewerte 

33	 Es ist demzufolge möglich, dass Fälle von erlebter Diskriminierung in beiden Kategorien erfasst 
werden. Dies spielt aber insofern keine Rolle, als es hier um Trendanalysen geht. Grundsätzlich muss 
berücksichtigt werden, dass aus verschiedenen Gründen Entscheide manchmal erst Jahre später 
nachgetragen werden, was sich rückwirkend auf die Zahlenreihe auswirkt. 

34	 Die Sammlung der entschiedenen Fälle der EKR umfasst somit auch Freisprüche oder formelle Ent-
scheide (wenn die Untersuchungsbehörden das Strafverfahren nach einer summarischen Überprüfung 
des Sachverhaltes nicht eröffnen bzw. einstellen oder auf die Strafanzeigen gar nicht erst eintreten). 
In Abbildung 1 wurden nur Schuldsprüche berücksichtigt. Die Angaben im vorliegenden Bericht 
unterscheiden sich zum Teil leicht von den Angaben aus dem Bericht 2016. Dies liegt daran, dass 
der EKR Urteile nachgesandt werden – weshalb die Angaben rückwirkend angepasst werden. Es ist 
daher auch möglich, dass die Zahlen für das Jahr 2018 in den Folgejahren noch nach oben korrigiert 
werden.

zu den Diskriminierungserfahrungen 
der Bevölkerung.33 

Während sich bei den Diskriminierungs-
vorfällen in den letzten Jahren im 
Durchschnitt eine weniger deutliche Zu-
nahme abzeichnet, ist bei den Verurtei-
lungen wegen rassistischer Straftaten 
langfristig ein anhaltender Anstieg zu 
beobachten, wobei die Anzahl Verurtei-
lungen in einzelnen Jahren deutlich von 
diesem Trend abweichen kann.

5.2.1	 RECHTLICH 
SANKTIONIERTE VORFÄLLE: 
SCHULDSPRÜCHE
Die EKR-Sammlung der Rechtsfälle 
(EKR-Rechtssammlung) erhebt, be-
schreibt und analysiert entschiedene 
Fälle und Urteile aufgrund von Art. 
261bis StGB, die ihr vom Nachrichten-
dienst des Bundes (NDB) oder teils auch 
direkt vom Gericht oder von der Staats-
anwaltschaft in anonymisierter Form 
zugestellt werden.34 Die Strafurteilssta-
tistik (SUS) des BFS erfasst alle im Straf-
register registrierten Verurteilungen 
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aufgrund von Art. 261 StGB (Störung 
der Glaubens- und Kultusfreiheit) und 
Art. 261bis StGB.35 

Aus Gründen der Vergleichbarkeit wer-
den nachfolgend nur die Straftaten mit 
rechtskräftigemSchuldspruch als Vorfall 
berücksichtigt.36

35	 Ein Urteil aufgrund von Art. 261bis StGB kann sowohl in der SUS als auch in der EKR-Rechtssammlung 
erfasst sein. Die unterschiedliche Fallzahl erklärt sich daraus, dass die kantonalen Behörden trotz 
Mitteilungsverordnung (Verordnung über die Mitteilung kantonaler Strafentscheide; SR 312.3) nicht 
alle Fälle beim NDB melden. Ausserdem sind in der EKR-Rechtssammlung auch Fälle erfasst, die das 
Jugendstrafrecht betreffen.

36	 Daten aus dem Bericht des Nachrichtendienstes des Bundes(NDB) zu rechtsextremistischen Vorfällen 
wurden nicht berücksichtigt, obwohl durch die staatliche Sammlung der Ereignisse eine Sanktionie-
rung stattfindet. Seit 2007 erfasst dieser Bericht nur noch direkt gewaltbezogene Ereignisse, wodurch 
die Anzahl der erfassten Ereignisse in diesem Berichtsjahr notwendigerweise sinkt. Jedoch nimmt die 
Anzahl der Vorfälle auch in den folgenden Jahren weiter ab (76 Vorfälle in 2008, 16 Vorfälle in 2017).

5.2.2	 VORFÄLLE ERLEBTER 
DISKRIMINIERUNG
Beratungs- und Meldestellen erfassen 
auch Vorfälle von Rassismus und Diskri-
minierung, die nicht zwingend zu einer 
rechtlichen Sanktion führen (zum Bei-
spiel, weil das Verfahren eingestellt wur-
de, nicht alle Voraussetzungen für ein 
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Abbildung 1: Manifeste Vorfälle von Diskrimi-
nierung, die von staatlichen Stellen sanktioniert 
wurden: Straftaten nach Art. 261 StGB und 261bis 
StGB. Die Kreise geben die jeweilige Anzahl 
Schuldsprüche an, die Trendlinie wurde mit LOESS 
geglättet.
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Verfahren erfüllt sind oder die Person gar 
kein Verfahren anstrengen will). Gleich-
zeitig erfassen sie auch nur einen kleinen 
Teil der tatsächlichen Vorfälle, denn be-
troffene Personen haben nicht immer 
Zugang zu einer Beratungsstelle, wollen 
das diskriminierende Erlebnis ohne pro-
fessionelle Beratung verarbeiten oder 
haben die Diskriminierung nicht als sol-
che erlebt. Zudem ist zu vermuten, dass 
sich viele Betroffene nicht an eine der 
spezialisierten Beratungsstellen wenden, 
sondern an eine Vertrauensstelle oder 
-person ihrer Wahl, welche die Vorfälle 
nicht als solche erfasst oder meldet.

Wie bereits einleitend dargelegt, kön-
nen Vorfälle von rassistischer Diskrimi-
nierung nur mit einer Vielzahl von Da-
tenquellen und mit unterschiedlichen 
Ansätzen erfasst werden. Diese Vielfalt 
ist nötig, um ein differenziertes Bild der 
Datenlage zu erhalten. Es bleibt aber 
eine Herausforderung, sie zu einem aus-
sagekräftigen Gesamtbild zu verdichten. 
In der nachfolgenden Abbildung wer-
den einerseits die Entwicklungsverläufe 
der einzelnen Datenquellen aufgeführt. 
Andererseits zeichnet die «Trendlinie» 
die gesamthafte Entwicklungstendenz 
nach, die mit einem statistischen Verfah-
ren berechnet wurde. 
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Abbildung 2: Manifeste Vorfälle, die von den Betroffenen als diskriminierend erlebt wurden: Beratungs-
fälle, bekannte Ereignisse, Verzeigungen und Daten von Meldestellen. Für den Vergleich über Zeit wurden 
alle Werte standardisiert (skaliert), und nur die Trendlinien angegeben (LOESS). Aus methodischen Grün-
den ist die Linie des UBI Rassenhass nicht dargestellt, aber deren flache Tendenz im Trend berücksichtigt. 
Die schwarze Linie gibt den geglätteten Durchschnitt der geglätteten Trendlinien wieder.
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Bei der erlebten Diskriminierung zeich-
net sich in den letzten Jahren im Durch-
schnitt eine weniger deutliche Zunahme 
der Vorfälle ab. Dies obwohl der Trend 
bei mehreren Quellen nach oben zeigt 
(Abbildung 2).37 Zurückgegangen sind 
insbesondere die Zahlen der Berichte 
der GRA38 und der PKS. Die GRA ver-
zeichnet bis etwa 2004 eine Zunahme 
der rassistischen Vorfälle, danach aber 
eine klare Abnahme. Die Berichte des 
SIG verzeichneten 2014 besonders viele 
Ereignisse, aber die Jahre danach liegen 
wiederum um das langjährige Mittel. 
Hingegen liegt bei der CICAD eine wei-
tere Zunahme der Vorfälle vor. 

37	 Verwendete Quellen: Datenbank Dokumentationssystem Rassismus (DoSyRa), Bericht zu Antisemi-
tismus der Coordination intercommunautaire contre l’antisémitisme et la diffamation (CICAD; für 
die Romandie), der Antisemitismusbericht des Schweizerischen Israelitischen Gemeindebunds (SIG), 
Bericht der Stiftung gegen Rassismus und Antisemitismus (GRA), Informationen des Bundesamtes für 
Polizei (fedpol) bezüglich Internetkriminalität (in früheren Berichtsjahren mit KOBIK bezeichnet), Be-
schwerden beim Schweizer Presserat, Beschwerden beim Unabhängigen Beschwerdedienst für Radio 
und Fernsehen (UBI) sowie gemeldete Straftaten der polizeilichen Kriminalstatistik (PKS). Zu beachten 
ist, dass die steigende Anzahl der Vorfälle in diesem Abschnitt auch auf eine bessere Sensibilisierung 
und damit aktive Recherche und effizientere Erfassung zurückgehen könnte; diese Annahme wird 
aber durch die grosse Anzahl der berücksichtigten Datenquellen entkräftet.

38	 Der Antisemitismusbericht erfasst antisemitische Vorfälle in der deutschsprachigen Schweiz. In den 
Jahren 2008 und 2009 wurden die Zahlen vom SIG dokumentiert, seit 2010 publizieren der SIG und 
die GRA den Bericht gemeinsam. Dabei werden nicht nur zugetragene Meldungen, sondern auch in 
den Medien erwähnte Vorfälle mitgezählt. Vorfälle in den sozialen Netzwerken wurden nur im Jahr 
2011 aktiv gesucht und erfasst. Seit 2012 werden diese nur berücksichtigt, wenn sie von den Medien 
aufgenommen wurden. Im Gegensatz dazu sucht der Bericht der CICAD für die französischsprachige 
Schweiz auch aktiv nach Vorfällen im Internet und erfasst sie separat, wobei in den letzten drei Jah-
ren gut die Hälfte der Vorfälle der CICAD auf sozialen Netzwerken und auf dem Internet stattfanden. 
Für 2018 verzeichnete der SIG 538 Vorfälle auf dem Internet, eine Zahl, die erst mit dem Vergleich 
über Zeit besser verordnet werden kann. Die Berichte unterscheiden sich auch in weiteren Aspekten 
der Erfassung und Auswertung.

39	 Mögliche Merkmale sind etwa Hautfarbe, Religion, Nationalität, Herkunft oder Sprache. Der Begriff 
«Merkmal» ist insofern problematisch, als dass er einen objektiven Bezug zur betroffenen Person 
suggeriert. Dabei kann dieser Bezug auch nur (fälschlicherweise) angenommen sein (etwa wenn eine 
Schweizerin mit dunkler Hautfarbe als Ausländerin behandelt wird) oder gar durch willkürliche Asso-
ziation eine Person betreffen, die selber dieses Merkmal nicht aufweist (Assoziationsdiskriminierung, 
zum Beispiel bei der Ehefrau eines muslimischen Mannes).

5.3	 DISKRIMINIERUNGS
MERKMALE
Die tatsächlichen oder angenommenen 
Merkmale, die einer Diskriminierung zu-
grunde liegen, scheinen über die Zeit 
relativ stabil zu sein.39 Die verfügbaren 
Daten des «European Social Survey» 
(ESS) weisen für 2002 bis 2014 eine Zu-
nahme der erlebten Diskriminierung 
aufgrund der Nationalität aus, die sich 
2016 abzuflachen scheint, während bei 
den anderen Merkmalen keine Zunah-
me zu verzeichnen ist.
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5.3.1	

Quelle Nationalität Hautfarbe Religion

Davon 
Jüdinnen 

und Juden

Davon 
Muslimin-

nen und 
Muslime

Fahrende 
Lebens

weise

CICAD 174 174

SIG 42 42

DoSyRa 142 96 50 2

EKR 0 11 7 4 44 4

Tabelle 1: Absolute Anzahl der erfassten Vorfälle manifester Diskriminierung nach Motiv. Die Zahlen be-
ziehen sich auf 2018, bei der EKR Rechtssammlung konnten nicht alle Schuldsprüche zugeordnet werden.

DISKRIMINIERUNGS-
MERKMALE IN RECHTSENT-
SCHEIDEN UND BERATUNGS-
FÄLLEN
Gemäss der Datenbank DoSyRa werden 
Vorfälle von Diskriminierung aufgrund 
der Nationalität am häufigsten in die 
Beratung getragen (etwa 50 Prozent 
der Fälle im Jahr 2018), gefolgt von Vor-
fällen in Zusammenhang mit der Haut-
farbe. Zu Gerichtsentscheiden aufgrund 
von Art. 261bis StGB kommt es hinge-
gen gemäss EKR-Rechtssammlung vor 
allem nach Vorfällen in Zusammenhang 
mit dem Merkmal Religion (mit 39 Pro-
zent im Jahr 2018 etwas unter dem 
langjährigen Mittel) und Hautfarbe (mit 
61 Prozent im Jahr 2018 deutlich über 
dem langjährigen Mittel). Zudem ver-
zeichnet die EKR-Rechtssammlung pro-
portional mehr Fälle von Judenfeindlich-
keit als von Muslimfeindlichkeit; bei den 

40	� Zu den Beratungsfällen aufgrund der Nationalität ist anzumerken, dass die Beratungsstellen in der 
Regel eher von Menschen mit einem Schweizer Pass oder einem gefestigten Aufenthaltsstatus aufge-
sucht werden als von Asylsuchenden, vorläufig Aufgenommenen oder Sans-Papiers. Insbesondere für 
Sans-Papiers ist die Hemmschwelle für die Inanspruchnahme einer Beratung in der Regel grösser, da 
sie befürchten, dass sich die Offenlegung ihres Status negativ auf die Aufenthaltssituation auswirken 
könnte.

Beratungsfällen ist es klar umgekehrt. 
Sie deuten hin auf eine unterschiedliche 
Nutzung der dem DoSyRa angeschlos-
senen Beratungsangebote einerseits 
und des von der EKR-Rechtssammlung 
erfassten Rechtswegs andererseits.

Die dargestellten Unterschiede haben 
sich in den letzten Jahren nicht wesent-
lich verändert. Den allgemeinen Verän-
derungen entsprechend (vgl. Abbildung 
2) zeichnet sich bei der Datenbank Do-
SyRa eine Zunahme der Vorfälle auf-
grund von Nationalität, Hautfarbe und 
Religion ab. Die Anzahl Beratungen im 
Zusammenhang mit Nationalität ist zwi-
schen 2008 und 2018 von 33 auf 142 
Vorfälle angestiegen, in Zusammen-
hang mit der Hautfarbe von 26 auf 96 
und in Zusammenhang mit der Religion 
von 4 auf 50 (bei 278 Nennungen im 
Jahr 2018).40 Bei der EKR-Rechtssamm-
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lung bleibt die Anzahl Vorfälle in Bezug 
auf Nationalität zwischen 2008 und 
2018 relativ stabil (2008: 6; 2017: 6; 
2018: 0), wobei sich bei der Hautfarbe 
in den letzten drei Jahren eine Zunahme 
abzeichnet (2008: 4; 2017: 9; 2018: 
11). In den Jahren 2015 und 2016 wur-
den bei der EKR-Rechtssammlung mehr 
Vorfälle mit Bezug auf Religion ver-
zeichnet – für Jüdinnen und Juden so-
wie auch für Musliminnen und Muslime 
– wobei die Werte von 2017 und 2018 
wieder tiefer liegen und auf keine 
Trendänderung hinweisen. Wie bereits 
unter 5.2.2 erwähnt, zeigen die Daten 
der CICAD und des SIG zu antisemiti-
schen Vorfällen insbesondere für das 
Jahr 2014 ebenfalls einen starken An-
stieg, um danach wieder leicht abzu-
nehmen.41

5.3.2	 DISKRIMINIERUNGS
MERKMAL: ERLEBTE 
DISKRIMINIERUNG NACH 
GRUPPENZUGEHÖRIGKEIT
In gewissen repräsentativen Umfragen 
können die befragten Personen ange-
ben, ob sie einer Gruppe angehören, 
die diskriminiert wird (in diesem Fall be-
stimmt die Gruppenzugehörigkeit das 
Merkmal der Diskriminierung). Da in 
den bestehenden Quellen die Anzahl 
Personen, die angeben, diskriminiert zu 
werden, jeweils relativ klein ist, werden 
kleine Abweichungen zwischen den Er-
hebungsjahren nicht beachtet und nur 

41	 Zu beachten ist, dass CICAD und SIG nur Meldungen von antisemitischen Vorfällen entgegenneh-
men. Somit kann kein Vergleich mit den anderen Quellen angestellt werden, die sowohl muslimfeind-
liche als auch judenfeindliche Vorfälle erfassen.

42	 Bei der Befragung wurde der Begriff «Rasse» zusammen mit Hautfarbe vorgeschlagen, ohne ihn 
genauer zu definieren.

grundlegende Veränderungen hervor-
gehoben.

Der «European Social Survey» (ESS) er-
möglicht zu dieser Frage eine Zeitreihe 
seit 2002. Für die meisten Gruppen 
(aufgeteilt nach Hautfarbe/«Rasse»,42 
Religion, Nationalität, ethnischer Zuge-
hörigkeit) bewegt sich die Anzahl der 
zustimmenden Antworten konstant 
zwischen 0.3% und 1.6% der Bevölke-
rung. Auffallend klar zugenommen hat 
die Anzahl der Personen, die sich einer 
Gruppe zugehörig erklären, die auf-
grund ihrer Nationalität diskriminiert 
wird; von etwa 1% der Bevölkerung im 
Jahr 2002 stieg der Anteil auf etwa 
2.5% in den Jahren 2012 und 2014 
und liegt 2016 bei 1.5%. Die Situation 
für jede berücksichtigte Gruppe ist in 
Abbildung 3 dargestellt.

Zusätzliche Daten lassen sich in der Um-
frage ZidS finden. Ähnlich wie im ESS 
verzeichnet Diskriminierung aufgrund 
der Nationalität den höchsten Prozent-
wert, vor Sprache/Akzent, Religion und 
Hautfarbe. Die Situation für jede be-
rücksichtigte Gruppe ist in Tabelle 2 dar-
gestellt. Die Prozentwerte beziehen sich 
auf Personen, die angeben, diskrimi-
niert zu werden (etwa 24% der Befrag-
ten), und nicht auf die Wohnbevölke-
rung, wie dies beim ESS (Abbildung 3) 
der Fall ist. Wie beim ESS ist der Wert 
für Hautfarbe in der Umfrage ZidS rela-

Abbildung 3: Manifeste Vorfälle aus dem «European Social Survey» (ESS). Prozentsatz der Bevölkerung, 
die angibt, einer Gruppe anzugehören, die aufgrund von Hautfarbe/«Rasse», Nationalität, Religion bzw. 
ethnischer Zugehörigkeit diskriminiert wurde. Die Kreise geben den jeweiligen Prozentsatz an (beobach-
tet), die Trendlinie wurde mit LOESS geglättet.
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grundlegende Veränderungen hervor-
gehoben.

Der «European Social Survey» (ESS) er-
möglicht zu dieser Frage eine Zeitreihe 
seit 2002. Für die meisten Gruppen 
(aufgeteilt nach Hautfarbe/«Rasse»,42 
Religion, Nationalität, ethnischer Zuge-
hörigkeit) bewegt sich die Anzahl der 
zustimmenden Antworten konstant 
zwischen 0.3% und 1.6% der Bevölke-
rung. Auffallend klar zugenommen hat 
die Anzahl der Personen, die sich einer 
Gruppe zugehörig erklären, die auf-
grund ihrer Nationalität diskriminiert 
wird; von etwa 1% der Bevölkerung im 
Jahr 2002 stieg der Anteil auf etwa 
2.5% in den Jahren 2012 und 2014 
und liegt 2016 bei 1.5%. Die Situation 
für jede berücksichtigte Gruppe ist in 
Abbildung 3 dargestellt.

Zusätzliche Daten lassen sich in der Um-
frage ZidS finden. Ähnlich wie im ESS 
verzeichnet Diskriminierung aufgrund 
der Nationalität den höchsten Prozent-
wert, vor Sprache/Akzent, Religion und 
Hautfarbe. Die Situation für jede be-
rücksichtigte Gruppe ist in Tabelle 2 dar-
gestellt. Die Prozentwerte beziehen sich 
auf Personen, die angeben, diskrimi-
niert zu werden (etwa 24% der Befrag-
ten), und nicht auf die Wohnbevölke-
rung, wie dies beim ESS (Abbildung 3) 
der Fall ist. Wie beim ESS ist der Wert 
für Hautfarbe in der Umfrage ZidS rela-

Abbildung 3: Manifeste Vorfälle aus dem «European Social Survey» (ESS). Prozentsatz der Bevölkerung, 
die angibt, einer Gruppe anzugehören, die aufgrund von Hautfarbe/«Rasse», Nationalität, Religion bzw. 
ethnischer Zugehörigkeit diskriminiert wurde. Die Kreise geben den jeweiligen Prozentsatz an (beobach-
tet), die Trendlinie wurde mit LOESS geglättet.
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tiv klein, aber er entspricht mit knapp 
2% der Bevölkerung etwa dem Anteil 
von Schwarzen in der Schweiz, was auf 
eine sehr hohe Prävalenz schliessen 
lässt.43

43	 Siehe auch die Beschriebe von erlebtem Rassismus in Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier: 
Anti-Schwarzen Rassismus in der Schweiz – eine Bestandesaufnahme. Explorative Studie zuhanden 
der Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB). SFM Studies #67d, SFM, Neuchâtel, 2017.

Motiv der Diskriminierung erwähnt

Nationalität 58%

Sprache, Akzent 27%

Religion 15%

Hautfarbe und körperliche 
Merkmale

15%

Ethnische Herkunft 11%

Tabelle 2: Diskriminierungsmotiv aus der Umfrage 
ZidS, 2018. Prozentsatz derjenigen, die angeben 
diskriminiert zu werden, nach Motiv der Diskrimi-
nierung (Mehrfachnennungen möglich).
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5.4	

Quelle
Arbeits

suche

Woh-
nungs-
suche

Schule/ 
Studium

Arbeits
alltag Ämter

Freizeit/ 
Ausgang

Gesund-
heitswe-

sen

Sport/
Vereins-

leben

DoSyRa 3% 7% 14% 21% 7% 3% 2% 4%

ZidS 11% 19% 35% 10% 7% 4% 10%

Tabelle 3: Lebensbereich der Diskriminierung aus verschiedenen Quellen. Die Werte beziehen sich auf 
2018. Bei den verwendeten Quellen sind Mehrfachnennungen möglich.

LEBENSBEREICHE, IN 
DENEN DISKRIMINIERUNG 
BESONDERS HÄUFIG ERLEBT 
WIRD 
Diskriminierung wird besonders häufig 
bei der Arbeitssuche und im beruflichen 
Alltag erlebt. Bezüglich Wohnungssu-
che und Freizeitvergnügen/Ausgehen 
widersprachen sich die verschiedenen 
Quellen in ihren Befunden. Beim DoSy-
Ra und der Umfrage ZidS ist der Trend 
über die Zeit stabil.

Die im DoSyRa erfassten Fälle betrafen 
in den letzten drei Jahren vermehrt die 
Schule und das Studium (38 Vorfälle auf 
278 Nennungen) und den Arbeitsalltag 
(58 Vorfälle). Im Vergleich zu den Wer-
ten der Umfrage ZidS sind die Zahlen 
für den beruflichen Alltag im DoSyRa 
klein. Bei den anderen Lebensbereichen 
scheint der langfristige Trend stabil. 
2018 machten Diskriminierungen durch 
die Polizei 9% der Beratungsfälle im 
DoSyRa aus und wurden in der Umfrage 
ZidS von 8% der Personen erwähnt, die 
angaben, Diskriminierung erlebt zu ha-
ben. In der Umfrage ZidS wurden relativ 

44	 DoSyRa, EKR, GRA, SIG

45	 In Tabelle 4 wurden die fein gegliederten Aufteilungen im DoSyRa und im Bericht der GRA zusam-
mengefasst, um einen Vergleich zu ermöglichen.

wenige Fälle von Diskriminierung auf 
Ämtern oder im Gesundheitswesen er-
fasst. Die EKR-Rechtssammlung ver-
zeichnete in den letzten drei Jahren auf-
fällig viele Vorfälle in den Sozialen 
Medien (17 Vorfälle im Jahr 2017, 
7 Vorfälle im Jahr 2018).

5.5	 ART DER 
DISKRIMINIERUNG
Die Art bzw. das Mittel der Diskriminie-
rung wird in vier Quellen erfasst.44 Als 
häufigste Formen von rassistischer Dis-
kriminierung erweisen sich verbaler 
Rassismus und Benachteiligung durch 
Diskriminierung; Angriffe auf die kör-
perliche Integrität kommen eher selten 
vor. Dies wird mit der Umfrage ZidS 
2018 bestätigt: 24% der Bevölkerung 
geben an, diskriminiert worden zu sein, 
aber nur 3% haben körperliche Gewalt 
erlebt.45

Es bestehen grosse Unterschiede zwi-
schen den Quellen: Beim DoSyRa wer-
den Beratungsfälle gezählt, wohinge-
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gen die GRA öffentlich gewordene und 
auf rassistischen oder fremdenfeindli-
chen Motivationen basierende Vorfälle 
oder Äusserungen erfasst, die in den 
Medien erwähnt bzw. der GRA durch 
persönliche Meldungen zugetragen 
worden waren. Entsprechend betreffen 
viele im DoSyRa registrierte Beratungen 
primär verbalen Rassismus, Benachteili-
gungen und nicht näher spezifizierte 
Diskriminierungen, während die GRA 
aufgrund von ihrer Vorgehensweise 
mehr Sachbeschädigungen, Vorfälle in 
der Öffentlichkeit und rechtsextreme 
Versammlungen mit rassistischem (aber 
nicht zwingend strafrechtlich relevan-
tem) Bezug erfasst.

Art der Diskriminierung DoSyRa GRA SIG EKR

Angriff auf körperliche Integrität 5% 0% 2% 0%

Benachteiligung und Diskriminierung 42% 4% 0% 57%

Verbale Äusserung 49% 0% 76% 14%

Sachbeschädigung 1% 8% 12% 4%

Verbreitung von Schriften/Ton 2% 4% 0% 0%

Zuschriften 0% 0% 0% 11%

Rechtsextreme Versammlung 0% 17% 10% 4%

Andere 1% 27% 0% 14%

Tabelle 4: Art der Diskriminierung in vier Quellen. Die Werte der EKR beziehen sich auf 2017, da die Daten 
für 2018 diesbezüglich noch nicht klassifiziert werden konnten.

Im DoSyRa hat seit 2008 die Anzahl 
Vorfälle, die Benachteiligung/Diskrimi-
nierung und verbale Äusserungen be-
treffen, proportional leicht zugenom-
men, der Trend hat sich aber abgeflacht. 
Hingegen hat die Verbreitung von 
Schriften proportional abgenommen. 
Bei den anderen Formen von Diskrimi-

nierung sind keine grossen Veränderun-
gen erkennbar. Bei den von der GRA 
erfassten Vorfällen zeichnet sich nach 
einer Zunahme der verbalen Äusserun-
gen nach 2010 in den letzten fünf Jah-
ren eine Rückkehr zum langjährigen 
Mittel ab, während Angriffe auf die kör-
perliche Integrität weniger häufig regis-
triert wurden. Die meisten Werte der 
EKR-Rechtssammlung scheinen über die 
Zeit relativ stabil zu sein, wobei eben-
falls eine Abnahme der Verbreitung von 
Schriften auszumachen ist und 2017 im 
Vergleich zu den Vorjahren besonders 
viele Fälle Benachteiligung und Diskri-
minierung betrafen.

5.6	 ANGABEN ZU DISKRIMI-
NIERTEN UND ZU DISKRIMINIE-
RENDEN PERSONEN
Sozioökonomische Angaben zu diskri-
minierten und zu diskriminierenden Per-
sonen werden selten erfasst oder dann 
nicht zugänglich gemacht, da die Daten 
zu sensibel sind. Die ausführlichsten 
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Daten werden im Rahmen von Umfra-
gen zu Einstellungen erhoben (z. B. so-
zioökonomische Angaben zu Personen 
mit negativen Einstellungen gegenüber 
Zugewanderten und Minderheiten).46 
Da aber negative Einstellungen nicht 
zwingend zu diskriminierenden Taten 
führen, geben sie nur bedingt Auf-
schluss über das Profil von effektiv dis-
kriminierenden Personen.

Geburtsort Schweiz Ausland EU/EFTA
übriges 
Europa Afrika andere

DoSyRa 2018 19% 75% 9% 7% 37% 22%

Tabelle 5: Geburtsort der Personen, die Beratungen aufsuchen und in der Datenbank DoSyRa 2018 erfasst 
wurden.

Gemäss den bestehenden Quellen sind 
Ausländerinnen und Ausländer nach 
wie vor am meisten von Diskriminierung 
betroffen; seit 2008 nimmt aber der 
Anteil der in der Schweiz geborenen 
Personen zu, die bei einer der dem Do-
SyRa angeschlossenen Beratungsstellen 
Rat suchen. Heute verzeichnen die Be-
ratungsstellen weniger Anfragen von 
Personen aus Europa und mehr von Per-
sonen aus Ländern in Asien, Amerika 
und vor allem Afrika. Männer melden 
häufiger rassistische Diskriminierung als 
Frauen, jüngere Personen häufiger als 
ältere (vgl. Kapitel 5.6.1). Umgekehrt 
betreffen auch die meisten Urteile we-
gen rassistischer Diskriminierung Män-
ner und junge Personen (vgl. Kapitel 
5.6.2).

46	 Umfragen ESS und ZidS.

5.6.1	 DISKRIMINIERTE 
PERSONEN
Das DoSyRa erfasst gewisse Merkmale 
der Personen, die eine Beratung aufsu-
chen. Die im DoSyRa erfassten Beratun-
gen weisen eine leichte Übervertretung 
von männlichen Ratsuchenden aus. Im 
Gegensatz dazu finden sich bei den 
Umfragen ESS und ZidS keine wesentli-

chen Geschlechterunterschiede. Dies 
deutet darauf hin, dass Männer zwar 
leicht häufiger eine spezialisierte Bera-
tungsstelle aufsuchen, die Häufigkeit 
von Diskriminierung (insbesondere auf-
grund von Religion und Hautfarbe) je-
doch nicht geschlechtsabhängig ist. 
Ausländerinnen und Ausländer geben 
häufiger an, zu diskriminierten Gruppen 
zu gehören.

Das Alter ist im DoSyRa nicht in einer 
Art aufgeschlüsselt, die einen Vergleich 
zulässt. Aufschlussreicher ist die Umfra-
ge ZidS, denn sie erfasst die wesentli-
chen demographischen Merkmale der 
aufgrund ihrer Gruppenzugehörigkeit 
diskriminierten Befragten. 



Rassistische Diskriminierung und Rassismus in der Schweiz: Datenlage

43

Altersgruppe

fühlt sich 
diskriminiert 

2016 2018

15-24 Jahre 28% 38%

25-39 Jahre 31% 34%

40-54 Jahre 22% 24%

55-64 Jahre 20% 18%

65+ Jahre 8% 11%

Tabelle 6: Sich diskriminiert fühlen nach 
Altersgruppe, ZidS 2016 und 2018.

Gemäss Tabelle 6 sind Diskriminierungs-
erfahrungen in der ersten Lebenshälfte 
am häufigsten und nehmen ab 65 Jah-
ren stark ab. Dabei ist der Anteil der 15- 
bis 24-Jährigen, die Diskriminierungser-
fahrungen gemacht haben, zwischen 
2016 und 2018 deutlich gestiegen.47 

M W 0-17 18-34 35-59 60+ Schweizer Ausländer

SUS 261bis 89% 11% 4% 30% 38% 28% 73% 27%

PKS (Beschuldigte) 78% 22% 2% 25% 53% 20% 71% 29%

Tabelle 7: Verurteilte (SUS, 2017) und Beschuldigte (PKS, 2018) nach Geschlecht (M, F), Altersgruppe und 
Nationalität.

Die Ausbildungsstufe ist nicht in der Ta-
belle aufgeführt, aber aufgrund der 
Umfragen ESS und ZidS lässt sich fest-
halten, dass es keine Verbindung gibt 
zwischen Ausbildungsniveau und Dis-
kriminierungserfahrung. Auch ist die 
Wahrscheinlichkeit, sich einer diskrimi-
nierten Gruppe zugehörig zu fühlen, in 

47	 Die starke Zunahme bei der jüngsten Altersgruppe mag damit zusammenhängen, dass Kinder 
von Immigranten, die in der Schweiz aufgewachsen sind, weniger damit rechnen, Diskriminierung 
zu erleben und diese dann umso stärker empfinden (vgl. Auer, Daniel/Ruedin, Didier: Who Feels 
Disadvantaged? Drivers of Perceived Discrimination in Switzerland. In: Migrants and Expats: The Swiss 
Migration and Mobility Nexus. Steiner, Ilka/Wanner, Philippe, IMISCOE Research Series, New York, 
Springer, 2019). 

städtischen und ländlichen Gebieten 
etwa gleich hoch.

5.6.2	 DISKRIMINIERENDE 
PERSONEN
Die Strafurteilsstatistik (SUS) und die 
polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) ge-
ben einen groben Einblick in die Profile 
verurteilter Täterinnen und Täter bzw. 
Angeschuldigter. Die Täter sind tenden-
ziell Schweizer Männer im arbeitsfähi-
gen Alter; bei den Angeschuldigten 
handelt es sich ebenfalls vornehmlich 
um Schweizer Männer, wobei alle Al-
tersgruppen vertreten sind. Der Anteil 
Männer und Schweizer ist über Zeit so-
wohl in der SUS als auch der PKS stabil. 
Dieser Befund überrascht insofern 
nicht, als dass Männer in Kriminalstatis-
tiken allgemein übervertreten sind. Auf-

fallend ist, dass der Anteil an Beschul-
digten und Verurteilten unter 18 Jahren 
über die Zeit rückläufig ist. 

Rassistische Einstellungen sind nicht 
zwingend ideologisch begründet und 
führen auch nicht unbedingt zu rassisti-
schen Handlungen. Sie schaffen aber 
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ein Klima, in dem rassistische Diskrimi-
nierung eher toleriert oder gar gutge-
heissen wird, auch wenn die Mehrheit 
der Bevölkerung selbst nicht entspre-
chend handeln würde. 

Aus der wissenschaftlichen Literatur, 
Umfragen und Experimenten ist be-
kannt, wer tendenziell negative Einstel-
lungen gegenüber Migrantinnen und 
Migranten oder anderen Minderheiten 
hat.48 Es sind eher Personen mit gerin-
ger Ausbildung, mit niedrig- und un-
qualifizierter Arbeit, mit konservativen 
Werthaltungen, ältere Personen, Perso-
nen ohne Kontakt mit Ausländerinnen 
und Ausländern sowie Personen, die 
sich nicht darum bemühen, sich von 
Vorurteilen zu befreien. Die Umfrage 
ZidS wird längerfristig zeigen, ob sich 
dieser Befund weiterhin bestätigt.

48	 Siehe beispielsweise: Pecoraro, Marco/Ruedin, Didier: A Foreigner Who Doesn’t Steal My Job: The 
Role of Unemployment Risk and Values in Attitudes towards Equal Opportunities. International 
Migration Review, 50 (3): S. 628-666, 2016; Freitag, Markus/Rapp, Carolin: Intolerance Toward 
Immigrants in Switzerland: Diminished Threat Through Social Contacts. Swiss Political Science Review 
19 (4): S. 425-46, 2013; Hainmueller, Jens/Hiscox, Michael J.: Attitudes toward Highly Skilled and 
Low-Skilled Immigration: Evidence from a Survey Experiment. American Political Science Review 104 
(1): S. 61-84, 2010; Diekmann, Andreas/Jann, Ben et al.: Wie fremdenfeindlich ist die Schweiz? Fünf 
Feldexperimente über prosoziales Verhalten und die Diskriminierung von Ausländern in der Stadt 
Zürich und in der Deutschschweiz. Soziale Welt 65 (2): S. 185-199, 2014.

49	 Beigezogene Quellen: «European Social Survey» (ESS), Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» 
(ZidS), International Social Survey Programme (MOSAiCH-ISSP), Schweizer Wahlstudie SELECTS, 
Schweizer Haushalt-Panel (SHP), Erhebung über die Einkommen und Lebensbedingungen in der 
Schweiz (SILC), VOXIT und Voto Nachabstimmungsumfragen.

50	 Mit den Daten in den Umfragen ESS und ZidS ist es noch nicht möglich, eine derart lange Dauer zu 
erfassen. Mit der Systematisierung der Umfrage ZidS wird aber angestrebt, in späteren Berichtsjahren 
Tendenzen abzugeben.

5.7	 EINSTELLUNGEN ZU 
GRUPPEN
5.7.1	 EINSTELLUNGEN ZU 
AUSLÄNDERINNEN UND 
AUSLÄNDERN SOWIE ZU 
MINDERHEITEN
Insgesamt scheinen die Einstellungen zu 
Ausländerinnen und Ausländern sowie 
zu Minderheiten langfristig stabil zu 
sein. Bei der Umfrage SILC ist eine leich-
te Abnahme von negativen Einstellun-
gen zu beobachten, aber dies führt 
durch Werte aus anderen Umfragen im 
Schnitt zu einer leichten Zunahme von 
negativen Einstellungen.49 Die Umfrage 
VOXIT bzw. ihre Nachfolgerin Voto, 
welche regelmässig anlässlich von Wah-
len und Abstimmungen durchgeführt 
wird, beinhaltet seit 1993 eine Frage 
zur Chancengleichheit von schweizeri-
schen und ausländischen Staatsangehö-
rigen (in der Abbildung 4 wird eine kla-
re Ablehnung von Chancengleichheit 
als «negative Einstellung» gezählt).50 
Die gleiche Frage wird auch in anderen 
Umfragen gestellt, wobei jeweils weni-
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ger Antwortkategorien zur Verfügung 
stehen.51

Bei den VOXIT-Daten nahm der Anteil 
der sich gegen Chancengleichheit aus-
sprechenden Befragten ab – was die 
Trendlinie beeinflusst –, bei den ande-
ren Datenquellen nimmt er tendenziell 
leicht zu. Die letzten Werte der Umfra-
ge Voto von 2019 zeigen, dass sich 
etwa 36% der Bevölkerung bessere 
Chancen für Schweizerinnen und 
Schweizer wünschen. 

51	 SHP, MOSAiCH-ISSP, SELECTS, SILC

5.7.2	 EINSTELLUNGEN GEGEN-
ÜBER SPEZIFISCHEN GRUPPEN
Mittels repräsentativer Umfragen wer-
den Einstellungen gegenüber spezifi-
schen Gruppen erfragt; es bestehen 
dazu aber (noch) keine längeren Zeit
reihen. In der Umfrage ZidS wird den 
Befragten eine Reihe von negativen Ste-
reotypen zu bestimmten Bevölkerungs­
gruppen vorgelegt, die sie auf einer 
Skala von 1-6 annehmen bzw. ablehnen 
können. Danach wurde der Prozentan-
teil der Personen erfasst, die den grup-
penbezogenen negativen Stereotypen 
konstant zustimmen. Die Ergebnisse 
deuten darauf hin, dass muslimfeindli-
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Abbildung 4: Einstellungen gegen Chancengleichheit für Ausländerinnen und Ausländer. Negative Einstel-
lungen werden angegeben, und zur besseren Übersichtlichkeit nur die Trendlinien (LOESS) dargestellt.
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che Einstellungen am weitesten verbrei-
tet sind (14%), etwa gleichauf wie ne-
gative Einstellungen gegenüber 
Jüdinnen und Juden (12%), aber vor 
Einstellungen gegenüber Schwarzen 
(7%). Allerdings müssen diese Zahlen 
mit Vorsicht interpretiert werden, da 
der Einfluss der sozialen Erwünschtheit 
und der unterschiedlichen Fragestellun-
gen (je nach Gruppe wurden spezifische 
Stereotype präsentiert) noch genauer 
zu untersuchen wäre. Anzumerken ist 
auch, dass die angegebene Reihenfolge 
weder der Reihenfolge der erfassten Be-
ratungsfälle im DoSyRa, noch derjeni-
gen der Daten in der EKR-Rechtssamm-
lung (Tabelle 8) entspricht. Bei der 
EKR-Rechtssammlung ist seit 2017 eine 
deutliche Zunahme der Vorfälle gegen 
Schwarze zu verzeichnen.

In der Umfrage ZidS wird weiter ge-
fragt, welche Art von Personen im All-
tag als störend empfunden werden. Für 
die vier Merkmale Hautfarbe, Nationali-
tät, Religion und Sprache ist eine grosse 
Bandbreite von Ergebnissen vorhanden, 
wobei der Anteil negativer Einstellun-
gen bei der Hautfarbe und der Nationa-
lität im Schnitt etwas tiefer liegt als bei 
den anderen Motiven. Dies könnte auf 
einen Effekt sozialer Erwünschtheit zu-
rückzuführen sein. Bei den Fragen zur 
Hautfarbe sowie zu Jenischen, Sinti und 
Roma mit sesshafter oder fahrender Le-

bensweise fehlen Vergleichswerte. Als 
störend empfunden werden offenbar 
wahrnehmbare Marker von andersarti-
gen Lebensweisen (Sprache, Religion, 
fahrende Lebensweise).

Merkmal gestört fühlen

Hautfarbe 7%

Nationalität 7%

Sprache 12%

Religion 10% 

Fahrende Lebensweise 21%

Tabelle 9: Anteil der Bevölkerung, die sich von Per-
sonen mit den angegebenen Merkmalen gestört 
fühlen, Umfrage ZidS, 2018. 

5.8	 FAZIT
Die Nebeneinanderstellung und Kombi-
nation von Daten aus verschiedenen 
Quellen zu rassistischer Diskriminierung 
ermöglichen verdichtete Aussagen, die 
aufgrund einer einzelnen Quelle nicht 
im gleichen Masse gesichert wären. 
Während sich bei der erlebten Diskrimi-
nierung in den letzten Jahren im Durch-
schnitt eine weniger starke Zunahme 
der Anzahl Vorfälle abzeichnet, ist bei 
den Verurteilungen wegen rassistischer 
Straftaten ein anhaltender Anstieg zu 
beobachten. Die Zunahme der erlebten 

Musliminnen und Muslime Schwarze Jüdinnen und Juden

DoSyRa (Vorfälle) 15% 33% 2%

EKR (Vorfälle) 17% 61% 22%

Tabelle 8: Anteil der Vorfälle 2018; für die EKR-Rechtssammlung konnten nicht alle Schuldsprüche 
zugeordnet werden. 
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Diskriminierung bei jüngeren Personen 
in der Umfrage ZidS zwischen 2016 und 
2018 mag darauf hinweisen, dass eine 
Trendwende einsetzt. Andersherum ist 
aber feststellbar, dass sich negative Ein-
stellungen gegenüber Ausländerinnen 
und Ausländern sowie Minderheiten 
trotz verstärkter Politisierung des The-
mas Immigration nicht signifikant zu 
verändern scheinen. 

Als häufigste Formen von rassistischer 
Diskriminierung werden verbaler Rassis-
mus und Benachteiligung wegen eines 
diskriminierungsrelevanten Motivs er-
fasst. Während Männer und Frauen 
etwa gleich häufig betroffen sind, su-
chen Männer etwas häufiger speziali-
sierten Rat. Jüngere Personen und Per-
sonen im arbeitsfähigen Alter sind 
häufiger von rassistischer Diskriminie-
rung betroffen als ältere. Wenig über-
raschend ist, dass Ausländerinnen und 
Ausländer am meisten von Diskriminie-
rung betroffen sind. 

Die Gründe der Diskriminierung sind 
über die Zeit generell relativ stabil. Er-
lebte Diskriminierung tritt am häufigs-
ten bei der Arbeitssuche oder am Ar-
beitsplatz auf. Da die betroffenen 
Personen befürchten dürften, die Stelle 
zu verlieren oder andere Nachteile zu 
erfahren, ist anzunehmen, dass es bei 
Diskriminierung am Arbeitsplatz selten 
zu formellen Beschuldigungen kommt. 
An diesem Beispiel zeigt sich, dass die 
Statistiken zu den rechtlich erfassten 
Fällen unzureichend sind, um das Aus-
mass der Diskriminierungsvorfälle zu er-
fassen. Es braucht ergänzend dazu re-
präsentative Erhebungen wie den 

«European Social Survey» (ESS) und be-
sonders die Umfrage «Zusammenleben 
in der Schweiz» (ZidS), welche die er-
lebte Diskriminierung der Bevölkerung 
direkt erfassen. Zudem liefern diese Er-
hebungen Informationen zu den Ein-
stellungen in der Bevölkerung. Erst die 
Zusammenführung der Daten zu den 
Vorfällen einerseits mit den Trendanaly-
sen zu den Einstellungen andererseits 
erlaubt es, den wesentlichen Brenn-
punkten auf die Spur zu kommen. 



59%

der Bevölkerung halten die ergriffenen  
Massnahmen zur Rassismusbekämpfung für  

ausreichend, 31% halten sie für ungenügend.
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6	 MASSNAHMEN GEGEN 
RASSISTISCHE DISKRIMINIE-
RUNG IN DER SCHWEIZ 
Rassistische Diskriminierung kommt 
häufig in Bereichen vor, die nicht in der 
Verantwortung des Bundes liegen, son-
dern in derjenigen der Kantone, Städte 
und Gemeinden. Die Kompetenzzuord-
nung ist grundsätzlich in der Verfassung 
festgelegt, Änderungen oder Neuerun-
gen unterstehen einer Volksabstim-
mung. Einerseits gewährleistet dieses 
föderalistische System, dass die getrof-
fenen Massnahmen auf die unter-
schiedlichen Realitäten der drei Staats-
ebenen zugeschnitten sind und die 
Organisationen der Zivilgesellschaft ein-
beziehen. Andererseits erfordern sie 
aber auch ein hohes Mass an Koopera-
tion: horizontal zwischen den verschie-
denen Stellen auf einer Staatsebene 
und vertikal zwischen Bund, Kantonen, 
Städten und Gemeinden.

Im Folgenden werden zuerst übergrei-
fende Themen und Massnahmen vorge-
stellt, welche über einzelne Lebensberei-
che und spezifische Zielgruppen hinaus-
gehen. Auch in dieser Berichtsperiode 
war diesbezüglich die Verankerung des 
Diskriminierungsschutzes in den kanto-
nalen Integrationsprogrammen (KIP) 
von grosser Bedeutung (6.1.1). Ange-
sichts des wachsenden Gewichts, das 
Online-Rassismus bekommt, wurde neu 

auch das übergreifende Thema Medien 
und Internet aufgenommen (6.1.2). Als 
übergreifendes Thema wird schliesslich 
auch Rechtsextremismus in diesem Ka-
pitel behandelt (6.1.3).

Danach wird auf die Situation in einzel-
nen Lebensbereichen eingegangen und 
auf die dort getroffenen Massnahmen 
(6.2). Schliesslich geht das Kapitel auf 
die Situation und Massnahmen zu spe-
zifischen Themen und Bevölkerungs-
gruppen ein (6.3). Im Vordergrund ste-
hen dabei stets die wichtigsten Entwick-
lungen seit dem Bericht 2016. 

6.1	 ÜBERGREIFENDE THEMEN 
UND MASSNAHMEN AUF 
NATIONALER EBENE
6.1.1	 VERANKERUNG DES 
DISKRIMINIERUNGSSCHUTZES 
IN DEN KANTONALEN INTEGRA-
TIONSPROGRAMMEN KIP
Diskriminierungsbekämpfung und der 
Abbau von strukturellen und individuel-
len Hürden beim Zugang zu Arbeit, Bil-
dung, Wohnen, Freizeitaktivitäten und 
weiteren relevanten Lebensbereichen 
sind in den kantonalen Integrationspro-
grammen (KIP) zwingender Bestandteil 
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der Integrationsförderung.52 Die Kanto-
ne haben mit dem Bund Massnahmen 
vereinbart, damit Menschen, die Diskri-
minierung erleben, kompetente Bera-
tung erhalten und die Institutionen der 
Regelstrukturen in Fragen des Diskrimi-
nierungsschutzes unterstützt und bera-
ten sind.53 Sie erarbeiten diese Mass-
nahmen einzeln oder in regionalen 
Verbünden und prüfen deren Wirksam-
keit anhand von verbindlichen Zielen 
und Indikatoren. Die KIP entsprechen 
somit einem gesamtschweizerischen 
Aktionsplan zur Bekämpfung von Dis-
kriminierung im Sinne der internationa-
len Empfehlungen (UNO, ECRI usw.). 
2017 wurde die erste vierjährige Pro-
grammphase abgeschlossen; 2018 bis 
2021 wird die zweite Programmphase 
(KIP 2) umgesetzt.

Seitens des Bundes ist das Staatssekre-
tariat für Migration (SEM) verantwort-
lich für die Gesamtprogramme; die FRB 
hat den Auftrag, die Arbeiten zur Um-
setzung und Qualitätssicherung im Be-
reich Diskriminierungsschutz zu be
gleiten. Das Umsetzungscontrolling der 
KIP erfolgt über ein jährliches Repor-
ting-Raster und eine eingehende Be-
richterstattung am Ende der vierjähri-

52	 Während es selbstverständlich ist, dass Rassismusbekämpfung nicht alleine im Integrationsbereich 
zum Tragen kommen kann, ist die Frage, wie Rassismusbekämpfung im Rahmen der Integrations-
arbeit sinnvoll geleistet werden kann, Teil einer laufenden Debatte. Festzuhalten ist, dass Diskriminie-
rungsschutz und Rassismusbekämpfung insbesondere in Bezug auf die Zielgruppen über die Integra-
tionsförderung hinausgeht und Integration und Rassismusbekämpfung vielmehr als komplementär zu 
verstehen sind. Siehe dazu auch TANGRAM 42: Integrationsarbeit und Kampf gegen Rassismus. Bern, 
2018. Mehrere Beiträge widmen sich dem Spannungsfeld, in dem sich Integrationsförderung und 
Diskriminierungsbekämpfung befinden, angesichts einer Integrationspolitik, die aus einer Perspektive 
der Gleichbehandlung zunehmend für strukturelle Benachteiligungen sorge. Siehe dazu auch Kapitel 
6.3.3 (Rassismus gegenüber Schwarzen und Massnahmen dagegen). 

53	 Die Vorgaben an die Kantone wurden vom SEM, der FRB und der Konferenz der Kantonsregierungen 
(KdK) gemeinsam erarbeitet. 

gen Programmphase. Zudem bespricht 
die FRB anstehende Projekte oder Fra-
gen direkt mit den 26 kantonalen Integ-
rationsverantwortlichen. Gestützt auf 
diese Unterlagen und Gespräche geben 
nachfolgende Ausführungen einen Ein-
blick in die Tätigkeiten und Fragestellun-
gen in den Kantonen. Es muss aber vor-
ausgeschickt werden, dass auch einige 
Städte massgeblich zur Entwicklung 
von innovativen Massnahmen zu Rassis-
musbekämpfung und Diskriminierungs-
schutz beitragen. Denn Städte sind häu-
fig unmittelbar gefordert, einen konst-
ruktiven Umgang mit kultureller Vielfalt 
zu finden, und sie können dank kürze-
ren Entscheidungswegen schnell und 
konkret aktiv werden. 

Sicherstellung eines angemessenen 
Beratungsangebots
Eine erste Zielsetzung zum Diskriminie-
rungsschutz in den KIP ist die Sicherstel-
lung eines angemessenen Beratungsan-
gebots. In einigen Kantonen existierte 
ein solches Angebot bereits zu Beginn 
der KIP (AG, BE, BL, BS, GE, NE, SO, VD, 
ZH). Bei Abschluss der ersten Programm-
phase bestand in allen 26 Kantonen ein 
Beratungsangebot. Etwa in einem Drit-
tel der Kantone wird die Beratung durch 
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die kantonalen oder kommunalen Integ-
rationsfachstellen angeboten. Häufig 
gewähren diese eine erste niederschwel-
lige Beratung und weisen die komple-
xen Fälle an spezialisierte Stellen weiter. 
Teils arbeiten die Kantone in diesem Be-
reich zusammen: So führen die Kantone 
der Nordwestschweiz (BS, BL, SO) ein 
gemeinsames Beratungsangebot, und 
die Kantone der Zentralschweiz haben 
eine Geschäftsstelle Diskriminierungs-
schutz eingerichtet, um gemeinsam die 
Qualität ihrer Beratungsangebote si-
cherzustellen und weiterzuentwickeln. 
Die restlichen Kantone arbeiten mit ver-
waltungsexternen Beratungsstellen zu-
sammen. Insbesondere jene Kantone, 
die bereits beim Start der Programm-
phase 2014-2017 über ein Beratungs-
angebot verfügten, legten den Fokus 
auf die Qualitätsentwicklung des Ange-
bots (insbesondere Weiterbildungen für 
die Beratenden und Ausbau der Faller-
fassung). Andere Kantone, welche erst 
noch Anlaufstellen aufbauen mussten, 
haben die Qualitätssicherung von An-
fang an mitgedacht. Angesichts der 
Budgets für die zweite Programmphase 
(2018-2021), die für diesen Bereich vor-
gesehen sind, ist in vielen Kantonen je-
doch fraglich, ob die finanziellen Mittel 
ausreichen werden, um über die 
Erhaltung des Angebots hinaus auch 
weiterhin in die Qualitätssicherung zu 
investieren. 

54	 Ausgetreten sind das Kompetenzzentrum Integration Thun-Oberland (KIO), der CaBi Antirassismus-
treff (St. Gallen) und die Informationsstelle für Ausländerinnen- und Ausländerfragen (isa) (Bern). 
Hintergrund für zwei der drei Austritte sind ungenügende Finanzen resp. die Kürzung der Mittel in 
diesem Bereich. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass nicht alle spezialisierten Beratungsstellen Mitglied 
des Beratungsnetzes sind und entsprechend ihre Fälle nicht im DOSYRA eingeben.

Die Rückmeldungen aus den Kantonen 
legen die Vermutung nahe, dass es ei-
nen direkten Zusammenhang zwischen 
dem Bekanntheitsgrad des Angebots 
bei der betroffenen Bevölkerung und 
der Anzahl Beratungsfälle eines Bera-
tungsangebots gibt. Die Erfahrung 
zeigt, dass auch in Kantonen, die be-
reits seit längerem über ein Beratungs-
angebot verfügen, kontinuierliche In-
formation und Sensibilisierung notwen-
dig sind, um das Erreichen der Zielgrup-
pe sicherzustellen. Exemplarisch sei hier 
der Kanton Genf erwähnt: Aufgrund 
einer Budgetkürzung von rund 50% 
musste die Beratungsstelle ihre Öffent-
lichkeitsarbeit praktisch einstellen. Be-
reits im gleichen Jahr kam es zu einem 
massiven Rückgang der Fälle. Der Kan-
ton plant deshalb ein Pilotprojekt zur 
Untersuchung des Zusammenhangs 
zwischen Öffentlichkeitsarbeit und An-
zahl der Fälle. 

Das Beratungsnetz für Rassismusopfer 
– und damit die Datenbank des Netz-
werks (DoSyRa) – konnte 2017 vorüber-
gehend auf 27 spezialisierte Beratungs-
stellen aus der ganzen Schweiz ausge-
weitet werden. 2018 ist die Zahl der 
Mitgliedsstellen jedoch wieder auf 24 
gesunken.54 Mit DoSyRa können die 
Kantone bzw. die Beratungsstellen auf 
ein erprobtes Erfassungssystem zurück-
greifen und im Rahmen des Netzwerks 
Fragen der Qualitätssicherung gemein-
sam angehen. Ziel ist es, die Datenerfas-
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sung möglichst einfach, aber gleichzei-
tig kohärent und einheitlich zu gestal-
ten. Überdies ist vorgesehen, dass das 
Beratungsnetzwerk zunehmend eine 
koordinierende Rolle für Weiterbildun-
gen im Bereich Diskriminierungsschutz 
übernimmt.

Information und Beratung von 
Verwaltung, Regelstrukturen  
und Öffentlichkeit zum Thema 
Diskriminierungsschutz
Zur Prävention von rassistischer Diskri-
minierung sehen die KIP Massnahmen 
zur Unterstützung und Beratung von 
Verantwortlichen in Verwaltung und 
Regelstrukturen sowie zur Sensibilisie-
rung einer breiteren Öffentlichkeit vor. 
Diese richten sich nach dem Handlungs-
bedarf im jeweiligen Kanton. Die erste 
Programmphase hat gezeigt, dass es für 
die Integrationsdelegierten schwierig 
ist, innerhalb der Regelstrukturen – sei 
es im Schulwesen, in der Personalabtei-
lung oder der Sozialhilfe – mit den je-
weils Zuständigen die Bereitschaft auf-
zubauen, sich explizit mit Diskriminie-
rungsschutz auseinanderzusetzen. Aus-
serdem muss das entsprechende Vorge-
hen in eine Gesamtstrategie eingebettet 
sein, wenn es nicht bei Einzelmassnah-
men mit beschränkter Wirkung bleiben 
soll. In einer Strategie sollten die zu sen-
sibilisierenden Regelstrukturen priori-
siert und entsprechend angepasste Ziele 
und Schritte definiert werden. 

Eine in vielen Kantonen umgesetzte 
Massnahme zur Sensibilisierung der Re-

55	 https://www.ne.ch > Autorités > Département de l’économie et de l’action sociale (DEAS) > Service 
de la cohésion multiculturelle > Racisme et discrimination

gelstrukturen ist die Durchführung von 
Schulungen und die Integration des 
Themas Diskriminierungsschutz in be-
stehende Aus- und Weiterbildungen. Es 
handelt sich in den meisten Fällen um 
Angebote, die freiwillig besucht wer-
den. Ausserdem liegt das Schwerge-
wicht dabei grösstenteils nicht spezi-
fisch auf dem Diskriminierungsschutz, 
sondern eher allgemeiner auf interkul-
turellen Fragestellungen. Obwohl nach-
vollziehbar ist, dass die Angebote da-
durch für das Zielpublikum zugänglicher 
sein sollen, führt die Ausweitung des 
Themas dazu, dass das eigentliche Pro-
blem nicht benannt wird, weil der Dis-
kriminierungsschutz unter dem Aspekt 
des Umgangs mit Vielfalt kaum behan-
delt werden kann. Einige Kantone set-
zen deshalb zunehmend auf spezifische 
und bedarfsorientierte Schulungen oder 
Coachings (bspw. FR, GE, VD). Verschie-
dene Kantone und Städte greifen zu 
verbindlicheren Vorgehensweisen, um 
die Öffnung ihrer Institutionen weiter 
voranzutreiben. So hat beispielweise 
der Kanton Neuenburg eine Roadmap 
«für eine egalitäre und diskriminie-
rungsfreie Neuenburger Verwaltung» 
verabschiedet. In Form eines Aktions-
plans werden mit und von den Regel-
strukturen eine Vielzahl an Massnah-
men umgesetzt – etwa um mehr Perso-
nen mit Migrationshintergrund für eine 
Anstellung in der Verwaltung zu gewin-
nen oder den Beratungsstellen für Dis-
kriminierungsopfer grössere Sichtbar-
keit zu verleihen.55 Einen ähnlichen 
Weg gehen beispielsweise die Städte 

https://www.ne.ch
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Genf56 und Bern57: Die Integrationsfach-
stellen arbeiten im Rahmen von Mass-
nahmenplänen eng mit den Regelstruk-
turen zusammen, um diese zunehmend 
für die Vielfalt ihres Publikums fit zu 
machen und diskriminierungsfreien Zu-
gang zu ihren Dienstleistungen zu ge-
währleisten. 

Knapp ein Drittel der Kantone und 
mehrere Städte nutzten die jährlich im 
März stattfindende Aktionswoche ge-
gen Rassismus, um mittels Sensibilisie-
rungs- und Schulungsanlässen, kulturel-
len Angeboten oder weiteren Veranstal-
tungen eine breitere Öffentlichkeit zu 
sensibilisieren (AG, FR, GE, JU, NE, SO, 
SG, TI, VD, VS sowie die Städte Bern, 
Lausanne, Luzern und weitere Gemein-
den). In Basel-Stadt und Solothurn wird 
die Aktionswoche von Organisationen 
der Zivilgesellschaft durchgeführt, mit 
Unterstützung des Kantons. Die Stadt 
Bern konnte 2018 erstmals umliegende 
Gemeinden dazu gewinnen, die Plakat-
kampagne der Aktionswoche auf deren 
Gebiet auszuweiten. Die Aktionswo-
chen sind nicht nur durch ihre unmittel-
baren Veranstaltungen für eine breite 
Öffentlichkeit wirksam, sondern bieten 
auch die Gelegenheit, Netzwerke zu 
schaffen und neue Partnerorganisatio-

56	 www.ville-geneve.ch > Actualités > Dossiers d’information > Genève, ville de diversité

57	 www.bern.ch/integration > Fachbereich Information und Vernetzung > Leitbild zur Integrationspolitik 
und Schwerpunkteplan

58	 www.ge.ch > Aides financières, argent et impôts > Aides financières aux associations > Aide à 
l’intégration des étrangers ou à la protection contre la discrimination ; www.vd.ch > Population 
> Intégration des étrangers et prévention du racisme > Demander une subvention pour un projet 
d›intégration et/ou de prévention du racisme

59	 Siehe dazu http://about-us.ch/

nen für das Thema zu gewinnen. So 
nutzen mehrere Kantone und Städte 
den Anlass, um themenspezifisch die 
Zusammenarbeit mit einzelnen Regel-
strukturen zu suchen.

Darüber hinaus haben mehrere Kanto-
ne und Städte öffentlichkeitswirksame 
Massnahmen zum Thema Rassismus er-
griffen. So vergeben der Kanton Genf 
und der Kanton Waadt seit einigen Jah-
ren Finanzhilfen an Projekte, die explizit 
dem Diskriminierungsschutz dienen.58 
Die Stadt Zürich lancierte 2018 die in-
terkulturellen Wochen, die mit künstle-
rischen Projekten und von der Bevölke-
rung getragenen Aktivitäten die 
Diversität der Stadt Zürich regelmässig 
erlebbar machen und feiern sollen. Das 
Projekt ist eine explizite Einladung zur 
Auseinandersetzung mit der Vielfalt der 
Stadt Zürich.59 Generell ist festzustellen, 
dass das Schwergewicht bei Aktivitäten 
für die breite Öffentlichkeit eher auf 
den Umgang mit Vielfalt und nicht ex-
plizit auf Rassismus oder Diskriminie-
rung gelegt wird. Dies ist meist ein be-
wusster Entscheid, weil die explizite 
Behandlung von Rassismus nicht selten 
(auch auf politischer Ebene) auf Wider-
stand stösst und der Umweg über die 
kulturelle Vielfalt als Türe genutzt wird, 

http://www.ville-geneve.ch
http://www.bern.ch/integration
http://about-us.ch/
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um überhaupt eine Thematisierung zu 
ermöglichen.60  

Nebst den spezifischen Zielvorgaben ist 
der Diskriminierungsschutz auch in den 
anderen Förderpfeilern der KIP als Quer-
schnittsthema mitzudenken. Die Kanto-
ne haben insbesondere in den Berei-
chen Berufsbildung, Arbeitsintegration, 
Sozialhilfe und Gesundheit Handlungs-
bedarf erkannt und unterstützen oder 
realisieren hier punktuell Projekte. Be-
sondere Relevanz hat das Thema auch 
im Bereich der sozialen Integration, da 
Diskriminierungen das Zusammenleben 
erschweren. So sind die Kantone nicht 
nur im Rahmen der KIP, sondern auch 
der Integrationsagenda Schweiz (IAS) 
dazu angehalten, die Öffnung der Auf-
nahmegesellschaft proaktiv zu fördern 
sowie potentielle Konflikte und Diskri-
minierungen zu verhindern und zu 
schlichten.61 Eine grosse Mehrheit der 
Kantone unterstützt überdies Initiativen 
zur Förderung des interreligiösen Dia-
logs, insbesondere im Rahmen der jähr-
lich im November stattfindenden Wo-
che der Religionen. 

Fazit
Zusammenfassend ist zu sagen, dass die 
Berichtsperiode geprägt war vom Ab-
schluss der ersten Programmphase 
(KIP 1) und der Erarbeitung und Lancie-
rung der zweiten Programmphase 

60	 Ob die Thematisierung von kultureller Vielfalt letztlich dazu beiträgt, auch Rassismus und Diskrimi-
nierung zum Thema zu machen oder vielmehr die Diskussion dazu noch erschwert, ist von vielen 
verschiedenen oft auch sehr situationsgebundenen Faktoren abhängig. 

61	 Empfehlungen des SEM zur Umsetzung der IAS. Mehr zur Integrationsagenda, siehe Kapitel 6.2.1 
sowie www.kip-pic.ch > Kantonale Integrationsprogramme > Integrationsagenda Schweiz

62	 Zur IAS siehe Kapitel 6.2.1 (Wirtschaft und Arbeit).

(KIP 2) sowie von den Arbeiten an der 
Integrationsagenda Schweiz (IAS).62 Mit 
den KIP  1 konnte die Einrichtung und 
Konsolidierung von Beratungsangebo-
ten umgesetzt werden. Es muss aber 
festgestellt werden, dass die zwingend 
nötige Informations- und Kommunika-
tionstätigkeit, um die Zielgruppen zu 
erreichen, nicht immer über die ange-
messenen Mittel verfügt. Während tiefe 
Fallzahlen darauf hindeuten können, 
dass das Angebot für die Zielgruppen 
(noch) nicht zugänglich genug ist, brin-
gen hohe Fallzahlen wiederum die be-
stehenden Stellen an ihre Kapazitäts-
grenzen. Diese Situation ist umso 
beunruhigender angesichts der Tatsa-
che, dass die Mehrheit der Kantone das 
Budget für die KIP 2014-2017 im För-
derbereich Diskriminierungsschutz nicht 
ausgeschöpft hat. Für die zweite Pro-
grammphase sind die budgetierten Gel-
der sogar noch tiefer – ganz besonders 
in der Deutschschweiz, wo nur der Kan-
ton Zürich mehr als 2% des KIP-Budgets 
für den Diskriminierungsschutz einzu-
setzen plant. Im Gegensatz zu diesen 
sehr knapp bis unzureichenden Res-
sourcen investieren die Kantone der Ro-
mandie zum Teil das Mehrfache. 

In Bezug auf die Information und Bera-
tung von Verwaltung, Regelstrukturen 
und Öffentlichkeit zum Thema Diskrimi-
nierungsschutz wurden im KIP 1 eine 

http://www.kip-pic.ch
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Vielzahl von Massnahmen umgesetzt – 
von öffentlichen Veranstaltungen über 
Weiterbildungen, Aktionswochen ge-
gen Rassismus bis zu Plakatkampagnen. 
Die Vielfalt der unternommenen Schrit-
te kann aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass in den meisten Kantonen 
eine umfassende Strategie für die Sensi-
bilisierung sowohl der Regelstrukturen 
wie der Öffentlichkeit weitgehend fehlt 
– entsprechend soll der Fokus während 
der zweiten KIP-Phase (2018-2021) auf 
diesen Aspekt gelegt werden. Bereits in 
der letzten Berichtsperiode wurde fest-
gestellt, dass die beiden Zielsetzungen 
zum Diskriminierungsschutz im KIP – 
Beratung und Sensibilisierungsarbeit – 
in einer Wechselwirkung stehen: Wo 
Rassismus tabuisiert wird, steigt auch 
die Hemmschwelle, ein Beratungsange-
bot zu nutzen. In diesem Zusammen-
hang muss die Auswirkung der knap-
pen Ressourcenzuteilung für den 
Diskriminierungsschutz für die nun lau-
fende Programmphase kritisch beob-
achtet werden. In der Mehrheit der 
Kantone, insbesondere der Deutsch-
schweiz, gewährleisten die Ressourcen 
höchstens die Sicherstellung eines mini-
malen Beratungsangebots und verein-
zelte Massnahmen zur Sensibilisierung 
der Regelstrukturen und der Öffentlich-
keit – sie reichen aber nicht aus, um die-
se Massnahmen weiter zu entwickeln 
und Verbindlichkeit zu schaffen. Dies 
dürfte die Umsetzung der Programm-
ziele Diskriminierungsschutz deutlich 
erschweren und zeigt, dass der Diskri-
minierungsschutz noch nicht in allen 
Kantonen zu einem selbstverständli-
chen Teil der Integrationsförderung ge-
worden ist, geschweige denn über die 

Zielgruppe der Migrationsbevölkerung 
hinaus als relevant erachtet wird. Das 
trifft nicht nur die unmittelbar betroffe-
nen Zielgruppen, sondern gefährdet 
letztlich den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt.

6.1.2	 MEDIEN UND INTERNET
Herkömmliche und digitale Medien prä-
gen die Meinungsbildung und das Kli-
ma, in dem gesellschaftliche und politi-
sche Debatten stattfinden. Sie erfüllen 
zudem eine wichtige Beobachterfunkti-
on, indem sie auf problematische Vor-
fälle oder Entwicklungen hinweisen und 
öffentliche Diskussionen anstossen. Mit 
der zunehmenden Präsenz der her-
kömmlichen Medien im Internet und in 
den sozialen Medien (z. B. digitale Zei-
tungsausgaben mit Kommentarspalten 
oder Facebook-Seite der SRG) – und 
umgekehrt der zunehmenden Aufnah-
me von Inhalten aus dem Internet in die 
klassischen Medien – stellen sich auch 
neue Fragen zu den Verantwortlichkei-
ten für problematische oder rassistische 
Inhalte.

Einhaltung der Grundrechte in den 
herkömmlichen Medien
Grundsätzlich sind die Medien auf-
grund ihrer in der Verfassung verbrief-
ten Freiheit und Unabhängigkeit (Art. 
17 BV) selbst dafür zuständig, für die 
Einhaltung der Erklärung der «Pflichten 
der Journalistinnen und Journalisten» 
zu sorgen (insb. Art. 8: Respekt der 
Menschenwürde und Verbot von rassis-
tischer Diskriminierung). Für die klassi-
schen Medien bestehen mit dem 
Schweizer Presserat und der Unabhän-
gigen Beschwerdeinstanz für Radio und 
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Fernsehen (UBI) institutionalisierte 
Selbstregulierungsorgane (Art. 4 Abs. 1 
RTVG). In den Jahren 2016 und 2017 
bezogen sich aber nur wenige der ein-
gegangenen Beschwerden beim Presse-
rat und bei der UBI auf Themen mit ras-
sendiskriminierendem Bezug.63

Der Schweizerische Presserat steht dem 
Publikum und den Medienschaffenden 
als Beschwerdeinstanz für medienethi-
sche Fragen zur Verfügung. Bei ihm 
können Beschwerden zur Frage des 
Diskriminierungsverbots und der Men-
schenwürde eingereicht werden. Der 
Presserat hat in früheren Stellungnah-
men konstant darauf hingewiesen, dass 
die abwertende Äusserung gegen eine 
Gruppe oder ein Individuum eine Min-
destintensität erreichen muss, um als 
herabwürdigend oder diskriminierend 
zu gelten: «Eine Bezugnahme auf die 
ethnische, nationale oder religiöse Zu-
gehörigkeit ist nur dann diskriminie-
rend, wenn sie mit einem erheblich ver-
letzenden Unwerturteil verbunden ist 
(...). Das Diskriminierungsverbot verbie-
tet zudem nicht Kritik an Einzelperso-
nen, sondern soll sachlich ungerechtfer-
tigte Verallgemeinerungen verhindern 
(...)».64 

63	 Im Jahr 2017 wurden beim Presserat insgesamt 127 Beschwerden eingereicht. 20 Beschwerden 
betrafen das Diskriminierungsverbot oder die Verletzung der Menschenwürde, 3 davon wurden 
gutgeheissen. Im Jahr 2016 gingen 47 Beschwerden ein, wovon 6 das Diskriminierungsverbot oder 
die Verletzung der Menschenwürde betrafen (1 gutgeheissen). Die Daten beruhen auf den Jahres-
berichten 2018 und 2017 des Presserats; der Bericht 2019 zum Jahr 2018 lag zum Zeitpunkt der 
Berichterstellung noch nicht vor. Informationen zu den Entscheiden der UBI: Jahresberichte UBI 2017 
und 2018: www.ubi.admin.ch > Dokumentation > Jahresberichte

64	 Stellungnahmen Nr. 13/2006, Abs. II, Ziff. 2. Dazu auch etwa: Stellungnahmen Nr. 32/2001, 6/2002, 
9/2002, 37/2002, 44/2003, 32/2006, 16/2007 und 21/2008: https://presserat.ch > Beschwerden

Die UBI beurteilt als gerichtsähnliche Ins-
tanz Beschwerden gegen ausgestrahlte 
Radio- und Fernsehsendungen schwei-
zerischer Veranstalter. Sie behandelt nur 
Fälle, welche von der Ombudsstelle SRG 
als Vorinstanz als berechtigt beurteilt 
und danach vom Beanstander an die UBI 
weitergezogen werden. Beide Instanzen 
stützen sich auf das Bundesgesetz über 
Radio und Fernsehen (RTVG; SR 784.40). 
Bezüglich Rassismus und rassistischer 
Diskriminierung relevant ist insbesonde-
re die Rechtsprechung der UBI zum 
Schutz der Menschenwürde und zum 
Diskriminierungsverbot (Art. 4 Abs. 1 
RTVG). Für den Social Media-Auftritt der 
SRG mussten die rechtlichen Regelun-
gen angepasst werden. Seit 2016 hält 
Artikel 5a RTVG explizit fest, dass die 
durch die Redaktion gestalteten Inhalte 
den Anforderungen von Artikel 4 Absatz 
1 genügen müssen. Hingegen fallen die 
von den Nutzerinnen und Nutzern selbst 
gestalteten Inhalte nicht unter diese 
Mindestanforderungen, sondern unter-
liegen den internen Regelungen der SRG 
(«Netiquette»). 

Rassistische Hassrede in den 
digitalen Medien und den sozialen 
Netzwerken
Generell sind bei den digitalen Me- 
dien die Selbstregulierungsmassnah-

http://www.ubi.admin.ch
https://presserat.ch
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men deutlich weniger institutionalisiert, 
und die Massnahmen zur Eindämmung 
von hasserfüllten und rassistischen 
Kommentaren fallen sehr unterschied-
lich aus.65 Dies, obwohl sich das Internet 
und die sozialen Netzwerke als zentra-
les Informations- und Kommunikations-
feld etabliert haben: 2018 nutzten 90% 
der Schweizer Bevölkerung ab 14 Jah-
ren mindestens einmal pro Woche das 
Internet (bei einem europäischen 
Durchschnitt von 83%).66 53% der 
Schweizer Bevölkerung gaben an, re-
gelmässig an sozialen Netzwerken teil-
zunehmen (entspricht einer Zunahme 
von 10% gegenüber 2014).67 Die digi-
talen Medien tragen zur Informations- 
und Meinungsvielfalt bei, bergen aber 
auch das Risiko der Instrumentalisie-
rung für politische Zwecke, für Angriffe 
auf individuelle Grundrechte oder auf 
Angehörige von Minderheiten sowie für 
die Verbreitung von rassistischen Inhal-
ten. 

Die spezifischen Online-Kommunikati-
onsbedingungen und -mechanismen 

65	 In den Berichten des Bundesrats zur rechtlichen Basis der Social Media von 2013 und 2017 findet sich 
eine ausführliche Darstellung der Situation und Fragestellungen: Rechtliche Basis für Social Media. Be-
richt und Nachfolgebericht des Bundesrates zum Postulatsbericht Amherd 11.3912. Bern, 2013 und 
2017.

66	 www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Kultur, Medien, Informationsgesellschaft, Sport > Informa-
tionsgesellschaft > Gesamtindikatoren > Haushalte und Bevölkerung > Internetnutzung 

67	 www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Kultur, Medien, Informationsgesellschaft, Sport > Informa-
tionsgesellschaft > Gesamtindikatoren > Haushalte und Bevölkerung > Kultur und Freizeit. Weltweit 
am meisten genutzt wurde 2017 Facebook (2 Mrd. Nutzende), gefolgt von Instagram (800 Mio. 
Nutzende) und Twitter (330 Mio. Nutzende): https://socialmedia-institute.com > Neue Kommentare > 
Übersicht aktueller Social Media Nutzerzahlen

68	 Siehe dazu etwa: Stahel, Lea: Microfoundations of aggressive commenting on social media within a 
sociological multilevel perspective. Zürich, 2018.

69	 Beispiel einer solchen Analyse aus Deutschland: Kreißel, Philip/Ebner, Julia et al.: Hass auf Knopfdruck: 
Rechtsextreme Trollfabriken und das Ökosystem koordinierter Hasskampagnen im Netz. Institute for 
Strategic Dialogue & Initiative «Ich bin hier», London, 2018.

führen dazu, dass emotional polarisie-
rende Äusserungen zu gesellschaftlich 
sensiblen Themen mehr Aufmerksam-
keit und Kommentare generieren als 
differenzierte Ausführungen, und daher 
auch stärker im Netz verbreitet werden. 
Dies fördert die Zunahme von Hass­
reden, die sich insbesondere gegen 
jüngere Menschen, Frauen und Ange-
hörige von Minderheiten richten.68 In-
wiefern diese Zunahme auch organi-
sierten oder koordinierten Vorgehen 
entspricht, wurde bisher in der Schweiz 
noch nicht analysiert.69 Klar ist aber, 
dass Rassismus heute online wie offline 
geschieht, und deshalb jeder Informati-
ons- und Präventionsauftrag immer 
auch Rassismus im Netz umfassen muss. 

Hassreden führen bei den Angegriffe-
nen zu emotionaler Belastung, Kontroll- 
oder Reputationsverlust, oder zu einer 
Verhaltensanpassung im Sinne eines 
Rückzugs aus dem Netz («silencing»). 
Sie stecken aber auch «unbeteiligt Zu-
schauende» an und führen zu Mei-
nungsverhärtungen. Strukturell fördern 

http://www.bfs.admin.ch
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Hassreden Polarisierungen, Mechanis-
men der Online-Selbstjustiz und Ver-
breitung von Desinformation.70 

Rechtliche Regelung gegen 
Online-Hassrede
Die Bekämpfung von Hass- und Gewalt-
reden auf sozialen Netzwerken stützt 
sich sowohl auf das Strafrecht (nament-
lich die Artikel 135, 173ff., 180, 258ff., 
261bis StGB) als auch auf das Zivilrecht 
(Art. 28ff. ZGB) und das Verwaltungs-
recht. Die Schwierigkeiten bei der An-
wendung der bestehenden Normen auf 
die sozialen Netzwerke ergeben sich vor 
allem aus dem grenzüberschreitenden 
Charakter dieser Dienste. Denn wenn 
kein Anknüpfungspunkt zur Schweiz 
besteht, ist eine Anwendung des 
Schweizer Rechts aufgrund des Territo-
rialitätsprinzips nur beschränkt mög-
lich.71 

Strafrechtlich gelten für rassistische 
Äusserungen in den digitalen Medien 
dieselben Regeln wie in der analogen 
Welt: Die Grenzen der freien Meinungs-
äusserung sind dann überschritten, 

70	 Siehe dazu etwa: Pew Research Center: «Teens Social Media Habits and Experiences: Survey 2018»: 
www.pewinternet.org > Internet & Tech > Publications. Brodnig, Ingrid: Hass im Netz. Was wir gegen 
Hetze, Mobbing und Lügen tun können. Brandstätter Verlag, Wien 2016. Für weitere Hinweise zu 
aktueller Literatur siehe.: Bojarska, Katarzyna: The Dynamics of Hate Speech and Counter Speech in 
the Social Media. Center for Internet an Human Rights, Europa-Universität Viadrina, Frankfurt, 2018.

71	 Im Gegensatz zu anderen Ländern besteht in der Schweiz keine Pflicht der Plattformen zur Löschung 
und Sperrung von Nachrichten auf sozialen Netzwerken aufgrund von Meldungen durch die Be-
nutzerinnen und Benutzer ohne Verwaltungs- oder Gerichtsentscheid (wie dies in Deutschland mit 
dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz seit dem 1. Januar 2018 praktiziert wird). Eine solche Pflicht wird 
kontrovers beurteilt, namentlich in Bezug auf deren Vereinbarkeit mit den Grundrechten und ins-
besondere der Meinungsäusserungsfreiheit. 

72	 Parlamentarische Initiative Reynard Mathias «Kampf der Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Orientierung» (PI 13.407) vom 7. März 2013.

wenn die Menschenwürde angegriffen 
wird oder zu Hass, Diskriminierung oder 
Gewalt aufgerufen wird. Der öffentli-
che Aufruf zu Hass oder Diskriminie-
rung einer Person oder einer Gruppe 
von Personen aufgrund ihrer Zugehö-
rigkeit zu einer «Rasse», Ethnie oder 
Religion wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder Geldstrafe bestraft 
(Art. 261bis StGB). Mit der Umsetzung 
der parlamentarischen Initiative Rey-
nard würde diese Strafnorm ausgewei-
tet auf Diskriminierungen aufgrund der 
sexuellen Orientierung.72 

Insgesamt ist die Zahl und die Art der 
aufgrund von Art. 261bis StGB vor Ge-
richt gebrachten Fälle von Rassismus 
bisher stabil geblieben (41 Urteile im 
Jahr 2016, 57 im Jahr 2015, 22 im Jahr 
2014 und 47 im Jahr 2013). Nur sehr 
wenige Rechtsfälle betrafen die Medien 
– die Urteilssammlung der EKR zu Art. 
261bis StGB verzeichnet für das Jahr 
2018 2 Fälle, für das Jahr 2017 9 Fälle 
(Massenmedien inkl. Internet). Ein zu-
nehmend wichtiger Anteil der Fälle be-
trifft hingegen rassistische Äusserungen 

http://www.pewinternet.org
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in den Sozialen Medien (7 Fälle im Jahr 
2018 und 17 Fälle im Jahr 2017).73

Die strafrechtliche Verfolgung rassisti-
scher Inhalte im Internet obliegt den 
Kantonen. fedpol dient als zentrale 
Meldestelle für rassistische und extre-
mistische Inhalte,74 leitet strafrechtlich 
relevante Fälle an die kompetenten kan-
tonalen Stellen weiter und koordiniert 
die Aktivitäten der kantonalen Polizei-
korps. Im Weiteren hat fedpol die Auf-
gabe, den Betreibern von Internetplatt-
formen Inhalte zu signalisieren, die zu 
Hass oder Gewalt gegen religiöse und 
rassistisch definierte Gruppen aufrufen; 
als «trusted flagger» hat fedpol bei 
YouTube diesbezüglich einen prioritären 
Status (mit dem Ziel, auch bei anderen 
sozialen Netzwerken einen solchen Sta-
tus zu erlangen).75

Der Bundesrat setzt sich dafür ein, dass 
Netzbetreiber mehr Verantwortung 
übernehmen, und er unterstützt parla-
mentarische Vorstösse, die fordern, 
dass die Schweiz aktiv darauf hinwirkt, 
eine Lösung für das Problem der inter-

73	 www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > gesell-
schaftliches Umfeld

74	 Es ist allerdings davon auszugehen, dass nur ein Bruchteil der rassistischen Äusserungen im Netz an 
die Meldestelle der fedpol gelangen, da zurzeit auf dem Meldeformular nicht explizit auf die Möglich-
keit hingewiesen wird, solche Inhalte zu melden: www.fedpol.admin.ch > Kriminalität > Cybercrime 
> Meldeformular

75	 Am Trusted Flagger-Programm können Regierungsbehörden, einzelne Nutzerinnen und Nutzer und 
NGOs teilnehmen. Inhalte, die von Trusted Flaggers gemeldet werden, werden von YouTube priori-
siert überprüft.

76	 Motion Christian Levrat, «Zugriff der Strafverfolgungsbehörden auf Daten im Ausland» (Mo. 
18.3379) vom 23.3.2018, Motion Glättli «Rechtsdurchsetzung im Internet stärken durch ein obli-
gatorisches Zustellungsdomizil für grosse kommerzielle Internetplattformen» (Mo. 18.3306) vom 
15.3.2018. Insgesamt wurden in der Berichtsperiode rund 10 parlamentarische Vorstösse zu Fragen 
und Gefahren der Digitalisierung eingereicht.

77	 www.jugendundmedien.ch > Experten und Fachwissen > Veranstaltungen > Nationales Fachforum

nationalen Rechtsdurchsetzung im In-
ternet zu finden.76 Expertinnen und Ex-
perten sind sich aber einig, dass nur ein 
Teil der Hasskommentare die Vorausset-
zungen für eine strafrechtliche Verfol-
gung erfüllt, und dass viele Betroffene 
den Aufwand eines zivilrechtlichen Pro-
zesses scheuen. Rechtlich-repressive 
Massnahmen alleine kommen deshalb 
gegen Hassrede nicht an; der Fokus 
muss zwingend auch auf die generelle 
Förderung der Medienkompetenz und 
auf eine verstärkte Information und 
Sensibilisierung gelegt werden. 

Massnahmen gegen rassistische 
Online-Hassrede
Die nationale Plattform Jugend und 
Medien des BSV sensibilisiert Eltern so-
wie Lehr- und Betreuungspersonen für 
Chancen und Risiken digitaler Medien.77 
Damit fördert sie die Medienkompeten-
zen und trägt zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen vor Risiken im Inter-
net bei. Konkret stellt die Plattform El-
tern und Lehrpersonen Informationen 
und Empfehlungen zu Extremismus und 
Hass im Netz zur Verfügung, welche 

http://www.ekr.admin.ch
http://www.fedpol.admin.ch
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auch Rassismus und Antisemitismus 
thematisieren. Im Rahmen des Schwer-
punktthemas «Extremismus und Radi-
kalisierung» wurden mit dieser Platt-
form von 2016 bis Ende 2018 vier 
Projekte unterstützt, deren Ziel es ist, 
durch Gegennarrative Extremismus im 
Internet entgegenzutreten. Die Ergeb-
nisse der Evaluation dieser Projekte 
wurden im Mai 2019 anlässlich des Na-
tionalen Forums Jugend und Medien 
vorgestellt.78 Die im Bereich des Extre-
mismus entwickelten Präventionsansät-
ze sind teils auch auf rassistische oder 
antisemitische Hassrede übertragbar. 
Aufgrund der unterschiedlichen Ziel-
gruppen und Massnahmen ist es aber 
sinnvoll, die beiden Themen voneinan-
der abzugrenzen. 

Die FRB unterstützt die auf Rassismus 
und Diskriminierung spezialisierten Be-
ratungsstellen dabei, sich die nötigen 
Kompetenzen zum Umgang mit On-
line-Rassismus anzueignen. Ein erster 
Workshop im Dezember 2018 zeigte, 
dass die bestehenden Stellen Vorfälle 
von Online-Rassismus bearbeiten kön-
nen, ihnen aber teils noch das Bewusst-
sein für die digitale Dimension von Ras-
sismus und das technische Know-how 
fehlten (beispielsweise wenn es darum 
geht, die Täterschaft zu identifizieren 
bzw. einzuordnen oder rasch online 
handeln zu können). Zudem muss die 
Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedenen potentiell involvierten Stel-
len eingespielt werden, um in Fällen von 
grösserer Tragweite effizient reagieren 
zu können. Mehr Beachtung muss da-

78	 www.jugendundmedien.ch > Experten und Fachwissen > Veranstaltungen > Nationales Fachforum

bei dem Schutz der Organisationen/Per-
sonen zukommen, die sich exponieren, 
indem sie aktiv gegen Hassrede vor­
gehen. Und schliesslich müssen die 
digitale Dimension von Rassismus in der 
allgemeinen Sensibilisierungsarbeit ex-
pliziter thematisiert und die Präventi-
onsmassnahmen im Netz verstärkt wer-
den. Denn heute beschränkt sich die 
digitale Präsenz von Bund, Kantonen 
und Städten/Gemeinden weitgehend 
darauf, Informationen und Materialien 
zu Massnahmen der Rassismusbekämp-
fung ins Netz zu stellen. Es gibt aber 
noch wenig Grundlagen und Strategien 
dazu, wie Rassismusbekämpfung direkt 
im Netz stattfinden kann oder wie die 
damit befassten Stellen ihre Präsenz im 
Netz verstärken können. Gestützt auf 
diese Feststellungen erarbeitet die FRB 
eine weiterführende Strategie, deren 
Massnamen in Zusammenarbeit mit 
den relevanten Stellen umgesetzt wer-
den sollen.

Nebst den von ihr initiierten und umge-
setzten Massnahmen unterstützt die 
FRB Projekte von weiteren Organisatio-
nen, die zur Prävention von Rassismus 
im Netz beitragen. Diese sind deshalb 
wichtig, weil sich gewisse Massnahmen 
oder Präventionsstrategien zwar über-
greifend auf alle Hassäusserungen an-
wenden lassen, es ergänzend dazu aber 
spezifische Ansätze braucht, um einzel-
nen Gruppen oder Themen gerecht zu 
werden. Zudem ist das Engagement 
von privaten Organisationen zwingend 
nötig, um die Zivilcourage in der breiten 
Öffentlichkeit zu stärken und Gegen-
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narrative gegen Rassismus sichtbar zu 
machen. Da solche Projekte relativ auf-
wendig sind und spezielles Know-how 
erfordern, wird zurzeit evaluiert, ob und 
ggf. wie sie künftig besonders gefördert 
werden sollten. 

Die Kantone und Gemeinden sind vor 
allem aktiv bei der Entwicklung und 
Umsetzung von Strategien zur Förde-
rung der Medienkompetenz. In der ob-
ligatorischen und nachobligatorischen 
Bildung wird darauf hingearbeitet, dass 
Kinder und Jugendliche lernen, verbale 
und visuelle Medieninhalte kritisch ein-
zuordnen. Dies ist eine unabdingbare 
Voraussetzung dafür, später adäquat 
mit rassistischer Hassrede und Hetze im 
Netz umgehen zu können. 

Die rassistische Hassrede im Netz hat ein 
quantitatives Ausmass und eine qualitati-
ve Dimension erreicht, welche die demo-
kratische Auseinandersetzung erschwe-
ren. Sie kann namentlich dazu führen, 
dass sich Angehörige von angegriffenen 
Minderheiten aus der Debatte zurückzie-
hen und damit in ihrer Meinungsäusse-
rungsfreiheit beschnitten werden.79 Es ist 
deshalb wichtig, dass diese Entwicklung 
in den Medien breit debattiert wird, dass 
Behörden und Beratungsstellen das The-
ma explizit bearbeiten, und dass nationa-
le, kantonale und kommunale Politikerin-

79	 In einer repräsentativen Untersuchung in Hessen gaben rund Dreiviertel der Befragten an, dass sie 
von Hassbotschaften eingeschüchtert und vom Netz verdrängt werden. Über die Hälfte der Befragten 
sagten, sie würden sich in Reaktion auf Hassrede im Internet seltener zu ihrer politischen Meinung 
bekennen: Eckes, Christine/Fernholz, Tobias et al.: #Hass im Netz: Der schleichende Angriff auf unsere 
Demokratie. Hg. Institut für Demokratie und Gesellschaft IDZ. Jena, 2018, S. 22 und 29.

80	 Nachrichtendienst des Bundes: Sicherheit Schweiz. Lagebericht 2018 des Nachrichtendienstes des 
Bundes. Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport. Bern, 2018: S. 56-66.

nen und Politiker aktive Gegennarrative 
im Internet leisten. Denn Online- und 
Offline-Rassismus stehen in einer ständi-
gen Wechselwirkung. Wer sich heute mit 
Rassismus beschäftigt, muss sich zwin-
gend mit dem Internet und dessen Funk-
tionsweise auseinandersetzen – und wer 
heute im Netz unterwegs ist, kommt 
nicht darum herum, sich mit Rassismus 
zu befassen.

6.1.3	 RECHTSEXTREMISMUS
Die Ablehnung der Gleichwertigkeit al-
ler Menschen, Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus sind konstituierende Ele-
mente rechtsextremer Ideologien. Seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs hat 
sich die extreme Rechte in der Schweiz 
von einer kleinen Untergrundszene zu 
einer ausdifferenzierten rechtsextremen 
Subkultur entwickelt. In den letzten 
Jahren wurde in der Schweiz allerdings 
eine Tendenz zum Rückzug rechtsextre-
mer Gruppierungen aus der Öffentlich-
keit beobachtet und es ist von einem 
Rückgang der Grösse der Szene auszu-
gehen.80 Gleichzeitig führte aber die zu-
nehmende Verbreitung von radikalen 
rechten Positionen im Internet und be-
sonders über die sozialen Medien zu ei-
ner Internationalisierung und Globali-
sierung rechtsextremer Ideologien und 
Strukturen, welche mit dem Fokus auf 
gewalttätigen Extremismus nur be-
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schränkt erfasst werden können.81 So-
wohl der Nachrichtendienst des Bundes 
(NDB) wie auch die Stiftung gegen Ras-
sismus und Antisemitismus (GRA) wei-
sen ausserdem auf Versuche von Szene-
angehörigen hin, im politischen System 
Fuss zu fassen (d. h. in kleineren und 
grösseren etablierten Parteien und mit-
tels Wahlen).82 Darüber hinaus kann 
auch in politischen Diskursen beobach-
tet werden, dass sich die Grenze des 
Sagbaren laufend ausweitet.

Fakten und Zahlen
Die Beobachtung von gewalttätigem Ex-
tremismus obliegt gemäss Bundesgesetz 
über Massnahmen zur Wahrung der in-
neren Sicherheit (BWIS; SR 120) den Si-
cherheitsorganen des Bundes und der 
Kantone. Diese erfassen sämtliche Arten 
von gewalttätigem Extremismus, unab-
hängig von seiner politischen bzw. ideo-
logischen Ausrichtung. Wie bereits in 
den vorangegangenen Jahren stellt der 
NDB in seinem Bericht 2018 fest, dass 
der Rechtsextremismus in der Schweiz 
nicht als staatsgefährdend zu betrach-
ten sei und das Gewaltpotenzial weitge-

81	 Der Bundesrat weist in seiner Antwort auf die Interpellation Gysi (Interpellation Gysi Barbara 
«Neonazi-Konzert in Unterwasser. Lehren für Politik und Justiz» (17.3174) vom 16. März 2017) 
darauf hin, dass Vernetzungsmöglichkeiten im Internet, insbesondere in den sozialen Medien, stark 
genutzt werden für die grenzübergreifenden Beziehungen der rechtsextremen Szene. Dies wird im 
NDB-Bericht bestätigt (S. 60-61). Gemäss Antisemitismus-Berichten 2017 und 2018 der Coordination 
Intercommunautaire contre l’Antisémitisme et la Diffamation (CICAD) betrafen 2017 47% aller Fälle 
die Sozialen Medien, 2018 waren es bereits 64%. Siehe: www.cicad.ch > Antisémitisme > Rapports 
antisémitisme

82	 Nachrichtendienst des Bundes 2018: S. 65; www.rassismus.ch > Einschätzungen > 2017 > Einschät-
zungen 2017: Rassismus in der Schweiz.

83	 Die CICAD beobachtet in ihrem Bericht 2017 eine Zunahme der Aktivitäten rechtsextremer Gruppen 
in der Romandie sowie deren stärkere Vernetzung in den französischsprachigen Kantonen wie 
auch zu Gruppen in Frankreich. Im Bericht 2018 nennt die CICAD neben der Résistance Helvétique 
die Gruppe Kalvingrad Patriote und die Partei National Orientierter Schweizer (PNOS) als die in der 
Romandie aktivsten Vereinigungen. Siehe: www.cicad.ch > Antisémitisme > Rapports antisémitisme 

hend unverändert niedrig bleibe. Laut 
Lagebericht 2019 wurden dem NDB im 
Jahr 2018 allerdings dreimal mehr Ereig-
nisse im Bereich des gewalttätigen 
Rechtsextremismus bekannt als im Jahr 
zuvor. Die rechtsextreme Szene der 
Schweiz sei offensichtlich im Aufbruch. 
Die Szene hält sich weiterhin bedeckt 
und tritt in der Öffentlichkeit – mit Aus-
nahme der in der Romandie aktiven 
Résistance Helvétique83 – wenig in Er-
scheinung. Allerdings verfügen mitt- 
lerweile mehrere rechtsextreme Grup-
pierungen über offene Webseiten. Eine 
dieser Gruppierungen hat in der Waadt 
sogar ein eigenes Vereinslokal eröffnet. 
Ihr Gewaltpotenzial hat die rechtsextre-
me Szene aber keineswegs verloren. Der 
NDB schätzt die Anzahl gewaltbereiter 
Rechtsextremer auf rund 350 Personen, 
wovon ein Viertel bis zu einem Drittel 
auch als gewalttätig anzusehen sei. Der 
NDB weist in seinem Lagebericht speziell 
darauf hin, dass Rechtsextreme teils be-
waffnet seien, und dass in deren Kreisen 
der Umgang mit Schusswaffen geübt 
werde. Weiter schreibt der NDB, dass 
gewisse Entwicklungen oder Ereignisse 

http://www.rassismus.ch
http://www.cicad.ch
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wie stark steigende Asylzahlen oder ein 
dschihadistisch motivierter Terrorakt die 
Lage sofort verschärfen könnten.84

Seit 2016 in Unterwasser SG ein Kon-
zert stattfand, bei dem über 5000 
Rechtsextreme aus ganz Europa rechts-
extremen Musikbands zuhörten, ist die 
Wachsamkeit bei Behörden, Polizei und 
Raumvermietenden gestiegen.85 Das 
bestätigt auch der Bundesrat in seiner 
Antwort vom 10. Mai 2017 auf die In-
terpellation «Neonazi-Konzert in Unter-
wasser. Lehren für Politik und Justiz». 
Vorfälle wie die in Unterwasser seien 
«höchst unerwünscht» und es gelte, 
«eine Wiederholung zu verhindern». 
Deshalb hätten die nachrichtendienstli-
chen und polizeilichen Stellen von Bund 
und Kantonen im Nachgang zum An-
lass die zuständigen Stellen der Kanto-
ne und Gemeinden erneut sensibilisiert, 
um ähnliche Anlässe frühzeitig zu er-
kennen.86 2017 hatte der NDB Kenntnis 
von drei Konzerten in der rechtsextre-
men Szene, wobei eines verhindert und 
bei einem zweiten die Einreise von zwei 
der drei Bands verboten wurde.87

84	 Nachrichtendienst des Bundes 2018: S. 55-65.

85	 Siehe dazu auch den Fokusbericht der GRA vom März 2017 zu Rechtsextremismus unter  
www.rassismus.ch > Einschätzungen > 2016 > Fokusbericht: Rechtsextremismus in der Schweiz

86	 Interpellation Gysi Barbara «Neonazi-Konzert in Unterwasser. Lehren für Politik und Justiz» (17.3174) 
vom 16. März 2017.

87	 Nachrichtendienst des Bundes 2018: S. 57.

88	 www.rassismus.ch > Einschätzungen > 2016 > Fokusbericht: Rechtsextremismus in der Schweiz  
(vom 21. März 2017)

Die GRA nahm die Vorfälle von 2016 
zum Anlass, um ihren Fokusbericht 2016 
dem Rechtsextremismus zu widmen. 
Demgemäss erfahren rechtsextreme 
Facebook-Gruppen zum Teil regen Zu-
spruch und erreichen dabei offenbar 
auch Leute aus der Mitte der Gesell-
schaft. Zudem wird eine Verlagerung der 
Inhalte hin zu Muslimfeindlichkeit und 
Kritik an der schweizerischen Asylpolitik 
festgestellt. Der Bericht bestätigt die Be-
obachtung, dass radikal rechtes Gedan-
kengut zunehmend in der virtuellen 
Welt verbreitet wird, und dass sozusa-
gen eine Verlagerung von der Strasse ins 
Netz stattgefunden hat.88 Allerdings ist 
zu bemerken, dass in der Schweiz bisher 
kaum erforscht ist, ob und wie sich die 
neuen Möglichkeiten der virtuellen Ver-
netzung und des Verbreitens von ideo-
logischen Botschaften auswirken oder in 
einem Zusammenhang stehen mit dem 
Trend zum Rückzug rechtsextremer 
Gruppierungen aus der physischen Öf-
fentlichkeit. Ebenfalls wenig untersucht 
ist, ob und wie neuere Bewegungen wie 
etwa die identitäre Bewegung oder an-
dere Plattformen der Neuen Rechten als 
Sammelgefässe für Rechtsextreme resp. 
bisher mit dem Rechtsextremismus Sym-

http://www.rassismus.ch
http://www.rassismus.ch
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pathisierende dienen.89 Grundsätzlich ist 
festzustellen, dass seit Abschluss des 
Nationalen Forschungsprogramms 40+ 
«Rechtsextremismus – Ursachen und 
Massnahmen» im Jahr 2009 das Thema 
in der Forschung in der Schweiz wenig 
Aufmerksamkeit erhält. 

Trotz der wachsenden Bedeutung der 
sozialen Medien für die rechtsextreme 
Szene ist bei den Meldungen beim Bun-
desamt für Polizei (fedpol) zu Cybercri-
me in Bezug auf Extremismus und 
Rassendiskriminierung in der Berichts-
periode ein Rückgang zu verzeichnen. 
Das fedpol geht davon aus, dass 2015 
und 2016 aufgrund der Diskussionen in 
den Sozialen Medien rund um die Zu-
wanderung geflüchteter Menschen 
überdurchschnittlich viele Meldungen 
eingegangen seien und sich die Zahlen 
nun wieder auf dem Stand der vorheri-
gen Jahre einpendelten.90 

89	 In einem Artikel von 2017, der die rechtsradikale Webseite «Les observateurs» untersucht, wird auch 
darauf hingewiesen, dass insbesondere die Kommunikationsstrategien der extremen Rechte und 
speziell jene im Internet kaum erforscht seien. Dies treffe in besonderem Ausmass auf die Schweiz zu, 
obwohl die radikale Rechte hier schon früh in Erscheinung getreten sei. Siehe Jammet, Thomas/Guidi, 
Diletta: Observer les observateurs. Du pluralisme médiatique au populisme anti-islam, analyse d’un 
site de « réinformation » suisse et de ses connexions. In: Réseaux 2017/2, n°202-203, S. 241-271. 
Unter: https://www.cairn.info/revue-reseaux-2017-2-page-241.htm

90	 2017 gingen 66 Meldungen zu Art 259 StGB (Öffentliche Aufforderungen zu Verbrechen oder zur 
Gewalttätigkeit) und 123 Meldungen zu Art. 261bis StGB (Rassendiskriminierung) ein. Das sind 0.67% 
bzw. 1.25% aller beim fedpol eingegangenen Meldungen. 2018 waren es noch 15 (0.21%) resp. 51 
Meldungen (0.7%). In den Jahren 2015 und 2016 wurden die Meldungen zu Art. 259 StGB und Art. 
261bis StGB nicht getrennt aufgeführt. 2015 gab es beide Tatbestände betreffend 412 Meldungen 
(3.56%), 2016 waren es 339 (2.42%).

91	 Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 14. 

92	 www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Ideologie

93	 Die kommentierte Sammlung ist abrufbar unter: http://chronologie.gra.ch. Die Chronologie «Rassis-
mus in der Schweiz» der GRA und GMS versteht sich als ein Medien-Monitoring, da sie nur Vorfälle 
erfasst, die in den Medien publiziert wurden. Jedoch wird die Dunkelziffer im Zusammenhang mit 
rassistischen Vorfällen auch für die Berichtsperiode als hoch eingeschätzt.

Im Jahr 2018 verzeichnete die Daten-
bank DoSyRa 2 Vorfälle von Rechtspo­
pulismus und 14 Vorfälle von Rechtsex­
tremismus (auf insgesamt 278 Nennun-
gen); im Jahr 2017 waren es 4 rassistisch 
diskriminierende Vorfälle von Rechtspo-
pulismus und 13 Fälle von Rechtsextre-
mismus (auf insgesamt 245 Nennun-
gen).91 Gemäss EKR-Rechtssammlung 
schwankt die Anzahl gefällter Urteile in 
Zusammenhang mit Rechtsextremismus 
von Jahr zu Jahr beträchtlich, wobei in 
den letzten Jahren tendenziell ein Rück-
gang festzustellen ist. Für 2018 ist kein 
Fall, für 2017 ist ein Fall aufgeführt.92 Die 
Chronologie «Rassismus in der Schweiz», 
zusammengestellt von der GRA in Zu-
sammenarbeit mit der Gesellschaft Min-
derheiten Schweiz (GMS), weist 39 Vor-
fälle für das Jahr 2017 und 46 für das 
Jahr 2018 auf. Davon betrafen 2 resp. 8 
Vorfälle die Kategorie rechtsextreme 
Aufmärsche, Auftritte, Zusammenkünf-
te.93 Die im Raum Bern und Burgdorf tä-

http://www.ekr.admin.ch
http://chronologie.gra.ch
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tige Informations- und Beratungsstelle 
gggfon – gemeinsam gegen Gewalt und 
Rassismus – verzeichnet für die Berichts-
periode einen starken Anstieg der Fälle 
im Bereich Rechtsextremismus. Dazu ge-
hört insbesondere die vermehrte Verbrei-
tung von rechtsextremen Symbolen. 

Massnahmen
Insgesamt ist festzustellen, dass gewalt-
extremistische Aktivitäten die innere Si-
cherheit der Schweiz nicht grundsätz-
lich gefährden. Ein durch rechtsextreme 
und fremdenfeindliche Positionen ver-
giftetes gesellschaftliches Klima be-
günstigt aber rassistische Haltungen, 
Aktivitäten und Straftaten sowie alltäg-
liche Diskriminierungen. Deshalb ist es 
wichtig, entsprechende Tendenzen 
schnell wahrzunehmen und zu handeln.

Das Gesetz verpflichtet den NDB und 
das fedpol, vorbeugende Massnahmen 
zu treffen, um Gefährdungen durch ge-
walttätigen Extremismus frühzeitig zu 
erkennen und zu bekämpfen (Art. 5 
Abs. 3 BWIS). Die Analysen dieser Stel-
len dienen den zuständigen Behörden 
des Bundes und der Kantone dazu, 
rechtzeitig rechtliche Schritte einleiten 
zu können (Art. 2 Abs. 1 BWIS). Zu er-
wähnen sind in diesem Zusammenhang 
auch die Massnahmen bei der Armee 
(vgl. dazu Kap. 6.2.9).

Seit 2017 setzen Bund, Kantone, Städte 
und Gemeinden einen gemeinsamen 
Aktionsplan zur Verhinderung und Be-

94	 www.ejpd.admin.ch > Aktuell > News > 2017 > Nationaler Aktionsplan zur Verhinderung und Be-
kämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus

kämpfung von Radikalisierung und ge-
walttätigem Extremismus um. Der Akti-
onsplan enthält 26 Massnahmen in 
folgenden Handlungsfeldern: Wissen 
und Expertise, Zusammenarbeit und 
Koordination, Verhinderung von extre-
mistischem Gedankengut und Gruppie-
rungen, Ausstieg und Reintegration so-
wie Internationale Zusammenarbeit. Er 
wird von einem Impulsprogramm be-
gleitet, das Projekte zur Umsetzung der 
Massnahmen finanziell unterstützt. Der 
Aktionsplan bezieht sich explizit auf alle 
Formen der Radikalisierung und des ge-
walttätigen Extremismus, stellt aber die 
dschihadistisch motivierte Radikalisie-
rung ins Zentrum.94

Extremismus und Rassismus gedeihen 
dort, wo Menschen für komplexe 
gesellschaftliche Probleme einfache 
Erklärungen suchen (etwa mit Ver-
schwörungstheorien oder Sünden-
bock-Zuschreibungen). Demokratische 
Prozesse in einem Land sind mit Vielfalt 
und Widersprüchen verbunden, mit 
denen dessen Bürgerinnen und Bürger 
umzugehen haben. Die Fähigkeit dazu 
kann durch die Erziehung und die Stär-
kung von Persönlichkeit und Selbstver-
trauen in der Familie gefördert werden, 
aber auch durch Massnahmen in den 
Bildungsinstitutionen. Mit der finanziel-
len Unterstützung von Bildungsprojek-
ten zu den Menschenrechten fördern 
Bund, Kantone und Gemeinden die 
Selbstverantwortung der Kinder und Ju-
gendlichen und deren aktive Teilnahme 

http://www.ejpd.admin.ch
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am gesellschaftlichen Leben.95 In der 
Berichtsperiode wurden der FRB keine 
spezifisch den Rechtsextremismus be-
treffenden Projektgesuche unterbreitet. 
Bereits seit einigen Jahren wird von 
mehreren Institutionen und Fachperso-
nen unter www.rechtsextremismus.ch 
eine von der FRB mitfinanzierte Infor-
mationsplattform betrieben, die direkt 
und indirekt Betroffenen und Interes-
sierten Informationen und weiterfüh-
rende Kontakte zur Verfügung stellt.

6.2	 MASSNAHMEN NACH 
LEBENSBEREICH
Nachfolgend werden die gegenwärtige 
Situation und die in der Berichtsperiode 
ergriffenen Massnahmen in einzelnen 
Lebensbereichen vorgestellt. Dabei be-
ziehen sich die Angaben unter «Fakten 
und Zahlen» in der Regel auf die vom 
Beratungsnetz für Rassismusopfer ge-
sammelten Beratungsfälle (Dokumen­
tationssystem Rassismus DoSyRa), auf 
die Sammlung der Rechtsfälle zu Art. 
261bis StGB der Eidgenössischen Kom-
mission gegen Rassismus (EKR-Rechts-
sammlung) und die vom Bundesamt für 
Statistik (BFS) publizierten Integrations-
indikatoren. 

Zu berücksichtigen ist, dass bei den Fall-
zahlen aus der Beratung von einer ho-

95	 Eine 2018 von der Zürcher Hochschule der Angewandten Wissenschaften publizierte Studie zur 
Verbreitung extremistischer Einstellungen und Verhaltensweisen unter Jugendlichen in der Schweiz 
kommt zum Schluss, dass 5,9 Prozent der befragten Jugendlichen ohne Migrationshintergrund 
rechtsextrem eingestellt sind. Die Studie macht auch Aussagen zum Linksextremismus (7%) und zum 
islamistischen Extremismus (2,7%). Siehe dazu Manzoni, Patrik/Baier, Dirk et al.: Verbreitung extre-
mistischer Einstellungen und Verhaltensweisen unter Jugendlichen in der Schweiz. ZHAW Zürcher 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften, Zürich, 2018. 

hen Dunkelziffer ausgegangen werden 
muss, die nicht in den Beratungszahlen 
abgebildet ist. Dies gilt in besonderem 
Masse für die Lebensbereiche, in denen 
staatliche Beratungsstrukturen von 
grosser Bedeutung sind – sprich im Ar-
beitsmarktbereich mit den Regionalen 
Arbeitsvermittlungsstellen RAV und den 
Berufsinformationszentren BIZ, dem So-
zialbereich mit den Sozialdiensten oder 
dem Gesundheits- und dem Schulwe-
sen. Diskriminierungsfälle dürften hier 
oft nicht als solche erkannt werden, 
weil Diskriminierung und Rassismus in 
der Institution nicht thematisiert wer-
den. Betroffene nehmen vielfach keine 
Beratung in Anspruch, oder aber die 
Fälle werden nicht als Diskriminierungs-
fälle abgebildet, auch wenn Betroffene 
an die entsprechenden Beschwerde- 
oder Ombudsstellen gelangen. Am Bei-
spiel des Berichts der Ombudsstelle der 
Stadt Zürich wird deutlich, dass Bera-
tungsfälle konsequent auf ihren Diskri-
minierungsgehalt geprüft und mit Blick 
auf die Machtverhältnisse behandelt 
werden können. In Bezug auf die KIP 
und darüber hinaus auf die mit den Be-
dürfnissen einer vielfältigen Gesell-
schaft einhergehenden nötigen Verän-
derungen der Institutionen wären hier 
weitere Anstrengungen zur Veranke-
rung des Diskriminierungsschutzes als 
Querschnittsaufgabe angebracht. 

http://www.rechtsextremismus.ch
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Um den kritischen Blick auf die (staatli-
chen) Institutionen geht es im Nachfol-
genden auch, wenn Massnahmen in 
den einzelnen Lebensbereichen vorge-
stellt werden. Dabei werden nicht nur 
Aktivitäten beschrieben, die explizit Dis-
kriminierung oder Rassismus themati-
sieren, sondern auch solche, die breiter 
gefasst einen Beitrag zur Öffnung der 
Institutionen leisten. Damit ist ein Pro-
zess gemeint, in dessen Rahmen sicher-
gestellt wird, dass alle gleichwertigen 
Zugang zu den (Dienst-)Leistungen er-
halten. Eine offene Institution gewährt 
diesen Zugang unabhängig von Ge-
schlecht, nationaler und kultureller Her-
kunft, Ethnie, sexueller Orientierung, 
sozioökonomischem Status, Sprache, 
Alter, Behinderung sowie Lebensent-
wurf – das entspricht im Übrigen 
schlicht ihrem gesetzliche Auftrag.96

Der Fokus in den Ausführungen zu den 
Lebensbereichen liegt daher oft auf 
dem Zugang spezifischer Bevölkerungs-
gruppen zu den jeweiligen Dienstleis-
tungen, Gütern oder Rechten. Deshalb 
werden unter 6.2.11 auch die Initiativen 
zur Schaffung einer City Card in ver-
schiedenen Städten erwähnt. Und auch 
die Regularisierung von Sans-Papiers – 
etwa mit der Aktion Papyrus in Genf97 
oder laufend wie in anderen Städten – 

96	 Definition gemäss: Fachstelle für Rassismusbekämpfung: Die Öffnung der Institutionen. Leitfaden 
für die Praxis. Aktuelle Fragestellungen und praktische Erfahrungen im Kontext der Umsetzung der 
Kantonalen Integrationsprogramme (KIP). Bern, 2017. Siehe: www.frb.admin.ch > Tätigkeitsfelder > 
Kantone und Institutionen > Öffnung der Institutionen

97	 Im Rahmen der Aktion Papyrus hat der Kanton Genf zwischen Februar 2017 und Dezember 2018 
mehrere Hundert Dossiers zur Regularisierung des Aufenthaltsstatus von Sans-Papiers geprüft und 
Begleitmassnahmen gegen Schwarzarbeit umgesetzt. Siehe: www.ge.ch/dossier/operation-papyrus

98	 Siehe dazu: EKM: Integration – kein Messinstrument, sondern Aufgabe aller! Empfehlungen. Bern, 
2017. Unter: www.ekm.admin.ch > Publikationen > Empfehlungen

ist in diesem Sinn als Massnahme zum 
Diskriminierungsschutz zu verstehen. 
Der Fokus auf die grundsätzliche Frage 
des Zugangs geht mit einem kritischen 
Blick auf die zunehmende Verrechtli-
chung des Integrationsbegriffs im Aus-
länderrecht einher: Die Verknüpfung 
von Rechten und Ansprüchen mit zu 
erfüllenden Bedingungen verschliesst 
Zugänge und schafft neue Verletzlich-
keiten – und damit neue Räume für Dis-
kriminierung.98 

6.2.1	 WIRTSCHAFT UND 
ARBEIT
Die Arbeitswelt ist der Lebensbereich, in 
dem rassistische Diskriminierungen am 
häufigsten gemeldet werden. Dabei 
geht es sowohl um Ungleichbehandlun-
gen bei der Stellensuche und -vergabe 
als auch am Arbeitsplatz in Form von 
diskriminierenden Verhaltensweisen 
oder Ausgrenzung, Mobbing oder an-
derweitig ausgedrückten Vorurteilen. 
Dies ist nicht nur verletzend und belas-
tend für die Betroffenen und führt zu 
Spannungen im Arbeitsteam, sondern 
kann sich auch negativ auf den Betrieb 
und letztlich auf die Wirtschaft insge-
samt auswirken. Angesichts dessen, 
dass der Arbeitsmarkt als eigentlicher 
«Integrationsmotor» verstanden wird, 
geht die negative Wirkung von Diskri-

http://www.frb.admin.ch
http://www.ge.ch/dossier/operation-papyrus
http://www.ekm.admin.ch
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minierung in Beruf und Arbeit weit über 
den eigentlichen Arbeitsplatz hinaus. 

Ungleichheiten am Arbeitsplatz können 
verschiedene Gründe haben und sind 
nicht pauschal mit Diskriminierung 
gleichzusetzen. Personen kommen mit 
unterschiedlichen Voraussetzungen auf 
den Arbeitsmarkt (Ausbildung, Schulse-
lektion, Anerkennung von Diplomen, 
Aufenthaltsstatuts). Massnahmen gegen 
diese Ungleichstellung vor dem Markt 
müssen deshalb auch bei der Förderung 
der Chancengleichheit in Schule, Aus-, 
Fort- und Weiterbildung ansetzen.

Stehen Personen in einem Arbeitsver-
hältnis, können sie dort eine unter-
schiedliche Behandlung erfahren, etwa 
bezüglich Anstellung, Lohn, Weiterbil-
dung, Beförderung, Arbeitsschutz, Kün-
digung. Sie können auch Belästigung 
oder Mobbing erleben. Dabei handelt 
es sich um rassistische Diskriminierung, 
wenn diese Ungleichstellung auf dem 
Markt aufgrund von Kriterien wie Her-
kunft, Hautfarbe oder Religionszugehö-
rigkeit erfolgt. Je nach vorherrschenden 
Stereotypen trifft sie Personen mit einer 
bestimmten Herkunft, Religionszugehö-
rigkeit oder einem ausländisch klingen-
den Namen, und zwar unabhängig von 
ihrer Nationalität.

99	 Die Trendlinien sind geglättet (LOESS). Quellen: EKR-Rechtssammlung (E), Dokumentationssystem 
Rassismus DoSyRa (D) und Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» ZidS (Z).

100	Das DoSyRa schlüsselt die Nennungen im Bereich Arbeitswelt nach Diskriminierung auf dem Arbeits-
markt und Diskriminierung am Arbeitsplatz auf. Die Zu-/Abnahme in Prozentpunkten (PP) bezeichnet 
die Differenz des prozentualen Anteils einer Kategorie zum prozentualen Anteil im Vorjahr.

101	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

Abbildung 1: Diskriminierung in der Arbeitswelt
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Fakten und Zahlen
Abbildung 1 macht ersichtlich, dass der 
Trend der Diskriminierung in der Ar-
beitswelt nach oben zeigt.99 Das Bera-
tungsnetz für Rassismusopfer verzeich-
net eine kontinuierliche Zunahme an 
Beratungen zu Diskriminierungen in der 
Arbeitswelt. Dabei ist in den letzten Jah-
ren eine Verschiebung zu verzeichnen: 
Während die Anzahl Fälle den Arbeits-
markt betreffend schwanken, nehmen 
jene zu Diskriminierungen am Arbeits-
platz eher zu.100 Im Jahr 2018 verzeich-
nete die Datenbank DoSyRa 65 Fälle auf 
insgesamt 278 Nennungen; im Vorjahr 
waren es 61 Fälle auf 301 Nennun-
gen.101 Auch in der Umfrage «Zusam-
menleben in der Schweiz» (ZidS) nann-
ten die Befragten den beruflichen Alltag 
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nebst dem öffentlichen Raum als den 
Kontext, in dem sie am häufigsten 
Diskriminierungserfahrungen gemacht 
hätten (50%).102 Die Werte für erlebte 
Diskriminierung in der Umfrage liegen 
deutlich höher als die in den Beratungs-
stellen erhobenen Werte, weil längst 
nicht alle Betroffenen eine Beratung 
aufsuchen. Die EKR-Rechtssammlung 
verzeichnet 2018 keinen und 2017 ei-
nen Rechtsfall in der Arbeitswelt; diese 
untersteht vorwiegend privatrechtli-
chen Regelungen, und die Rassis-
mus-Strafnorm kommt entsprechend 
nur selten zur Anwendung.103

Verschiedene weitere Indikatoren wei-
sen darauf hin, dass der Zugang zum 
Arbeitsmarkt gerade für Zugewanderte 
und Personen mit Migrationshinter-
grund nach wie vor erschwert ist.104 So 
ist die Erwerbslosenquote von Zuge-
wanderten der ersten Generation und 
von Personen mit Migrationshinter-
grund allgemein höher als diejenige der 
Personen ohne Migrationshintergrund 
(8% gegenüber 3% in den Jahren 2016 

102	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz 

103	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Gesell-
schaftliches Umfeld

104	Zur Definition der Typologie nach Migrationsstatus siehe www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > 
Bevölkerung > Migration und Integration > Bevölkerung nach Migrationsstatus > Typologie 

105	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Arbeitsmarkt > Erwerbslosenquote gemäss ILO 

106	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Arbeitsmarkt > Übereinstimmung Bildungsniveau und ausgeübte 
Tätigkeit

107	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Arbeitsmarkt > Anteil niedrige Löhne

108	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Arbeit und Erwerb > Löhne, Erwerbseinkommen und 
Arbeitskosten

und 2017).105 Im Jahr 2017 übten 14% 
der Arbeitnehmenden mit Tertiärab-
schluss einen Beruf aus, für den sie 
überqualifiziert waren: Bei der Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund be-
trug dieser Anteil 10%, bei der Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund der 
ersten Generation 20%, bei der zwei-
ten und höheren Generation 16%.106 
Im Jahr 2017 besetzten 16% der Ar-
beitnehmenden eine Tieflohnstelle; bei 
der Bevölkerung ohne Migrationshin-
tergrund betrug dieser Anteil 13% und 
bei der Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund 20%, in der Mehrheit Frauen 
(was auf eine mögliche Mehrfachdiskri-
minierung hinweist).107 Auch beim Blick 
auf die Löhne zeigen sich Unterschiede. 
Der Medianlohn der Arbeitnehmenden 
mit Schweizer Staatsangehörigkeit lag 
2016 fast 1000 Franken über dem von 
ausländischen Arbeitnehmenden (6808 
Franken gegenüber 5893 Franken)108

Diese Unterschiede belegen nicht zwin-
gend das Vorliegen von Diskriminierun-
gen und erfassen auch nicht alle poten-

http://www.bfs.admin.ch
http://www.ekr.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
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ziell von Diskriminierung betroffenen 
Bevölkerungsgruppen. Sie können aber 
als möglicher Hinweis auf eine struktu-
relle Diskriminierung gelesen werden. 
So kommt eine neue Forschungsarbeit 
zum Schluss, dass Schweizerinnen und 
Schweizer ausländischer Herkunft rund 
30% mehr Bewerbungen schreiben 
müssen, um zu einem Vorstellungsge-
spräch eingeladen zu werden für eine 
Stelle, die eine abgeschlossene Berufs-
lehre voraussetzt. Die grössten statis-
tisch signifikanten Unterschiede erleben 
dabei Schweizer Kandidierende mit ko-
sovarischem Hintergrund, unabhängig 
von der Art der Beschäftigung oder der 
Region. Die Autorinnen weisen darauf 
hin, dass diese ethnische Hierarchie auf 
dem Arbeitsmarkt europaweit beob-
achtet werden könne, es im Unter-
schied zu anderen europäischen Län-
dern in der Schweiz aber kaum ein 
Bewusstsein dafür gebe – trotz offen-
sichtlicher Diskriminierungen. Sie füh-
ren dies auf die im internationalen Ver-
gleich tiefe Arbeitslosenrate zurück. 
Sprich: Diskriminierung führt in der 
Schweiz nicht zwingend zu Erwerbslo-
sigkeit, für die Betroffenen aber zu kon-
kreten Nachteilen.109 

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
In der Schweiz liegt die Regulierung des 
Arbeitsmarkts stark in der Verantwor-
tung der Sozialpartner. Diese sind denn 
auch in erster Linie dafür zuständig, 

109	Zschirnt, Eva/Fibbi, Rosita: Do Swiss Citizens of Immigrant Origin Face Hiring Discrimination in the 
Labour Market? Working Paper #20, Neuchâtel, 2019. Siehe: www.nccr-onthemove.ch > Publications 
> Working Papers

110	Tripartite Konferenz (TK): www.dialog-integration.ch > Arbeiten

Massnahmen gegen Diskriminierung zu 
entwickeln. Zum Abschluss des Integra-
tionsdialogs der Tripartiten Konferenz 
(TK) formulierten die Dialogpartner ver-
schiedene Empfehlungen, um die Integ-
ration der ausländischen Arbeitneh-
menden weiter zu verbessern: Bund 
und Kantone werden dazu aufgefor-
dert, die berufliche Aus- und Weiterbil-
dung weiter zu flexibilisieren, um damit 
grössere Durchlässigkeit zu ermöglichen 
und individuelle Situationen besser be-
rücksichtigen zu können. Den Sozial-
partnern wird empfohlen, sich an der 
Entwicklung von Integrationsmassnah-
men zu beteiligen.110

Im Rahmen der KIP haben die Kantone 
konkrete Ziele im Bereich Arbeit defi-
niert, der Fokus liegt dabei auf der Ver-
besserung der Arbeitsmarktfähigkeit 
der zugewanderten Personen. Einen be-
sonderen Fokus legten die Kantone da-
bei auf den Zugang zum Arbeitsmarkt 
für vorläufig Aufgenommene und 
Flüchtlinge. Mit der «Integrationsagen-
da Schweiz» (IAS), auf die sich Bund 
und Kantone im Sommer 2018 geeinigt 
haben, werden die bisherigen Massnah-
men systematisiert und ergänzt. Der 
Bundesrat erhöht die Integrationspau-
schale an die Kantone, im Gegenzug 
kümmern sich die Kantone um einen 
verbindlichen Integrationsprozess, der 
es den Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen ermöglichen soll, rascher 
eine Landessprache zu erlernen und 

http://www.dialog-integration.ch
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sich auf eine berufliche Tätigkeit vorzu-
bereiten.111 Parallel dazu läuft seit 2018 
das vom Staatssekretariat für Migration 
(SEM) koordinierte vierjährige Pilotpro-
gramm «Integrationsvorlehre und früh-
zeitige Sprachförderung». Mehrere 
Hundert Personen aus dem Asylbereich 
können nun pro Jahr eine einjährige 
praxisorientierte Integrationsvorlehre 
absolvieren. 18 Kantone haben mit dem 
SEM entsprechende Verträge abge-
schlossen. Gesamthaft sollen 3600 Plät-
ze verteilt werden. Mit einem zweiten 
Teilprojekt erhalten Asylsuchende, die 
voraussichtlich längerfristig in der 
Schweiz bleiben, eine frühzeitige 
Sprachförderung.112 Es ist abzuwarten, 
ob und wie die IAS und das Pilotpro-
gramm zum Abbau von diskriminieren-
den Hürden beim Zugang dieser Perso-
nengruppe zum Arbeitsmarkt beitragen 
können.

Zwischen 2014 und 2016 unterstützte 
das SEM in Zusammenarbeit mit dem 
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) 
im Rahmen eines Programms laufende 
oder neue Projekte, welche die berufli-
che und persönliche Entwicklung von 
Migrantinnen und Migranten mittels 
Mentoring fördern wollen. Obwohl die 
Verantwortlichen eine positive Bilanz 
zogen – die berufliche Integration von 
teilnehmenden Migrantinnen und Mig-
ranten konnte gefördert, die öffent-
lich-private Zusammenarbeit gestärkt 

111	http://www.kip-pic.ch > Kantonale Integrationsprogramme > Integrationsagenda 

112	www.sem.admin.ch > Einreise und Aufenthalt > Integration > Programme und Projekte von nationa-
ler Bedeutung > Pilotprogramm «Integrationsvorlehre und frühzeitige Sprachförderung»

113	www.sem.admin.ch > Einreise und Aufenthalt > Integration > Programme und Projekte von nationa-
ler Bedeutung

werden – musste auch festgestellt wer-
den, dass der Erfolg der (beruflichen) 
Integration von externen Faktoren be-
einflusst wird, die weder das SEM noch 
die Projekte steuern können, so auch 
die Wirkung von Vorurteilen. Des Wei-
teren ist die Nachhaltigkeit des Pro-
gramms davon abhängig, ob die Projek-
te nach dieser Anschubfinanzierung 
durch den Bund Zugang zu finanziellen 
Mitteln aus anderen Strukturen erhal-
ten. Dies ist nicht in allen Fällen gelun-
gen, weshalb nur noch einzelne der 
angestossenen Projekte weiterhin ange-
boten werden.113

6.2.2	 SCHULE UND BILDUNG 
Bildung ist ein Schlüsselfaktor für das 
berufliche und soziale Fortkommen und 
die Wirtschaft ist auf gut ausgebildete 
Arbeitskräfte angewiesen. Umso mehr 
ist auf die Tatsache zu verweisen, dass 
nach wie vor mehrfach Hürden beim 
Zugang zu Bildung bestehen. Massnah-
men gegen Diskriminierungen können 
im föderalistisch organisierten Bildungs-
bereich nur in enger Zusammenarbeit 
zwischen Bund, Kantonen, Städten und 
Gemeinden umgesetzt werden. Sie be-
treffen verschiedene Akteurinnen und 
Akteure und umfassen alle Bildungsstu-
fen und -bereiche. 

http://www.kip-pic.ch
http://www.sem.admin.ch
http://www.sem.admin.ch


Massnahmen gegen rassistische Diskriminierung in der Schweiz 

73

Abbildung 2: Diskriminierung in Schule und 
Bildung
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Fakten und Zahlen
Abbildung 2 zeigt, dass rassistische Dis-
kriminierung in Schule und Bildung ten-
denziell zunimmt.114 Die den Beratungs-
stellen zugetragenen Vorfälle steigen 
seit 2013 kontinuierlich. So erfasste die 
Datenbank DoSyRa 38 Vorfälle auf 
278 Nennungen für das Jahr 2018 und 
42 Vorfälle auf 301 Nennungen für das 
Jahr  2017.115 In der Umfrage «Zusam-
menleben in der Schweiz» (ZidS) liegt 
der Anteil Personen, die Diskriminie-
rung in Schule und Bildung erlebt ha-
ben, bei 19%. Dieser Wert ist nur un-
wesentlich höher als in der Umfrage 

114	Die Trendlinien sind geglättet (LOESS). Quellen: EKR-Rechtssammlung (E), Dokumentationssystem 
Rassismus DoSyRa (D) und Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» ZidS (Z).

115	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

116	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Gesell-
schaftliches Umfeld 

117	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammen-
leben in der Schweiz. Die Zustimmung zu dieser Aussage nimmt seit der ersten Befragung 2010 
kontinuierlich ab und liegt 2018 fast 20% tiefer als bei der ersten Befragung 2010. 

118	Für eine Übersicht über das schweizerische Bildungssystem: www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > 
Bildung und Wissenschaft > Bildungssystem  

2016, aber höher als die Werte der Pi-
lotphase 2010-2014. Dass die Werte 
der Umfrage gegenüber den Beratungs-
zahlen generell höher sind, hängt auch 
hier damit zusammen, dass nicht alle 
Betroffenen eine Beratung in Anspruch 
nehmen. 

Die EKR-Rechtssammlung verzeichnet 
seit 2012 keine Rechtsfälle zu rassisti-
scher Diskriminierung im Bereich Schule 
und Bildung.116 Dies ist nicht weiter er-
staunlich, da rassistische Vorfälle in der 
Schule eher klassen- und schulintern 
und kaum auf dem Rechtsweg gelöst 
werden. 

In der Schweizer Bevölkerung nimmt 
die Akzeptanz für Schülerinnen und 
Schüler unterschiedlicher Herkunft zu. 
So stimmen in der Umfrage ZidS immer 
weniger Personen der Aussage zu, dass 
ausländische Kinder eine gute Ausbil-
dung der Schweizer Kinder verhindern 
würden (2018: 28%).117 Trotzdem spielt 
die Migrationsherkunft für die schuli-
sche und berufliche Laufbahn nach wie 
vor eine grosse Rolle, was sich an fol-
genden Indikatoren ablesen lässt.118 Für 
den beruflichen Erfolg ist die Nahtstelle 
zwischen Sekundarstufe I und Sekun-

http://www.ekr.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
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darstufe II höchst relevant. Hier zeigt 
sich, dass ausländische Jugendliche, un-
abhängig davon ob sie in der Schweiz 
oder im Ausland geboren sind, signifi-
kant häufiger keinen sofortigen Eintritt 
in die Sekundarstufe II finden und viel 
häufiger Übergangsausbildungen ab-
solvieren als ihre Schweizer Kolleginnen 
und Kollegen.119 So erreichen sie denn 
auch häufiger keinen Abschluss auf Se-
kundarstufe II: Im Jahr 2017 verliessen 
12% der 18- bis 24-jährigen Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund der 
ersten Generation und 6% derjenigen 
der zweiten Generation frühzeitig die 
Schule (vor dem Erreichen eines Ab-
schlusses auf der Sekundarstufe II). Die-
se Quoten sind signifikant höher als 
diejenigen der Gleichaltrigen ohne Mig-
rationshintergrund, deren Anteil sich 
auf 3% belief.120 Weitere Zahlen liefert 
der Bildungsbericht Schweiz 2018: 
Während 94% der in der Schweiz ge-
borenen Schweizer Jugendlichen einen 
Abschluss auf Sekundarstufe II erlan-
gen, sind es bei in der Schweiz gebore-
nen ausländischen Jugendlichen 86% 
und bei im Ausland geborenen nur 
73%.121 Das bildungspolitische Ziel von 
Bund und Kantonen von 2011, wonach 
95% der 25-Jährigen über einen Ab-

119	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Bildung > Übergang von der Sekundarstufe I in die Sekundarstufe II

120	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Bildung > frühzeitige Schulabgänger/innen

121	Schweizerische Koordinationsstelle für Bildungsforschung: Bildungsbericht Schweiz 2018. Siehe: 
www.bildungsbericht.ch. Der Bildungsbericht erscheint seit 2010 alle 4 Jahre. Auftraggeber sind 
das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation sowie die Schweizerische Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren. 

122	Ebd. 2018: S. 90.

123	www.sbfi.admin.ch > Bildung > Berufliche Grundbildung > Nahtstellenbarometer

schluss auf Sekundarstufe II verfügen 
sollen, ist also ganz besonders für Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund 
noch nicht erreicht. Gemäss Bildungs-
bericht erreicht die Schweiz das von der 
EU formulierte Ziel, dass der Anteil der 
15-Jährigen mit unzureichenden Kom-
petenzen (gemäss PISA) unter 15% lie-
gen sollte, nur bei Jugendlichen, die 
selbst und deren beiden Elternteile in 
der Schweiz geboren wurden.122 Dem 
Nahtstellenbarometer des Staatssekre-
tariats für Bildung, Forschung und Inno-
vation (SBFI) ist zu entnehmen, dass 
2018 ausländische Jugendliche, die 
statt ihrer Wunschausbildung ein Brü-
ckenangebot besuchen, mit 15% (ge-
genüber 9% bei den Schweizerinnen 
und Schweizern) stark übervertreten 
waren. Das Barometer zeigt ausserdem, 
dass ausländische Jugendliche sehr viel 
häufiger auf familienexterne Unterstüt-
zung bei der Ausbildungsentscheidung 
angewiesen sind.123 

Klein ist denn auch der Anteil Studie-
render mit Migrationshintergrund an 
den Schweizer Hochschulen: Personen 
mit Migrationshintergrund machen le-
diglich 10% aus. Die sozial stark selekti-
ve Hürde beim Eintritt ins Gymnasium 

http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bildungsbericht.ch
http://www.sbfi.admin.ch
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wird vom Bildungsbericht als eine Erklä-
rung dafür genannt.124 Personen mit 
Migrationshintergrund sind an Fach-
hochschulen zudem tendenziell weni-
ger gut vertreten als an universitären 
Hochschulen, aber deutlich besser als 
an den Pädagogischen Hochschulen.125 
Der Bildungsbericht weist nach, dass 
Bildungsdisparitäten auch mit Weiter-
bildung kaum reduziert werden kön-
nen: Es ist für Personen ohne nachobli-
gatorische Bildung nicht möglich, ihr 
Bildungsdefizit gegenüber höher Gebil-
deten über eine entsprechend längere 
Phase der Erwerbstätigkeit zu kompen-
sieren.126 Die Ungleichheiten im Schul-
system sind also prägend für die gesam-
te berufliche Laufbahn.  

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Die Kantone haben zahlreiche und viel-
fältige Massnahmen zur Verbesserung 
des Zugangs zu Bildung und der Chan-
cengerechtigkeit in der Schule ergriffen. 
Dabei setzen sie aber in erster Linie auf 
den Abbau von Integrationshemmnis-
sen und nicht auf den Diskriminierungs-
schutz: Sie fördern die lokalen Sprach-
kenntnisse der Kinder bereits im 
Vorschulalter oder verbessern die Infor-
mation für fremdsprachige Eltern durch 

124	Bildungsbericht Schweiz 2018: S. 193-194.

125	Ebd.: S. 243-244.

126	Ebd. 2018: S. 298.

127	www.edk.ch > Arbeiten > HarmoS

128	www.lehrplan21.ch. Der Plan d’études romand ist anders aufgebaut als der Lehrplan 21. Diskrimi-
nierung wird in erster Linie im Rahmen der Allgemeinbildung unter dem Dach von «Zusammenleben 
und Ausübung der Demokratie» bearbeitet. Siehe: www.ciip.ch > Plan d’études romands

129	https://v-ef.lehrplan.ch > Grundlagen > Bildung für Nachhaltige Entwicklung

Veranstaltungen und angepasstes Infor-
mationsmaterial. 

Auf der Grundlage der Interkantonalen 
Vereinbarung über die Harmonisierung 
der obligatorischen Schule (Har-
moS-Konkordat)127 haben die Deutsch-
schweizer Kantone in den letzten Jah-
ren den Lehrplan 21 entwickelt, die 
französischsprachigen Kantone den 
Plan d’études romand (PER)128. Im Lehr-
plan 21 ist neu Nachhaltige Entwick-
lung als Leitidee aufgeführt. Bildung für 
Nachhaltige Entwicklung (BNE) wird 
durch sieben fächerübergreifende The-
men abgebildet – eines davon ist Politik, 
Demokratie und Menschenrechte. 
Schülerinnen und Schüler befassen sich 
demnach mit den Menschenrechten, 
kennen deren Entwicklung und Bedeu-
tung und sind in der Lage, Benachteili-
gung und Diskriminierungen zu erken-
nen.129 Selbstverständlich können 
Menschenrechte und Rassismus auch in 
anderen Fächern behandelt werden. 
Obwohl die Verankerung der nachhalti-
gen Entwicklung im Lehrplan begrüs-
senswert ist, besteht in der Subsumie-
rung der Themen Diskriminierung und 
Rassismus unter dieser Leitidee die Ge-
fahr, dass diese nicht explizit behandelt 
werden und dadurch ungenügend Be-
deutung erhalten. 
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Die Tendenz, Chancenungleichheit und 
Diskriminierung nicht explizit zu benen-
nen und zu bearbeiten, ist auch bei der 
Schweizerischen Konferenz der Erzie-
hungsdirektorinnen und -direktoren 
(EDK) und ihrer beratenden Kommissi-
on Bildung und Migration (KBM) festzu-
stellen. Zwischen 1998 und 2015 führ-
ten das Generalsekretariat der EDK zu-
sammen mit der Kommission unter dem 
Titel CONVEGNO alle zwei Jahre eine 
schweizerische Fachtagung durch, die 
sich mit Fragen rund um die Chancen-
gleichheit in der Bildung befasste.130 
Zurzeit ist offen, wie Ungleichheiten im 
Bildungssystem und Diskriminierungs-
schutz künftig von der EDK bearbeitet 
werden sollen. 

Konkrete Angebote und Tätigkeiten 
fanden auch während der Berichtsperi-
ode statt; einige seien hier beispielhaft 
genannt: Im Rahmen des Holocaust-Ge-
denktages stellt das Informations- und 
Dokumentationszentrum der EDK Auf-
klärungsmaterial zu diesem Thema 
sowie zum Fragenkreis Fremdenfeind-
lichkeit, Toleranz, Rassismus, Men-
schenrechte und zum interkulturellen 
und interreligiösen Dialog bereit. Und 
die Pädagogischen Hochschulen behan-
deln das Thema Rassismus in der Aus- 
und Weiterbildung von Lehrkräften so-
wie in der Forschung.

130	Siehe www.edk.ch > Arbeiten > Schulkonkordat > Schnittstellen zu anderen Politikbereichen > 
Bildung und Migration. Beachtenswert ist vor allem die letzte der CONVEGNO-Tagungen zu «Equity 
– Diskriminierung und Chancengerechtigkeit im Bildungswesen. Migrationshintergrund und soziale 
Herkunft im Fokus».

131	www.sichergsund.ch 

Der Kanton Neuenburg hat 2010 und 
2017 eine grosse Umfrage bei allen 
Schülerinnen und Schülern des 11. Schul-
jahres durchgeführt, welche unter ande-
rem auch Fragen zu rassistischer Diskri-
minierung wie auch zu Diskriminierung 
aufgrund anderer Merkmale wie Ge-
schlecht, sexuelle Orientierung oder Be-
hinderung enthielt. Aufgrund der Ergeb-
nisse erarbeiten die Schulen Aktions­
pläne mit jeweils auf ihren Bedarf 
abgestimmten Massnahmen. 

Im Kanton St. Gallen behandelt das 
Themenheft «Radikalisierung und Ext-
remismus» in der Reihe «sicher!gsund!» 
die Themen Rassismus und (rassisti-
scher) Rechtsextremismus und macht 
Empfehlungen zur Prävention; in einem 
Zusatzdokument werden ausgewählte 
Unterrichtsmaterialien zu den Themen 
Rassismus, Menschenrechte, Religion 
und Kultur, Soziale Medien aufgelistet. 
Zielgruppe des Hefts sind Schulleitun-
gen, Lehrpersonen, Schulsozialarbeiten-
de und Schulbehörden.131 

Der Kanton Waadt setzt über die 
gesamte Legislatur hinweg ein breit 
angelegtes Projekt um, das Informati-
ons- und Sensibilisierungsmassnahmen 
(auch im Online-Bereich) für Kinder und 
Jugendliche in Schulen umfasst. Die 
Komponente «Medienbildung» im Rah-
men des Teilprojekts «Digitale Bildung» 
zielt darauf ab, das Zusammenleben zu 

http://www.sichergsund.ch
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fördern, insbesondere durch die Ent-
wicklung einer kritischen Grundhaltung 
gegenüber digitalen Medieninhalten, 
mit einem besonderen Fokus auf rassis-
tischen und diskriminierenden Inhalten.

Um der Entstehung von rassistischen 
Tendenzen vorzubeugen, ist die frühe 
und altersgerechte Sensibilisierung im 
Schulkontext unerlässlich. 2017 und 
2018 unterstützte die FRB Schulprojek-
te zur Rassismusprävention in der Höhe 
von 468 100 Franken. Deren Prüfung, 
Beurteilung, Begleitung und Evaluation 
erfolgte durch die Stiftung «éducati-
on21».132 Methodisch und inhaltlich 
waren die unterstützten Projekte sehr 
vielfältig und reichten von Theater-, 
Film- und Radioproduktionen bis hin zur 
Entwicklung von Unterrichtsmateriali-
en, Workshops, Ausstellungen und In-
terventionen in Schulen sowie zu Pro-
jektwochen. Die Projekte behandelten 
das interkulturelle Zusammenleben, 
Apartheid, Respekt, Identität und Wer-
te, Migration, interkulturelle Kommuni-
kation, den Umgang mit Vorurteilen, 
Ausgrenzungsmechanismen, Sklaverei 
und Kolonialismus sowie Rassismus und 
Diskriminierung im Alltag.

Auch nichtstaatliche Stellen sind aktiv. 
Die Stiftung Cooperaxion will mit einem 
Bildungsprojekt Wissen vermitteln zu 
den Verflechtungen der Schweiz in den 
Sklavenhandel und Kolonialismus und 

132	Als nationales Kompetenzzentrum koordiniert und fördert die Stiftung «éducation21» im Auftrag 
von Bund, Kantonen und der Zivilgesellschaft die Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE). Siehe:  
www.education21.ch

133	www.cooperaxion.org > Schweiz

134	www.pestalozzi.ch > Was wir tun > Kinder- und Jugendradio

die damit verbundenen bis heute wirk-
samen stereotypen Bilder von nicht-eu-
ropäischen Kulturen. Das Projekt um-
fasst neben Stadtrundgängen, einer 
Ausstellung und einem City-Mapping 
auch die Erarbeitung von Schulmate­
rialien.133 Die Stiftung Kinderdorf Pesta-
lozzi führt verschiedene Projekte im The-
menbereich Rassismus und Diskriminie-
rung durch. So etwa das Kinder- und 
Jugendradio powerup: Schulklassen ver-
bringen einzelne Projekttage oder eine 
ganze Woche im Radiostudio im Kinder-
dorf oder der Radiobus macht vor Ort an 
der Schule Halt. Im Rahmen von Work-
shops erarbeiten die Kinder und Jugend-
lichen eigene Radiosendungen zu den 
Themen Diskriminierung, Kinderrechte 
und friedliches Zusammenleben.134 

Die Stiftung gegen Rassismus und Anti-
semitismus (GRA) bietet seit 2016 ein 
E-Learning-Tool für Schülerinnen und 
Schüler sowie Lehrpersonen an zu den 
Themen Menschenrechte und Diskrimi-
nierung. Weitere Organisationen wie 
beispielsweise die Coordination inter-
communautaire contre l’antisémitisme 
et la diffamation (CICAD) oder das Nati-
onal Coalition Building Institute (NCBI) 
führen Sensibilisierungsanlässe und Pro-
jekte im Themenfeld Rassismus und in-
terkulturelle Konflikte für Schulen durch. 

Seit 2013 können ausländische Jugend-
liche ohne geregelten Aufenthalt eine 

http://www.education21.ch
http://www.cooperaxion.org
http://www.pestalozzi.ch
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Aufenthaltsbewilligung erhalten, um 
eine berufliche Grundbildung in der 
Schweiz zu absolvieren. Dazu müssen 
sie allerdings während mindestens fünf 
Jahren ununterbrochen die obligatori-
sche Schule in der Schweiz besucht ha-
ben (die Teilnahme an Brückenangebo-
ten ohne Erwerbstätigkeit wird an die 
obligatorische Schulzeit angerechnet) 
und die Integrationskriterien gemäss 
Art. 58a des Ausländer- und Integrati-
onsgesetzes135 erfüllen. Zudem müssen 
sie ihre Identität bei der Gesuchseinga-
be offenlegen.136 Gemäss Analyse der 
Eidgenössischen Migrationskommission 
(EKM) führen diese hohen Anforderun-
gen dazu, dass nur selten entsprechen-
de Gesuche eingereicht werden.137 Die 
EKM hatte deshalb bei der Revision der 
Verordnung über Zulassung, Aufenthalt 
und Erwerbstätigkeit (VZAE) 2018 
grundsätzliche Anpassungen des ent-
sprechenden Art. 30a vorgeschlagen, 
um die bestehenden Schwächen beim 
Zugang zur Grundbildung zu beseiti-
gen. Konkret forderte sie, dass jungen 
Erwachsenen nach erfolgreichem Ab-
schluss der Grundbildung die Bewilli-
gung verlängert wird, ohne dass sie 
hierfür ein Härtefallgesuch einzureichen 
haben. Ausserdem sollte den Eltern und 
Geschwistern während der Dauer der 
beruflichen Grundbildung der Jugendli-
chen eine Aufenthaltsbewilligung erteilt 

135	Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration (AIG), SR 142.20.

136	Art. 30a der Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE), SR 142.201.

137	200 bis 400 jugendliche Sans-Papiers könnten nach Schätzungen von Experten pro Jahr eine Berufs-
lehre antreten. Seit Inkrafttreten der neuen Verordnungsbestimmung sind jedoch lediglich rund  
35 Gesuche beim Staatssekretariat für Migration SEM eingegangen. Siehe: www.ekm.admin.ch > 
Zuwanderung & Aufenthalt > Sans-Papiers > Zugang zu Berufslehre

138	Stellungnahme der EKM zur Revision der VIntA und VZAE: www.ekm.admin.ch > Aktuell > Stellung-
nahmen 2018 > Integration auf Abwegen

werden.138 Die Vorschläge der EKM 
wurden in der definitiven Verordnung 
nicht aufgenommen.

6.2.3	 WOHNEN
Es kommt vor, dass Wohnungen auf-
grund von diskriminierenden Kriterien 
nicht vergeben oder Untermietsverhält-
nisse verweigert werden. Manchmal er-
scheinen Wohnungsinserate, die Perso-
nengruppen beispielsweise wegen ihrer 
Nationalität oder Religionszugehörig-
keit direkt oder indirekt auszuschliessen 
versuchen. Besonders negative Auswir-
kungen auf die Wohnsituation haben 
zudem Mehrfachdiskriminierungen auf-
grund von Herkunft, Hautfarbe, Auf-
enthaltsstatus, Religion in Verbindung 
mit sozioökonomischem Status, Ge-
schlecht, Behinderung usw. 

Ausschlussmechanismen und Diskrimi-
nierungen verletzen nicht nur die Rech-
te der Betroffenen, sondern haben auch 
Auswirkungen auf das Wohnumfeld 
und die Quartierentwicklung. Die Se-
gregation in urbanen Quartieren und 
die ungleiche Verteilung der sozioöko-
nomischen Bevölkerungsmerkmale auf 
die Regionen und Agglomerationen der 
Schweiz führen zu einer Häufung von 
Problemen in gewissen Quartieren. Mit 
Massnahmen der Siedlungs- und Quar-
tierentwicklungspolitik soll diesen be-
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gegnet und das Zusammenleben und 
die Wohnqualität im Quartier aufrecht-
erhalten werden.

Abbildung 3: Diskriminierung bei der 
Wohnungssuche
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Fakten und Zahlen
Abbildung 3 zeigt, dass die Beratungs-
stellen seit Jahren einen konstanten An-
teil an Fällen im Bereich des Wohnungs-
marktes verzeichnen, während der 
Trend in der Umfrage «Zusammenleben 
in der Schweiz» (ZidS) nach unten 
zeigt.139 2018 erfasste die Datenbank 
DoSyRa im Bereich «Wohnungsmarkt/
Mietverhältnis» 20 Fälle rassistischer 
Diskriminierung auf 278 Nennungen 
und 18 Fälle auf 301 Nennungen im 
Jahr 2017. Im Jahr 2018 wurden im Be-
reich «Nachbarschaft/Quartier» 31 Fälle 

139	Die Trendlinien sind geglättet (LOESS). Quellen: Dokumentationssystem Rassismus DoSyRa (D) und 
Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» ZidS (Z).

140	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

141	Spezialauswertung BFS für die FRB.

142	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Gesell-
schaftliches Umfeld

registriert, 2017 waren es 37 Fälle.140 
Laut ZidS betrug der Anteil Personen, 
die angaben, im Wohnbereich Diskrimi-
nierung erlebt zu haben, 11%. In der 
Umfrage wurden ebenfalls rassistische 
Einstellungen im nahen Umfeld der 
Nachbarschaft erfragt. Hier stagnieren 
die Werte nach einer starken Zunahme 
zwischen 2012 und 2016 bei derzeit 
18%, was wiederum fast dem Wert der 
ersten Umfrage 2010 entspricht (Um-
frage BFS 2016: 19%; Umfrage gfs 
2014: 13%; 2012: 8%; 2010: 17%). Im 
Jahr 2018 gaben 12% der Bevölkerung 
an, dass sie sich durch die Sprache ihrer 
Nachbarn gestört fühlen; 11% fühlten 
sich von der Religion, 7% aufgrund der 
Hautfarbe und 7% durch die Nationali-
tät der Nachbarn gestört.141 Die 
EKR-Rechtssammlung ihrerseits ver-
zeichnet 2017 und 2018 in der Kate­
gorie Nachbarschaft keine Schuldsprü-
che.142 

Eine vom Bundesamt für Wohnungswe-
sen (BWO) 2018 herausgegebene Un-
tersuchung konnte empirisch aufzei-
gen, dass ethnische Diskriminierung auf 
dem Schweizer Wohnungsmarkt eine 
Realität ist. In einem landesweiten Feld-
experiment wurden jeweils zwei fiktive 
Bewerbungen für eine Besichtigung an 
online inserierte Mietobjekte verschickt. 
Dabei wurden die Namen der Bewerbe-

http://www.ekr.admin.ch
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rinnen und Bewerber so ausgewählt, 
dass sie klar auf eine Herkunft aus der 
Schweiz, einem der Nachbarländer, der 
Türkei oder Kosovo hinwiesen. Die Re-
sultate zeigen, dass Personen mit einem 
kosovarischen oder türkischen Namen 
eine deutlich geringere Chance haben, 
zu einer Wohnungsbesichtigung einge-
laden zu werden. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob sie eingebürgert sind oder eine 
Niederlassungsbewilligung haben. Die 
Forschung konnte ausserdem einen Zu-
sammenhang zur Leerstandsquote her-
stellen: Je höher die Anzahl leerstehen-
der Mietobjekte ist, desto grösser ist der 
Anteil positiver Antworten – ausser für 
Personen mit kosovarischem Namen. 
Ähnliches ist für den Zusammenhang 
mit dem Mietpreis zu beobachten: Mit 
der Höhe der Miete steigt auch die Ant-
wortrate: Während bei günstigen Ob-
jekten Personen mit kosovarischem 
oder türkischem Namen deutlich weni-
ger eingeladen werden, verschwindet 
dieser Unterschied bei hochpreisigen 
Wohnungen. Bei diesen werden Perso-
nen mit Namen aus den Nachbarstaa-
ten gegenüber Schweizerinnen und 
Schweizern sogar eher bevorzugt. In 
urbanen Regionen und/oder Regionen 
mit hohem Ausländeranteil ist die 
Wahrscheinlichkeit, von Diskriminie-
rung betroffen zu sein, geringer als in 
ländlichen Regionen. Hingegen sind die 
Einladungsraten für Personen mit Na-

143	Auer, Daniel/Lacroix, Julie et al.: Ethnische Diskriminierung auf dem Schweizer Wohnungsmarkt. 
Bundesamt für Wohnungswesen. Grenchen, 2019. 

men aus der Türkei oder Kosovo gerin-
ger, wenn in der Gemeinde eine restrik-
tivere Haltung zu Immigration vor-
herrscht. Private Vermieterinnen und 
Vermieter sind tendenziell etwas restrik-
tiver, die Unterschiede zwischen priva-
ten und gewerblichen Vermieterinnen 
und Vermietern sind aber nicht wesent-
lich. Die Resultate machen ausserdem 
deutlich, dass die Qualität des Anfrage-
textes die Wahrscheinlichkeit einer posi-
tiven Antwort wesentlich beeinflusst. 
Die Autorinnen und Autoren kommen 
zum Schluss, dass die Grössenordnung 
der festgestellten Diskriminierung etwa 
dem internationalen Durchschnitt ent-
spricht.143

Die Folgen des erschwerten Zugangs zu 
Mietobjekten aufgrund der ethnischen 
Herkunft zeigen sich denn auch in den 
BFS-Integrationsindikatoren: Personen 
mit Migrationshintergrund sind tenden-
ziell häufiger von einem oder mehreren 
Wohnproblemen betroffen als Personen 
ohne Migrationshintergrund (2016: 
21% gegenüber 14%). Die Differenz ist 
damit in Bezug auf die Erhebung zwei 
Jahre vorher noch einmal um fast 3 Pro-
zentpunkte gewachsen. Der Anteil der 
Personen, die in einem als zu lärminten-
siv empfundenen Quartier leben, ist bei 
den Personen mit Migrationshinter-
grund deutlich höher als bei denjenigen 
ohne Migrationshintergrund (23% ge-
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genüber 14%).144 Haushalte, in denen 
Personen mit Migrationshintergrund 
wohnen, weisen einen höheren Miet-
preis pro Quadratmeter auf als solche 
von Haushalten mit Personen ohne Mi-
grationshintergrund (16.70  Franken 
gegenüber 15.10 Franken pro Quadrat-
meter). Die gemischten Haushalte, in 
denen Personen mit und ohne Migrati-
onshintergrund leben, verzeichnen ei-
nen ähnlichen Mietpreis wie der von 
Haushalten mit Migrationshintergrund 
(16.50 Franken pro Quadratmeter).145 
Sowohl Lärmprobleme wie Mietpreise 
sind tendenziell für alle am Sinken – die 
Differenz zwischen Personen mit und 
ohne Migrationshintergrund ist aber 
über die Jahre praktisch gleich geblie-
ben. Auch punkto Mietfläche gibt es 
einen Unterschied: Personen mit Migra-
tionshintergrund verfügen je nach 
Grösse des Haushalts durchschnittlich 
über 1,2 bis 1,4 mal weniger Wohnflä-
che als Personen ohne Migrationshin-
tergrund.146

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Beim Wohnungsmarkt gilt das Prinzip 
der Vertragsautonomie. Ohne spezifi-

144	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Wohnen > Wohnbedingungen in Bezug auf Ausstattung/Lärm. Der 
Bericht «Wohnversorgung in der Schweiz» hatte 2015 gezeigt, dass auch in den Haushalten von 
Menschen in Armut und prekären Lebenslagen eine grosse Diskrepanz zwischen Schweizerinnen und 
Schweizern einerseits sowie Zugewanderten andererseits existiert: Mit 42,8 Prozent ist der Anteil von 
unangemessener Wohnversorgung bei Haushalten mit Menschen ausländischer Herkunft mehr als 
doppelt so hoch wie bei den Schweizer Haushalten mit einem Anteil von 17,9 Prozent. Siehe www.
bwo.admin.ch > Wohnungsmarkt > Studien und Publikationen «Wohnungsmarkt» > Wohnversor-
gung in der Schweiz

145	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Wohnen > Durchschnittlicher Mietpreis pro m² 

146	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Wohnen > Durchschnittliche Wohnfläche pro Person

sche Gesetzesgrundlage kann der Staat 
nur in freiwilliger Zusammenarbeit mit 
den beteiligten Akteurinnen und Akteu-
ren (Vermieterinnen und Vermieter, 
Mieterinnen und Mieter, Immobilien- 
und Hausverwaltungen) Massnahmen 
erarbeiten und umsetzen. Entscheidend 
bleibt angesichts der häufig komplexen 
Fragestellungen, dass sich von rassisti-
scher Diskriminierung Betroffene bera-
ten lassen können. Deshalb kommt 
dem Beratungsangebot der Kantone im 
Rahmen der KIP eine wichtige Rolle bei 
der Diskriminierungsbekämpfung zu, in 
Ergänzung zu den bereits bestehenden 
öffentlichen und privaten (mietrechtli-
chen) Beratungsstellen. 

Auf dem Wohnungsmarkt benachteilig-
te Personen finden bei verschiedenen 
Stellen konkrete Unterstützung. Das 
BWO und das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen (BSV) haben 2018 einen 
Leitfaden herausgegeben, der Kanto-
nen, Städten und Gemeinden als Orien-
tierungshilfe mit konkreten Handlungs-
ansätzen dient. Er zeigt, wie sozial be-
nachteiligte Haushalte im Bereich Woh-
nen unterstützt werden können – über 
eigene Angebote und in Zusammenar-

http://www.bfs.admin.ch
http://www.bwo.admin.ch
http://www.bwo.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
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beit mit nichtstaatlichen Organisatio-
nen.147 Im Kanton Zürich vermittelt bei-
spielsweise die Stiftung Domicil günsti-
ge und angemessene Wohnungen an 
Familien oder Einzelpersonen, die auf-
grund ihres Einkommens und/oder ihrer 
Herkunft nur schwer eine Wohnung 
finden. Damit leistet sie einen wichtigen 
Beitrag zur ökonomischen Stabilisie-
rung und sozialen Integration von 
mehrfach belasteten Familien und Ein-
zelpersonen.148 In Zürich und Bern un-
terstützen in verschiedenen Angeboten 
freiwillige Mentorinnen und Mentoren 
sozial benachteiligte Personen bei der 
Wohnungssuche.149 Die Gruppe «Ho-
measyl» des Solinetzes Zürich bietet 
Workshops für Migrantinnen und Mig-
ranten zum Thema Wohnungssuche im 
Kanton Zürich an.150 Im Kanton Basel- 
Stadt unterstützt der Verein «IG Woh-
nen» die Interessen von Wohnungssu-
chenden, die auf dem freien Woh-
nungsmarkt benachteiligt sind, und 
fördert Projekte und Massnahmen zur 

147	www.bwo.admin.ch > Wohnungspolitik > Studien und Publikationen «Wohnungspolitik» > An-
gebote der Wohnhilfe für sozial benachteiligte Haushalte: Eine Hilfestellung für Kantone, Städte und 
Gemeinden

148	Siehe dazu: www.domicilwohnen.ch 

149	Im Projekt WohnFit der Caritas Zürich begleiten Freiwillige sozial benachteiligte Personen bei der 
Wohnungssuche; siehe: www.caritas-zuerich.ch > aktiv werden > freiwilliges Engagement > Freiwilli-
ge zur Unterstützung bei der Wohnungssuche. Im Internetcafé Power-Point in Bern, das vom Komitee 
der Arbeitslosen und Armutsbetroffenen (KABBA) getragen wird, unterstützen ehrenamtliche 
Mitarbeitende erwerbslose und armutsbetroffene Menschen bei der Wohnungssuche; siehe: https://
internetcafe-powerpoint.ch > Wohnungssuche

150	https://solinetz-zh.ch > Projekte > Wohnungssuche

151	www.ig-wohnen.ch 

152	www.fondation-apollo.ch 

153	www.are.admin.ch > Städte & Agglomerationen > Programme und Projekte > Projets urbains

154	Das «Netzwerk Lebendige Quartiere» ist eine Tätigkeit der Agglomerationspolitik des Bundes 2016+, 
welche im Rahmen des Programms «Zusammenhalt in den Quartieren» umgesetzt wird. Siehe dazu: 
www.are.admin.ch > Städte und Agglomerationen > Strategie und Planung > Agglomerationspolitik 
des Bundes 2016+

Lösung von Wohnproblemen.151 In der 
Waadt begleitet die Stiftung «Apollo» 
Menschen, die es bei der Wohnungssu-
che oder beim Erhalt stabiler Wohnver-
hältnisse schwierig haben.152 Auch in 
anderen Kantonen leisten private Orga-
nisationen Hilfe bei der Vermittlung von 
Wohnraum oder bei auftretenden Kon-
flikten. 

Im Rahmen des Programms «Projets ur-
bains – Gesellschaftliche Integration in 
Wohngebieten» unterstützte der Bund 
zusammen mit den Kantonen zwischen 
2008 und 2015 die Gemeinden, um die 
Lebensqualität in Quartieren mit beson-
deren Anforderungen zu verbessern 
und die gesellschaftliche Integration der 
dort wohnhaften Menschen zu för-
dern.153 Im Anschluss übernahm der 
Schweizerische Städteverband im Auf-
trag des Bundesamtes für Raument-
wicklung (ARE) und des BWO die Um-
setzung des Folgeprojekts «Netzwerk 
Lebendige Quartiere».154 Hauptziel ist 

http://www.bwo.admin.ch
http://www.domicilwohnen.ch
http://www.caritas-zuerich.ch
https://internetcafe-powerpoint.ch
https://internetcafe-powerpoint.ch
https://solinetz-zh.ch
http://www.ig-wohnen.ch
http://www.fondation-apollo.ch
http://www.are.admin.ch
http://www.are.admin.ch
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die Sicherung und Weiterentwicklung 
der Erfahrungen und des Netzwerks aus 
den Projets urbains. Mittels nationalen 
Tagungen, kleineren Veranstaltungsfor-
maten und Kommunikationstätigkeiten 
werden das Wissen und die Erfahrun-
gen im Bereich Quartierentwicklung – 
aus den Projets urbains und weiteren 
aktiven Gemeinden – interessierten 
Städten, Gemeinden und Institutionen 
zugänglich gemacht und zur Debatte 
gestellt. Der Fokus liegt dabei auf we-
sentlichen Aspekten wie Wohnen, Parti-
zipation oder sozialem Zusammen-
halt.155 

Mit dem «Programm Periurban» trägt 
die Eidgenössische Migrationskommis-
sion (EKM) die Integrationsförderung in 
Regionen, welche bisher den sozialen 
Zusammenhalt der Gesellschaft und be-
sonders die Integration von Migrantin-
nen und Migranten kaum förderten 
oder in ihren Massnahmen nicht vom 
Bund unterstützt wurden. Im Jahr 2016 
startete die dritte und letzte Phase des 
Programms. Damit können bis 2020 
ländliche Gemeinden dabei unterstützt 
werden, mit innovativen Projekten den 
sozialen Zusammenhalt und die Partizi-
pation der Bevölkerung zu stärken.156

Mit den sinkenden Asylzahlen sind auch 
die Schlagzeilen um ablehnende Mei-
nungen und Vorurteile wegen geplan-

155	https://lebendiqe-quartiere.ch 

156	www.periurban.ch > Periurban > Programm

157	Wohnsituation von Personen mit Asylhintergrund. Zustand und Herausforderungen in der Schweiz, 
2017. www.bwo.admin.ch > Wie wir wohnen > Studien und Publikationen «Wie wir wohnen» > 
Wohnsituation von Personen mit Asylhintergrund. Zustand und Herausforderungen in der Schweiz

158	www.wegeleben.ch 

ter Unterkünfte für Asylsuchende weni-
ger geworden, auch wenn weiterhin 
mit fast systematischem Widerstand 
aus den Gemeinden zu rechnen ist. Ein 
2017 vom BWO publizierter Bericht zur 
Wohnsituation von Personen mit Asyl-
hintergrund hat gezeigt, dass diese in 
eher prekären Wohnverhältnissen le-
ben: Sie verfügen im Vergleich zur 
Schweizer Bevölkerung nur über halb so 
viele Zimmer und nur über die Hälfte 
der Wohnfläche pro Person. Die für den 
Bericht befragten Fachpersonen weisen 
darauf hin, dass die Haltung der Ge-
meindebehörden sehr bedeutsam ist: 
Während besonders städtische Gemein-
den Unterstützungsmassnahmen anbie-
ten, gäbe es Behörden, die gezielt Hin-
dernisse aufbauen – etwa indem sie 
Mietzinsrichtlinien für Sozialhilfebezie-
hende so tief ansetzen, dass diese in 
den betreffenden Gemeinden keinen 
Wohnraum finden.157 Hingegen haben 
sich in dieser Zeit solidarische Initiativen 
etabliert, um geflüchtete Personen bei 
Gastfamilien oder in WGs aufzuneh-
men. Das von jungen Menschen ins Le-
ben gerufene «Wegeleben» vermittelt 
freie WG-Zimmer an Geflüchtete und 
umgekehrt. «Wegeleben» konnte bis-
her in den Kantonen Bern, Zürich, Aar-
gau, Basel-Stadt, Basel-Land und Frei-
burg starten.158 Die Schweizerische 
Flüchtlingshilfe (SFH) lancierte ebenfalls 
2015 ein Pilotprojekt, um Asylsuchen-

https://lebendiqe-quartiere.ch
http://www.periurban.ch
http://www.bwo.admin.ch
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de, vorläufig aufgenommene Personen 
und anerkannte Flüchtlinge an Gastfa-
milien zu vermitteln. Im Januar 2019 
übergab die SFH das Projekt vier spezia-
lisierten Organisationen.159 Im Auftrag 
des Kantons Bern vermittelt die Fach-
stelle Wohnen der Caritas Bern Woh-
nungen an anerkannte Flüchtlinge.160 

2017 und 2018 nahm die Nationale 
Kommission zur Verhütung von Folter 
(NKVF) die vom Bund betriebenen Asyl-
unterkünfte in Hinblick auf die Ände-
rungen als Folge der Asylgesetzrevision 
ab dem 1. März 2019 unter die Lupe. 
Die NKVF kommt in ihrem Bericht zum 
Schluss, dass die Rahmenbedingungen 
der Unterbringung in den Asylunter-
künften des Bundes grundsätzlich keine 
Grund- und Menschenrechte verletzen. 
Jedoch offenbaren ihre Untersuchun-
gen bestehende Mängel, welche aus 
menschenrechtlicher Sicht bedenklich 
sind. So kritisierte die NKVF unter ande-
rem, dass der Zugang zur örtlichen Ge-
meinschaft und städtischen Infrastruk-
turen insbesondere für die Personen in 
abgelegenen Asylunterkünften nicht 
immer ausreichend gewährleistet ist.161 
Nicht direkt mit der Wohnsituation, 
aber mit der Einschränkung der Bewe-
gungsfreiheit von Asylsuchenden im öf-
fentlichen Raum – sprich mit Zutritts- 
und Rayonverboten – beschäftigte sich 
auch die EKR. Auf der Grundlage eines 

159	www.fluechtlingshilfe.ch/sfh-gastfamilien.html 

160	www.caritas-bern.ch > was wir tun > Fachstelle Wohnen

161	www.humanrights.ch > Fokus Schweiz > Menschenrechte im Landesinnern > Asylpolitik/Asylrecht > 
Umsetzung Asylgesetz > Die Asylunterkünfte des Bundes im Fokus der Menschenrechte

162	Bewegungsfreiheit von Asylsuchenden: Keine Einschränkung ohne Einhaltung des Gesetzes und der 
Grundrechte, siehe: www.ekr.admin.ch > Aktuell > Medienmitteilungen > 2017 (27.2.2017)

Rechtsgutachtens der Universität Zürich 
formulierte die EKR 2017 eine Reihe 
von Empfehlungen an die zuständigen 
staatlichen Behörden, welche indirekt 
auch die privaten Akteure betreffen. Die 
EKR empfiehlt den zuständigen Behör-
den, sicherzustellen, dass jede Mass-
nahme, die eine Einschränkung der Be-
wegungsfreiheit beinhaltet, auf einer 
gesetzlichen Grundlage beruht. Ferner 
empfiehlt sie, dass individuelle Rayon-
verbote zum Schutz der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung nur dann ausge-
sprochen werden sollen, wenn eine 
konkrete Störung oder Gefährdung vor-
liegt und diese eine gewisse Intensität 
aufweisen. Subjektiv wahrgenommene 
Gefühle der Verunsicherung oder diffu-
se Ängste reichen nicht aus, um die Be-
wegungsfreiheit von Asylsuchenden 
einzuschränken.162

Auf die spezifische Frage der Wohnsitu-
ation im Zusammenhang mit der fah-
renden Lebensweise wird im Kapitel 
6.3.5 eingegangen. 

6.2.4	 GESUNDHEIT 
Laut den Sozialzielen der Schweizeri-
schen Bundesverfassung (Art. 41 Abs. 1 
lit. b BV) haben sich Bund und Kantone 
dafür einzusetzen, dass alle Einwohne-
rinnen und Einwohner die für ihre Ge-
sundheit notwendige Pflege erhalten. 
Das Recht auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 

http://www.fluechtlingshilfe.ch/sfh-gastfamilien.html
http://www.caritas-bern.ch
http://www.humanrights.ch
http://www.ekr.admin.ch
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BV) umfasst unter anderem auch den 
Anspruch auf einen rechtsgleichen und 
diskriminierungsfreien Zugang zu 
grundlegender medizinischer Versor-
gung. Die Grundversicherung der Kran-
kenversicherung ist für alle Personen 
mit Wohnsitz in der Schweiz obligato-
risch, namentlich auch für Asylsuchen-
de, vorläufig Aufgenommene und Per-
sonen ohne Aufenthaltsbewilligung. 
Dennoch ist der Zugang zu Dienstleis-
tungen des Gesundheitswesens nicht 
für alle in gleichem Ausmass gewähr-
leistet, teils auch wegen direkter oder – 
viel häufiger – indirekter rassistischer 
Diskriminierung.

163	Die Trendlinien sind geglättet (LOESS). Quellen: Dokumentationssystem Rassismus DoSyRa (D) und 
Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» ZidS (Z).

164	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

165	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

Abbildung 4: Diskriminierung im Gesundheits-
wesen
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Fakten und Zahlen
Die Daten der Beratungsstellen und die-
jenigen der Umfrage «Zusammenleben 
in der Schweiz» (ZidS) zu Diskriminie-
rungen im Gesundheitswesen lassen 
gemäss Abbildung 4 keinen eindeuti-
gen Trend erkennen.163 Während die 
Zahl der durchgeführten Beratungen 
über die Zeit gesehen schwankt, ist die 
Zahl der erlebten Diskriminierungsvor-
fälle in der Umfrage ZidS abnehmend.164 
2018 verzeichnete die Datenbank Do-
SyRa 5 Beratungsfälle im Gesundheits-
wesen auf insgesamt 278 Nennungen; 
im Jahr 2017 waren es 2 Fälle auf 301 
Nennungen.165 Prozentual gemessen 
befinden sich beide Quellen im Jahr 
2018 auf einem ähnlich tiefen Niveau.

http://www.bfs.admin.ch
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Die BFS-Indikatoren zeigen, dass sich 
Migration verbunden mit einem niedri-
geren Bildungsstand, schwierigeren Ar-
beits- oder Lebensbedingungen oder 
mangelnden Kenntnissen der Landes-
sprachen negativ auf den Gesundheits-
zustand auswirkt oder den Zugang zur 
gesundheitlichen Versorgung deutlich 
erschweren kann.166 Zwischen 2014 
und 2016 sind sowohl das Total der Per-
sonen, die aus finanziellen Gründen auf 
ärztliche Untersuchungen verzichten, 
wie auch der Unterschied zwischen der 
Bevölkerung mit und ohne Migrations-
hintergrund etwas kleiner geworden. 
Deutlicher, aber auch hier weniger sig-
nifikant als in der letzten Erhebung, 
zeigt sich der Unterschied bei zahnärzt-
lichen Untersuchungen. Die Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund der 
ersten Generation (6%) sowie der zwei-
ten oder höheren Generation (4%) ver-
zichtete aus finanziellen Gründen klar 
häufiger auf zahnärztliche Untersu-
chungen als Personen ohne Migrations-
hintergrund (2%).167 Am grössten sind 
die Unterschiede bei der männlichen 
Bevölkerung – Männer mit Migrations-
hintergrund verzichten mehr als sechs 

166	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrationsin-
dikatoren > Alle Indikatoren > Gesundheit. Für die Zusammenhänge zwischen sozialer Ausgangslage 
(z.B. gemessen am Bildungsniveau) und Gesundheitszustand siehe auch Gesundheit – Taschenstatistik 
2018 unter www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Kataloge und Datenbanken > Publikationen

167	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Gesundheit > Zugang zu medizinischen Leistungen

168	www.bag.admin.ch > Zahlen & Statistiken > Chancengleichheit: Zahlen und Fakten 

Mal häufiger auf medizinische Leistun-
gen als Männer ohne Migrationshinter-
grund. Bei zahnmedizinischen Leistun-
gen ist der Verzicht drei Mal so hoch.168

Im Rassismusbericht 2017 der Stadt Zü-
rich wurde rassistische Diskriminierung 
im Gesundheitswesen anhand ausge-
wählter Institutionen des Gesundheits- 
und Umweltdepartements (GUD) unter-
sucht. Trotz erhärteten Hinweisen auf 
das Vorhandensein rassistischer Diskrimi-
nierung im Kontakt zwischen Bevölke-
rung und Gesundheitspersonal, sind 
Fachpersonen aus dem GUD der Ansicht, 
dass Rassismus selten und nur in Einzel-
fällen vorkomme. Begründet wird diese 
Einschätzung damit, dass Interkulturali-
tät und Diversität im Gesundheitswesen 
seit Jahrzehnten eine Selbstverständlich-
keit seien. Der Bericht kommt zum 
Schluss, dass die Betonung der Diversität 
zur Verdrängung der Wahrnehmung von 
Rassismus beitragen könne und zur Stär-
kung des Selbstbilds von Institutionen, 
dass sie nicht mit Rassismus konfrontiert 
seien. Sensibilität und Wissen über Ras-
sismus seien entscheidend dafür, ob und 

http://www.bfs.admin.ch
http://www.bag.admin.ch
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wie rassistische Diskriminierung im Be-
triebsalltag bemerkt werde.169

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Das Programm «Migration und Ge-
sundheit» des Bundesamtes für Ge-
sundheit (BAG) leistete zwischen 2002 
und 2017 einen Beitrag zur Chancen-
gleichheit und Integration der in der 
Schweiz lebenden Migrationsbevölke-
rung im Bereich der Gesundheit. Nach 
Abschluss des Programms werden die 
Hauptmassnahmen im Sinne eines 
Mainstreamings in die Aufgaben des 
BAG und in die Strategien des Bundes 
integriert. Die wichtigsten Massnahmen 
des Programms «Migration und Ge-
sundheit» in den Bereichen Gesund-
heitskompetenz und Gesundheitsinfor-
mationen werden weitergeführt. So soll 
insbesondere die Kompetenz von Ge-
sundheitsfachpersonen im Umgang mit 
Migrantinnen und Migranten gestärkt 
und das interkulturelle Dolmetschen im 
Gesundheitswesen gefördert werden.170 
Grundsätzlich richtet sich der Fokus 
aber zunehmend auf die gesundheitli-
chen Chancen aller sozial benachteilig-
ten Personengruppen. So ist Chancen-
gleichheit eines der vier Handlungsfel-

169	Stadt Zürich: Rassismusbericht 2017. Dritter Bericht der interdepartementalen Arbeitsgruppe. Institu-
tionelle Verantwortung im Fokus. Zürich, 2017. Unter: www.stadt-zuerich.ch/prd >Stadtentwicklung 
> Integrationsförderung > Integrationsthemen A-Z > Diskriminierungsbekämpfung. Der Bericht geht 
ausserdem auf folgende Aspekte ein: Mehrfachbenachteiligung und Spezialisierung als Spannungs-
feld; Gleichbehandlung und Diskriminierung, Fremdsprachigkeit und Kommunikation (in der Kommu-
nikation mit Patientinnen und Patienten wie auch als Hindernisfaktor für die berufliche Entwicklung 
des Personals). 

170	www.bag.admin.ch > Strategie & Politik > Nationale Gesundheitsstrategien > Gesundheitliche Chan-
cengleichheit > Programm Migration und Gesundheit 2002-2017.

171	www.bag.admin.ch > Strategie & Politik > Nationale Gesundheitsstrategien > Gesundheitliche Chan-
cengleichheit > Aktivitäten zur Förderung der Chancengleichheit und www.bag.admin.ch > Strategie 
und Politik > Gesundheit2020

der der Strategie Gesundheit2020, die 
der Bund seit 2013 umsetzt.171

Im Rahmen des Programms haben das 
BAG und die FRB im Herbst 2015 ein 
Forschungsprojekt lanciert zur Verbes-
serung der perinatalen Betreuung von 
Migrantinnen, welche die lokale Spra-
che nicht beherrschen («Barrierefreie 
Kommunikation in der geburtshilflichen 
Versorgung allophoner Migrantinnen» 
BRIDGE). 2017 lieferte der Projekt­
bericht entsprechende Empfehlungen: 
Neben allgemeinen Empfehlungen be-
treffend Spracherwerb und Informati-
onsbedarf dieser spezifischen Zielgrup-
pe sowie der Unterstützung der Fach-
personen und der Koordination bei der 
Betreuung, wird die Entwicklung spezi-
alisierter Angebote bzw. Kompetenz-
zentren für allophone und vulnerable 
Frauen und Familien empfohlen. Aus-
serdem empfehlen die Autorinnen, das 
interkulturelle Dolmetschen in der ge-
burtshilflichen Versorgung zu regeln 
und zu sichern sowie das bestehende 
Angebot von Dolmetschleistungen vor 
Ort und am Telefon zu optimieren. Aus-
serdem erfolgt der Hinweis an Fachge-
sellschaften und Berufsverbände, ge-
burtshilfliche Standards auf mögliche 

http://www.stadt-zuerich.ch/prd
http://www.bag.admin.ch
http://www.bag.admin.ch
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Überversorgung (z. B. Geburtseinleitun-
gen, peridurale Anästhesie, Damm-
schnitte, Kaiserschnitte usw.) zu prüfen. 
Fachpersonen sollten unterschiedliche 
Vorstellungen von Geburtshilfe berück-
sichtigen, über das Recht auf Wahl der 
geburtshilflichen Betreuung informie-
ren und den Frauen diese Wahl auch er-
möglichen.172

Mit Unterstützung des BAG fördert das 
2014 aus dem Projekt «Migrant friendly 
Hospitals» hervorgegangene Netzwerk 
«Swiss Hospitals for Equity» die Chan-
cengleichheit und Qualität in der Ge-
sundheitsversorgung. Das Netzwerk 
setzt sich dafür ein, die Versorgungs-
qualität für benachteiligte Bevölke-
rungsgruppen zu verbessern und Zu-
gangsbarrieren abzubauen – geschehen 
kann dies über die Verbesserung der 
transkulturellen Kompetenzen von Mit-
arbeitenden, Patienten- und Patientin-
nen-Empowerment, die verbesserte 
Nutzung von Dolmetschleistungen oder 
andere Aktivitäten. Dem Netzwerk ge-
hören zurzeit 9 Spitäler aus allen drei 
Sprachregionen an, in erster Linie Uni-
versitätskliniken – Privatspitäler sind 
nicht vertreten. Das Netzwerk befindet 
sich in einer Expansionsphase und sucht 
neue Mitglieder-Spitäler.173

Seit 2014 werden im Rahmen des von 
der Tripartiten Konferenz (TK) getrage-

172	www.bag.admin.ch > Strategie & Politik > Nationale Gesundheitsstrategien > Gesundheitliche Chan-
cengleichheit > Chancengleichheit in der Gesundheitsversorgung > Mutter-Kind-Gesundheit in der 
Migrationsbevölkerung

173	www.hospitals4equity.ch und www.bag.admin.ch > Strategie und Politik > Nationale Gesundheits-
strategien > Gesundheitliche Chancengleichheit > Chancengleichheit in der Gesundheitsversorgung 
> Swiss Hospitals for Equity

174	www.dialog-integration.ch > Aufwachsen 

nen Integrationsdialogs «Aufwachsen – 
gesund ins Leben starten» die Bemü-
hungen staatlicher Stellen auf allen 
Ebenen gestärkt, um die Rahmenbedin-
gungen für eine gute körperliche, seeli-
sche und soziale Entwicklung im frühen 
Kindesalter zu optimieren – und zwar 
für alle Kinder, unabhängig von ihrer 
Herkunft. An der 3. Nationalen Integra-
tionskonferenz vom 19. Juni 2017 ver-
abschiedete die TK auf der Grundlage 
der Schlussfolgerungen aus dem 2012 
lancierten «Dialog Integration» Emp-
fehlungen zur Integration von Auslän-
derinnen und Ausländern: Insbesondere 
für Familien mit Kleinkindern im Asylbe-
reich müssen Bund und Kantone den 
Zugang zu einer guten Gesundheitsver-
sorgung und zu Angeboten der frühen 
Förderung sichern. Die TK wird den Dia-
log «Aufwachsen» in reduzierter Form 
weiterführen, indem sie alle zwei Jahre 
in enger Zusammenarbeit mit der Kon-
ferenz der kantonalen Sozialdirektorin-
nen und -direktoren (SODK) einen Infor-
mationsaustausch initiiert zum aktuellen 
Stand der Politik der frühen Förderung 
– neu ohne speziellen Fokus auf Migra-
tion.174 Im Rahmen des Programms 
konnten eine ganze Reihe von Projek-
ten im Bereich der Gesundheits- und 
frühen Förderung umgesetzt werden. 
So konnte etwa das auf dem Konzept 
von Gesprächsrunden beruhende Pro-
jekt «Femmes Tische – Frauen sprechen 

http://www.bag.admin.ch
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über Gesundheit, Erziehung und Prä-
vention», weiterentwickelt und ausge-
baut werden.175 In den nächsten Jahren 
wird sich das Projekt intensiver mit dem 
Asylbereich vernetzen und den Aus-
tausch mit den Verantwortlichen des 
Integrationsbereichs, den Mütter- und 
Väterberatungsstellen sowie Kinder- 
und Frauenärztinnen und -ärzten inten-
sivieren. Ziel ist es, Personen aus dem 
Flüchtlings- und Asylwesen besser zu 
erreichen.176  

Die Kantone setzen ihre Massnahmen 
zum Teil im Rahmen dieser nationalen 
Projekte um, zum Teil aber auch unab-
hängig davon. Dabei steht meist der 
Umgang mit Diversität im Vordergrund 
– etwa mit der Verbesserung der loka-
len Sprachkenntnisse von fremdsprachi-
gem Gesundheitsfachpersonal oder der 
entsprechenden Weiterbildung von Be-
treuungs- und Schlüsselpersonen. In al-
len Kantonen werden Migrantinnen 
und Migranten gezielt über die Funkti-
on und die Besonderheiten des Schwei-
zerischen Gesundheitssystems und über 
Gesundheitsthemen informiert. Dabei 
verfolgen Projekte im Gesundheitswe-
sen zunehmend einen aufsuchenden 
Ansatz. Bei dieser niederschwelligen, 
lebensweltorientierten Vorgehensweise 
suchen Fachpersonen die Zielgruppen 
dort auf, wo diese sich aufhalten. Wie 
oben als Fazit aus dem Rassismusbericht 
der Stadt Zürich erwähnt, führt die Be-

175	www.femmes-tische.ch 

176	www.dialog-integration.ch > Aufwachsen > Dialog-Projekte

177	www.redcross.ch > Für Sie da > Gesundheit/Integration > Gegen Rassismus und Diskriminierung

178	www.migesplus.ch 

179	www.alter-migration.ch 

tonung der Diversität aber nicht zwin-
gend zur besseren Erkennung und Be-
arbeitung von Rassismus im 
Gesundheitswesen. 

Das Schweizerische Rote Kreuz (SRK) ist 
seit einigen Jahren mit diversen Pro-
grammen und Projekten gegen Rassis-
mus und Diskriminierung im Gesund-
heitswesen engagiert – etwa mittels 
Sensibilisierungs- und Bildungs-Work-
shops oder mittels eines e-learning- 
Tools.177 Das Portal migesplus.ch des 
SRK stellt zudem Informationen zu Ge-
sundheitsfragen in einer grossen Anzahl 
Sprachen bereit, um den chancenglei-
chen Zugang zu Gesundheitsinforma
tionen in der Schweiz zu verbessern.178 

Der chancengleiche Zugang zu Ange-
boten der Gesundheitsförderung ist zu-
nehmend auch ein Thema in Zusam-
menhang von Alter und Migration. Das 
Nationale Forum «Alter und Migration» 
arbeitet seit einigen Jahren mit den 
wichtigsten Akteuren aus den Berei-
chen Gesundheit, Alter und Integration 
zusammen, um die Gesundheit und In-
tegration älterer Migrantinnen und Mi-
granten zu fördern und ihren Zugang 
zur gesundheitsrelevanten Versorgung 
zu verbessern.179 

6.2.5	 SOZIALBEREICH
Die Bundesverfassung garantiert jeder 
Person in einer Notlage die Mittel und 

http://www.femmes-tische.ch
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die Betreuung, die für ein menschen-
würdiges Dasein unerlässlich sind (Art. 
12 BV). Darüber hinaus sehen die Sozi-
alziele der Bundesverfassung vor, dass 
jede Person an der sozialen Sicherheit 
teilhat (Art. 41 Abs. 1 lit. a BV). In der 
Schweiz umfasst das System der sozia-
len Sicherheit die Sozialversicherungen, 
die Sozialhilfe und die Nothilfe. 

Die in Bundeskompetenz stehenden So-
zialversicherungen legen die Zugangs- 
und Anspruchsvoraussetzungen in ihren 
Gesetzesgrundlagen fest. Mit entspre-
chender Begründung können sie Un-
gleichbehandlungen beispielsweise zwi-
schen inländischen und ausländischen 
Versicherten festschreiben, ohne dass 
dies als ungerechtfertigte Diskriminie-
rung gilt. 

Sozial- und Nothilfe umfassen kantonal 
und teils kommunal geregelte bedarfs-
abhängige Leistungen für alle Bedürfti-
gen, die sich in der Schweiz befinden. 
Sie müssen dem Einzelnen in einer kon-
kreten Notlage unabhängig von dessen 
Nationalität oder Aufenthaltsstatus zur 
Verfügung stehen, und sie haben der 
besonderen Situation und den beson-
deren Bedürfnissen von verletzlichen 
Personen Rechnung zu tragen (Indivi-
dualisierungsgrundsatz).

180	 Die Trendlinien sind geglättet (LOESS). Quellen: Dokumentationssystem Rassismus DoSyRa (D) und 
Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» ZidS (Z).

Abbildung 5: Diskriminierung im Sozialwesen
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Fakten und Zahlen
Sowohl im Bereich der Sozialversiche-
rungen als auch in der Sozialhilfe gibt es 
wenig spezifische Daten zu rassistischer 
Diskriminierung. Die bestehenden Quel-
len können Unterschiede bzw. Un-
gleichbehandlungen bezüglich der Na-
tionalität oder des Aufenthaltsstatus 
nachweisen, nicht aber ungerechtfer-
tigte Diskriminierungen aufgrund von 
Merkmalen wie z. B. Hautfarbe oder 
Religionszugehörigkeit. So zeigt auch 
Abbildung 5, dass Diskriminierungen im 
Sozialbereich wenig sichtbar sind und 
weder bei den Daten der Beratungsstel-
len noch in der Umfrage «Zusammen-
leben in der Schweiz» (ZidS) ein eigent-
licher Trend identifiziert werden kann.180 
Im Jahr 2018 registrierte die Datenbank 
DoSyRa insgesamt 9 Fälle auf 278 Nen-
nungen in den für den Sozialbereich 
relevanten Kategorien (Sozialdienst: 5; 
Sozialversicherung: 2; Heime/ betreutes 
Wohnen: 2). Im Jahr 2017 waren es 21 
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auf 301 Nennungen (Sozialdienste: 14; 
Sozialversicherung: 1; Heime/betreutes 
Wohnen: 6).181 Die EKR-Rechtssamm-
lung erfasst den Sozialbereich nicht spe-
zifisch – 2018 betrafen aber zwei Urtei-
le im Bereich «Behörden/Ämter/Armee» 
die Sozialhilfe182 

In der ZidS-Umfrage erhält die Aussage, 
wonach Ausländerinnen und Ausländer 
das System der Sozialleistungen in der 
Schweiz missbrauchten, eine hohe Zu-
stimmung (47%; 2016: 53%). Dies ist 
im Vergleich mit den anderen negativen 
Aussagen ein hoher Anteil, der allenfalls 
als Reaktion auf die politische und me-
diale Thematisierung von Missbrauchs-
fällen gelesen werden kann. Gleichzei-
tig teilten 64% der Bevölkerung die 
Aussage, dass Ausländerinnen und Aus-
länder für die Wirtschaft und Finanzie-
rung der Sozialwerke nötig seien.183 

Die Befunde zur materiellen Situation 
der verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen in der Schweiz sind seit der letzten 
Berichtsperiode weitgehend konstant 
geblieben. Gemäss den BFS-Integrati-

181	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11

182	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Gesell-
schaftliches Umfeld

183	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

184	 www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Sozialhilfe und Armut > Materielle Entbehrung. Aktuell stammen die 
neusten Daten aus dem Jahr 2016.

185	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Sozialhilfe und Armut > Armutsgefährdungsquote

186	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Sozialhilfe und Armut > Armutsquote

onsindikatoren war die Quote der ma-
teriellen Entbehrung bei den Personen 
mit Migrationshintergrund im Jahr 
2016 mehr als dreimal so hoch wie bei 
den Personen ohne Migrationshinter-
grund (9% gegenüber 3%). Ausserdem 
steigt bei Personen mit Migrationshin-
tergrund nicht nur die Quote, sondern 
auch die Differenz zu Personen ohne 
Migrationshintergrund seit Jahren an.184 
Auch die Armutsgefährdungsquote ist 
bei Personen mit Migrationshintergrund 
signifikant höher als bei jenen ohne Mi-
grationshintergrund (18% gegenüber 
11%).185 Die Differenz bei der eigentli-
chen Armutsquote ist hingegen etwas 
tiefer – sie liegt bei Personen mit Migra-
tionshintergrund bei 9% und bei Perso-
nen ohne Migrationshintergrund bei 
7%.186 Obwohl beide Quoten schwan-
ken, ist konstant eine signifikante Diffe-
renz zwischen den beiden Bevölke-
rungsgruppen zu beobachten. 

Die Sozialhilfequote von Ausländerin-
nen und Ausländern war 2016 knapp 
dreimal so hoch wie diejenige von 
Schweizerinnen und Schweizern (6% 

http://www.ekr.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
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gegenüber 2%).187 Neben dem hohen 
Anteil ausländischer Arbeitskräfte in 
konjunkturabhängigen bzw. von Nied-
riglohn gekennzeichneten Branchen 
und dem tiefen Bildungsstand eines 
Teils der ausländischen Wohnbevölke-
rung nennt der von der Städteinitiative 
Sozialpolitik herausgegebene Bericht 
zum Kennzahlenvergleich 2017 der So-
zialhilfe in Schweizer Städten explizit 
auch die Nicht-Anerkennung von Bil-
dungsabschlüssen als Faktor für die 
höhere Sozialhilfeabhängigkeit.188 Der 
Bericht stellt ausserdem fest, dass im 
Unterschied zur einheimischen Bevölke-
rung bei den ausländischen Personen 
die Sozialhilfequote der Männer in der 
Regel tiefer ist als diejenige der Frau-
en.189 Im Bericht wurde zudem unter-
sucht, wie sich die Situation von Sozial-
hilfe beziehenden Jugendlichen im Zeit-
verlauf verändert. Dafür wurden alle 
17-Jährigen, deren Eltern 2010 in den 
untersuchten 14 Städten mit Sozialhilfe 
unterstützt wurden, betrachtet. Nach 
sieben Jahren bezogen nur acht Prozent 
von ihnen dauerhaft Sozialhilfe. Viele 
schafften vorübergehend oder dauer-
haft den sozialen Aufstieg: 75% der Ri-
sikogruppe waren im Alter von 23 Jah-
ren nicht mehr auf Sozialhilfe angewie-

187	Die allgemeine Sozialhilfequote lag 2017 bei 3,3%; siehe: www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > 
Soziale Sicherheit > Sozialhilfe > Sozialhilfebeziehende > Wirtschaftliche Sozialhilfebeziehende.  

188	Beyeler; Michelle/Salzgeber, Renate et al.: Kennzahlenvergleich zur Sozialhilfe in Schweizer Städten. 
Berichtsjahr 2017, 14 Städte im Vergleich. Städteinitiative Sozialpolitik (Hg.), Berner Fachhochschule, 
Soziale Arbeit, Bern, 2017: S. 7. www.staedteinitiative.ch > Kennzahlen Sozialhilfe > Kennzahlenbe-
richt aktuell 

189	Ebd. 2017: S. 35.

190	Ebd. 2017: S. 59-60.

191	Art. 12 Abs. 1 Bst d, Bundesgesetz über das Schweizer Bürgerrecht (BüG, SR 141.0).

192	Art. 7 Abs. 3, Verordnung über das Schweizer Bürgerrecht (BüV, SR 141.01). Vgl. dazu Kap. 6.2.10

sen. Besonders positiv verläuft die 
Entwicklung bei ausländischen Jugend-
lichen: Obwohl bei ihnen die Wahr-
scheinlichkeit von kritischen Ereignissen 
und einer dadurch verzögerten Ausbil-
dung höher ist als bei Schweizer Ju-
gendlichen, gelingt es ihnen im Schnitt 
besser, ihre Ausgangslage zu verbes-
sern190

Der Bezug von Sozialhilfe hat eine spe-
zifische Konsequenz für einbürgerungs-
willige Ausländerinnen und Ausländer. 
Im totalrevidierten Bürgerrechtsgesetz 
wird unter den Integrationskriterien die 
«Teilnahme am Wirtschaftsleben oder 
am Erwerb von Bildung» genannt.191 
Die am 1. Januar 2018 in Kraft getrete-
ne entsprechende Bürgerrechtsverord-
nung (BüV) konkretisiert, dass eine Per-
son, die in den drei Jahren unmittelbar 
vor der Gesuchstellung oder während 
des Einbürgerungsverfahrens Sozialhilfe 
bezieht, nicht das Erfordernis der Teil-
nahme am Wirtschaftsleben oder des 
Erwerbs von Bildung erfüllt, ausser die 
bezogene Sozialhilfe wird vollständig 
zurückerstattet.192 Bei der Bestimmung 
in der BüV handelt sich um eine Min-
destregelung, und es steht den Kanto-
nen frei, restriktivere Regelungen vorzu-

http://www.bfs.admin.ch
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sehen. Dies ist der Fall in den Kantonen 
BL, NW, TG, SZ und UR, die betreffend 
Sozialhilfebezug eine Frist von fünf Jah-
ren kennen, und in den Kantonen BE 
und GR, die schon zuvor eine 10-Jahres-
regelung hatten. Der erläuternde Be-
richt des Bundesrats stellt aber klar, dass 
der Bezug von Sozialhilfe nicht als ab-
solutes Einbürgerungshindernis ver-
standen werden darf, und dass bei der 
Beurteilung namentlich auch dem Dis-
kriminierungsverbot (Art. 8 Abs. 2 BV) 
und dem Prinzip der Verhältnismässig-
keit (Art. 5 Abs. 2 BV) Rechnung getra-
gen werden muss. Berücksichtigt wer-
den müssen insbesondere die persönli-
chen Umstände im Einzelfall wie etwa 
Behinderung, Krankheit, Betreuungs-
aufgaben oder erstmalige formale Bil-
dungsvorhaben.193 Die neue Regelung 
auf Verordnungsstufe wurde von Men-
schenrechtsorganisationen und auch 
von der Schweizerischen Konferenz für 
Sozialhilfe (SKOS) unter dem Aspekt der 
Rechtsgleichheit und des Diskriminie-
rungsverbots stark kritisiert. Zurzeit gibt 
es noch keine Auswertung zur Umset-
zung der neuen Regelung. 

Eine Untersuchung an der Hochschule 
für Soziale Arbeit Luzern hat gezeigt, 
dass der Ermittlungsdruck bei Sozialhil-
febezügerinnen und -bezügern mit Mi-
grationshintergrund besonders gross 
ist. 80 Prozent der Ermittlungsaufträge 
der untersuchten Behörden richteten 
sich gegen Personen mit Migrationshin-
tergrund. Diese werden nicht von den 

193	EJPD. Erläuternder Bericht. Entwurf zur Verordnung zum Bürgerrechtsgesetz. April 2016, S. 19-20.

194	Soziale Arbeit: Wenn Misstrauen zur Routine wird. Interview mit Susanne Niehaus (20. Juni 2016). 
www.hslu.ch > Über uns > Medienstelle > Das Magazin > weitere Artikel

Sozialarbeitenden grundsätzlich stärker 
verdächtigt, sie werden aber eher von 
ihren Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
denunziert. Zudem reagiert die Öffent-
lichkeit im Fall eines Missbrauchs durch 
Migrantinnen oder Migranten beson-
ders empfindlich, so die Studienautorin 
Susanna Niehaus: «Deshalb ist die Be-
fürchtung, bei diesen Sozialhilfebezie-
henden etwas zu übersehen, besonders 
gross, und die Verantwortlichen gehen 
lieber auf Nummer sicher.»194 

Personen mit einem prekären sozialen 
Status trifft rassistische Diskriminierung 
besonders hart. Sie können weniger 
leicht auf eine andere Wohnung oder 
einen anderen Job ausweichen oder das 
Risiko einer Prozessführung auf sich 
nehmen. Gleichzeitig ist das Misstrauen 
gegenüber ausländischen Sozialhilfebe-
ziehenden erhöht. Wie das Phänomen 
Mehrfachdiskriminierung allgemein, ist 
allerdings das Zusammenspiel zwischen 
sozioökonomischem Status und rassisti-
scher Diskriminierung in der Schweiz 
wenig erforscht.

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Nach Abschluss des Nationalen Pro-
gramms zur Prävention und Bekämp-
fung von Armut 2014-2018 setzen 
Bund, Kantone, Städte und Gemeinden 
sowie Nichtregierungsorganisationen 
seit 2019 die «Nationale Plattform ge-
gen Armut» um. Der Bund stellt für die 
Aktivitäten der Plattform jährlich insge-

http://www.hslu.ch
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samt 250 000 Franken zur Verfügung. 
Die Plattform bearbeitet ausgewählte 
Schwerpunktthemen und führt die be-
stehenden Austausch- und Vernet-
zungsmöglichkeiten weiter. Ausserdem 
unterstützt sie Kantone, Städte und Ge-
meinden bei der Umsetzung von Emp-
fehlungen des Nationalen Programms. 
Inhaltlich legt die Plattform Schwer-
punkte in drei Handlungsfeldern: Chan-
cengleichheit und Bildungschancen von 
sozial benachteiligten Kindern, Jugend-
lichen und Erwachsenen; soziale und 
berufliche Integration sowie Lebensbe-
dingungen von benachteiligten Fami-
lien.195 Der Fokus der Umsetzung in den 
verschiedenen Handlungsfeldern liegt 
auf der Armutsgefährdung. Diskriminie-
rung als Faktor für Armutsgefährdung 
wird im Umsetzungskonzept nicht ex-
plizit benannt.

Bei den in Bundeskompetenz liegenden 
Sozialversicherungen kann die Einhal-
tung des Diskriminierungsverbots in Zu-
sammenhang mit einem geltend ge-
machten Recht zuerst mit einer 
Verwaltungsbeschwerde und danach 
vor Gericht angefochten werden. Bei 
der Sozial- oder Nothilfe wird die Ein-
haltung der Rechtsnormen ausschliess-
lich von den Gerichten kontrolliert; we-
der Bundesrat noch Bundesverwaltung 
haben gegenüber den Kantonen ein 
Aufsichtsrecht. 

195	www.gegenarmut.ch 

196	Der Leitfaden kann auf der FRB-Website bestellt werden: www.frb.admin.ch > Bestellungen und 
Publikationen

197	Weitere Informationen dazu: www.dasventil.ch > Projekte > Theater & Labor

Eine wichtige Rolle spielen Institutionen 
des Sozialwesens für die Nutzung des 
Beratungsangebots für Opfer von ras-
sistischer Diskriminierung. Denn auf ras-
sistische Diskriminierung spezialisierte 
Beratungsstellen können nur tätig wer-
den, wenn auch zuführende Stellen in 
der Sozialberatung sensibilisiert sind auf 
die Thematik und auf das spezialisierte 
Beratungsangebot verweisen können. 
Dazu dient der 2016 vom Berufsver-
band für Soziale Arbeit «AvenirSocial» 
und der FRB erarbeitete Leitfaden «Ras-
sistische Diskriminierung und Diskrimi-
nierungsschutz konkret. Ein Leitfaden 
für die Praxis der Sozialen Arbeit».196 
Parallel dazu wurden von verschiedenen 
Trägern Sensibilisierungsworkshops or-
ganisiert. Seit 2016 werden zudem The-
aterangebote des Projekts «FORMU-
LAR:CH» genutzt, welche Diskriminie-
rungen in den Sozialdiensten praxisnah 
thematisieren und zunehmend mit in-
teraktiven Sensibilisierungssequenzen 
kombiniert werden («Theater und La-
bor»).197

Massnahmen zur Verankerung des Dis-
kriminierungsschutzes im Rahmen der 
KIP betreffen auch die Bereiche der so-
zialen Sicherheit und der Sozialhilfe. Die 
meisten Kantone sind aktiv geworden 
in der Sensibilisierung von Sozialbera-
tungsstellen und Fachpersonen für die 
Diskriminierungsbekämpfung. 

http://www.gegenarmut.ch
http://www.frb.admin.ch
http://www.dasventil.ch
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Auch die Sicherstellung des Zugangs zu 
Informationen betreffend Unterstüt-
zungsleistungen und deren Verständ-
lichkeit muss als Massnahme zum 
Schutz vor indirekter Diskriminierung 
von fremdsprachigen oder mit dem So-
zialwesen wenig vertrauten Personen 
gesehen werden. Verschiedene Stellen 
sind deshalb daran, ihre Informationen 
zu vereinfachen. Zum Teil setzen die Be-
hörden dabei auf die in der Schweiz re-
glementierte Leichte Sprache, zum Teil 
auf eine einfache Sprache unter Ver-
wendung von Piktogrammen und ande-
ren Hilfsmitteln. Die Integrationsförde-
rung der Stadt Zürich hat dazu eine 
kurze Handreichung für die Behörden 
erarbeitet.198 Pro Infirmis hat das Büro 
für Leichte Sprache aufgebaut, das Tex-
te in Deutsch, Französisch oder Italie-
nisch in Leichte Sprache übersetzt.199 

6.2.6	 SPORT UND 
VEREINSLEBEN
Die Beteiligung eines Menschen am so-
zialen Leben einer Gemeinde durch die 
Mitgliedschaft in einem Verein setzt ein 
Minimum an gesellschaftlicher Integra-
tion voraus und fördert ihrerseits wiede-
rum den Aufbau von Beziehungen. 
Sprich: Das Mitmachen in einem Verein 
ist eine wichtige soziale Ressource und 
trägt massgeblich zum sozialen Zusam-
menhalt bei. Die sportliche Aktivität 
wiederum fördert die Gesundheit und 
das persönliche Wohlergehen, was ge-

198	www.stadt-zuerich.ch/prd > Stadtentwicklung > Integrationsförderung > Publikationen > Ausgewähl-
te Publikationen > 2016 > Zusatzprodukte zum Leitfaden Übersetzungen 

199	www.buero-leichte-sprache.ch 

rade bei Migrantinnen und Migranten 
angesichts von deren erhöhten Gesund-
heitsrisiken eine besondere Bedeutung 
bekommt. Tatsächlich sind Personen mit 
Migrationshintergrund in Sport- und 
anderen Vereinen aber untervertreten. 
Rassismus und Diskriminierungen kön-
nen den Zugang zu sozialen oder sport-
lichen Aktivitäten erschweren – sei es, 
dass Personen innerhalb des Vereins 
aufgrund von Nationalität, Religion, so-
zialem Status oder Hautfarbe bewusst 
oder unbewusst ausgegrenzt werden, 
sei es, dass der Verein die transkulturelle 
Öffnung zu wenig fördert. 

Abbildung 6: Diskriminierung im Sport- und 
Vereinsleben
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Fakten und Zahlen
Abbildung 6 zeigt, dass die Beratungs-
stellen im Bereich Sport und Vereinsle-
ben konstant tiefe Fallzahlen registrie-

http://www.stadt-zuerich.ch/prd
http://www.buero-leichte-sprache.ch
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ren.200 Wie bereits 2016 wurden aber 
auch 2018 in der Umfrage «Zusammen-
leben in der Schweiz» (ZidS) Diskrimi-
nierungserfahrungen im Sport und Ver-
einsleben deutlich häufiger erwähnt als 
in den Beratungen.201 Die Datenbank 
DoSyRa vermeldete im Sport 10 Diskri-
minierungsvorfälle (auf insgesamt 278 
Meldungen) für das Jahr 2018 und 2 
Vorfälle im Jahr 2017 (auf insgesamt 
301 Meldungen). In der Kategorie Ver-
einsleben wurden 1 Vorfall im Jahr 2018 
und keine Vorfälle im Jahr 2017 ver-
zeichnet.202 Die EKR-Rechtssammlung 
verzeichnete 2006 letztmals einen 
Schuldspruch, der spezifisch in Zusam-
menhang mit einem Sportereignis 
steht;203 im Bereich Vereine/Verbände/
Organisationen gab es 1 Schuldspruch 
im Jahr 2018.204

Gemäss BFS waren in der Schweiz im 
Jahr 2016 42% der Bevölkerung ab 18 

200	Die Trendlinien sind geglättet (LOESS). Quellen: Dokumentationssystem Rassismus DoSyRa (D) und 
Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» ZidS (Z).

201	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammen­
leben in der Schweiz. Die ZidS-Umfrage umfasst jedoch zusätzlich den Bereich Freizeit. 

202	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

203	Die EKR-Rechtssammlung fasst die beiden Bereiche Sport und Freizeit zusammen. Die Mehrheit der 
Schuldsprüche der letzten Jahre bezog sich auf Vorfälle im öffentlichen Raum, die in der Freizeit der 
betroffenen Personen geschahen.

204	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Gesell-
schaftliches Umfeld

205	2016 beteiligten sich 42.3% der ständigen Wohnbevölkerung der Schweiz als Aktivmitglied an den 
Aktivitäten von Vereinen, Gesellschaften, Klubs, politischen Parteien oder anderen Gruppen. 25.8% 
waren Passivmitglied in einer Gruppe oder einem Verein. Die Bevölkerung ohne Migrationshinter-
grund engagiert sich signifikant häufiger als die Bevölkerung mit Migrationshintergrund, dies sowohl 
im Rahmen von Aktivmitgliedschaften (50.5% gegenüber 28.5%) als auch von Passivmitgliedschaf-
ten (34.8% gegenüber 15.15%). Siehe dazu: www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung 
> Migration und Integration > Integrationsindikatoren > Alle Indikatoren > Kultur, Religion und 
Medien > Mitgliedschaft in einem Verein oder einer Gruppe 

206	Bundesamt für Sport (BASPO). Sport Schweiz 2014 – Sportaktivität und Sportinteresse der Schweizer 
Bevölkerung, Bern 2014, S. 28.

Jahren Aktivmitglied in mindestens ei-
nem Verein oder einer Organisation. Die 
Bevölkerung ohne Migrationshinter-
grund ist signifikant häufiger in einem 
Verein oder einer Gruppe engagiert als 
die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund – sowohl als Aktiv- wie auch als 
Passivmitglieder. Allerdings steigt der 
Anteil der Aktiv- und Passivmitglieder 
mit dem abgeschlossenen Bildungsni-
veau deutlich.205 Auch das Bundesamt 
für Sport (BASPO) kommt in einer Stu-
die zum Schluss, dass der soziale Status, 
die Berufs- und Lebenssituation und die 
Herkunft das Sportverhalten beeinflus-
sen. Es zeigt sich aber, dass sich das 
Sportverhalten der Migrationsbevölke-
rung mit längerem Aufenthalt in der 
Schweiz jenem der Schweizer Bevölke-
rung annähert.206 Obwohl rund drei 
Viertel der Schweizer Sportvereine Mit-
glieder mit Migrationshintergrund ha-
ben – besonders gut vertreten sind Mit-

http://www.ekr.admin.ch
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glieder mit Migrationshintergrund in 
Fussball-, Basketball- und Karateclubs – 
sind Migrantinnen und Migranten auch 
in Sportvereinen weniger häufig aktiv 
als die Bevölkerung ohne Migrations-
hintergrund.207 Insbesondere die weibli-
che Migrationsbevölkerung ist in den 
Sportvereinen klar untervertreten.208 

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Das Kompetenzzentrum interkulturelle 
Öffnung «Varietà» der Schweizerischen 
Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbän-
de (SAJV) ist die einzige spezialisierte 
Stelle für die interkulturelle Öffnung 
von Vereinen. Sie schafft Rahmenbedin-
gungen, damit Jugendverbände einen 
Prozess der interkulturellen Öffnung an-
packen und umsetzen können.209

Das BASPO fördert die transkulturelle 
Öffnung von Sportvereinen und den 
konstruktiven Umgang mit kultureller 
Vielfalt innerhalb der Vereine mittels 
unterschiedlicher Massnahmen.210 Ein 
Kernanliegen im Bereich Jugend+Sport 
(J+S) ist die Sensibilisierung und Quali-
fizierung von J+S-Verantwortlichen im 
Umgang mit kultureller Vielfalt und Ge-
walt im Sport, beispielsweise durch die 

207	Bundesamt für Sport (BASPO). Sportvereine in der Schweiz. Entwicklungen, Herausforderungen und 
Perspektiven, Magglingen 2017, S. 18.

208	Ebd. 2017, S. 4.

209	www.sajv.ch > Dienstleistungen > Varietà

210	Diverse Materialien (Leitfaden, Kartenset u.a.) stehen zum Download zur Verfügung: www.baspo.
admin.ch > Sportförderung > Fairer und sicherer Sport > Sport und Integration > Kulturelle Vielfalt  
im Sport

211	www.baspo.ch > Sportförderung > Fairer und sicherer Sport > Sport und Integration > Kulturelle Viel-
falt im Sport

212	www.caritas.ch > Was wir tun > Asyl und Migration > Teamspirit – Fairplay im Fussball

Weiterbildungsmodule «Kulturelle Viel-
falt im Sport» oder «Engagiert gegen 
Gewalt». J+S-Trainerinnen und -Trainer 
lernen in den beiden Modulen, die kul-
turelle Vielfalt im Trainingsalltag zu för-
dern und konstruktiv damit umzugehen 
sowie ihre Verantwortung und Grenzen 
bezüglich der Gewaltprävention wahr-
zunehmen. Das BASPO unterstützt aus-
serdem ausgewählte Projekte von 
Sportverbänden zur Verbesserung der 
Integration von Menschen mit Migrati-
onshintergrund.211 Bei der Rassismus-
prävention ist Caritas Schweiz mit dem 
Projekt «Teamspirit» in mehreren Kan-
tonen vertreten. Mit «Teamspirit», das 
von der FRB finanziell unterstützt wird, 
sollen die Mannschaften hinsichtlich 
Gewaltprävention, Methoden zur Kon-
fliktlösung und Fairness sensibilisiert 
und geschult werden.212

Die Mehrheit der Kantone und viele 
Städte und Gemeinden unterstützen zi-
vilgesellschaftliche Initiativen, die ge-
zielt die ausländische Wohnbevölke-
rung einbinden und die Partizipation 
der gesamten Bevölkerung fördern. 
Diesbezüglich sind speziell die Aktions-
wochen gegen Rassismus zu nennen, 
die jeweils im März stattfinden. Für die 

http://www.baspo.ch
http://www.caritas.ch
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Gestaltung der Programme und konkre-
ten Aktivitäten arbeiten die meisten 
Städte und Kantone mit Vereinen der 
Zivilgesellschaft zusammen. Auf diese 
Weise können sie bei diesen einen An-
stoss zur aktiven Auseinandersetzung 
mit Rassismus und Diskriminierung ge-
ben.213 Während der Aktionswoche ge-
gen Rassismus des Kantons Neuenburg 
fanden eigens Aktionen und Veranstal-
tungen zur Thematisierung von Rassis-
mus im Sport statt. Die Aktionswoche 
2018 wurde zudem symbolisch mit ei-
nem Tag im Stade de la Maladière er-
öffnet, um «Rassismus ins Abseits zu 
spielen».214  

Zahlreiche Vereine engagieren sich auf 
pragmatische Art und Weise gegen so-
ziale Ausgrenzung. Im Sport gibt es be-
sonders im Fussball nennenswerte Initi-
ativen: Als nationale Koordinationsstelle 
des europäischen Netzwerks setzt sich 
das «FARE Netzwerk Schweiz» aktiv 
gegen Rassismus und andere Diskri
minierungsformen im Fussball ein, 
unter anderem als Präventionspartner 
der Swiss Football League (SFL) und  
des Schweizerischen Fussballverbandes 
(SFV). Schon seit mehreren Jahren be-
teiligt sich der Schweizer Fussball je-
weils im Herbst an den europaweiten 
«FARE Action Weeks» und setzt mit ver-

213	Eine Übersicht gibt es auf der Webseite der Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus:  
www.ekr.admin.ch > Aktuell > Veranstaltungen > Aktionswoche gegen Rassismus

214	Maye, Céline: Rassismus im Abseits: Resonanz der 23. Neuenburger Aktionswoche gegen Rassismus. 
In: TANGRAM 41, Juni 2018, S. 105-107.

215	www.farenet.ch 

216	«Der Sport als letzte Bastion für öffentlich und allzu oft ungestraft geäusserten Rassismus», Interview 
mit Patrick Clastres, Assistenzprofessor am Institut für Sportwissenschaft der Fakultät für Sozial- und 
Politikwissenschaft der Universität Lausanne. In: TANGRAM 41, Juni 2018, S. 39-41. 

schiedenen Aktionen ein Zeichen gegen 
Gewalt und Diskriminierung.215 In der 
Zeitschrift TANGRAM vom Juni 2018, 
die sich mit Sport und Rassismus ausei-
nandersetzt, kritisiert der Sporthistori-
ker Patrick Clastres allerdings, dass die 
Massnahmen der Fussballverbände ge-
gen Rassismus meist aus Marketinginte-
ressen motiviert seien, und dass sie in 
den Amateursport nicht tief genug ein-
gedrungen seien. Laut Clastres leide der 
Amateursport noch mehr unter Rassis-
mus als der Profisport, obwohl auch im 
Profisport nur die wenigsten Verbände 
eine Gewissensprüfung vorgenommen 
hätten. Der Sport sei «eine der letzten 
Inseln, wo der Rassismus frei und allzu 
oft ungestraft zum Ausdruck kommt». 
Clastres weist ausserdem auf die Gefahr 
der zunehmenden Nationalisierung des 
Sports hin, die insbesondere an interna-
tionalen Wettkämpfen deutlich wird 
und als Terrain für Rassismus dient.216 
Punkto Fussball weist der Sportsoziolo-
ge Jérôme Berthoud im TANGRAM auf 
eine weitere bisher kaum beachtete Fa-
cette des rassistischen Ausschlusses hin, 
nämlich den schwierigen Zugang zum 
Trainerberuf für Fussballspieler afrikani-
scher Herkunft – trotz des hohen An-
teils afrikanischer Fussballer, stand noch 
nie ein Trainer afrikanischer Herkunft an 

http://www.farenet.ch
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der Spitze eines Klubs der Schweizer 
Super League.217

6.2.7	 FREIZEIT UND AUSGEHEN
Öffentliche Freizeit- und Kultureinrich-
tungen sind gesetzlich verpflichtet, ei-
nen diskriminierungsfreien Zugang zu 
gewährleisten. Auch wenn offensicht-
lich rassistische Zugangsverweigerun-
gen kaum vorkommen, stehen die 
Einrichtungen doch vor der Herausfor-
derung, die Nutzung ihrer Angebote für 
ein vielfältiges Publikum möglich zu ma-
chen. 

In Bezug auf Lokale des Nachtlebens 
wie Bars oder Clubs gehen immer wie-
der Meldungen etwa zu diskriminieren-
den Einlassverweigerungen ein. Diese 
Vorfälle werden jedoch relativ selten auf 
dem Rechtsweg gelöst. Bei einigen Lo-
kalen werden sie mit präventiven Mass-
nahmen angegangen, vereinzelt finden 
auch direkte Aussprachen zwischen Be-
troffenen und Verantwortlichen des Lo-
kals statt.

217	Berthoud, Jérôme : Le difficile accès au métier d’entraîneur de football pour les joueurs africains. Une 
forme de racisme institutionnel ? In: TANGRAM 41, Juni 2018, S. 70-72.

218	Die Trendlinien sind geglättet (LOESS). Quellen: Dokumentationssystem Rassismus DoSyRa (D) und 
Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» ZidS (Z).

219	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

Abbildung 7: Diskriminierung in der Freizeit und 
beim Ausgehen
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Fakten und Zahlen
Abbildung 7 zeigt einen kontinuierlich 
sinkenden Trend bei Diskriminierungen 
in der Freizeit und beim Ausgehen.218 
Sowohl bei den von den Beratungsstel-
len registrierten Fällen wie auch bei der 
erlebten Diskriminierung aus der Um-
frage «Zusammenleben in der Schweiz» 
(ZidS) ist eine fortdauernde Abnahme 
festzustellen. Für das Jahr 2018 ver-
zeichnete die Datenbank DoSyRa 7 Fälle 
im Bereich «Freizeit/Ausgang» (auf ins-
gesamt 278 Nennungen). Im Jahr 2017 
waren es 13 (auf insgesamt 301 Nen-
nungen).219 Die EKR-Rechtssammlung 
verzeichnet im Bereich Freizeit drei 
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Schuldsprüche im Jahr 2018 und einen 
im Jahr 2017.220 

Im Jahr 2018 fühlten sich gemäss Um-
frage ZidS 7% der Personen, die anga-
ben, Diskriminierung erlebt zu haben, 
beim Zugang zu Restaurants, Clubs 
oder Discos diskriminiert (2016: 8%).221 

Punkto Kultur- und Freizeitverhalten 
hält das Bundesamt für Statistik in den 
Ergebnissen zur Erhebung von 2014 
fest, dass das Publikum von Konzerten, 
Museen, Bibliotheken und – sehr aus-
geprägt – des eher sprachgebundenen 
Theaters häufiger schweizerischer Nati-
onalität ist. Wesentlich bedeutender als 
die Herkunft sind aber beim Zugang zu 
Kulturinstitutionen das Bildungsniveau 
und das Alter.222 Vor diesem Hinter-
grund muss beim Zugang zu diesen An-
geboten von einer indirekten Diskrimi-
nierung gewisser Bevölkerungsgruppen 
gesprochen werden.

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Der Bund hat im Rahmen der Kulturbot-
schaft 2016-2020 die Stärkung der kul-
turellen Teilhabe als eine seiner drei 
strategischen Handlungsachsen der 
Kulturpolitik definiert. Durch geeignete 
Massnahmen soll in einer kulturell di-

220	Der Fall betraf die rassistische Beleidigung eines Sicherheitsangestellten einer Disco;  
www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle

221	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammen­
leben in der Schweiz 

222	Bundesamt für Statistik. Das Kultur- und Freizeitverhalten in der Schweiz. Erste Ergebnisse der 
Erhebung 2014. Neuchâtel 2016, S. 24.

223	www.bak.admin.ch > Sprachen und Gesellschaft > Kulturelle Teilhabe

224	https://institutneueschweiz.ch 

versen Gesellschaft der physische, intel-
lektuelle und finanzielle Zugang mög-
lichst vieler Menschen zur Kultur 
gefördert werden. Das Bundesamt für 
Kultur unterstützt entsprechend Vor­
haben zur Stärkung der kulturellen Teil-
habe.223  

In der Berichtsperiode wurden diverse 
Initiativen gestartet, die sich mit Rassis-
mus in der Kultur und dem diskrimi
nierenden Ausschluss von kulturellen 
Angeboten auseinandersetzen. So the-
matisiert etwa das seit 2016 aufgebau-
te Netzwerk «Institut Neue Schweiz» in 
Veranstaltungen und Texten unter an-
derem die fehlende Repräsentation der 
kulturellen Vielfalt der Schweiz in den 
Kulturinstitutionen – in Inhalten und 
Stoffen ebenso wie im Personal auf und 
neben der Bühne.224 Der damit verbun-
dene indirekte Ausschluss ganzer Bevöl-
kerungsgruppen wird als diskriminie-
rende institutionelle Praxis verstanden. 
Im Allgemeinen wird die Thematik, ins-
besondere auch von Seiten der Institu-
tionen und auf Förderseite, nicht aus 
dieser Sicht bearbeitet, sondern eher in 
Hinblick auf die so genannte Kulturbil-
dung marginalisierter Gruppen. Die Stif-
tung Pro Helvetia geht diesbezüglich 
einen Schritt weiter und hat für die Pe-
riode von 2017 bis 2020 die Initiative 

http://www.bfs.admin.ch
http://www.bak.admin.ch
https://institutneueschweiz.ch
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«Interkulturelle Gesellschaft» lanciert. 
Diese hat unter anderem zum Ziel, den 
Kulturbereich für interkulturelle Ansät-
ze bei der Ausgestaltung von Personal, 
Programm und Publikum zu sensibilisie-
ren und entsprechende Ansätze zu un-
terstützen.225

In Bezug auf das Nachtleben liegt der 
Fokus auf Massnahmen zur Sicherstel-
lung eines diskriminierungsfreien Zu-
gangs zu entsprechenden Lokalen. Das 
2013 von der Berner Beratungsstelle 
gggfon lancierte Projekt «Stopp Ein-
trittsverweigerung» wurde weiterge-
führt, um das gemeinsam mit der Ge-
werbepolizei der Stadt Bern erarbeitete 
Interventionskonzept gegen diskrimi-
nierende Eintrittspraktiken umzuset-
zen.226 Die Inhalte des Projekts sind 
heute in der Stadt Bern bei den Verant-
wortlichen zu einer Selbstverständlich-
keit geworden. So ist das Merkblatt 
«Achtung! Einlassverweigerung» fester 
Bestandteil des Bewilligungsverfahrens 
für Lokale mit Überzeitbewilligung.227 

In den Städten Bern, Zürich und Lau-
sanne wurden in den letzten Jahren re-
gelmässig Runde Tische durchgeführt 
und Konzepte zum Thema Nachtleben 

225	www.prohelvetia.ch > Unsere Aktivitäten > Initiativen > Interkulturelle Gesellschaft

226	www.gggfon.ch > Projekte > Eintrittsverweigerung. Auf dieser Seite können auch das Merkblatt und 
eine Checkliste für Lokalbesitzer heruntergeladen werden.

227	www.bern.ch > Themen > Freizeit und Sport > Veranstaltungen > Bewilligungen für Veranstaltungen

228	www.saferclubbing.ch 

229	Der Begriff Racial Profiling bezeichnet alle Formen von diskriminierenden Personen- und Fahrzeug-
kontrollen gegenüber Personengruppen, welche von den Polizistinnen und Polizisten als ethnisch 
oder religiös «andersartig» wahrgenommen werden. Siehe für eine ausführliche Begriffsklärung: 
www.humanrights.ch > Themendossiers > Rassismus > Rassistisches Profiling > Begriff und Proble­
matik

erarbeitet. Diese thematisieren bis an-
hin vornehmlich die Vereinbarkeit von 
Nachbarschaft und Nachtleben, wären 
aber geeignete Gefässe, um Probleme 
wie Eintrittsverweigerung oder syste-
matische Ausgrenzungen von gewissen 
Personengruppen anzugehen.

Seit 2009 setzt sich der Verein «Safer 
Clubbing» für Prävention, Gesundheits-
förderung und Schadensminderung im 
Nachtleben ein. In der Vergangenheit 
hat der Verein auch Aktivitäten für ei-
nen diskriminierungsfreien Zugang zu 
den ihm angeschlossenen Clubs und 
Bars umgesetzt.228

6.2.8	 POLIZEI 
Polizeiliches Handeln bewegt sich in ei-
nem sensiblen Bereich und insbesondere 
die polizeiliche Personenkontrolle führt 
immer wieder zu Auseinandersetzungen 
bezüglich der Auswahlkriterien. Die Poli-
zei ist dazu verpflichtet, sogenanntes Ra-
cial oder Ethnic Profiling229 zu vermei-
den. Massnahmen, die dazu beitragen 
können, sind unter anderem konkrete 
Dienstanweisungen, eine spezifische 
Aus- und Weiterbildung sowie die Be-
reitstellung von effektiven Beschwerde-
instanzen für den Fall von Vorwürfen 

http://www.prohelvetia.ch
http://www.gggfon.ch
http://www.bern.ch
http://www.saferclubbing.ch
http://www.humanrights.ch
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wegen polizeilicher Übergriffe mit rassis-
tischem Motiv.230

Abbildung 8: Diskriminierung durch die Polizei
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Fakten und Zahlen
Als Inhaberin des Gewaltmonopols ist 
die Polizei befugt, auch in massiver Wei-
se Rechte von Personen zu beschrän-
ken. Die polizeiliche Anhaltung gehört 
dabei zu den sogenannten Zwangs-
massnahmen und ist in der Schweizeri-
schen Strafprozessordnung (StPO) ge-
regelt. Faktoren wie Hautfarbe oder 
zugeschriebene Ethnie dürfen zwar Kri-
terien für Polizeihandeln sein, nie aber 
alleiniges oder auch primär ausschlag-
gebendes Kriterium für eine Personen-
kontrolle. Vielmehr müssen zusätzlich 
objektive Faktoren wie Nähe zum Tat-

230	Siehe dazu: Schweizerisches Kompetenzzentrum für Menschenrechte (SKMR): Studie zu Personen-
kontrollen im Auftrag des Sicherheitsdepartements der Stadt Zürich. Standards und Good Practices 
zur Vermeidung von Racial und Ethnic Profiling. www.skmr.ch > Themenbereiche > Polizei und Justiz 
> Publikationen (20.11.2017)

231	Vgl. dazu Künzli, Jörg/Wyttenbach, Judith et al.: Personenkontrollen durch die Stadtpolizei Zürich. 
Standards und Good Practices zur Vermeidung von racial und ethnic profiling. SKMR, Bern, 2017, 
S. 9-15.

232	Die Trendlinien sind geglättet (LOESS). Quellen: Dokumentationssystem Rassismus DoSyRa (D) und 
Umfrage «Zusammenleben in der Schweiz» ZidS (Z)

ort, konkrete Ähnlichkeit mit einer ge-
suchten Person oder spezifische Ermitt-
lungsergebnisse die Kontrolle gerade 
dieser Person im Einzelfall begründen 
können. Zwar ist Racial/Ethnic Profiling 
bei polizeilichen Personenkontrollen 
durch keine verfassungs- oder men-
schenrechtliche Vorgabe explizit verbo-
ten, das übergeordnete Bundesrecht 
und internationale Übereinkommen de-
finieren aber den Rahmen rechtmäs­
siger Personenkontrollen. Polizistinnen 
und Polizisten können sich strafbar ma-
chen, wenn sie auf Racial/Ethnic Profil­
ing beruhende Personenkontrollen 
durchführen. Nebst Ehrverletzungsde-
likten nach Art. 174 ff. StGB kann der 
Straftatbestand der Rassendiskriminie-
rung nach Art. 261bis StGB einschlägig 
sein. Diskriminierende Personenkontrol-
len können auch den Straftatbestand 
des Amtsmissbrauchs erfüllen.231

Abbildung 8 zeigt, dass sich die Werte 
für Diskriminierung durch die Polizei so-
wohl beim Beratungsnetz als auch in 
der Umfrage «Zusammenleben in der 
Schweiz» (ZidS) auf einem ähnlichen 
Niveau eingependelt haben.232 Die Da-
tenbank DoSyRa erfasste 24 Beratun-
gen zu Diskriminierung durch die Polizei 
und vier Beratungen in Bezug auf Zoll/
Grenzwache für das Jahr 2018 (von ins-

http://www.skmr.ch
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gesamt 278 Nennungen). Im Jahr 2017 
waren es 25 Meldungen sowie 10 Mel-
dungen in Zusammenhang mit Zoll/
Grenzwache (von insgesamt 301 Nen-
nungen).233 Gemäss Umfrage ZidS er-
lebten 8% der Personen, die angaben, 
diskriminiert worden zu sein, Diskrimi-
nierung durch die Polizei.234 Die EKR- 
Rechtssammlung verzeichnete 2018 ein 
Urteil im Bereich «Behörden/Ämter/
Armee», das die Polizei betraf.235

Gemäss der 2016 gegründeten Allianz 
gegen Racial Profiling waren im Mai 
2017 mindestens acht Strafrechts- und 
ein Administrativ-Verfahren hängig auf-
grund einer Verletzung der Rassendis-
kriminierungsverbote gemäss Völker- 
oder Verfassungsrecht.236 

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Fragen in Zusammenhang mit der poli-
zeilichen Kontroll- und Anhaltepraxis 
bzw. mit dem Racial Profiling wurden in 
der Berichtsperiode auch aufgrund des 
zunehmenden zivilgesellschaftlichen 
Drucks breit debattiert. Obwohl in die-
ser Zeit durchaus Massnahmen gegen 
diskriminierende Praxen angepackt und 

233	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

234	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

235	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Gesell-
schaftliches Umfeld

236	«Alternative Report on Racial Profiling practices of the Swiss Police and Border Guard authorities», 
siehe: www.stop-racial-profiling.ch > Allianz

237	Interpellation Arslan Sibel «Einschätzung des Bundesrates zum Phänomen des Racial Profiling» 
(IP 17.3601) vom 16. Juni 2017.

238	Postulat Arslan Sibel «Prävention gegen Diskriminierung bei Personenkontrollen durch die Polizei» 
(PO 18.3356) vom 16. März 2018.

umgesetzt wurden, stellt sich weiterhin 
die Herausforderung, Vorfälle nicht als 
Fehlverhalten einzelner Beamter zu be-
handeln, sondern die institutionelle und 
strukturelle Dimension von rassisti-
schem Profiling anzugehen. Die unter-
schiedliche Wahrnehmung des Prob-
lems wurde auch deutlich in den 
Reaktionen auf Medienberichte im 
Sommer 2018, wonach der Reiseführer 
Lonely Planet in seiner Ausgabe für die 
Schweiz nicht-europäische Gäste expli-
zit vor Racial Profiling warnt.

Politische und rechtliche Ebenen
Auch das Parlament befasste sich mit 
der Thematik. Eine Parlamentarierin ver-
langte in einem Vorstoss eine Einschät-
zung des Bundesrats zum Phänomen 
des Racial Profilings.237 Aufgrund der 
Bundesratsantwort forderte sie vom 
Bundesrat einen Bericht mit einer Über-
sicht zu den Massnahmen von Bund, 
Kantonen und Städten zur Prävention 
von diskriminierenden und anderweitig 
willkürlichen Personenkontrollen.238 In 
einem weiteren Vorstoss wird gefordert, 
dass der Bundesrat in einem Bericht 
darlegt, nach welchen Kriterien das 
Grenzwachtkorps Personenkontrollen 

http://www.bfs.admin.ch
http://www.ekr.admin.ch
http://www.stop-racial-profiling.ch


HALLOII

104

durchführt.239 Der Bundesrat beantrag-
te, die beiden letzteren Vorstösse abzu-
lehnen. Zum Zeitpunkt der Berichtspub-
likation waren diese noch nicht im Rat 
behandelt worden.

Auf der Grundlage einer von der Zür-
cher Hochschule für Angewandte Wis-
senschaften (ZHAW) im Auftrag der 
EKR durchgeführten Studie zu An-
ti-Schwarzen Rassismus240, kommt die 
EKR zur Schlussfolgerung, dass schwar-
ze Menschen in der Schweiz von Racial 
Profiling besonders betroffen sind. Die 
Kommission empfiehlt deshalb den 
Konferenzen der Kantonalen Polizei-
kommandanten (KKPKS) und der Kan-
tonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen 
und -direktoren (KKJPD), für den Res-
pekt gegenüber Minderheitengruppen 
einzustehen und entsprechende Mass-
nahmen nachhaltig zu stärken.241 In Fäl-
len von Polizeigewalt und Racial Profi-
ling empfiehlt die EKR ausserdem die 
Schaffung von unabhängigen Schlich-
tungsstellen, weil die bestehenden Be-
schwerde- und Beratungsmöglichkeiten 

239	Postulat Meyer Mattea «Prävention gegen die Diskriminierung bei Personenkontrollen durch das 
Grenzwachtkorps» (PO 18.3353) vom 16. März 2018.

240	Eidgenössische Kommission gegen Rassismus EKR: Empfehlungen zum Thema Rassismus gegenüber 
schwarzen Menschen in der Schweiz. Kurzfassung der Studie. Bern, 2017. Siehe dazu auch Kapitel 
6.3.3 (Rassismus gegenüber Schwarzen und Massnahmen dagegen).

241	Genannt werden beispielhaft das «Community Policing», die Durchführung von Runden Tischen 
und der Einsatz von gemischten Patrouillen in konfliktiven Zonen. Ausserdem würde es die EKR 
begrüssen, wenn in den Aus- und Weiterbildungen der Polizeischulen und der Grenzwachtkorps der 
institutionelle bzw. strukturelle Rassismus ernsthaft und konsequent angesprochen würde.  
(EKR 2017, S. 14).

242	EKR 2017, S. 15.

243	Künzli, Jörg/Sturm, Evelyne et al. Rechtsschutz gegen polizeiliche Übergriffe. Eine Darstellung der 
Beschwerdemechanismen in der Schweiz. Schweizerisches Kompetenzzentrum für Menschenrechte 
(Hg.). Bern, 21. Februar 2014.

244	www.humanrights.ch > Fokus Schweiz > Menschenrechte im Landesinnern > Fahnden, Strafen, 
Einsperren > Polizei 

den Betroffenen keinen ausreichenden 
Schutz vor rassistischer Diskriminierung 
gewährten.242 

Bezüglich Beschwerdemechanismen und 
Rechtsschutz gegen polizeiliche Über-
griffe hat sich in der Berichtsperiode 
kaum etwas verändert. Die 2014 vom 
SKMR herausgegebene kritische Über-
sicht zur Situation in den Kantonen und 
Gemeinden ist daher weiterhin aktu-
ell.243 Die Studie zeigt, dass in erster Linie 
den informellen Beschwerdemechanis-
men wie der Bürgerbeschwerde, der 
Aufsichtsbeschwerde oder dem Om-
budsverfahren eine wichtige Bedeutung 
zukommt. Die Studie erinnert daran, 
dass die bestehenden Beschwerdeme-
chanismen bei unverhältnismässiger Po-
lizeigewalt den internationalen Vorga-
ben und Standards nicht genügen, 
sprich dass die oben genannten unab-
hängigen Mechanismen weitgehend 
fehlen.244 Entsprechend empfahl der 
UNO-Ausschuss zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung in sei-
nem Staatenbericht zur Schweiz 2014, 

http://www.humanrights.ch
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einen unabhängigen Mechanismus ein-
zuführen, um in jedem Kanton Be-
schwerden bezüglich Fehlverhalten von 
Polizeikräften aufzunehmen und zu un-
tersuchen, und in allen Kantonen für 
Schulungen zum Thema Menschenrech-
te für Polizeikräfte zu sorgen. Ombuds
stellen finden sich in den Kantonen ZH, 
VD, BS, BL, FR und ZG. In den Städten 
Bern, Luzern, St. Gallen, Rapperswil-Jo-
na, Wallisellen, Winterthur und Zürich 
bestehen zudem kommunale Ombuds
stellen. Insbesondere die Ombudsstelle 
der Stadt Zürich hat in den letzten Jah-
ren das Thema Racial Profiling proaktiv 
bearbeitet. Dies hat dazu beigetragen, 
dass die Bereitschaft der Polizei, sich mit 
dem Thema auseinanderzusetzen, grös-
ser geworden ist. Fünf Kantone (BL, BS, 
VD, ZG, ZH) und fünf Städte (Bern, Rap-
perswil-Jona, St. Gallen, Winterthur und 
Zürich) besitzen eine Mediationsstelle. 

Massnahmen der Polizeikorps und 
gesetzliche Grundlagen der 
Polizeiarbeit
Im Rahmen des 2016 gestarteten Pro-
jekts «Polizeiarbeit in urbanen Span-
nungsfeldern» haben sich Sicherheits-
departement und Stadtpolizei der Stadt 
Zürich mit verschiedenen Fragen rund 
um die Polizeiarbeit und Personenkont-
rollen befasst. In diesem Zusammen-
hang wurde das SKMR beauftragt, eine 

245	www.skmr.ch > Themenbereiche > Justiz > Publikationen 

246	www.stadt-zuerich./pd > Über das Departement > Medien > Medienmitteilungen («Klare Kriterien 
und Angabe von Gründen bei Personenkontrollen» vom 20.11.2017)

247	Stadt Zürich, Sicherheitsdepartement 2018: Schlussbericht Projekt Polizeiarbeit in urbanen Span-
nungsfeldern (PiuS). www.stadt-zuerich.ch/pd > Über das Departement > Publikationen & Broschüren 
> Berichte

248	Siehe dazu auch die Ausführungen der Ombudsfrau der Stadt Zürich, in: Stadt Zürich, Beauftragte in 
Beschwerdesachen, Ombudsfrau 2018: Bericht 2017, S. 32-33. 

Studie zu den rechtlichen Kriterien bei 
Personenkontrollen zu verfassen und 
mögliche Massnahmen zur Vermeidung 
von Racial/Ethnic Profiling aufzuzei-
gen.245 Auf dieser Grundlage hat die 
Stadt Zürich nächste Schritte unternom-
men. Zu ihnen gehören eine neu formu-
lierte Dienstanweisung für Personen-
kontrollen mit der Umschreibung der 
Kontrollgründe. Ausserdem müssen die 
Gründe für eine Personenkontrolle der 
kontrollierten Person angegeben wer-
den. Das Bauchgefühl aufgrund der Er-
fahrung der Polizistinnen und Polizisten 
allein ist kein ausreichendes Kriteri-
um.246 Auf ein Quittungssystem soll ver-
zichtet werden. Hingegen plant die 
Stadt die Einführung von Kameras, die 
von den Polizistinnen und Polizisten ge-
tragen werden, um ihre Handlungen zu 
filmen (sogenannte Bodycams). Dazu 
muss eine rechtliche Grundlage ge-
schaffen werden.247 Die getroffenen 
Massnahmen müssen einhergehen mit 
der Entwicklung eines breiten Bewusst-
seins innerhalb der Polizei für die ge-
samtgesellschaftliche Bedeutung des 
Racial oder Ethnic Profiling als struktu-
relle Diskriminierung. Solange Vorfälle 
als Einzelfälle betrachtet werden, dürfte 
die Wirkung der Massnahmen erfolglos 
bleiben.248 Eine im Februar 2018 einge-
führte Web-Applikation zur Erfassung 
von Personenkontrollen erlaubt erst-

http://www.skmr.ch
http://www.stadt-zuerich.ch/pd
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mals statistische Aussagen zur Anzahl 
der Kontrollen, Treffer, Zeit, Ort und 
Kontrollgrund. Die Auswertung hat laut 
Stadtpolizei Zürich gezeigt, dass mit 
39% «Verhalten und Erscheinung einer 
Person» der häufigste Kontrollgrund 
war, der 10 084 Personenkontrollen 
auslöste und 2199 Treffer generierte 
(22%). Die Praxis der Personenkontrol-
len kann damit zwar dokumentiert wer-
den, konkrete Rückschlüsse auf allfälli-
ges Racial Profiling können aber kaum 
gezogen werden, da Hautfarbe oder 
ethnische Zugehörigkeit nicht aufge-
nommen werden und die in der App 
angebotenen Begründungen für die 
Kontrolle dafür zu allgemein formuliert 
sind. Nach Aussagen der Stadtpolizei 
Zürich wurde die App nicht zur Vermei-
dung von allfälligem Racial/Ethnic Profi-
ling eingeführt. Dieser Punkt werde bei 
der Stadtpolizei durch entsprechende 
Schulung der Polizistinnen und Polizis-
ten sowie in der bereits erwähnten in-
ternen Dienstanweisung geregelt.

Im März 2018 beschloss der Grosse Rat 
des Kantons Bern die Totalrevision des 
Berner Polizeigesetzes. Der Rat lehnte 
den Antrag ab, einen Passus einzubau-
en, der sich explizit gegen Racial Profi-
ling richtet. Gegen das Polizeigesetz 
wurde das Referendum ergriffen und im 
Februar 2019 haben die Stimmbürge-

249	Mehr zum bernischen Polizeigesetz (sogenannte Lex Fahrende) im Kapitel 6.3.5 (Die Situation der 
Jenischen, Sinti und Roma).

250	www.gggfon.ch > Projekt Dialog

rinnen und -bürger des Kantons Bern 
das Polizeigesetz angenommen.249

In der Stadt Bern entschied der Stadtrat 
im Februar 2017, in einem Pilotprojekt 
zu prüfen, inwiefern die Einführung von 
Quittungen bei Personenkontrollen zu 
einer bewussteren und transparenteren 
Kontrollpraxis beitragen kann. Die test-
weise Einführung des Quittungssystems 
wurde in der Folge aber vom Parlament 
abgelehnt. Hingegen wurde entschie-
den, ab 2019 das Projekt Dialog zwi-
schen der Kantonspolizei und der Bera-
tungsstelle gggfon unter Einbezug der 
städtischen Behörden ab 2019 weiter-
zuentwickeln, mit dem Schwerpunkt 
«Prävention und Aufklärung von Racial 
Profiling».250

In der polizeilichen Ausbildung werden 
die Themen Ethik und Menschenrechte 
behandelt und geprüft, und das Schwei-
zerische Polizei-Institut bietet ein drei-
tägiges Modul zur Schulung der in- 
terkulturellen Kompetenzen an. Ent-
sprechende Weiterbildungen werden 
auch in den Kantonen Aargau, Luzern 
und Neuenburg angeboten. Im Rahmen 
des von der Polizeischule Ostschweiz 
2009 eingeführten Fachs «Interkulturel-
le Kompetenz in der Polizeiarbeit» wer-
den die Themen Rassismus und Racial 
Profiling ausgehend von konkreten Fall-
beispielen behandelt, und im franzö-

http://www.gggfon.ch


Massnahmen gegen rassistische Diskriminierung in der Schweiz 

107

sischsprachigen Landesteil hat die Poli-
zeiakademie Savatan ein spezifisches 
Wahlmodul zum Thema Racial Profiling 
im Programm aufgenommen.251 Die 
Kantonspolizei Zürich führt weiter- 
hin das Schulungsprogramm ASPECT 
(«Analyzing Suspicious People and Cog-
nitive Training») durch.252 Damit sollen 
Polizistinnen und Polizisten dazu befä-
higt werden, ihre Kontrollen unabhän-
gig von angenommener Nationalität 
oder äusseren Merkmalen der kon
trollierten Person durchzuführen. Das 
Schulungsprogramm steht auch Interes-
sierten aus anderen Kantonen offen. Im 
Kanton Bern wurde 2017 unter dem 
Titel «Türöffner Kultur» eine halbtägige 
und für alle Mitarbeitenden mit Polizei-
status obligatorische Weiterbildung 
durchgeführt. Deren Ziel war es aufzu-
zeigen, dass interkulturelle Kompetenz 
in der täglichen Polizeiarbeit ein Türöff-
ner sein kann. Ausserdem hat die Kan-
tonspolizei ein umfassendes Nachschla-
gewerk für alle Mitarbeitenden erarbei-
tet, welches u. a. das notwendige 
Rüstzeug zur Vermeidung (interkulturel-
ler) Stolpersteine geben soll. Das E-Lear-
ning Angebot steht ab 2019 zur Verfü-
gung. Im Kanton Solothurn wurden 
2017 Kursunterlagen zu «Rechtliche 
Aspekte der Personenkontrollen und 

251	In der Polizeischule Ostschweiz werden Polizistinnen und Polizisten der Kantone AI, AR, GR, SH, SG, 
TG sowie der Städte St. Gallen und Chur ausgebildet. Die Polizeiakademie Savatan bildet Polizistinnen 
und Polizisten der Kantone GE, VD und VS sowie der Stadt Lausanne aus.

252	www.kapo.zh.ch > Über uns > Fachstellen und -bereiche > Forschung & Entwicklung

Verbot von Racial/Ethnical Profiling» er-
arbeitet und der obligatorische Kursbe-
such für alle Korpsangehörigen der 
Kantonspolizei und der Stadtpolizeien 
eingeführt.

Kantonale oder städtische Polizeikorps 
bemühen sich um Diversität ihres Perso-
nals, insbesondere um die Erhöhung 
des Frauenanteils und des Anteils an 
Polizistinnen und Polizisten mit Migrati-
onshintergrund. In mehreren Kantonen 
ist das Polizeikorps für ausländische 
Staatsangehörige geöffnet oder deren 
Zulassung gesetzlich nicht explizit aus-
geschlossen (AI, BS, JU, NE, SZ). Weitere 
Kantone stellen niedergelassene auslän-
dische Staatsangehörige im Polizeikorps 
unter der Bedingung an, dass sie sich 
innerhalb einer bestimmten Frist einbür-
gern lassen (AR, FR, GE, VD). In ver-
schiedenen Kantonen sind diesbezügli-
che Vorhaben am Widerstand von 
Polizei oder Parlament gescheitert.  
Das Sicherheitsdepartement der Stadt 
Zürich achtet seit 2014 bei der Personal-
rekrutierung verstärkt darauf, als Ziel-
gruppe Personen mit Migrations
hintergrund anzusprechen, und beruft 
sich dabei auf die positiven Erfahrun-
gen, die in anderen Verwaltungsstellen 
mit dem sogenannten Diversity Ma-

http://www.kapo.zh.ch
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nagement253 gemacht wurden.254 Die 
Rekrutierung von Personen mit Migrati-
onshintergrund ist aber nach Auskunft 
der Stadtpolizei anspruchsvoll und eine 
Auswertung aufgrund der zur Verfü-
gung stehenden Daten schwierig. 

Seit Jahren sorgt die Frage, ob in Polizei-
meldungen die Nationalität der Täter-
schaft genannt werden soll, für öffentli-
che Diskussionen. Ende 2017 entschied 
die Stadt Zürich, künftig auf die Nen-
nung der Staatsangehörigkeit zu ver-
zichten. Mit der Nennung der Nationali-
tät werde suggeriert, dass sich die Tat 
damit erklären lasse. Dieser Entscheid 
wurde im Sommer 2018 auch vom städ-
tischen Parlament gestützt, das ein Pos-
tulat zur Wiedereinführung der Nen-
nung ablehnte. Schon vor der parlamen-
tarischen Debatte hatte die SVP eine 
kantonale Initiative eingereicht, welche 
eine Ergänzung des Polizeigesetzes ver-
langt, damit künftig bei Opfern, Tätern 
und Tatverdächtigen immer Alter, Ge-
schlecht und Nationalität sowie auf An-
frage auch ein allfälliger Migrationshin-
tergrund genannt werden sollen. Die 
entsprechende Abstimmung steht noch 
bevor. Während in Zürich explizit die Ab-
sicht, den Diskriminierungsschutz zu 

253	Mit Diversity Management ist im Wirtschaftsleben und besonders im Personalwesen der konstruktive 
Umgang mit und die Nutzung der Vielfalt der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines Unternehmens 
oder einer Organisation in Bezug auf Merkmale wie Alter, Geschlecht, Nationalität, Religion oder 
Gesundheit und Beeinträchtigung gemeint. 

254	Stadt Zürich, Sicherheitsdepartement. Strategischer Plan des Sicherheitsdepartements 2019. Zürich, 
2019.

255	www.gr.be.ch > Sessionen & Protokolle > Sessionen 2019 > Frühlingssession 2019 > Sessionspro-
gramm

256	www.stop-racial-profiling.ch > Leitbild

stärken, zum Entscheid gegen die Natio-
nalitätennennung führte, spielte dies für 
die Berner Kantonsregierung bei einem 
ähnlichen Entscheid keine Rolle. Sie be-
antragt aus rein formalrechtlichen Grün-
den die Ablehnung eines entsprechen-
den parlamentarischen Vorstosses. In der 
Frühlingssession 2019 des Grossen Rates 
schrieb dieser den Vorstoss ab, stimmte 
aber gleichzeitig einer Planungserklä-
rung zu, wonach die Nationalität in Me-
dienorientierungen wo immer möglich 
zu nennen sei.255

Massnahmen und Aktivitäten der 
Zivilgesellschaft
Im Jahr 2016 wurde die «Allianz gegen 
Racial Profiling» als informeller Zusam-
menschluss von Personen aus Wissen-
schaft, Kultur und Menschenrechts
organisationen gegründet, um sich 
«gegen institutionellen Rassismus in 
den Schweizer Polizeikorps» zu wehren, 
gemeinsame Forderungen an Staat und 
Polizei zu stellen sowie Wissen und In-
formationen zum Thema aufzubereiten. 
Die Allianz nutzt dazu auch strategisch 
Rechtsverfahren.256 In Zusammenhang 
mit Klagen von Betroffenen betreibt sie 
Prozessbeobachtung und Öffentlich-
keitsarbeit, um breitere Kreise auf die 

http://www.gr.be.ch
http://www.stop-racial-profiling.ch
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Problematik aufmerksam zu machen.257 
Exemplarisch ist hierbei der Fall von Mo-
hamed Wa Baile, dessen Gerichtspro-
zess grosses Echo erfuhr, auch in den 
Medien. Wa Baile weigerte sich bei ei-
ner Personenkontrolle im Februar 2015, 
seine Identitätspapiere zu zeigen – auf-
grund wiederholter solcher Kontrollen 
im Vorfeld. Wegen Nichtbefolgens poli-
zeilicher Anordnungen wurde ihm eine 
Busse auferlegt. Wa Baile focht den 
Strafbefehl an und wurde 2016 vom 
Bezirksgericht Zürich verurteilt. Das Ur-
teil wurde vom Obergericht und im 
März 2018 auch vom Bundesgericht be-
stätigt. Wa Baile ist inzwischen mit einer 
Beschwerde gegen das Bundesgerichts-
urteil an den Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte in Strassburg ge-
langt. 

Die kollaborative Forschungsgruppe Ra-
cial Profiling hat sich in den letzten Jah-
ren systematisch mit der Perspektive 
von Betroffenen auseinandergesetzt. In 
enger Zusammenarbeit mit der Allianz 
gegen Racial Profiling hat die For-
schungsgruppe Interviews geführt und 
die Erfahrungen der Kontrollierten mit 
Blick auf die individuelle und kollektive 
Wirkung sowie auf Möglichkeiten des 
Widerstands dokumentiert.258 Die Be-
schreibungen machen deutlich, dass 
Racial Profiling über die eigentliche 

257	So fanden etwa in Luzern (2017) und St. Gallen (2016) sogenannte Tribunale statt. Auf der Anklage-
bank war Racial Profiling. Betroffene wurden zu ihren Erfahrungen befragt und Publikumsteilnehme-
rinnen und -teilnehmer konnten sich als Zeugen und Zeuginnen einbringen. Ziele der Veranstaltungen 
waren der Austausch über institutionellen Rassismus und eine Umkehrung der Definitionsmacht.

258	Kollaborative Forschungsgruppe Racial Profiling: Racial Profiling: Erfahrung, Wirkung, Widerstand. 
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Berlin, 2019.

259	www.humanrights.ch > Fokus Schweiz > Menschenrechte im Landesinnern > Fahnden, Strafen, Ein-
sperren > Polizei

Kontrollsituation hinausgeht – das steti-
ge Risiko, in eine Kontrolle zu geraten, 
schränkt die Bewegungsfreiheit der 
Menschen ein und wird für sie als all-
gemeine Gefahr auch im Alltag wirk-
sam. Für eine gründliche Analyse des 
Phänomens Racial Profiling ist es, so die 
Forscherinnen und Forscher, wichtig, 
dieses als eine Praxis zu verstehen, bei 
der sich weitere Differenzmerkmale und 
Diskriminierungsformen verschränken: 
Merkmale wie die Hautfarbe, vermeint-
liche ethnische oder religiöse Marker 
und Kategorien wie Alter, Geschlecht, 
Sexualität, Nationalität und Klassensta-
tus müssen in ihrer Überlagerung in den 
Blick genommen werden, um die spezi-
fischen Realitäten, Unterschiede aber 
auch analoge Muster und Ähnlichkeiten 
von Erfahrungen mit Racial Profiling 
besser erfassen und die Polizeipraxis dif-
ferenziert beurteilen zu können.

Auch in der Romandie erfuhr Polizeige-
walt erhöhte Aufmerksamkeit in der Be-
richtsperiode. So sind im Kanton Waadt 
seit 2016 drei schwarze Männer wäh-
rend oder in der Folge einer Festnahme 
durch die Polizei gestorben. Meh- 
rere zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen setzen sich seither gegen Polizeige-
walt ein und fordern vom Kanton 
Waadt die Einrichtung einer unabhängi-
gen Beschwerdestelle.259 

http://www.humanrights.ch
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In ihrem Schattenbericht zum Universal 
Periodic Review der Schweiz zuhanden 
des UN-Menschrechtsrats führt die Alli-
anz Argumente und Beispiele auf, war-
um Racial Profiling ein verstecktes struk-
turelles und institutionelles Problem sei. 
Sie empfiehlt die Anpassung gesetzli-
cher Grundlagen, die Anerkennung des 
Problems auf höchster Ebene, die Ein-
führung eines Quittungssystems und die 
Verbesserung des Zugangs zum Recht 
für von Racial Profiling Betroffene. 260

6.2.9	 ARMEE
Wie andere Teilbereiche der Gesell-
schaft ist auch die Armee mit der Prob-
lematik des Extremismus konfrontiert.261 
Um die Sicherheit und den Zusammen-
halt der Truppe zu gewährleisten, aber 
auch um die Armeeangehörigen vor 
Diskriminierung zu schützen, legt die 
Armee grossen Wert auf Prävention 
und Verhinderung von Extremismus. 
Der Chef der Armee und die Vorstehe-
rin des Eidgenössischen Departements 
für Verteidigung, Bevölkerungsschutz 
und Sport (VBS) bekennen sich klar und 
öffentlich zu einer Politik der Null-Tole-
ranz gegenüber Extremismus.

Fakten und Zahlen
In den Jahren 2018 und 2017 bearbeite-
te die Fachstelle Extremismus in der Ar-
mee (FS EX A) 41 bzw. 42 Meldungen 

260	Allianz gegen Racial Profiling: «Alternative Report on Racial Profiling practices of the Swiss Police and 
Border Guard authorities», 2017. Unter: www.stop-racial-profiling.ch > Allianz

261	Zum Auftreten und zu den Besonderheiten von Rassendiskriminierung im militärischen Kontext siehe: 
Niggli, Marcel Alexander: Rassendiskriminierung im militärischen Kontext. In: Jusletter 13. Mai 2019. 

262	Fachstelle Extremismus in der Armee: Tätigkeitsberichte 2017 und 2018, siehe: www.vtg.admin.ch > 
Mein Militärdienst > Allgemeines zum Militärdienst > Extremismus

und Anfragen, wobei nicht jeder gemel-
dete und geprüfte Hinweis zu einem er-
wiesenen Extremismusfall im Sinne des 
Gesetzes führte. Von den insgesamt 65 
Meldungen und Anfragen mit Verdacht 
auf extremistisches Gewaltpotenzial be-
trafen rund 68% (44 Fälle) mutmassli-
chen Rechtsextremismus und rund 26% 
(17) mutmasslich dschihadistisch moti-
vierten Extremismus. Mit 1 resp. 3 Fällen 
bilden Meldungen und Anfragen zu eth-
no-nationalistischem Extremismus und 
Linksextremismus eine Seltenheit.

Nach wie vor waren weder Gewaltta- 
ten noch sicherheitsgefährdende Vor-
kommnisse oder Fälle mit Verdacht auf 
rassistische Diskriminierung während 
einer militärischen Dienstleistung zu 
verzeichnen. Die meisten Meldungen 
und Anfragen betrafen Einzelfälle, bei 
denen Hinweise auf mögliche extremis-
tische Aktivitäten im zivilen Leben oder 
auf eine mögliche Radikalisierung be-
standen. Die in der Berichtsperiode er-
fasste Anzahl Meldungen und Anfragen 
entsprachen dem Mittelwert der fünf 
letzten Jahre. Während zwischen 2013 
und 2016 eine kontinuierliche Zunahme 
an Meldungen und Anfragen mit Bezug 
auf dschihadistisch motivierten Extre-
mismus zu vermerken war, gingen diese 
Meldungen in der Berichtsperiode zu-
rück.262 

http://www.stop-racial-profiling.ch
http://www.vtg.admin.ch
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Für den Bereich «Behörden/Ämter/Ar-
mee» weist die EKR-Rechtssammlung 
keine Schuldsprüche für die Jahre 2017 
und 2018 aus, die spezifisch die Armee 
betrafen.263 In der Umfrage «Zusam-
menleben in der Schweiz» (ZidS) 2016 
gibt 1% der von Diskriminierung Be-
troffenen an, Diskriminierung in der Ar-
mee erlebt zu haben.264

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Seit Mai 2002 unterstützt die der FRB 
angegliederte Fachstelle Extremismus in 
der Armee das VBS in allen Angelegen-
heiten im Zusammenhang mit Extremis-
mus.265 Bei rechtswidrigen Zuständen 
gemäss Verordnung über die Militär-
dienstpflicht (VMDP, SR 512.21), Hin-
weisen auf Gefährdungspotenzial nach 
Art. 113 des Militärgesetzes (MG, SR 
510.10) oder besonderen persönlichen 
Verhältnissen nach Art. 33 VMDP wird 
der Fall dem Personellen der Armee zur 
Einleitung vorsorglicher Massnahmen 
weitergeleitet. Bei Bedarf nimmt die 
Fachstelle Extremismus in der Armee 
eine koordinierende Rolle zwischen den 
beteiligten Verwaltungseinheiten und 
militärischen Stellen ein.

Die über die Jahre schrittweise aufge-
bauten Sensibilisierungs- und Weiterbil-
dungskurse wurden in der Berichtsperi-
ode weitergeführt. Funktions- und 
stufengerecht sensibilisiert wurden so 

263	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Gesell-
schaftliches Umfeld

264	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammen­
leben in der Schweiz

265	www.vtg.admin.ch > Mein Militärdienst > Allgemeines zum Militärdienst > Extremismus

auch in den Jahren 2017 und 2018 
sämtliche angehenden Zugführerinnen 
und -führer, Einheits- und Schulkom-
mandantinnen und -kommandanten, 
Adjutantinnen und Adjutanten der 
Truppenkörper, Stabsadjutantinnen und 
-adjutanten sowie angehende Berufsof-
fizierinnen und -offiziere. Ausserdem 
wurden die Ausbildungs- und Sensibili-
sierungstätigkeiten der FS EX A den mit 
der Weiterentwicklung der Armee gros-
senteils neu gestalteten Lehrgängen 
angepasst. So werden einige Sensi
bilisierungssequenzen neu von Lehr­
gangskommandanten mit Unterstüt-
zung der FS EX A durchgeführt –  
nach dem «Train-the-Trainer»-Prinzip. 
Im Weiteren führte die FS EX A 15 Sen-
sibilisierungs- und Schulungssequenzen 
für militärische Kader und Mitarbeiten-
de des VBS durch. Gegenstand aller 
Schulungen sind einerseits die verfas-
sungsmässigen Grundrechte, anderer-
seits die Umsetzung der Nulltole-
ranz-Strategie der Armee gegenüber 
Extremismus jeglicher ideologischen 
Ausrichtung. Angesichts der Tatsache, 
dass auch in der Berichtsperiode etwa 
ein Drittel der Fälle von Vorgesetzten 
aus der Armee gemeldet wurden, sind 
die Sensibilisierungs- und Ausbildungs-
massnahmen eine wichtige Gelegen-
heit, sich mit den verschiedenen Facet-
ten des Extremismus differenziert 
auseinanderzusetzen.

http://www.ekr.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
http://www.vtg.admin.ch
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Per April 2019 hat das VBS eine Diversi-
ty-Stelle geschaffen, die als Ansprech-
partnerin für alle Anliegen und Anfra-
gen betreffend Diversität auf Stufe 
Armee (Miliz) dienen soll. Innerhalb des 
Kommandos Ausbildung existiert be-
reits seit einigen Jahren die Arbeitsgrup-
pe Diversity Miliz, die sich um Einzelan-
fragen kümmert, welche sich beim 
Zusammentreffen vielfältiger Hinter-
gründe und Lebensweisen in der Armee 
ergeben. Ausserdem hat sich insbeson-
dere auch die Armeeseelsorge die Ach-
tung der Diversität in ihren Bereichen 
und Zuständigkeiten auf die Fahne ge-
schrieben.

6.2.10	 EINBÜRGERUNGS
VERFAHREN
In der Schweiz wird die Nationalität 
durch väterliche oder mütterliche Ab-
stammung erworben («ius sangui-
nis»).266 Wenn die schweizerische Natio-
nalität weder von der Mutter noch vom 
Vater abgeleitet werden kann, kann sie 
mittels Einbürgerung erlangt werden. 
Das Einbürgerungsverfahren ist mit ei-
nem dreistufigen Verfahren auf Bun-
des-, Kantons- und Gemeindeebene ge-
regelt. Die Bundesverfassung legt die 
Grundsätze und Kompetenzen fest (Art. 
37 und 38 BV). Das Bundesgesetz vom 

266	Dies im Gegensatz zum Erwerb der Staatsangehörigkeit aufgrund der Geburt auf dem Territorium des 
betreffenden Staates («ius soli»).

267	Für Erläuterungen zum Verfahren siehe www.ekm.admin.ch > Staatsbürgerschaft & Citoyenneté > 
Staatsbürgerschaft > Einbürgerung

268	BüG, Art. 9 Formelle Voraussetzungen und BüG, Art. 11 Materielle Voraussetzungen.

269	Gemäss Art. 6 der Bürgerrechtsverordnung (Sprachnachweis) muss die Bewerberin oder der Bewerber 
in einer Landessprache mündliche Sprachkompetenzen mindestens auf dem Referenzniveau B1 und 
schriftliche Sprachkompetenzen mindestens auf dem Referenzniveau A2 des in Europa allgemein an-
erkannten Referenzrahmens für Sprachen nachweisen. Der Sprachnachweis ist mittels eines vom SEM 
anerkannten Sprachzertifikats oder einem Sprachenpass zu erbringen. 

20. Juni 2014 über das Schweizer Bür-
gerrecht (Bürgerrechtsgesetz BüG; SR 
141.0) sowie die kantonalen und kom-
munalen Gesetze konkretisieren diese 
im Rahmen der jeweiligen Zuständigkei-
ten.267 

Nach einer Totalrevision des Bürger-
rechtsgesetzes kann seit dem 1. Januar 
2018 ein Einbürgerungsgesuch stellen, 
wer über die Niederlassungsbewilligung 
(Ausweis C) verfügt und mindestens 
10 Jahre in der Schweiz gelebt hat, er-
folgreich integriert ist und mit den 
schweizerischen Lebensverhältnissen 
vertraut sowie keine Gefährdung der 
inneren oder äusseren Sicherheit der 
Schweiz darstellt.268 Bei der Berechnung 
der Aufenthaltsdauer werden die Jahre 
zwischen dem 5. und dem 18. Lebens-
jahr doppelt gezählt, und die Jahre der 
vorläufigen Aufnahme zur Hälfte ange-
rechnet. Die Kantone können ihrerseits 
eine Mindestaufenthaltsdauer im Kan-
ton von 2 bis 5 Jahren vorschreiben. Als 
integriert gilt eine Person, wenn sie 
Sprachkenntnisse in einer Landesspra-
che ausweist269, die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung sowie die Werte der 
Bundesverfassung beachtet, am Wirt-
schaftsleben oder am Erwerb von Bil-
dung teilnimmt und sich um die Integ-
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ration ihrer Familie kümmert. Zudem 
muss sie mit den hiesigen Lebensver-
hältnissen vertraut sein und darf die in-
nere oder äussere Sicherheit der 
Schweiz nicht gefährden.270 Die Eidge-
nössische Migrationskommission (EKM) 
hat die neue Regelung wiederholt kriti-
siert. Laut EKM sind Bewerberinnen und 
Bewerber nicht genügend vor Diskrimi-
nierung geschützt. Insbesondere die 
Bürgerrechtsverordnung, welche unter 
anderem die Integrationskriterien des 
BüG konkretisiert, ist aus Sicht der EKM 
zu vage formuliert und räumt den Be-
hörden zu grossen Ermessensspielraum  
ein.271 Obwohl die aus Integrationssicht 
sehr lange Wohnsitzfrist von 12 auf 10 
Jahre gesenkt wurde, erschweren die 
neu eingeführten Anforderungen punk-
to Status und Sprachkompetenzen 
zweifellos den Zugang zum Bürger-
recht. 2018 wurde denn auch erstmals 
seit 2014 wieder ein Rückgang bei der 
Zahl der Einbürgerungen festgestellt.272 

270	BüG, Art. 12 Integrationskriterien.

271	www.ekm.admin.ch > Aktuell > Stellungnahmen > Stellungnahmen 2015 > Einbürgerung: Bürger-
rechtsverordnung

272	Statistik der Einbürgerungen seit 1985, siehe: www.sem.admin.ch > Publikationen & Service > Statis-
tiken > Ausländerstatistik > Einbürgerungen

273	Siehe dazu beispielsweise Hunziker, Lelia: Schweizer Bürgerrecht: Gnadenakt oder Verwaltungsakt? 
In: terra cognita 32, EKM, Bern, 2018: S. 72-74. Lelia Hunziker beschreibt aus der Praxis einer Be-
ratungsstelle, welche «unlösbare Aufgabe» den Gemeinden mit der Überprüfung der Integration im 
Einbürgerungsgespräch übertragen wird.

274	Im Parlament gab es seit 2013 mehrere Vorstösse zur Gleichstellung der eingetragenen Partner-
schaft und der Ehe im Einbürgerungsverfahren. Bereits 2015 schlug die Staatspolitische Kommission 
des Nationalrats die vollständige Gleichstellung der beiden Partnerschaftsformen in Hinblick auf das 
Einbürgerungsverfahren vor. Der Bundesrat unterstützte den Vorschlag – aber die Umsetzung wurde 
vom Parlament sistiert, solange die Parlamentarische Initiative «Ehe für alle», welche den Ehebegriff 
in der Verfassung erweitern will, noch nicht umgesetzt sei. Siehe dazu Antwort des Bundesrats auf 
Postulat Guldimann Tim «Erleichterte Einbürgerung für eingetragene Partnerinnen einer Schweizerin 
bzw. eingetragene Partner eines Schweizers mit Wohnsitz im Ausland» (18.3171) vom 14. März 
2018.

275	Die Abstimmung ging auf die Parlamentarische Initiative Marra 08.432 «Die Schweiz muss ihre 
Kinder anerkennen» zurück. 

Aus der Praxis der Beratungsstellen wie 
auch von Menschenrechtsorganisatio-
nen wird schon lange der grosse Ermes-
sensspielraum der Gemeinden – insbe-
sondere im Rahmen des sogenannten 
Einbürgerungsgesprächs – kritisiert.273 

Nebst dem ordentlichen Einbürgerungs-
verfahren ist ein erleichtertes Verfahren 
etwa für Ehegattinnen oder -gatten von 
Schweizer Staatsangehörigen vorgese-
hen. Dieses deutlich kürzere Verfahren 
liegt in der Kompetenz des Bundes, die 
Kantone können sich aber zum Einzel-
fall äussern. Das erleichterte Verfahren 
gilt weiterhin nicht für die ausländi-
schen Partnerinnen und Partner in einer 
eingetragenen Partnerschaft.274 Am 12. 
Februar 2017 sprach sich das Schweizer 
Stimmvolk mit einer Mehrheit von 
60.4% für die erleichterte Einbürge-
rung von jungen Ausländerinnen und 
Ausländern der dritten Generation 
aus.275 Die neue Regelung trat 2018 in 
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Kraft. Damit gelten schweizweit ein-
heitlich tiefere Verfahrenshürden für 
junge Menschen bis 25 Jahre, deren 
Grosseltern bereits in die Schweiz ein-
gewandert sind. 

Im Rahmen des Forschungsprogramms 
«NCCR on the move» wurde unter-
sucht, ob systematische Diskriminierung 
bestimmter Ausländergruppen wäh-
rend des Einbürgerungsprozesses nach-
gewiesen werden kann. Aufgrund der 
enormen Unterschiede zwischen Ge-
meinden und Kantonen lässt die Daten-
lage aber keine schlüssigen Aussagen 
zu. 276

276	Ilić, Dragan 2017: Naturalization and Prejudice: What We Know, and What Is Uncertain, siehe: www.
nccr-onthemove.ch > Knowledge Transfer > Policy Briefs > in a nutshell #5. 

	 In einer 2012 publizierten Studie der EKM wurde gezeigt, dass die Gemeindegrösse eine Rolle spielt 
bei der Einbürgerung: Der Anteil der Ausländerinnen und Ausländer, die ordentlich eingebürgert wer-
den, sinkt mit abnehmender Einwohnerzahl. Während Gemeinden mit über 100 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern eine Einbürgerungsquote von drei Prozent aufwiesen, hatten Gemeinden mit einer 
Einwohnerzahl zwischen 5000 und 9999 eine Einbürgerungsquote von unter 1 Prozent. Siehe dazu 
Wanner, Philipp/Steiner, Ilka: Einbürgerungslandschaft Schweiz. Entwicklungen 1992-2010. EKM, 
Bern, 2012, unter www.ekm.admin.ch > Publikationen > Studien. 

	 Die EKM plant, auf ihrer Webseite dynamische Karten zu publizieren, über die Interessierte abfragen 
und vergleichen können, wie und wer in den Kantonen und Gemeinden eingebürgert wird.

277	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

Abbildung 9: Diskriminierung beim 
Einbürgerungsverfahren
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Fakten und Zahlen
Die von den Beratungsstellen registrier-
ten Fälle von Diskriminierungen beim 
Einbürgerungsverfahren befinden sich 
auf konstant tiefem Niveau mit leicht 
zunehmender Tendenz. Die Datenbank 
DoSyRa verzeichnet im Berichtsjahr 
2018 5 Fälle (auf 278 Nennungen) und 
im Jahr 2017 2 Vorfälle (auf 301 Nen-
nungen).277 Gemäss Umfrage «Zusam-
menleben in der Schweiz» (ZidS) 2018 
ist die Akzeptanz einer automatischen 
Einbürgerung von hier geborenen Aus-
länderinnen und Ausländern gleich ge-
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blieben: 2016 und 2018 sprachen sich 
jeweils 57% dafür aus278 (51% der 
Schweizer und 77% der ausländischen 
Staatsangehörigen (2018)).279 Die Stif-
tung gegen Rassismus und Antisemitis-
mus (GRA) und die Gesellschaft Minder-
heiten in der Schweiz (GMS) registrierten 
2017 einen Fall von Diskriminierung bei 
der Einbürgerung, 2018 keinen.280 

Zentral für ein einheitliches und faires 
kantonales Einbürgerungsverfahren sind 
der in der Bundesverfassung festge-
schriebene Schutz vor Willkür und Dis-
kriminierung, der Schutz der Privatsphä-
re und der Anspruch auf rechtliches 
Gehör. Die bisher vom Bundesgericht als 
ethnisch-kulturell oder rassistisch diskri-
minierend beurteilten Ablehnungen von 
Einbürgerungsgesuchen betrafen vor al-
lem Gesuchstellende aus den Ländern 
Ex-Jugoslawiens und der Türkei sowie 
solche mit muslimischer Religionszuge-
hörigkeit. In einigen weiteren Fällen han-
delte es sich um mehrdimensionale Dis-
kriminierungen (etwa aufgrund der 
Herkunft und einer Behinderung).281 In 
der Berichtsperiode hat sich das Bundes-
gericht nur mit einem Fall von verweiger-

278	Zwischen 2010 und 2014 befürworteten jeweils zwischen 44% und 47% die automatische Einbürge-
rung von in der Schweiz geborenen Ausländerinnen und Ausländern.

279	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

280	www.rassismus.ch > Chronologie

281	Naguib, Tarek/Pärli, Kurt et al.: Diskriminierungsrecht. Handbuch für Jurist_innen, Berater_innen und 
Diversity-Expert_innen. Bern, 2014, S. 363 f.

282	Eine Zusammenfassung des Falls findet sich unter www.humanrights.ch > Fokus Schweiz > Men-
schenrechte im Landesinnern > Ausländerrecht/-politik > Bürgerrechtspolitik

283	Gemäss Art. 57 des Ausländer- und Integrationsgesetzes (SR 142.20) müssen Bund, Kantone und 
Gemeinden Ausländerinnen und Ausländer angemessen über die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
in der Schweiz, insbesondere über ihre Rechte und Pflichten, informieren und sie auf bestehende An-
gebote zur Integrationsförderung hinweisen.

ter Einbürgerung befasst. Dabei ging es 
um die Frage nicht zurückgezahlter So-
zialhilfeleistungen, die gemäss kantonal-
bernischer Gesetzgebung die Verweige-
rung der Einbürgerung rechtfertigt. Das 
Bundesgericht stützte die Gesetzesaus-
legung und den Entscheid des Kantons 
Bern.282

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Zum Schutz vor indirekter Diskriminie-
rung und zur Stärkung des Diskriminie-
rungsschutzes gehört die Information 
und Sensibilisierung der Einwohner- 
und Einbürgerungsbehörden.283 Der 
Kanton Nidwalden organisierte bei-
spielsweise 2017 einen Erfahrungsaus-
tausch für Einbürgerungs- und Sozial-
kommissionen in Hinblick auf das total-
revidierte BüG und thematisierte dabei 
explizit auch den Diskriminierungs-
schutz. Einige Kantone führen Weiter-
bildungen oder Veranstaltungen für 
Verwaltungsangestellte durch, die ras-
sistische Diskriminierung thematisieren, 
jedoch nicht spezifisch auf das Einbür-
gerungsverfahren zugeschnitten sind. 
Im dreistufigen System haben auch die 
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Bundesbehörden Bevölkerung und Be-
hörden adressatengerecht zu informie-
ren und den Zugang von einbürge-
rungswilligen Personen zu der für sie 
relevanten Information zu gewährleis-
ten. Ist der Zugang zu Informationen 
aufgrund technischer oder sprachlicher 
Hürden erschwert, handelt es sich dabei 
um eine indirekte Diskriminierung. 

Die EKM hat diesbezüglich und in Hin-
blick auf die vereinfachte Einbürgerung 
für die dritte Generation Pionierarbeit 
geleistet und einen kurzen Erklärungs-
film hergestellt, der potenziellen Kandi-
dierenden kurz und knapp Kriterien und 
Vorgehen erläutert. Auf der entspre-
chenden Webseite finden sich alle wei-
teren wichtigen Informationen und For-
mulare.284 In einem Bericht zum ersten 
Jahr der Umsetzung der vereinfachten 
Einbürgerung für die dritte Generation 
stellt die EKM allerdings eine Diskre-
panz fest zwischen der Anzahl potenzi-
eller Kandidatinnen und Kandidaten 
und der effektiven Anzahl eingereichter 
Gesuche. Die EKM führt dies unter an-
derem auf die Schwierigkeit zurück, die 
formalen Anforderungen ausreichend 
nachzuweisen.285 Interessant ist ausser-
dem, dass Personen aus Nicht-EU- oder 
EFTA-Staaten (insbesondere Kosovo, 

284	www.ekm.admin.ch > Staatsbürgerschaft & Citoyenneté > Staatsbürgerschaft > Einbürgerung > Er-
leichterte Einbürgerung der 3. Ausländergeneration

285	Insbesondere der Nachweis, dass ein Elternteil fünf Jahre lang die obligatorische Schule besucht 
haben muss, zeigte sich als Stolperstein. Diese Anforderung steht im Widerspruch zur damaligen Ein-
wanderungsrealität der Grosseltern. 

286	EKM: Erleichterte Einbürgerung für Ausländerinnen und Ausländer der 3. Generation. Bilanz nach 
einem Umsetzungsjahr. Kurzfassung des Berichts. Bern, 2019. Der ausführliche Bericht steht nur auf 
Französisch zur Verfügung, siehe www.ekm.admin.ch > Aktuell > Medienmitteilungen 2019 (Erleich-
terte Einbürgerung von Jugendlichen der 3. Generation: Die EKM zieht Bilanz, 12. März 2019)

Mazedonien und Serbien) unter den 
Gesuchstellenden im Vergleich zum An-
teil an der Zielbevölkerung überreprä-
sentiert sind. Und schliesslich stellt die 
EKM eine Korrelation zwischen den 
kantonalen Regelungen für die ordent-
liche Einbürgerung und der Anzahl Ge-
suche für die vereinfachte Einbürgerung 
fest. Vereinfacht kann gesagt werden: 
Je höher die Hürden für die ordentliche 
Einbürgerung sind, desto grösser ist das 
Interesse der dritten Generation an der 
vereinfachten Einbürgerung.286

Einiges Aufsehen erregt hat im Frühling 
2017 ein Brief der Stadtpräsidentin von 
Zürich, Corine Mauch, an die 40 000 in 
der Stadt Zürich wohnhaften Auslände-
rinnen und Ausländer, die die Wohnsitz-
fristen für die Einbürgerung erfüllen. 
Die Briefe erläuterten die neuen Regeln 
für die Einbürgerung ab 1. Januar 2018 
und forderten die Empfängerinnen und 
Empfänger auf, sich über die Möglich-
keiten zur Einbürgerung zu informieren. 
Als Hauptgrund für die Informa­
tionsoffensive wurde das Anliegen 
genannt, dass möglichst viele Zürche-
rinnen und Zürcher am direktdemokra-
tischen Prozess teilnehmen können. Es 
sei daher wichtig und erwünscht, dass 
sich Ausländerinnen und Ausländer 
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einbürgern liessen, wenn sie die Vor-
aussetzungen dafür erfüllten.287 Laut 
Medienberichten kam es im Nachgang 
tatsächlich im gesamten Kanton zu ei-
nem Anstieg der Einbürgerungsgesu-
che, es liegen dazu aber noch keine of-
fiziellen Zahlen vor. Auch der Kanton 
Genf hat im Vorfeld der Einführung  
des totalrevidierten Bürgerrechts 90 000 
ausländische Bürgerinnen und Bürger 
über die Änderungen informiert.

Im Parlament waren Diskriminierungen 
bei der Einbürgerung in der Berichtspe-
riode Thema von mehreren Vorstössen. 
Im Postulat «Schweizweit harmonisierte 
Studie zu abgelehnten Einbürgerungs-
gesuchen» wird der Bundesrat aufge-
fordert, einen Bericht über die Ableh-
nungsgründe von Einbürgerungsgesu-
chen in der ganzen Schweiz vorzulegen, 
mit dem Ziel, allfällige Diskriminierun-
gen auszuräumen.288 Der Bundesrat be-
antragt die Ablehnung der Forderung, 
weil die Untersuchung aufgrund der 
uneinheitlichen Datenlage mit grossem 
Aufwand verbunden und die Aussage-

287	Siehe Medienmitteilung vom 2. Mai 2017 unter: www.stadt-zuerich.ch > Präsidialdepartement > 
Über das Departement >Medien > Medienmitteilungen 

288	Postulat Piller Carrad Valérie «Schweizweit harmonisierte Studie zu abgelehnten Einbürgerungsgesu-
chen» (18.4249) vom 13.12.2018.

289	In seiner Antwort auf eine vorangegangene Interpellation mit der Frage, ob eine Untersuchung zu 
den kantonalen Unterschieden bei Einbürgerungsverfahren bestehe und ob es entsprechende Ergeb-
nisse in Bezug auf Diskriminierung gebe, verwies der Bundesrat auf die weiter oben erwähnte Studie 
Ilić, wonach auf der Basis der bestehenden Datenlage kaum schlüssige Aussagen über systematische 
Diskriminierungen von Einbürgerungswilligen möglich sind. Siehe Interpellation Géraldine Mar-
chand-Balet «Kantonale Unterschiede bei den Einbürgerungsverfahren» (18.3202) vom 14. März 
2018.

290	Parlamentarische Initiative Wermuth Cédric «Recht auf nachvollziehbare Einbürgerungsverfahren. 
Protokollpflicht» (18.478) vom 13.12.2018.

291	Ausgeschlossen vom Stimmrecht in eidgenössischen Angelegenheiten ist, wer wegen Geisteskrank-
heit oder Geistesschwäche unter umfassender Beistandschaft steht oder durch eine vorsorgebeauf-
tragte Person vertreten wird.

kraft fraglich wäre.289 Ein weiterer Vor-
stoss verlangt eine Anpassung des Bür-
gerrechtsgesetzes (BüG; SR 141.0), da-
mit Gespräche mit den Behörden auf 
Bundes-, Kantons- und Gemeindeebe-
ne (Einbürgerungskommissionen) im 
Rahmen des Einbürgerungsverfahrens 
standardmässig protokolliert werden.290 
Die Anliegen sind zum Zeitpunkt der 
Berichtsredaktion noch nicht im Rat be-
handelt worden.

6.2.11	 POLITISCHE 
PARTIZIPATION
Nach Art. 136 der Bundesverfassung 
sind alle Schweizerinnen und Schweizer 
ab ihrem 18. Altersjahr stimm- und 
wahlberechtigt.291 Das heisst, sie haben 
das Recht, an eidgenössischen Wahlen 
und Abstimmungen teilzunehmen, sich 
selbst wählen zu lassen sowie eidgenös-
sische Referenden und Volksinitiativen 
zu ergreifen und solche zu unterzeich-
nen. Ausländerinnen und Ausländer al-
ler Aufenthaltskategorien sind von die-
sem Recht ausgeschlossen. Sie können 
jedoch, wo das kantonale Recht dies 
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vorsieht, auf kantonaler und/oder kom-
munaler Ebene an Wahlen und Abstim-
mungen teilnehmen. Im weiteren Sinne 
umfasst die politische Partizipation 
nicht nur das Stimm- und Wahlrecht, 
sondern das Mitwirken an politischen 
Prozessen. Dies beinhaltet, dass Perso-
nen ihre Meinung in politische Diskus-
sionen einbringen können, indem sie 
beispielsweise ihre Ansichten schriftlich 
veröffentlichen und für andere zugäng-
lich machen oder indem sie sich Organi-
sationen oder Vereinen anschliessen, 
welche sich politisch engagieren.292 
Ausserdem gilt das Petitionsrecht für 
alle Personen unabhängig von ihrer 
Staatsbürgerschaft – allerdings besteht 
bei Petitionen kein Anspruch auf Be-
handlung derselben durch die Behör-
den.293  

Fakten und Zahlen
Die Mitwirkung und Mitbestimmung in 
politischen Prozessen im Rahmen der 
rechtlich vorgegebenen Möglichkeiten 
ist ein wichtiger Aspekt der Integration 
und Ausdruck von Zugehörigkeit. Hier 
zeigen sich aber Unterschiede zwischen 
Schweizerinnen und Schweizern ab 18 
Jahren mit oder ohne Migrationshinter-
grund: Im Jahr 2016 gaben 68% der 
Stimmberechtigten ohne Migrations-

292	Siehe zur Erläuterung www.ekm.admin.ch > Staatsbürgerschaft & Citoyenneté > Citoyenneté > 
Politische Partizipation

293	Art. 33 BV Petitionsrecht. 

294	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Politik > Teilnahme an eidgenössischen Abstimmungen

295	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

296	In den Jahren 2010-2014 befürworteten zwischen 38% und 42% der Befragten politische Mitspra-
cherechte für Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz. 

hintergrund, aber nur 57.5% derjeni-
gen mit Migrationshintergrund an, sich 
an mindestens 8 von 10 eidgenössi-
schen Abstimmungen zu beteiligen.294 

In der Umfrage «Zusammenleben in der 
Schweiz» (ZidS) wird nach der Meinung 
zu politischen Mitspracherechten von 
Ausländerinnen und Ausländern ge-
fragt. 47% (2018) beziehungsweise 
48% (2016) der Bevölkerung stimmten 
der Aussage zu, dass Ausländerinnen 
und Ausländer in der Schweiz politische 
Mitspracherechte erhalten sollten.295 
Schweizer Staatsangehörige stimmten 
der Aussage mit 40% zu, Ausländerin-
nen und Ausländer mit 72%.296 

In den Kantonen Jura und Neuenburg 
verfügen ausländische Bürgerinnen und 
Bürger unter bestimmten Voraussetzun-
gen über das kommunale und kanto
nale Stimm- und Wahlrecht; einzig das 
passive Wahlrecht ins Kantonsparla-
ment bleibt ihnen verwehrt. In den Kan-
tonen Freiburg und Waadt verfügen sie 
über das vollständige Stimm- und Wahl-
recht auf Gemeindeebene, im Kanton 
Genf über das Stimm- und das aktive 
Wahlrecht in den Gemeinden; die Ge-
meinden der Kantone Appenzell-Aus-
serrhoden, Basel-Stadt und Graubün-
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den können selbst über die Erteilung 
des Stimm- sowie des aktiven und des 
passiven Wahlrechts auf Gemeindeebe-
ne entscheiden.297 Im Kanton Baselland 
wurde eine entsprechende Anpassung 
der kantonalen Verfassung 2018 an der 
Urne abgelehnt. 

Das Stimm- und Wahlrecht für Auslän-
derinnen und Ausländer ist also kanto-
nal unterschiedlich ausgestaltet und in 
allen Fällen beschränkt.298 In einer Un-
tersuchung von Avenir Suisse von 2015 
wurde ausserdem gezeigt, dass in den 
Gemeinden mit dem passiven Wahl-
recht weiterhin wenig Ausländerinnen 
und Ausländer in politische Ämter ge-
wählt wurden, insbesondere in die Exe-
kutive. Avenir Suisse empfiehlt, im Inte-
resse des Schweizer Milizsystems die 
politischen Rechte auf Ausländerinnen 
und Ausländer auszudehnen.299 Aller-
dings hat die Schweiz bisher das Euro-

297	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Integrations-
indikatoren > Alle Indikatoren > Politik > Gemeinden und Kantone mit Stimm- und Wahlrecht für 
Ausländer

298	Vgl. dazu Bisaz, Corsin 2018: Begrenzte Möglichkeiten politischer Mitsprache. In: Terra Cognita 33, S. 
62-64, Bern 2018.

299	Müller, Andreas; Schlegel, Tobias 2016: Passives Ausländerwahlrecht statt Kandidatenmangel. Miliz-
system beleben und Integration stärken. Siehe: https://www.avenir-suisse.ch/auslaenderwahlrecht/ 

300	Das Übereinkommen (SEV Nr. 144) beabsichtigt, die Integration ausländischer Bürgerinnen und 
Bürger innerhalb der Kommunen zu verbessern und ist auf alle Personen anwendbar, die nicht An-
gehörige des jeweiligen Staates sind, jedoch ihren rechtmäßigen Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet 
haben. Siehe www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/144 

301	Der sogenannte Immigrant Inclusion Index will die Inklusion von Zugewanderten objektiv messen 
und berücksichtigt dazu die Faktoren Einbürgerung und Stimm- und Wahlrecht. Siehe: www.unilu.
ch > Faculties > Faculty of Humanities and Social Sciences > Institutes, Departements and Research 
Centres > Departement of Political Science > Research > The Immigrant Inclusion Index (IMIX).

302	www.bern.ch > Mediencenter > Gemeinderat, Direktionen > Partizipationsreglement tritt am 1. 
November 2016 in Kraft (Medienmitteilung vom 15.09.2016) 

303	www.stadtluzern.ch > Dokumente & Bilder > Systematische Rechtssammlung > Gemeindeordnung 
der Stadt Luzern (Art. 29a Bevölkerungsantragsrecht)

304	www.burgdorf.ch > Verwaltung & Politik > Gemeindeordnung (Art. 26)

päische Übereinkommen über die Be­
teiligung von Ausländerinnen und Aus-
ländern am kommunalen und öffentli-
chen Leben nicht ratifiziert.300 In einem 
Vergleich mit 20 europäischen Ländern 
steht die Schweiz punkto Zugang zu 
den demokratischen Rechten auf Platz 
19.301

In der Stadt Bern können Ausländerin-
nen und Ausländer mit einer C-, B- oder 
F-Bewilligung seit November 2016 mit-
tels Motionen Anträge an das Parla-
ment stellen. Dazu müssen sie mindes-
tens drei Monate in der Stadt Bern 
wohnhaft und volljährig sein.302 Ähnli-
che Instrumente gibt es seit einigen Jah-
ren in den Städten Luzern303 und Burg-
dorf.304 Genutzt werden diese Mittel 
noch wenig, was auch an deren Kom-
plexität liegen dürfte. Offenbar bleiben 
informelle Kanäle – etwa über eine Par-
tei oder andere Interessenvertretungen 

http://www.bfs.admin.ch
http://www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/144
http://www.unilu.ch
http://www.unilu.ch
http://www.bern.ch
http://www.burgdorf.ch
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– einfacher und wirkungsvoller, um ei-
nem politischen Anliegen Gehör zu ver-
schaffen.305 Im Kanton Basel-Stadt wur-
de 2016 ein Vorstoss zur Schaffung 
eines Instruments dieser Art im Parla-
ment abgelehnt.306 Auch in der Stadt 
Zürich wurde ein entsprechender Vor-
stoss im Parlament abgelehnt. Hinge-
gen soll die Möglichkeit einer «Einwoh-
nerinitiative» erarbeitet werden, mit der 
neu auch Jugendliche ab 12 Jahren und 
Ausländerinnen und Ausländer ihre An-
liegen via Ratsbüro in den Gemeinderat 
bringen könnten 

In einer Analyse der Gemeinderatswah-
len im Kanton Zürich von 2014 konnte 
der Politologe Nenad Stojanović nach-
weisen, dass Kandidierende mit «nicht 
typisch-schweizerischen» Nachnamen 
häufiger von den Listen gestrichen wur-
den als solche mit «typisch-schweizeri-
schen» Namen. Diese Benachteiligung 
gilt insbesondere für die Listen der 
Rechts- und Mitterechts-Parteien.307 

305	Vgl. dazu Bisaz, Corsin 2018, S. 64.

306	www.grosserrat.bs.ch > Geschäfte & Dokumente > Datenbank > Motion betreffend Einführung einer 
Ausländermotion (16.5123.01)

307	Stojanović, Nenad: Candidati con un passato migratorio in svantaggio. In: Terra cognita 33, S. 70-72. 
Bern, 2018.

308	www.ekm.admin.ch > Projekte > Citoyenneté. 2018 widmete sich auch die Jahrestagung der EKM 
dem Thema – unter dem Titel: Staat neu denken: Partizipation, politische Rechte, Citoyenneté, 
Staatsangehörigkeit. Kommissionspräsident Walter Leimgruber forderte, dass sich die politische Par-
tizipation in Zeiten der Migration von den Regeln lösen muss, die grossen Teilen der Bevölkerung die 
Mitsprache vorenthalten, weil sie mobil sind. Das Ungleichgewicht zwischen faktischer Globalisierung 
aller Lebensbereiche einerseits und staatlicher Begrenzung der demokratischen Entscheidungsmecha-
nismen andererseits sei dringend zu korrigieren. Dazu brauche es auch supranationale Formen der 
Beteiligung. Siehe Tagungsdokumentation unter: www.ekm.admin.ch > Aktuell > Veranstaltungen > 
Veranstaltungen 2018

309	Siehe dazu www.ekm.admin.ch > Staatsbürgerschaft & Citoyenneté > Projektförderung

Massnahmen zur Förderung der 
Partizipation
Unter dem Titel «Citoyenneté – mit­
reden, mitgestalten, mitentscheiden» 
fördert die EKM Vorhaben, die Auslän-
derinnen und Ausländern neue Partizi-
pationsmöglichkeiten erschliessen. Das 
Konzept der Citoyenneté stellt die akti-
ve Komponente von Bürgerschaft ins 
Zentrum und verweist auf Mitsprache-, 
Mitgestaltungs- und Mitentscheidungs-
möglichkeiten möglichst breiter Bevöl-
kerungskreise, unabhängig von ihrer 
Staatsangehörigkeit. Orientierungsrah-
men für die Partizipation stellen die Zu-
gehörigkeit zu einem Gemeinwesen 
oder der Bezug zum Wohnort dar. Im 
Vordergrund stehen dabei die Mei-
nungsbildung und Willensäusserung, 
aber auch die Aneignung von Wissen 
über demokratische Prinzipien und die 
Grundrechte. Das Programm wurde 
2018 um weitere 5 Jahre verlängert.308 
In diesem Rahmen werden eine grosse 
Anzahl Projekte von staatlichen und 
nicht-staatlichen Organisationen unter-
stützt, die eine verbesserte Partizipation 
bestimmter Zielgruppen anstreben.309 

http://www.grosserrat.bs.ch
http://www.ekm.admin.ch
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Beispielhaft sei hier das Projekt «in co-
mune» des Schweizerischen Gemeinde-
verbands (SGV) genannt: Der Verband 
unterstützt Testgemeinden bei der Erar-
beitung, Durchführung und Finanzie-
rung gezielter Partizipationsprojekte 
und macht auf www.in-comune.ch 
partizipative Projekte verschiedener 
Schweizer Gemeinden sichtbar. Das Ziel 
des Projekts ist die Stärkung der politi-
schen und sozialen Partizipation der Be-
völkerung auf Gemeindeebene. In der 
französischen Schweiz haben im Rah-
men des EKM-Programms verschiedene 
Gemeinden und Städte Partizipations-
projekte umgesetzt. In Lausanne bei-
spielsweise rollt schon seit einigen Jah-
ren ein Bus mit dem Motto «Votre Ville, 
Votre Vie, Votre Voix» durch die Stadt 
und informiert Passantinnen und Pas-
santen über ihre Rechte. Und in Lancy 
wurde ein sogenannter Quartiervertrag 
lanciert, der die Bewohnerinnen und 
Bewohner bei der Verbesserung der Le-
bensqualität in ihrem Quartier unter-
stützt. 

Auch ausserhalb des EKM-Programms 
haben sich verschiedene Städte und 
Kantone zum Ziel gesetzt, die Beteili-
gung der Migrationsbevölkerung bei 

310	Stadt Bern, Schwerpunkteplan 2018-2021 zur Umsetzung des Leitbildes zur Integrationspolitik, 
Schwerpunkt 4: Die Stadt fördert die aktive Bürgerschaft von Bernerinnen und Bernern mit und ohne 
Schweizer Pass, unter: www.bern.ch/integration > Fachbereich Information und Vernetzung > Leitbild 
zur Integrationspolitik und Schwerpunkteplan sowie Roadmap «für eine egalitäre und diskriminie-
rungsfreie Neuenburger Verwaltung» unter www.ne.ch > Autorités > Département de l’économie et 
de l’action sociale (DEAS) > Service de la cohésion multiculturelle > Racisme et discrimination

311	www.mitstimme.ch 

312	gewaehlte-stimme.ch 

313	wirallesindzuerich.wordpress.com 

314	wirallesindbern.ch 

Entscheidprozessen zu verbessern. So 
wollen etwa die Stadt Bern und der 
Kanton Neuenburg die Vertretung der 
Migrationsbevölkerung in den städti-
schen resp. kantonalen Kommissionen 
erhöhen.310 

Schliesslich bearbeiten auch Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft das Thema. Da-
bei geht es zum Teil explizit um die for-
male politische Partizipation wie etwa 
beim Verein «Mitstimme» im Kanton 
Basel-Stadt, der regelmässig Migranten-
sessionen, als eine Plattform für die poli-
tische Beteiligung von Migrantinnen und 
Migranten veranstaltet311 oder bei der 
Organisation «Gewählte Stimme», die 
sich für mehr Menschen mit Migrations-
hintergrund in der Schweizer Politik ein-
setzt.312 Ein breiteres Verständnis von 
Partizipation vertreten die Bewegungen 
«Wir alle sind Zürich»313 und «Wir alle 
sind Bern»314, die in diesen beiden Städ-
ten die «Demokratisierung der Demo-
kratie» vorantreiben wollen. Ausgehend 
vom Konzept der «Urban citizenship» 
sind derzeit in beiden Städten Aktivitä-
ten im Gang, um eine sogenannte City 
Card zu entwickeln – also eine Stadtbür-
gerschaftskarte, die den diskriminie-
rungsfreien Zugang zu öffentlichen und 

http://www.in-comune.ch
http://www.bern.ch/integration
http://www.ne.ch
http://www.mitstimme.ch
http://gewaehlte-stimme.ch
https://wirallesindbern.ch
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privaten Leistungen unabhängig von 
Herkunft und Status ermöglichen soll.315 
Mit dem Zusammenleben in einer plura-
len und demokratischen Einwande-
rungsgesellschaft und den damit ver-
bundenen Fragen um Teilhabe, Vielfalt 
und Rassismus beschäftigt sich das «Ins-
titut Neue Schweiz INES», das zwischen 
2016 und 2018 aufgebaut wurde. INES 
versteht sich als postmigrantischen 
«Think & Act Tank», der mittels Experti-
se, Vernetzung und konkreten Projekten 
Partizipation nicht nur einfordert, son-
dern auch anregt und selbst gestaltet.316 
Sowohl «Mitstimme» wie «INES» wer-
den im Rahmen des EKM-Programms 
«Citoyenneté» unterstützt.

6.3	 SPEZIFISCHE THEMEN
Wie in vielen Ländern Europas sind auch 
in der Schweiz bestimmte Bevölkerungs-
gruppen besonders gefährdet, Opfer 
von rassistischer Diskriminierung oder 
rassistischem Verhalten zu werden. Die 
Trendergebnisse der Umfrage «Zusam-
menleben in der Schweiz» (ZidS) zeigen, 
dass rassistische Einstellungen gegen-
über Menschen aufgrund ihrer Hautfar-
be vorkommen, ihrer muslimischen be-
ziehungsweise jüdischen Religionszuge-
hörigkeit oder ihrer fahrenden Lebens-
weise. So geben 7% der Bevölkerung 
an, in ihrem Alltag eine Person aufgrund 
ihrer anderen Hautfarbe als störend zu 
empfinden. Rund 10% empfinden Men-

315	www.zuericitycard.ch und wirallesindbern.ch/city-card 

316	institutneueschweiz.ch 

317	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

schen mit einer anderen Religionszuge-
hörigkeit als störend und rund 21% Per-
sonen, die eine nicht-sesshafte Lebens-
weise pflegen.317 Auf die Situation die-
ser Bevölkerungsgruppen wird im Fol-
genden vertieft eingegangen.

Bezüglich der Massnahmen sei hier an-
gemerkt, dass Projekte, die auf spezifi-
sche Gruppen ausgerichtet sind, grund-
sätzlich die Gefahr einer Stigmatisierung 
bergen. Es ist daher wichtig, dass Vor-
haben der Diskriminierungsbekämpfung 
in erster Linie problemorientiert ausge-
richtet sind und im Rahmen von Gesamt-
strategien durchgeführt werden, wie sie 
etwa in den kantonalen Integrationspro-
grammen (KIP) festgelegt sind. Auch die 
Finanzhilfen der FRB sind primär auf Pro-
jekte ausgerichtet, die sich an alle poten-
ziell von rassistischer Diskriminierung be-
troffenen Bevölkerungsgruppen richten. 
Trotzdem kann in Ergänzung dazu bei 
gewissen Fragestellungen ein gruppen-
spezifischer Ansatz sinnvoll sein; auf sol-
che Projekte wird nachfolgend jeweils 
eigens verwiesen.  

6.3.1	 ZUSAMMENLEBEN DER 
RELIGIONSGEMEINSCHAFTEN
Durch Migration ist die religiöse Vielfalt 
in der Schweiz spätestens seit den 
1970er-Jahren stark gewachsen. Die 
christlichen Gemeinschaften haben sich 
verändert und viele Angehörige weite-
rer Religionsgemeinschaften sind in die 
Schweiz eingewandert (insbesondere 

http://www.zuericitycard.ch
https://wirallesindbern.ch/city-card
http://www.bfs.admin.ch
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von christlich-orthodoxen, muslimi-
schen, hinduistischen und buddhisti-
schen Gemeinschaften).318 Während in 
den 1960er-Jahren in der Zuwande-
rungsdebatte meist die Nationalität der 
Zugezogenen betont wurde, rückt seit 
Beginn des 21. Jahrhunderts die tat-
sächliche oder zugeschriebene Religi-
onszugehörigkeit – insbesondere bei 
Musliminnen und Muslimen – ins Zent-
rum der öffentlichen Diskussion.319 Da-
mit stehen Fragen zum gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und zum Abbau 
von Vorurteilen, Diskriminierungen und 
Konflikten zwischen religiösen Gruppen 
wieder stärker im Fokus.

Leitend für das staatliche Handeln in Re-
ligionsfragen ist der Grundsatz, dass die 
Schweiz nicht Religionen oder Religi-
onsgemeinschaften schützt, sondern 
Menschen, die aufgrund ihrer tatsächli-
chen oder vermeintlichen Religionszu-
gehörigkeit Opfer von Diskriminierung 
und Rassismus werden.

Rechtlich stützt sich die Schweizer Reli-
gionspolitik auf die folgenden Pfeiler:

Glaubens- und Gewissensfreiheit 
als grundrechtliche Minimalgaran-
tie für alle religiösen Bekenntnisse 
(Art. 15 BV) und damit verbunden die 

318	Gemessen an der ständigen Wohnbevölkerung ab 15 Jahren sind 2016 in der Schweiz 37.2% An-
gehörige der römisch-katholischen und 25% Angehörige der evangelisch-reformierten Kirche; 24% 
bezeichnen sich als konfessionslos. 5.8% gehören anderen christlichen Glaubensgemeinschaften 
an, 5.1% islamischen, 0.6% hinduistischen und 0.5% buddhistischen Glaubensgemeinschaften. 
0.2% sind Angehörige der jüdischen Glaubensgemeinschaften. Daneben gibt es 1.4% Angehörige 
anderer Religionsgemeinschaften. Vgl. dazu www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > 
Sprachen und Religionen > Religionen

319	Siehe etwa EKM, Terra Cognita 28/2016, Religionisierung der Migrationsdebatte, Interview mit Mi-
chele Galizia: www.ekm.admin.ch > Publikationen > terra cognita > Religion (terra cognita 28/2016)

religiöse und konfessionelle Neutralität 
des Bundes. Mit der Religionsfreiheit 
verknüpft ist auch der Grundsatz, dass 
Religionen als solche kritisiert werden 
können, dass aber der einzelne Mensch 
das Recht hat, nicht aufgrund seiner Re-
ligionszugehörigkeit diskriminiert zu 
werden.

Föderalistische Ausgestaltung der 
Beziehungen von Religionsgemein-
schaften und Staat (Art. 72 Abs. 1 
BV): Es liegt in der Kompetenz der Kan-
tone, ihre Beziehung zu den Religions-
gemeinschaften zu regeln und Religi-
onsgemeinschaften öffentlich-rechtlich 
oder öffentlich anzuerkennen.

Wahrung des religiösen Friedens als 
gemeinsame Kompetenz des Bun-
des und der Kantone (Art. 72 Abs. 2 
BV): Aufgrund dieser Bestimmung kön-
nen Bund und Kantone Massnahmen 
zur Wahrung des öffentlichen Friedens 
zwischen den Angehörigen der Religi-
onsgemeinschaften ergreifen.

Strafrechtliche Ahndung der Stö-
rung der Glaubens- und Kultusfrei-
heit (Art. 261 StGB): Die Bestimmung 
schützt Personen oder Gruppen von 
Personen vor Diskriminierung aufgrund 
ihrer religiösen Zugehörigkeit.

http://www.bfs.admin.ch
http://www.ekm.admin.ch
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Rassismusstrafnorm (Art. 261bis StGB): 
Die Bestimmung umfasst auch Religion 
als verpöntes Diskriminierungsmotiv.

Im Zusammenhang mit der nationalen 
Volksinitiative «Ja zum Verhüllungsver-
bot», die insbesondere das Tragen von 
Burka und Niqab verbieten will320, ist eine 
erneute Diskussion aufgekommen um 
die Schaffung eines Religionsartikels in 
der Bundesverfassung. Während es den 
einen um das Verhältnis zwischen Rechts-
staat und Fundamentalismus geht, sehen 
andere in einem Religionsartikel eine Re-
aktion auf die wachsende religiöse Viel-
falt und die Chance für eine aktive Reli-
gionspolitik von Seiten des Bundes. Im 
Kanton Genf wurde aufgrund der Dis-
kussion um eben diese Fragen in der Be-
richtsperiode ein Gesetz zur Laizität vor-
bereitet.321 Es wurde im Februar 2019 
von den Stimmberechtigten angenom-
men. Der Gesetzesvorschlag wurde be-
sonders deshalb kritisiert, weil gewählte 
Politikerinnen und Politiker sowie Kan-
tons- und Gemeindeangestellte mit Kon-
takt zur Öffentlichkeit gemäss diesem 
keine sichtbaren religiösen Symbole tra-
gen oder zeigen dürfen. Dieser Umstand 
wurde von der Gegnerschaft der Vorlage 
als muslimfeindlich bezeichnet. Der Kan-
ton Bern hat in Hinblick auf das neue 
Landeskirchengesetz eine religionspoliti-
sche Auslegeordnung mit Handlungsop-
tionen erstellen lassen. Neben der Option 
«Rückzug» mit der vollständigen Tren-
nung von Staat und Kirche, respektive 

320	Siehe auch Kapitel 6.3.2 (Muslimfeindlichkeit und Massnahmen dagegen).

321	http://ge.ch/grandconseil/data/loisvotee/L11764.pdf

322	www.jgk.be.ch > Die Direktion > Über die Direktion > Dossiers

323	www.zh.ch > aktuell > News Medienmitteilungen (8.12.2017)

Staat und Religion als langfristigem Ziel, 
wird auch die Entwicklung hin zu einem 
gegenüber allen Religionsgemeinschaf-
ten religionspolitisch neutral handelnden 
Staat vorgeschlagen. Der Kanton ent-
schied sich schliesslich für die Option 
«Status quo – ergänzt durch religionspo-
litische Wachsamkeit». Der Kanton Bern 
begnügt sich damit mit seinen Beziehun-
gen zu den öffentlich-rechtlich aner-
kannten Religionsgemeinschaften und 
erteilt dem Beauftragten für landeskirch-
liche Angelegenheiten neu die Zusatz-
aufgabe, auch die Religionslandschaft zu 
beobachten.322 Der Kanton Zürich hat im 
November 2017 sieben Leitsätze zum 
Verhältnis von Staat und Religion verab-
schiedet. Ein Leitsatz lautet: «Zum Um-
gang mit nicht-anerkannten Religionsge-
meinschaften braucht es klare Hand-
lungsgrundlagen». Der Kanton Zürich 
bringt hier etwa die Frage auf, wie Leis-
tungen dieser Gemeinschaften für die 
ganze Gesellschaft staatlich unterstützt 
werden können.323  

Obwohl die Zahl der Kantone steigt, die 
in ihren Verfassungen die öffent-
lich-rechtliche Zulassung von religiösen 
Gemeinschaften ermöglicht haben, sind 
bis jetzt ausserhalb des jüdisch-christli-
chen Spektrums keine Gemeinschaften 
zugelassen worden. Im Kanton Ba-
sel-Stadt wurden 2012 zwei alevitische 
Gemeinschaften als privatrechtliche 
Vereine anerkannt – im Unterschied zur 
öffentlich-rechtlichen Anerkennung 

http://www.jgk.be.ch
http://www.zh.ch
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umfasst diese sogenannte «kleine An-
erkennung» weit weniger Rechte – so 
ist es diesen Gemeinschaften beispiels-
weise nicht erlaubt, Steuern zu erhe-
ben. Im Kanton Waadt hat 2017 der 
Dachverband der muslimischen Vereine 
(Union vaudoise des associations musul-
manes UVAM)324 ein Gesuch um öffent-
liche Anerkennung eingereicht. Dieses 
befindet sich zurzeit in Prüfung durch 
den Kanton – ein Prozess, der mehrere 
Jahre in Anspruch nehmen wird. In der 
Berichtsperiode haben sich mehrere 
Kantone explizit dagegen entschieden, 
weiteren als den bereits anerkannten 
Religionsgemeinschaften einen öffent-
lich-rechtlichen Status zu verleihen. 

Um die Rechtsgleichheit für religiöse 
Gemeinschaften in der Schweiz geht es 
in einem Vorstoss der grünen Fraktion. 
Er verlangt vom Bundesrat, einen Be-
richt vorzulegen, wie die Rechtsgleich-
heit unter dem Aspekt der Nichtdiskri-
minierung für verschiedene religiöse 
Gemeinschaften in der Schweiz herge-
stellt werden kann, und mögliche Stra-
tegien aufzuzeigen, wie der multireligi-
ösen Realität der Schweiz rechtlich und 
im Sinne einer Kooperation zwischen 
Staat und Religionsgemeinschaften 
Rechnung getragen werden kann.325 
Auf Bundesebene befasst sich eine Viel-
zahl von Stellen mit Fragen rund um 
Religion. Zur Verbesserung der Koordi-
nation von Geschäften und Fragen mit 

324	www.uvam.ch 

325	Postulat Grüne Fraktion «Rechtsgleichheit für religiöse Gemeinschaften in der Schweiz. Bericht»  
(PO 18.3414) vom 30. Mai 2018 (vom Rat noch nicht behandelt).

326	www.entwicklung.bs.ch > Integration > Religion > Runder Tisch der Religionen beider Basel

327	www.islam-seelsorge.ch 

Religionsbezug hat der Bundesrat im 
Jahr 2018 eine entsprechende Stelle im 
Bundesamt für Justiz eingerichtet. Ne-
ben der Koordinationsfunktion soll die 
Stelle auch als Kontakt- oder Anlaufstel-
le für kantonale Behörden und Religi-
onsgemeinschaften dienen.

Die meisten Kantone und Städte pfle-
gen einen aktiven Austausch mit den 
Religionsgemeinschaften (Kommissio-
nen, Runde Tische oder weitere Dialog-
gefässe). Dieser erlaubt es, Anliegen der 
Religionsgemeinschaften und der Be-
hörden frühzeitig anzusprechen und 
damit potentiellen Konflikten vorzubeu-
gen. Zudem können daraus Projekte zur 
Information einer breiteren Bevölkerung 
entstehen. Die Kantone Basel-Stadt und 
Basel-Land beispielsweise initiierten be-
reits 2007 einen Runden Tisch der Reli-
gionen, an dem heute 13 Religionsge-
meinschaften und zwei Dachverbände 
mitwirken. Er bezweckt den lösungsori-
entierten Austausch zwischen Religi-
onsgemeinschaften, Behörden und Be-
völkerung. Daneben erarbeitet der Run-
de Tisch auch konkrete Materialien wie 
etwa eine Handreichung zum Umgang 
mit religiösen Fragen an der Schule.326 
Angesichts des steigenden Bedarfs an 
muslimischer Seelsorge in öffentlichen 
Institutionen unterstützt der Kanton Zü-
rich die Vereinigung Islamischer Organi-
sationen im Kanton Zürich (VIOZ) bei 
der Qualitätssicherung.327 Mehrere Kan-

http://www.uvam.ch/
http://www.entwicklung.bs.ch
http://www.islam-seelsorge.ch
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tone haben in den letzten Jahren auch 
Empfehlungen und Handreichungen 
etwa für islam-konforme Bestattungen 
erarbeitet und entsprechende Gräber-
felder eingerichtet.328

Auf der Grundlage eines Konzepts des 
Sicherheitsverbunds Schweiz (SVS) wur-
de 2018 die Verordnung über Massnah-
men zur Gewährleistung der Sicherheit 
von Minderheiten mit besonderen 
Schutzbedürfnissen (VSMS) erarbeitet 
und Anfang 2019 vom Bundesrat in die 
Vernehmlassung geschickt. Gemäss 
Verordnung kann der Bund Schutz-
massnahmen für besonders gefährdete 
Minderheiten jährlich mit bis zu 
500 000  Franken unterstützen. Neben 
baulichen und technischen Massnah-
men zur Verhinderung von Straftaten 
können auch Massnahmen für die Aus-
bildung bei der Risikoerkennung und 
Bedrohungsabwehr unterstützt werden 
oder für die Sensibilisierung breiter Be-
völkerungskreise. Die Verordnung rich-
tet sich neben religiösen Gemeinschaf-
ten zum Beispiel auch an Jenische, Sinti 
und Roma sowie an Gruppierungen, die 
aufgrund ihrer sexuellen Orientierung 
einer Minderheit angehören (Homose-
xuelle, Bisexuelle, Transsexuelle und In-
tersexuelle).329

Verschiedene religiöse Gemeinschaften 
bemühen sich auf lokaler und nationa-

328	Siehe beispielsweise Kanton Zürich: www.integration.zh.ch > Migrantinnen & Migranten > Religions-
gemeinschaften > Muslimische Organisationen; oder Kanton Bern: www.jgk.be.ch > Die Direktion > 
Über die Direktion > Weitere Meldungen (Kanton gibt Empfehlungen für islamkonforme Bestattun-
gen vom 8. Februar 2016)

329	www.admin.ch > Dokumentation > Medienmitteilungen > Besonders gefährdete Minderheiten: Bund 
beteiligt sich an Kosten für den Schutz (30.1.2019)

330	www.haus-der-religionen.ch 

ler Ebene um eine bessere Verstän­
digung mit den anderen Religionen 
(interreligiöser Dialog) und um ein ver-
bessertes Verständnis für Religion im 
Allgemeinen. Der Schweizerische Rat 
der Religionen, der 2006 als Plattform 
für den Dialog der christlichen, jüdi-
schen und islamischen Religionsge-
meinschaften gegründet wurde, sucht 
den regelmässigen Meinungsaustausch 
mit Vertreterinnen und Vertretern des 
Bundes. Seit Ende des Jahres 2014 be-
steht in Bern das Haus der Religionen, 
in dem Angehörige von acht Glaubens-
richtungen (Alevitentum, Baha’i-Glau-
be, Buddhismus, Christentum, Hinduis-
mus, Judentum, Islam und Sikhismus)  
unter einem Dach und in gegenseitigem 
Austausch ihre religiösen Praktiken pfle-
gen und Publikumsanlässe organisieren. 
Das Haus der Religionen will aber mehr 
als das friedliche Nebeneinander und 
pflegt mit unterschiedlichen Angeboten 
und Instrumenten den Dialog zwischen 
Religionsangehörigen wie auch Men-
schen, die sich nicht religiös verorten. 
Seit der Eröffnung wurde in mehreren 
Hundert öffentlichen Veranstaltungen 
und Führungen Wissen an Schulklas-
sen, Behörden und Firmen vermittelt 
und das Vertrauen zwischen Angehö­
rigen verschiedener Religionen ge-
stärkt.330 Im Mai 2018 haben der 
Schweizerische Israelitische Gemeinde-
bund und die Plattform der Liberalen 

http://www.integration.zh.ch
http://www.jgk.be.ch
http://www.admin.ch
http://www.haus-der-religionen.ch
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Juden der Schweiz erstmals den «Dia­
logpreis» vergeben. Jeweils 10 000 Fran­
ken gingen an einen muslimischen und 
einen jüdischen Preisträger aus der 
Deutschschweiz sowie an einen musli-
mischen und einen evangelischen Preis-
träger in der Romandie als Aner­
kennung für ihren Einsatz für den inter-
religiösen Austausch und zur Förderung 
weiterer interreligiöser Projekte.331 

Jeweils in der ersten Novemberwoche 
findet seit 2016 die «Woche der Religi-
onen» statt, die schweizweit von 20 in-
terreligiösen Gruppen und Plattformen 
und koordiniert von der interreligiösen 
Arbeitsgemeinschaft IRAS COTIS orga-
nisiert wird. Neu finden sich auf der 
Webseite Vorschläge für Veranstaltun-
gen und Aktivitäten, die es Einsteigerin-
nen und Einsteigern ermöglichen sol-
len, auf den bisherigen Erfahrungen der 
Woche der Religionen aufbauend eige-
ne Angebote zu gestalten.332 2017 star-
tete die Arbeitsgemeinschaft das Pro-
jekt «Dialogue en Route», bei dem 
junge Menschen im Zentrum des inter-
religiösen Dialogs stehen. Speziell ge-
schulte junge «Guides» führen Schul-
klassen und andere Gruppen von 
Jugendlichen durch ausgewählte religi-
öse Stätten, Kultur- und Bildungshäu-

331	Geehrt wurden der evangelische Diakon Maurice Gardiol und der jüdische Vorbeter Eric Ackermann 
für ihre interreligiöse Plattform Genf sowie Muris Begovic, Sekretär der Vereinigung der Islamischen 
Organisationen und Noam Hertig, Gemeinderabbiner der Israelitischen Cultusgemeinde Zürich, die 
sich für den jüdisch-muslimischen Dialog einsetzen. Siehe: www.dialogpreis.ch

332	www.iras-cotis.ch > Woche der Religionen

333	www.iras-cotis.ch > En Route

334	www.ziid.ch 

335	www.kathbern.ch > Fachstellen > Fachstelle Sozialarbeit > Migration > Aktionswoche gegen Rassis-
mus

ser, aber auch entlang von Wegrouten, 
die als Lern- und Begegnungsorte auf-
gebaut sind.333 

Das Zürcher Institut für interreligiösen 
Dialog (ZIID; bis 2015 Zürcher Lehrhaus) 
dient seit seiner Eröffnung 2016 als Bil-
dungsinstitution dem Dialog zwischen 
dem Christentum, dem Judentum und 
dem Islam. Neben vielen Kursen und 
Diskussionsveranstaltungen zu interreli-
giösen und interkulturellen Zeitfragen 
bringen sich die Fachleute des ZIID auch 
immer wieder in öffentliche Debatten 
ein und tragen so bei zur Versachli-
chung der Diskussion um einzelne Reli-
gionen wie auch um das interreligiöse 
Zusammenleben.334

Eine explizite Auseinandersetzung mit 
Rassismus findet regelmässig in den Kir-
chen in der Stadt Bern statt: Diese be-
teiligen sich seit einigen Jahren an der 
städtischen Aktionswoche gegen Ras-
sismus mit eigenen Aktivitäten, an de-
nen eine Vielzahl von reformierten 
Kirchgemeinden und katholischen Pfar-
reien mitmachen.335

In den Berichtsjahren 2017 und 2018 
hat die FRB insgesamt 12 Projekte zum 
Zusammenleben der Religionsgemein-

http://www.dialogpreis.ch
http://www.iras-cotis.ch
http://www.iras-cotis.ch
http://www.ziid.ch
http://www.kathbern.ch
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schaften in der Schweiz unterstützt. 
Diese thematisierten in erster Linie Mus-
lim- und/oder Judenfeindlichkeit. 

6.3.2	 MUSLIMFEINDLICHKEIT 
UND MASSNAHMEN DAGEGEN
2017 bezeichneten sich 379 748 Perso-
nen der ständigen Wohnbevölkerung 
ab 15 Jahren in der Schweiz als Musli-
minnen und Muslime (5.4% der Bevöl-
kerung).336 Der Anteil praktizierender 
Musliminnen und Muslime entspricht 
etwa dem Anteil in den übrigen grossen 
Religionen.337 Nach den Konfessionslo-
sen sind Musliminnen und Muslime jene 
Gemeinschaft, die am seltensten an ei-
nem Gottesdienst teilnimmt – 46% ga-
ben an, in den letzten zwölf Monaten 
vor der Befragung nie an einem Gottes-
dienst teilgenommen zu haben. Sie ge-
hören auch zu jenen, die am seltensten 
beten, wobei gleichzeitig der Anteil je-
ner, die mehrmals täglich beten, höher 
ist als bei den meisten anderen Konfes-
sionen, mit Ausnahme der evangelika-
len Gemeindeangehörigen.338 Es gibt in 
der Schweiz ein relativ dichtes Netz 
muslimischer Vereine. Es ist davon aus-
zugehen, dass sich in erster Linie die 
praktizierenden Musliminnen und Mus-
lime organisieren, um die Voraussetzun-
gen für die Ausübung ihrer Religion in 

336	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Sprachen und Religionen 

337	Bundesamt für Statistik (BFS): Religiöse und spirituelle Praktiken und Glaubensformen in der Schweiz. 
Erste Ergebnisse der Erhebung zur Sprache, Religion und Kultur 2014. Neuchâtel, 2016. 12% der 
Musliminnen und Muslime besuchen mindestens einmal pro Woche die Moschee und 13% beten 
mehrmals pro Tag bzw. 17% beten täglich oder fast täglich.

338	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Sprachen und Religionen

339	Vgl. dazu EKM 2010: Muslime in der Schweiz. Identitätsprofile, Erwartungen und Einstellungen. 
Eine Studie der Forschungsgruppe «Islam in der Schweiz» (GRIS). Bern, 2010. www.ekm.admin.ch > 
Publikationen > Studien 

ihren jeweiligen Wohnregionen zu 
schaffen. Das bedeutet aber auch, dass 
die islamischen Vereine, Verbände und 
Organisationen letztlich nur einen klei-
nen Teil der Religionszugehörigen ver-
treten.339 Die islamischen Zentren und 
Moscheen konstituieren sich heute pri-
mär aufgrund des jeweiligen Herkunfts-
landes. Es gibt keinen nationalen Ver-
band, der alle Musliminnen und 
Muslime repräsentieren würde. Mit der 
laufend wachsenden Föderation Islami-
scher Dachorganisationen in der 
Schweiz (FIDS) und der kleineren und 
weniger aktiven Koordination Islami-
scher Organisationen Schweiz (KIOS) 
gibt es zwei Dachverbände. Diese ver-
treten die ihnen angeschlossenen Ver-
eine und Verbände. 

Nach einem sprunghaften Anstieg der 
Beratungsfälle zu Muslimfeindlichkeit 
im Jahr 2015 verzeichnet die Daten-
bank DoSyRa seit 2016 einen konstant 
hohen Anteil an Fällen. Im Jahr 2018 
gab es 44 Beratungsfälle (auf insgesamt 
278 Nennungen) und 54 Fälle im Jahr 
2017 (auf insgesamt 245 Nennungen). 
Weiterhin häufig sind auch die Bera-
tungsfälle in der inhaltlich verwandten 
Kategorie der Feindlichkeit gegen Men-
schen aus dem arabischen Raum (24 

http://www.bfs.admin.ch
http://www.ekm.admin.ch
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Fälle im Jahr 2018 und 36 Fälle im Jahr 
2017).340 Die EKR-Rechtssammlung ver-
zeichnete 3 Schuldsprüche im Jahr 
2018 und 5 Schuldsprüche im Jahr 
2017 in Zusammenhang mit Muslim-
feindlichkeit. Die Mehrheit der Urteile 
betraf Vorfälle im Internet.341

Die BFS-Erhebung «Zusammenleben in 
der Schweiz» (ZidS) 2018 bestätigt im 
Grossen und Ganzen die ersten Erhe-
bungsbefunde von 2016. Der Anteil 
Personen, die angaben, sich durch die 
Anwesenheit von Personen einer ande-
ren Religionszugehörigkeit in ihrem All-
tag, in der Nachbarschaft oder bei der 
Arbeit gestört zu fühlen, liegt weiterhin 
bei rund 10%. Dieser Wert umfasst al-
lerdings jegliche Religionszugehörigkeit 
und sagt daher nichts aus über die spe-
zifisch muslimfeindliche Prävalenz. Von 
den 12% der Personen, die angaben, in 
den letzten 5 Jahren aufgrund der Reli-
gion diskriminiert worden zu sein, war 
ein knappes Drittel islamischer Konfes-
sion. 342 

Die BFS-Erhebung ermittelt spezifisch 
muslimfeindliche Einstellungen mit ei-
ner Reihe von standardisierten Fragen. 

340	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 14.

341	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Ideologie

342	Spezialauswertung des BFS für die FRB.

343	Liste der negativen Aussagen: besser keine Muslime in der Schweiz; Religionsausübung verbieten; 
Zuwanderung untersagen.

344	Diese Werte können aus methodologischen Gründen nicht direkt verglichen werden mit den ver-
gleichsweise höheren Werten der gfs-Pilotumfrage (2014: 18%; 2012: 18%; 2010: 13%).

345	Liste der Stereotype: fanatisch, aggressiv, unterdrücken Frauen, respektieren die Menschenrechte 
nicht.

Die negativen Aussagen343 wurden zu 
einem Index zusammengefasst, um nur 
die konsolidierten Einstellungen zu er-
fassen. In der Umfrage 2018 belief sich 
entsprechend der Anteil der gegenüber 
Musliminnen und Muslimen feindlich 
eingestellten Personen auf 11% (2016: 
14%)344 

14% der Bevölkerung stimmten auch 
den negativen Stereotypen345 systema-
tisch zu. Demgegenüber sind aber 93% 
der Personen der Meinung, dass Musli-
minnen und Muslime Menschen mit 
Stärken und Schwächen wie alle ande-
ren auch seien, und 4% lehnten die vor-
geschlagenen negativen Stereotype zu 
Musliminnen und Muslimen ab. Ein 
überwiegender Teil der Bevölkerung 
steht also vorgefassten Urteilen und 
Meinungen über Musliminnen und 
Muslimen ablehnend gegenüber. Trotz-
dem zeigt sich in den BFS-Erhebungen 
von 2016 und 2018 (wie bereits in der 
Pilotphase), dass negative Meinungen 
und Stereotype über Musliminnen und 
Muslime bei der Bevölkerung die höchs-
te Zustimmung erfahren. Eine weitere 
thematische Auswertung der Umfrage-
ergebnisse kann erst ab 2020 erfolgen, 

http://www.ekr.admin.ch
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wenn die Daten aus den drei ersten 
BFS-Erhebungen vorliegen.346

Ende 2017 publizierte das Forschungs-
institut gfs Bern eine Pilotstudie zu Dis-
kriminierungserfahrungen von Musli-
minnen und Muslimen in der Schweiz. 
Von den befragten Musliminnen und 
Muslimen stimmen 83% der Aussage 
zu, dass Personen muslimischer Zuge-
hörigkeit in der Schweiz diskriminiert 
werden. Mehr als die Hälfte der Inter-
viewten hat in den letzten 12 Monaten 
denn auch selber oder bei Personen in 
ihrem Umfeld Diskriminierung aufgrund 
ihrer muslimischen Gruppenzughörig-
keit erlebt. Am häufigsten war dies der 
Fall bei der Arbeitssuche oder im Beruf 
sowie im öffentlichen Raum. 85% der 
Befragten erleben die Darstellung des 
Islams in den Schweizer Medien als ne-
gativ. 74% beziehungsweise 80% sind 
der Ansicht, dass die Schweiz zu wenig 

346	Ebenfalls Daten für die Schweiz enthält der Religionsmonitor der Bertelsmann-Stiftung. Für dieses 
Projekt werden in verschiedenen europäischen Ländern Menschen zu ihren persönlichen religiösen 
Einstellungen und zum Verhältnis von Religion und Gesellschaft befragt. Die Befragungen wurden 
bisher dreimal durchgeführt (2007, 2013 und 2016). Die Resultate der letzten Befragung sind im 
Religionsmonitor 2017 erschienen. 17% der befragten Nichtmuslime in der Schweiz gaben an, 
Muslime nicht gerne als Nachbarn zu haben – was ein höherer Wert ist als in der ZidS-Umfrage. Rund 
35% der Musliminnen und Muslime gaben an, Diskriminierungserfahrungen gemacht zu haben – das 
ist der höchste Wert der untersuchten 5 Länder (neben der Schweiz sind das Deutschland, Österreich, 
Frankreich und Grossbritannien). Siehe dazu www.bertelsmann-stiftung.de > Publikationen > Alle 
Publikationen > Religionsmonitor

347	Golder, Lukas/Mousson, Martina: Hinweise auf erlebte, aber kaum registrierte Hasskriminalität. 
Pilotstudie Diskriminierungserfahrungen Muslime in der Schweiz. gfs.bern, Bern 2017. Siehe: www.
gfsbern.ch > Publikationen> Dossiers > Zusammenleben Schweiz & Migration > Hinweise auf erlebte, 
aber kaum registrierte Hasskriminalität (3.1.2018). Es handelt sich bei der Studie um eine Auftrags-
arbeit für die Union of European Turkish Democrats UETD. Die Studie ist nur beschränkt repräsentativ, 
da Personen türkischer Herkunft und/oder aus der deutschsprachigen Schweiz gemessen an ihrem 
Anteil an der muslimischen Bevölkerung in der Schweiz überrepräsentiert waren. Die Durchführung 
erfolgte unter Einbezug organisierter muslimischer Gruppen, die Adressen von in der Schweiz leben-
den Musliminnen und Muslimen zur Verfügung stellen konnten.

gegen Rassismus und Islamfeindlichkeit 
unternehme.347

Der verhärtete gesellschaftspolitische 
Diskurs zum Thema Islam und der stän-
dige Rechtfertigungsdruck – der auch in 
der gfs-Studie zum Ausdruck kommt – 
bringen junge Musliminnen und Muslime 
dazu, sich vertieft mit ihrer Religion aus-
einanderzusetzen. Zu diesem Schluss 
kommt eine ebenfalls 2017 publizierte 
Studie der Universität Luzern. Während 
die öffentliche Aufmerksamkeit sich auf 
die Radikalisierung richtet, gehen junge 
Musliminnen und Muslime in der 
Schweiz laut der Studie sehr pragma-
tisch und kritisch mit den Aussagen reli-
giöser Autoritäten um – sei es in der Mo-
schee oder im Internet. Das persönliche 
Umfeld spielt insgesamt eine grössere 
Rolle als bekannte Prediger. Die jungen 
Musliminnen und Muslime interpretieren 

http://www.gfsbern.ch
http://www.gfsbern.ch
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die Religion der Eltern individuell, kritisch 
und eigenständig.348

Eine 2018 von der Eidgenössischen 
Kommission gegen Rassismus (EKR) he-
rausgegebene Studie untersuchte die 
Qualität der Berichterstattung über 
Musliminnen und Muslime in der 
Schweiz.349 Dafür wurden 18 Printme-
dien aus den drei grossen Sprachregio-
nen anhand einer repräsentativen Stich-
probe aus dem Zeitraum von 2009 bis 
Mitte 2017 untersucht. Die Resultate 
liessen drei Problembereiche erkennen:
–– Spätestens seit 2015 zeigt sich eine 

zunehmende thematische Konzent-
ration auf die Themen «Radikalisie-
rung» und «Terror». «Gelingende In-
tegration» oder «Alltag», die die 
Realität der Mehrheit der muslimi-
schen Bevölkerung in der Schweiz 
spiegeln würden, kommen in der Be-
richterstattung nur marginal vor. 

–– Als problematisch wird die Zunahme 
der Berichterstattung gewertet, die 
durch die Betonung von überwie-
gend problematisierenden und nega-
tiven Aspekten Distanz der Mehr-
heitsbevölkerung gegenüber den 
Musliminnen und Muslimen in der 

348	Baumann, Martin /Endres, Jürgen et al.: «Hallo! Es geht um meine Religion!» Muslimische Jugend-
liche in der Schweiz auf der Suche nach ihrer Identität. Universität Luzern, Zentrum Religionsfor-
schung, Luzern, 2017. Siehe: www.unilu.ch > Fakultäten > Kultur- und Sozialwissenschaftliche Fakul-
tät > Institute, Seminare, Forschungsstellen > Zentrum Religionsforschung > Forschung > Imame, 
Rapper, Cybermuftis

349	EKR: Qualität der Berichterstattung über Muslime in der Schweiz. Bern, 2018. Siehe www.ekr.admin.
ch > Dokumentation > Publikationen

350	Mit 48% fällt vor allem die Weltwoche auf, dahinter folgen der SonntagsBlick (24%) und der Blick 
(11%). Siehe EKR 2018: S. 19.

351	Zusammenfassung der Beiträge und Resultate aus der Tagung, siehe TANGRAM Nr. 40.  
www.ekr.admin.ch > Publikationen > TANGRAM

Schweiz erzeugt und nicht deren Le-
benswirklichkeit entspricht.

–– Während pauschalisierende Beiträge 
in den Untersuchungsjahren tenden-
ziell weniger wurden, konnte die pro-
blematische Verbindung von Dis-
tanz-erzeugender Berichterstattung 
mit Pauschalisierungen festgestellt 
werden, d. h. dass negative Typisie-
rungen undifferenziert auf alle Musli-
minnen und Muslime in der Schweiz 
bezogen werden. Diese Form der Be-
richterstattung wird auch in der Stu-
die als diskriminierend bezeichnet. 
Sie macht 8% aus, wobei in einzel-
nen der untersuchten Medien dieser 
Wert deutlich höher liegt.350 

Im September 2017 fand eine von der 
EKR in Zusammenarbeit mit den Univer-
sitäten Freiburg und Luzern durchge-
führte Fachtagung zu «Muslimfeind-
lichkeit: Gesellschaft, Medien und Poli-
tik» statt. Die Beiträge an der Veranstal-
tung, unter anderem zur oben genann-
ten Studie, haben deutlich gemacht, 
dass Muslimfeindlichkeit eine Tatsache 
ist, und dass eine differenzierte Wahr-
nehmung der Musliminnen und Musli-
me dringlich ist.351 

http://www.unilu.ch
http://www.ekr.admin.ch
http://www.ekr.admin.ch
http://www.ekr.admin.ch
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Analog zur Bedeutung, die Radikalisie-
rung in den Medien zugemessen wird, 
wurden auch im Parlament mehrere 
Vorstösse eingereicht zu den Themen 
Radikalisierung und Dschihadismus. Ge-
fordert wurde etwa eine bessere Über-
wachung muslimischer Organisationen 
und Gebetsstätten, die Ausweisung von 
Aktivisten des politischen Islams oder 
das Verbot gewisser islamischer Organi-
sationen. Ein Parlamentarier reichte 
zahlreiche Vorstösse zur Präsenz von 
Muslimen und Musliminnen in der Ar-
mee ein.352 Eine breite Debatte wurde 
zur Einführung einer muslimischen Ar-
meeseelsorge geführt und zur Feststel-
lung des Bundesrats, dass die Armee-
seelsorge ihre Aufgabe künftig nicht 
ohne die Rekrutierung von muslimi-
schem Fachpersonal werde erfüllen 
können, dazu aber die nötigen Voraus-
setzungen aktuell noch fehlten (insbe-
sondere bezüglich Ausbildung).353 Alle 
entsprechenden Vorstösse waren Ende 
2018 entweder abgelehnt oder noch 
nicht behandelt worden.

Im Rahmen des Schwerpunktes 2017-
2018 «Radikalisierung im Internet» der 
Plattform «Jugend und Medien» wurde 
der Fokus ebenfalls auf islamischen Ex­
tremismus gelegt. Das Bundesamt für 
Sozialversicherungen unterstützte vier 

352	Für eine Übersicht der entsprechenden Vorstösse siehe www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > 
Politische Agenda zu Rassismus und Antirassismus > Religion, Kultur, Integration

353	Siehe Antwort des Bundesrats vom 23. August 2017 auf die Interpellation Arnold Beat «Wie ernst ist 
es dem Bundesrat mit der Einführung von Armee-Imamen?» (17.3278) vom 2. Mai 2017. Parlamen-
tarische Initiative Addor Jean-Luc «Keine muslimischen Armeeseelsorger in unserer Armee» (17.485) 
vom 29. September 2017. 

354	www.jugendundmedien.ch > Experten und Fachwissen > Schwerpunkte

355	Initiativtext siehe: www.bk.admin.ch > Politische Rechte > Volksinitiativen > Chronologie Volksinitiati-
ven

Pilotprojekte, die Gegennarrative entwi-
ckeln; drei von ihnen betreffen die Prä-
vention von islamischer Radikalisie-
rung.354

Voraussichtlich 2019 wird die Volks­
abstimmung über die im Herbst 2017 
eingereichte Volksinitiative «Ja zum 
Verhüllungsverbot» stattfinden. Vom 
«Egerkinger Komitee» lanciert, welches 
bereits die Anti-Minarett-Initiative ins 
Leben gerufen hatte, soll mit einem 
neuen Artikel in der Bundesverfassung 
die Gesichtsverhüllung im öffentlichen 
Raum verboten werden, ebenso wie an 
Orten, die öffentlich zugänglich sind 
oder an denen grundsätzlich von allen 
Personen beanspruchbare Dienstleis-
tungen angeboten werden. Das Verbot 
soll nicht für Sakralstätten gelten.355 
Auch wenn die Initiative in erster Linie 
auf die islamische Verschleierung abzielt 
(und entsprechend auch in den Medien 
häufig «Burkaverbots-Initiative» ge-
nannt wird), enthält der Text keinerlei 
Hinweise auf die muslimische Ganzkör-
perverschleierung; das Verhüllungsver-
bot würde auch vermummte Demonst-
rierende betreffen. Der Bundesrat lehnt 
ein nationales Verbot der Verhüllung ab 
und legte deshalb am 27. Juni 2018 ei-
nen indirekten Gegenvorschlag vor, 
welcher Massnahmen auf Gesetzesebe-

http://www.ekr.admin.ch
http://www.jugendundmedien.ch
http://www.bk.admin.ch
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ne vorsieht und der föderalen Ausge-
staltung und der Verhältnismässigkeit 
Rechnung trägt.356 

Seit 2016 ist im Kanton Tessin ein Ver-
hüllungsverbot in Kraft. Gebüsst wur-
den bisher fast ausschliesslich Fussball- 
und Eishockey-Fans. Im Kanton St. 
Gallen entschied das Stimmvolk, 2019 
ebenfalls ein Verhüllungsverbot einzu-
führen, welches der Polizei im Vergleich 
zur Tessiner Regelung einen sehr 
grossen Ermessensspielraum lässt. Die 
Landsgemeinde Glarus lehnte hingegen 
einen Vorstoss zum Verbot der Ge-
sichtsverhüllung im Mai 2017 ab. 

Nach der im letzten Bericht erwähnten 
Debatte um zwei muslimische Schüler, 
die ihrer Lehrerin mit Berufung auf die 
Religionsfreiheit den Handschlag ver-
weigerten, wurde im Bundesparlament 
ein Vorstoss eingereicht mit der Forde-
rung, die gesetzlichen Grundlagen für 
die Durchsetzung des Handschlags 
abzuklären. Der Vorstoss wurde in  
der Herbstsession 2017 im Nationalrat 
deutlich abgelehnt, u. a. auch mit dem 
Verweis auf die Autonomie der Kantone 
im Bereich des Schulwesens.357

Es gibt verschiedene Gemeinden in al-
len Sprachregionen, welche Bestattun-
gen nach islamischem Brauch geregelt 
haben. Es herrscht diesbezüglich keine 
Einheitlichkeit. So gibt es Gemeinden 
mit separaten Grabfeldern für Musli-

356	www.ejpd.admin.ch > Aktuell > News > 2018 > Bundesrat will gezielte Massnahmen statt generelles 
Verhüllungsverbot (27.6.2018)

357	Motion Sollberger Sandra «Gesetzliche Grundlage für den Handschlag» (Mo. 16.3392) vom 7. Juni 
2016.

minnen und Muslime und andere, in 
denen Kompromisslösungen gefunden 
wurden. Bestattungen nach islamischen 
Brauch sind mindestens in Basel, Bern, 
Genf, Liestal, La-Chaux-de-Fonds, Le 
Locle, Lugano, Luzern, Olten, Sissach, 
Thun, Winterthur und Zürich möglich. 
In Neuenburg, Lausanne, St. Gallen und 
anderen Orten wird gegenwärtig über 
die Schaffung muslimischer Bestat-
tungsmöglichkeiten diskutiert.

In der oft pauschalisierenden und vor-
urteilsbehafteten öffentlichen und poli-
tischen Debatte zu Islam und Ge
sellschaft leistet das Schweizerische 
Zentrum für Islam und Gesellschaft 
(SZIG) als wissenschaftliches Kompe-
tenz- und Vermittlungszentrum einen 
wichtigen Beitrag zur Versachlichung. 
2018 wurde das vom SEM und von der 
FRB geförderte Projekt «Muslimische 
Organisationen als gesellschaftliche Ak-
teure» am SZIG abgeschlossen. Eine zu-
vor durchgeführte Bestandsaufnahme 
hatte gezeigt, dass die existierenden 
Weiterbildungsangebote zu Islam und 
Gesellschaft diese Themen stets aus der 
Perspektive der Mehrheitsgesellschaft 
behandeln und muslimische Zielgrup-
pen kaum erreichen. Das Folgeprojekt 
konnte den Dialog und die Zusammen-
arbeit mit muslimischen Organisationen 
stärken und spezifische Weiterbildungs-
angebote entwickeln. Starten konnte 
2018 ausserdem der Weiterbildungs-

http://www.ejpd.admin.ch
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lehrgang «Muslimische Seelsorge und 
Beratung im interreligiösen Kontext».358 

Der Bedarf nach entsprechender Wei-
terbildung zeigte sich auch im 2018 ab-
geschlossenen Pilotprojekt für eine 
muslimische Seelsorge in den Bundes-
asylzentren. Dieses wurde vom SEM in 
Zusammenarbeit mit den reformierten 
und katholischen Landeskirchen und 
dem Schweizerischen Israelitischen Ge-
meindebund (SIG) erarbeitet; für die 
Umsetzung des Projekts war die Dach-
organisation Vereinigung der islami-
schen Organisationen in Zürich (VIOZ) 
zuständig. Das SZIG hält in seinem Eva-
luationsbericht fest, dass die muslimi-
sche Seelsorge aus Sicht der Asylsu-
chenden, der Mitarbeitenden in der 
Betreuung und der christlichen Seelsor-
gerinnen und Seelsorger einen klaren 
Mehrwert bringt. Die muslimischen 
Seelsorger seien Brückenbauer zwi-
schen den Herkunftsländern der Ge-
suchstellenden und der Schweiz und 
vermittelten diesen ein offenes, huma-
nistisches Verständnis des Islam. Für 
eine flächendeckende Einführung muss 
aber die Finanzierungsfrage noch ge-
klärt werden.359 

Die FRB hat in der Berichtsperiode 9 Pro-
jekte zur Prävention von Muslimfeind-
lichkeit mit insgesamt 114 000 Franken 
unterstützt. Im Vergleich zur vorange-
gangenen Berichtsperiode ist das fast 

358	www.unifr.ch > Interfakultär > Schweizerisches Zentrum für Islam und Gesellschaft > Weiterbildung > 
Projekt MOGA

359	www.sem.admin.ch > Dokumentation > Medienmitteilungen > Muslimische Seelsorge im Testbetrieb 
Zürich: Pilotprojekt zeigt positive Resultate, 16.2.2018

360	www.swissmuslimstories.ch 

eine Verdoppelung sowohl der Anzahl 
der Projekte wie auch der Unterstüt-
zungssumme. Die Breite der bearbeite-
ten Themen und der verantwortlichen 
Organisationen ist sehr gross und reicht 
von Begegnungs- und Dialogprojekten 
über Angebote mit Informations- und 
Weiterbildungsanspruch bis zur Beglei-
tung und Unterstützung von betroffenen 
Personen und Gruppen. Eines der Projek-
te ist das auch vom BSV im Rahmen des 
oben erwähnten Schwerpunkts von Ju-
gend und Medien unterstützte «#Swiss-
MuslimStories»: Das vom Verein «Um-
mah – Muslimische Jugend Schweiz» 
getragene Projekt bringt im Kurzfilmfor-
mat die grosse Vielfalt an Lebensentwür-
fen und Persönlichkeiten von Schweizer 
Musliminnen und Muslimen auf den Bild-
schirm. Indem «SwissMuslimStories» 
Musliminnen und Muslime dazu einlädt, 
für sich selbst zu sprechen, leistet das 
Projekt eine wichtige Ergänzung zum ak-
tuellen Islamdiskurs in Medien und Öf-
fentlichkeit.360 

Die eingehenden Gesuche wie auch die 
Unterstützungspraxis der FRB wider-
spiegeln in diesem Sinne die oben be-
schriebene zunehmende Virulenz der 
Muslimfeindlichkeit und die parallel 
dazu stärkere Wachsamkeit dem Thema 
gegenüber. 

http://www.unifr.ch
http://www.sem.admin.ch
http://www.swissmuslimstories.ch
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6.3.3	 RASSISMUS GEGENÜBER 
SCHWARZEN UND 
MASSNAHMEN DAGEGEN
In der Berichtsperiode wurde der Anti- 
Schwarzen Rassismus eingehend von 
unterschiedlichen Institutionen behan-
delt. Auf das Thema wird deswegen im 
vorliegenden Bericht ausführlich einge-
gangen. 

Die Ablehnung oder feindliche Einstel-
lung gegenüber Schwarzen, gepaart 
mit der Zuschreibung von negativen 
Persönlichkeits- oder Verhaltensmerk-
malen, wurzelt in den rassistischen 
Ideologien des 18. und 19. Jahrhun-
derts. Sie dienten als Rechtfertigung ko-
lonialer Herrschaftssysteme und Sklave-
rei. Heute sind in der Schweiz sehr 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen 
davon betroffen: Zugewanderte und 
deren Nachfahren aus Afrika, aus Süd-
asien, Nord- und Südamerika und aus 
den umliegenden europäischen Län-
dern. Viele sind Schweizer Staatsange-
hörige. Da die Schweiz aber keine Da-
ten nach ethnischer Zugehörigkeit und 
physiognomischen Merkmalen erhebt, 
gibt es keine umfassenden Informatio-
nen zu diesen potenziell betroffenen 
Bevölkerungsgruppen insgesamt. Gro-
be Schätzungen sind anhand der Natio-
nalität oder des Geburtsorts möglich. 
Dabei werden allerdings Schweizer 
Staatsangehörige sowie Eingebürgerte 

361	Efionayi-Mäder, Denise/ Ruedin, Didier: Arbeitstagung zu Anti-Schwarzen Rassismus in der Schweiz 
vom 3. Mai 2018. Tagungsbericht im Auftrag der Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB). SFM, 
SFM Studies #70d, Neuchâtel, 2018.

362	Aeberli, Marion: Schwarze: eine sichtbare Minderheit. Demos 2/2019, Bundesamt für Statistik (BFS), 
Neuenburg, 2019.

363	Efionayi-Mäder, Denise/ Ruedin, Didier 2018, S. 11-12.

und deren Nachkommen vernachläs-
sigt. Ausserdem sind Staatsangehörig-
keit oder Geburtsland bei Zugewander-
ten beispielsweise aus Brasilien, den 
USA oder Südafrika kaum schlüssige 
Indikatoren. Im Tagungsbericht zur Ar-
beitstagung zu Anti-Schwarzen Rassis-
mus in der Schweiz vom 3. Mai 2018 
geht das Schweizerische Forum für Mig-
rations- und Bevölkerungsstudien (SFM) 
davon aus, dass Ende 2016 rund 
115 000 Personen der ständigen Wohn-
bevölkerung in einem afrikanischen 
Land südlich der Sahara geboren wur-
den. Daraus kann geschlossen werden, 
dass – unter Vorbehalt oben genannter 
Einschränkungen – mindestens 1,4% 
der Schweizer Wohnbevölkerung sich 
als Schwarze bezeichnen oder als 
Schwarze wahrgenommen werden.361 
Aufgrund der dünnen Datenlage ist es 
nicht möglich, konkrete Aussagen über 
die sozioökonomische Lage dieser 
Gruppe zu machen. Strukturelle Diskri-
minierung etwa beim Zugang zu Bil-
dung oder zum Arbeitsmarkt ist daher 
nur schwer zu erfassen.362 Die Frage der 
gruppen- bzw. ethnospezifischen Da-
tenerhebung wurde in Zusammenhang 
mit diversen, während der Berichtsperi-
ode durchgeführten Studien und Arbei-
ten wiederholt diskutiert, und auch 
Interessengruppen und Forschende for-
derten die Einführung angemessener 
Erhebungsinstrumente.363 Die FRB hat 
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deshalb im Herbst 2018 einen entspre-
chenden Bericht zur Abklärung der 
Möglichkeiten und des Nutzens einer 
solchen Erhebung in Auftrag gege-
ben.364 

Der Bericht hält fest, dass die offizielle 
Statistik regelmässig überprüfen muss, 
ob sie die reale Vielfalt der schweizeri-
schen Gesellschaft auch tatsächlich ab-
zubilden vermag. Trotzdem kommt der 
beauftragte Experte zum Schluss, dass 
offizielle Statistiken aus fachlichen Grün-
den keine Daten aufgrund der Zugehö-
rigkeit zu einer «Rasse» erheben kön-
nen, und dass zurzeit keine konzeptuellen 
Alternativen bestehen, welche all die 
möglichen Merkmale/Identitäten abde-
cken, die sich aus dem Begriff «Rasse» 
ableiten lassen. Entsprechende Informa-
tionen müssen über eine Pluralität von 
quantitativen und qualitativen Erhe-
bungs- und Forschungsansätzen gewon-
nen werden, die intensiver zu fördern 
wären und deren Ergebnisse sichtbarer 
präsentiert werden müssten.365 

Im Sinne dieser Pluralität war der Rassis-
mus gegenüber Schwarzen in der Be-
richtsperiode Gegenstand verschiede-
ner Studien, Befragungen, Empfehlun-
gen und einer Tagung, die in ihrer 
Komplementarität ein aktuelles Bild 

364	Haug, Werner: Daten zu Gleichbehandlung und Diskriminierung nach Herkunft und ethnokulturel-
len Merkmalen. Stand und Optionen für Statistik und Forschung. Bern, 2019: www.frb.admin.ch 
> Fachstelle für Rassismusbekämpfung > Monitoring und Berichterstattung > Studien und Beiträge 
(erscheint voraussichtlich im Herbst 2019)

365	Vgl. dazu Kapitel 5: Datenlage.

366	Für eine Besprechung der Schwierigkeiten mit den aktuellen Fragestellungen siehe FRB-Bericht 2016, 
S. 101-102.

367	Resultate siehe: www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > 
Zusammenleben in der Schweiz > Einstellungen gegenüber Schwarzen

zum Rassismus gegenüber Schwarzen 
in der Schweiz und der Debatte darüber 
vermitteln. Im Folgenden wird auf die 
entsprechenden Resultate eingegangen 
– im ersten Teil auf die Umfrageergeb-
nisse, welche mit den Zahlen aus der 
Beratungspraxis (DoSyRa) und der 
EKR-Rechtssammlung ergänzt werden, 
im zweiten Teil auf die Ergebnisse und 
Empfehlungen aus den Studien und der 
von der FRB koordinierten Tagung. 

Umfrageergebnisse und 
Beratungspraxis
Die erste thematische Zwischenerhe-
bung der Umfrage ZidS im Frühling 
2017 war der Thematik des Anti- 
Schwarzen Rassismus gewidmet, und es 
wurden darin auch mögliche Verbesse-
rungen des Hauptfragebogens getes-
tet.366 Das Vertiefungsmodul gibt Aus-
kunft über die Einstellungen der Be­
völkerung der Schweiz gegenüber 
schwarzen Menschen. Erfasst werden 
Meinungen, Wahrnehmungen und Ste-
reotype bezüglich dieser Bevölkerungs-
gruppe.367 

In den ZidS-Umfragen wird nicht er
läutert, wer mit «schwarze Menschen» 
genau gemeint ist, und die Antworten 
können sich dementsprechend auf 
unterschiedliche Verständnisse von 
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Schwarzsein beziehen.368 Sowohl die 
beiden Studien wie auch die Tagung be-
fassten sich mit dem Rassismus gegen-
über Personen, die als schwarz wahrge-
nommen werden oder sich selbst so 
bezeichnen. Im Wesentlichen sind da-
mit Menschen afrikanischer Herkunft 
gemeint, die durch das Erbe des Kolo-
nialismus und der Sklaverei gekenn-
zeichnet ist (Afrodeszendenz).369 Aller-
dings ist nicht abschliessend geklärt, 
wie schwarze Menschen nicht-afrikani-
scher Herkunft (beispielsweise aus dem 
südasiatischen Raum) auch von Anti- 
Schwarzen Rassismus betroffen sind. 

Die ZidS-Befragung machte zwei auf 
den ersten Blick widersprüchliche Trends 
deutlich: Einerseits bestätigt ein Gross-
teil der Bevölkerung die Diskriminierung 
gegenüber Schwarzen, andererseits ten-
diert eine Mehrheit dazu, das Vorhan-
densein von Rassismus gegenüber 
Schwarzen abzulehnen. Während nur 
etwa 15% systematisch das Vorhanden-
sein von Anti-Schwarzen Rassismus ein-
räumt, sind Diskriminierungen bei der 
Wohnungs- und Stellensuche weitge-
hend anerkannt.370 76% der Bevölke-
rung sind der Ansicht, dass Schwarze in 
der Schweiz grössere Schwierigkeiten 

368	Efionayi-Mäder, Denise/ Ruedin, Didier 2018, S. 11.

369	Siehe Efionayi-Mäder, Denise/ Ruedin, Didier, 2018, S. 11 und EKR 2017, S. 22. Im Referat zur 
juristischen Studie wurden vier distinktive Merkmale des Anti-Schwarzen Rassismus postuliert: Durch 
Kolonialismus und Sklaverei begründete Inferiorisierung; durch die «aufgeklärte» Wissenschaft 
legitimierte Entmenschlichung; Normalisierung des invasiven Zugriffs auf den schwarzen Körper; 
Unausweichlichkeit der Stigmatisierung (unübersehbar, Visibilität) (Efionayi-Mäder, Denise/ Ruedin, 
Didier, 2018, S. 12-13). 

370	Aeberli, Marion 2019.

bei der Wohnungssuche haben, und 
72% bestätigen die Existenz von Diskri-
minierungen in der Arbeitswelt. Gleich-
zeitig sind aber 51% der Meinung, dass 
Rassismus gegenüber Schwarzen ein 
Randproblem sei, und 45% sind der An-
sicht, dass schwarze Menschen sich zu 
häufig beklagten, diskriminiert zu wer-
den. 

Anhand von konkreten Alltagssituatio-
nen wurde bei den Befragten getestet, 
welche Verhaltensweisen als rassistisch 
empfunden werden. Eine Beleidigung 
im Bus, die Verweigerung der Versor-
gung durch eine schwarze Pflegeper-
son, die Nichtbeachtung einer schwar-
zen Person durch das Verkaufspersonal 
und Bemerkungen über die Intelligenz 
einer schwarzen Arbeitskollegin wur-
den durchwegs von mehr als 70% der 
Bevölkerung als rassistisch wahrgenom-
men. Etwas tiefer (66%) fällt diese 
Wahrnehmung aus bei der Situation, in 
der die Polizei ohne ersichtlichen Grund 
einen Schwarzen kontrolliert. Gesamt-
haft werden diese Situationen von 45% 
der Bevölkerung  systematisch als rassis-
tisch beurteilt. 
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Situationen mit neuen Formen von Ras-
sismus371 werden von der Mehrheit der 
Befragten (zwischen 51 und 68%) als 
rassistisch wahrgenommen, allerdings 
weniger häufig als die oben geschilder-
ten klassischen Rassismus-Situatio-
nen.372 Am wenigsten häufig (34%) 
wird die Situation, in der eine in der 
Schweiz geborene und ausgebildete 
Pflegerin immer wieder nach ihrer Her-
kunft gefragt wird, als rassistisch beur-
teilt. Nur 17% der Bevölkerung iden­
tifizieren alle Situationen des neuen 
Rassismus als rassistisch.373

Die Resultate der Zwischenbefragung 
zeigen, dass 6% der Bevölkerung  syste-
matisch den Schwarzen zugeschriebe-
nen negativen Eigenschaften zustim-
men, 9% den positiven Eigenschaften.374 

371	Das BFS unterscheidet zwischen «klassischem» Rassismus, der vorgibt, auf vermeintlich natürliche 
Unterschiede aufzubauen, und sich so einer wissenschaftlichen Argumentation bedient, und «neuen» 
Formen von Rassismus. Damit sind gemeint: Perfider, subtiler Rassismus (nicht eindeutig interpretier-
bare Ausdrucksformen von Rassismus, die sich bisweilen in der (pseudo)positiven Form eines kultu-
rellen Differentialismus zeigen); alltäglicher Rassismus (wiederkehrende Fragen oder Handlungen, die 
einen versteckten rassistischen Charakter haben oder auf Unwissenheit, Unkenntnis oder Neugier 
beruhen); institutioneller, kontextueller Rassismus ((un)beabsichtigte Ergebnisse der staatlichen Politik 
bzw. bestimmter Institutionen, die keine Chancengleichheit garantieren und unter Umständen zur 
Stigmatisierung bzw. zum Ausschluss bestimmter Bevölkerungsgruppen beitragen). Siehe: www.bfs.
admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenleben in der 
Schweiz > Einstellungen gegenüber Schwarzen > Definitionen

372	Es handelt sich um folgende Situationen: Einer schwarzen Person wird aus Angst, dass sie im Team 
nicht akzeptiert wird, eine Kaderstelle verweigert; einem Schüler wird trotz guter Noten von einer 
weiteren Ausbildung abgeraten; ein schwarzer Gast wird in einem noblen Restaurant vom Kellner 
geduzt; ein schwarzer Soldat in der Uniform der Schweizer Armee muss ständig erklären, warum er 
Militärdienst leistet. Siehe: www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und 
Integration > Zusammenleben in der Schweiz > Einstellungen gegenüber Schwarzen

373	Aeberli, Marion 2019.

374	Liste der negativen Eigenschaften: wenig arbeitswillig; impulsiv; Schwierigkeiten, Regeln einzuhalten; 
auf den eigenen Vorteil bedacht, gewalttätig. Liste der positiven Eigenschaften: offen und herzlich; 
hilfsbereit; widerstandsfähig; athletisch; gesellig. Siehe: www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Be-
völkerung > Migration und Integration > Zusammenleben in der Schweiz > Einstellungen gegenüber 
Schwarzen. Das BFS weist darauf hin, dass die Werte von den ausgewählten stereotypen Eigenschaf-
ten und deren Zahl stark beeinflusst werden. 

Analog werden die negativen Eigen-
schaften auch häufiger (7%) als die po-
sitiven (5%) abgelehnt. 

In einem weiteren Fragenblock wurden 
die Einstellungen zu Kolonialismus und 
Sklaverei ermittelt. Die Hälfte (51%) der 
Bevölkerung  sind nicht mit der Aussage 
einverstanden, dass Rassismus gegen-
über Schwarzen weniger ausgeprägt 
sei, weil die Schweiz keine eigenen Ko-
lonien besessen habe. Und ein Drittel 
fände die Gewährung finanzieller Ent-
schädigungen für die mit der Sklaverei 
zugefügten Leiden angemessen. 61% 
lehnen dies ab.

Die Ergebnisse des BFS geben detailliert 
Auskunft darüber, welche Bevölkerungs-
gruppen Rassismus gegenüber Schwar-

http://www.bfs.admin.ch
http://www.bfs.admin.ch
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zen erkennen.375 Demgemäss haben 
Frauen, jüngere Menschen, Personen 
mit guter Ausbildung und Menschen in 
städtischen Gebieten tendenziell eine 
geschärftere Wahrnehmung für rassisti-
sche Situationen. 

Die 2018 durchgeführte Haupterhe-
bung ZidS ermittelte mittels einer Reihe 
von standardisierten Fragen die Einstel-
lungen zu Anti-Schwarzen Rassismus. 
Dieser Themenblock ist analog zu den-
jenigen zur Muslimfeindlichkeit und Ju-
denfeindlichkeit aufgebaut. Das heisst, 
die Befragten müssen sich zu einer Rei-
he von Stereotypen, negativen und po-
sitiven Meinungen zustimmend oder 
ablehnend äussern. Eine weitere Frage 
ermöglicht es den Personen, eine pau-
schale Kategorisierung der Gruppe ins-
gesamt abzulehnen (Zustimmung zur 
Meinung, dass Schwarze Menschen mit 
Stärken und Schwächen seien wie alle 
anderen auch).376 Analog zu den übri-
gen gruppenspezifischen Blöcken konn-
te ein Index gebildet werden, der die 
negativen Meinungen umfasst.377 In der 
Umfrage 2018 stimmten 11% der Be-
völkerung den negativen Meinungen 

375	Siehe interaktive Grafik unter www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und 
Integration > Zusammen-leben in der Schweiz > Einstellungen gegenüber Schwarzen.

376	Da bei der Entwicklung dieses Frageblocks nicht auf bereits bestehende Umfragen in der Schweiz 
aufgebaut werden konnte, wurden die vorgeschlagenen Aussagen weitgehend erprobten Erhebun-
gen aus anderen Ländern entnommen. Zusätzliche Fragen beruhen auf den Forschungserkenntnissen 
insbesondere der postkolonialen Studien und der Critical Race Theory.

377	Negative Meinungen sind: Es habe zu viele Schwarze in der Schweiz; die Anwesenheit von Schwarzen 
in der Schweiz trage zur Kriminalität im Land bei; es sei nicht gut für unsere Gesellschaft, wenn es zu 
viele Heiraten zwischen Schwarzen und Weissen gebe; man könne Schwarzen nicht wirklich trauen; 
Schwarze, die sich nicht an unsere Lebensweise anpassten, solle man wieder in ihre Heimat zurück-
schicken; mit Blick auf ihre Herkunftsländer sei festzustellen, dass Schwarze nicht in der Lage seien , 
für sich selber Verantwortung zu übernehmen und ohne fremde Hilfe auszukommen.

378	Negative Stereotypen: Schwarze seien nicht sehr arbeitswillig, von Natur aus gewalttätig, hätten 
Schwierigkeiten, Regeln zu respektieren und seien nur auf ihren eigenen Vorteil aus.

zu. Im Vergleich zu 2016 ist das ein sta-
biler Wert. 

7% der Bevölkerung stimmten auch 
systematisch den negativen Stereoty-
pen zu.378 Dies ist ein höherer Wert als 
in der vergangenen Umfrage. Gleichzei-
tig ist festzustellen, dass stereotype 
Wahrnehmungen gegenüber Schwar-
zen verglichen mit den anderen Grup-
pen (Musliminnen und Muslime, Jüdin-
nen und Juden) tendenziell positiver 
sind. So sind 95% der Personen der An-
sicht, dass Schwarze Stärken und 
Schwächen hätten wie alle anderen 
Menschen auch, und 9% lehnten die in 
der Befragung vorgeschlagenen negati-
ven Stereotype insgesamt ab. Trotzdem 
fühlten sich zwischen 5% und 7% der 
Bevölkerung durch die Anwesenheit 
von Personen mit einer anderen Haut-
farbe in ihrem Alltag, in der Nachbar-
schaft oder bei der Arbeit gestört. 15% 
der Personen, die von Diskriminierungs-
erfahrungen in den letzten 5 Jahren be-
richteten, gaben an, aufgrund ihrer 
Hautfarbe oder körperlichen Merkma-
len diskriminiert worden zu sein.

http://www.bfs.admin.ch
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Auch wenn die Werte der bisherigen 
Umfragen recht stabil sind, sind die Er-
gebnisse der BFS-Umfrage noch wenig 
aussagekräftig, da die entsprechenden 
Daten erst vertieft analysiert werden 
können, wenn ab 2020 eine Zeitreihe 
mit mindestens drei Werten vorliegt. 

Im Jahr 2018 verzeichnete die Daten-
bank DoSyRa 96 Vorfälle von Rassismus 
gegen Schwarze (auf insgesamt 278 
Nennungen). Im Jahr 2017 waren es 95 
Vorfälle (auf insgesamt 245 Nennun-
gen).379 Rassismus gegen Schwarze ist 
damit in der Berichtsperiode nach dem 
generellen Motiv der Ausländerfeind-
lichkeit/Fremdenfeindlichkeit weiterhin 
das am häufigsten genannte Diskrimi-
nierungsmotiv.380 

Die EKR-Rechtssammlung verzeichnete 
11 Schuldsprüche in Zusammenhang 
mit Anti-Schwarzen Rassismus im Jahr 
2018 und 9 Schuldsprüche im Jahr 
2017.381

Studien- und Tagungsergebnisse
Der Rassismus gegenüber Personen, die 
als Schwarze wahrgenommen werden 
oder sich als Schwarze bezeichnen, ist 
in der Schweiz noch kaum spezifisch 
untersucht worden. Aus diesem Grund 

379	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11. 

380	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 14.

381	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Ideologie

382	Efionayi-Mäder, Denise/ Ruedin, Didier: Anti-Schwarzen Rassismus in der Schweiz – eine Bestandes-
aufnahme. Explorative Studie zuhanden der Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB). SFM, SFM 
Studies #67d, Neuchâtel, 2017.

383	Fachstelle für Rassismusbekämpfung. Rassistische Diskriminierung in der Schweiz. Bericht der Fach-
stelle für Rassismusbekämpfung 2016. Bern, 2017, S. 102-104.

hat die FRB Anfang 2016 eine Gruppe 
von Forscherinnen und Forschern unter 
der Leitung des Schweizerischen Fo-
rums für Migrationsstudien (SFM) damit 
beauftragt, Ausdrucksformen und Aus-
prägungen des Anti-Schwarzen Rassis-
mus in der Schweiz zu erfassen und die 
damit verbundenen Phänomene aus 
Sicht der Betroffenen zu beschreiben 
(emische Perspektive).382 Damit sollten 
auch die Grundlagen für die Formulie-
rung der Fragen zum oben erläuterten 
Vertiefungsmodul der ZidS-Umfrage er-
arbeitet werden. Die wichtigsten Resul-
tate und Erkenntnisse aus dieser Studie 
wurden bereits im Bericht 2016 vor­
gestellt.383 Zusammenfassend sei hier 
erwähnt, dass ausnahmslos alle Teil­
nehmenden an der Studie angaben, 
Anti-Schwarzen Rassismus erlebt zu 
haben und von dieser Erfahrung ge-
prägt worden zu sein. Am häufigsten 
erleben die befragten Personen Anti- 
Schwarzen Rassismus unter dem Deck-
mantel des Hervorhebens von vermeint-
lichen kulturellen Unterschieden in 
alltäglichen Situationen, gepaart mit ei-
nem Paternalismus, der auf weisse 
Überlegenheit verweist. Es geht dabei 
um stigmatisierende Haltungen, Ges-
ten, Bemerkungen oder Witze, die be-
leidigend, aber subtil und oft kaum be-

http://www.ekr.admin.ch
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nennbar sind, und auf welche deshalb 
umso schwieriger reagiert werden 
kann. Letztlich können sie zum gesell-
schaftlichen Ausschluss von Schwarzen 
führen. Die Befragten nannten beinahe 
durchwegs Racial Profiling, aber auch 
Beobachtungen von institutionellem 
Rassismus in Politik und Medien. Dane-
ben wurden häufig Diskriminierungen 
an öffentlichen Orten, im öffentlichen 
Verkehr, in der Verwaltung, bei der Ar-
beit und in der Schule erwähnt. Die Stu-
die hält fest, dass von Anti-Schwarzen 
Rassismus alle sozialen Schichten, jede 
Altersgruppe, beide Geschlechter und 
alle Sprachregionen betroffen seien – 
sowohl als Betroffene wie als Täter. 
Hingegen gibt es Unterschiede in der 
Ausprägung. So erleben Männer eher 
direkte und Frauen eher sexualisierte 
Angriffe. Die befragten Männer er-
wähnten Polizeikontrollen, Frauen wie-
derholt sexistische und rassistische Wer-
bung. Eine abschliessende Aussage zu 
Unterschieden in den Sprachregionen 
oder der Stadt-Land-Frage konnte die 
Studie nicht liefern.384 

Der Vergleich dieser Resultate mit den 
Ergebnissen aus der ZidS-Erhebung 
macht deutlich, dass Betroffene und  
die breite Bevölkerung die Problemlage 
des Anti-Schwarzen Rassismus gegen­

384	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2017, S. 67-72.

385	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2017, S. 71 sowie Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, 
S. 15.

386	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2017, S. 71 sowie Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, 
S. 12.

387	Naguib Tarek/Pärli, Kurt et al.: Anti-Schwarzen Rassismus. Juristische Untersuchung zu Phänomen, 
Herausforderungen und Hand-lungsbedarf. Im Auftrag der Eidgenössischen Kommission gegen 
Rassismus (EKR). ZHAW, Winterthur/Basel, 2017.

sätzlich einschätzen. In vielen Bevölke-
rungskreisen fehlt das Wissen um die 
alltäglichen und strukturellen Di-
mensionen des Anti-Schwarzen Rassis-
mus und damit auch das Problembe-
wusstsein darüber, dass sich rassistische 
Denkmuster und Praktiken nicht auf in-
dividuelles Fehlverhalten reduzieren las-
sen. So wird Anti-Schwarzen Rassismus 
nur beschränkt als relevantes soziales 
Problem wahrgenommen – auch in 
Fachkreisen wie etwa der Integrations- 
oder Antidiskriminierungsarbeit.385 Des-
halb sollte der Fokus verstärkt auf ge-
sellschaftliche Prozesse, Strukturen und 
Institutionen gerichtet werden, um be-
stehende Machtverhältnisse und Privile-
gien sichtbar zu machen.386 

Parallel zur Studie der FRB, die sich auf 
die «Innensicht» der schwarzen Wohn-
bevölkerung in der Schweiz konzent-
riert, beauftragte die EKR das Zentrum 
für Sozialrecht der ZHAW damit, die 
spezifischen Dimensionen des Rassis-
mus gegenüber Schwarzen in der 
Schweiz unter einem juristischen Blick-
winkel zu untersuchen.387 Die Studie er-
läutert nach einer rechtstheoretischen 
Einordung des Begriffs «Anti-Schwar-
ze-Rassismus» die aus dem internatio-
nalen Recht hervorgehenden Pflichten 
zur Bekämpfung von Anti-Schwarzen 
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Rassismus und nimmt eine Bestandsauf-
nahme und Beurteilung der entspre-
chenden staatlichen Massnahmen vor. 
Die EKR hat die Studie Ende 2017 zu-
sammen mit einer Kurzfassung und mit 
Empfehlungen veröffentlicht.388 Im Mai 
2018 wurden beide Studien, die Ergeb-
nisse der Erhebung des BFS und die 
Empfehlungen der EKR an einer von der 
FRB koordinierten Arbeitstagung prä-
sentiert und diskutiert. An der Tagung 
haben Vertreterinnen und Vertreter von 
Zivilgesellschaft, Forschung, Behörden 
und spezialisierten Beratungsstellen teil-
genommen. Im Auftrag der FRB hat das 
SFM einen Tagungsbericht erstellt, der 
den Fachaustausch mit Verweis auf die 
entsprechenden Studien dokumen-
tiert.389 

In Bezug auf die rechtlichen Rahmen-
bedingungen herrscht in den Studien 
wie auch unter den Tagungsteilneh-
menden Konsens darüber, dass die 
bestehenden Instrumente und Sank
tionierungsmöglichkeiten unzureichend 
seien, um Schutz zu gewährleisten. Das 
verfassungsrechtliche Verbot der Ras-
sendiskriminierung wird für den Schutz 
der schwarzen Bevölkerung in der 
Schweiz als weitgehend unwirksam be-
urteilt. Privatrechtliche Normen zur Be-

388	Eidgenössische Kommission gegen Rassismus EKR 2017, Empfehlungen zum Thema Rassismus 
gegenüber schwarzen Menschen in der Schweiz. Kurzfassung der Studie. 2017, Bern.

389	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier: Arbeitstagung zu Anti-Schwarzen Rassismus in der Schweiz 
vom 3. Mai 2018. Tagungsbericht im Auftrag der Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB). SFM, 
SFM Studies #70d, Neuchâtel, 2018.

390	EKR 2017, S. 27-28.

391	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, S. 23.

392	EKR 2017, S. 10.

393	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, S. 15.

kämpfung von Rassismus fehlen nahezu 
gänzlich. Demgegenüber ist die Rassis-
musstrafnorm ein grundsätzlich funkti-
onierendes, aber in ihrem Wirkungsbe-
reich sehr limitiertes Instrument. Die 
Analyse der Rechtsfälle, die Rassismus 
gegenüber Schwarzen betreffen, zeigt, 
dass sich die Strafverfolgungsbehörden 
nicht mit den spezifischen Wirkungs-
weisen des Anti-Schwarzen Rassismus 
auseinandersetzen.390 Die bisherige 
Auslegung lässt ausserdem nicht zu, 
dass neuere, kulturalisierende Formen 
des Rassismus eingeklagt werden, und 
die geringe Rechtssprechungsdichte 
führt zu grösserer Rechtsunsicherheit. 
Diese Hürden schwächen das Vertrauen 
der schwarzen Bevölkerung in Justiz 
und Polizei.391 Beim Zugang zum Recht 
besteht also sowohl auf der materiellen, 
wie auch auf der prozessualen Ebene 
Verbesserungspotenzial.392 Die Tatsa-
che, dass Rassismus in der breiten Öf-
fentlichkeit – so die Einschätzung von 
Betroffenen und Fachpersonen – ein 
Reizwort ist, das häufig durch andere 
Begriffe ersetzt wird (bspw. Fremden-
feindlichkeit), trägt weiter zur Banalisie-
rung des Problems bei.393 Diese Tendenz 
lässt sich auch im rechtlichen Kontext 
beobachten. Zunehmend sind Bestre-
bungen festzustellen, den Begriff «Ras-
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se» in Gesetzestexten durch weniger 
belastete Begriffe wie «Ethnie» zu er-
setzen. In Bezug auf Anti-Schwarzen 
Rassismus stellt sich hier insbesondere 
die Frage, ob und inwiefern er mit an-
deren Begriffen als «Rasse» abgedeckt 
werden kann. Das von der FRB in Auf-
trag gegebene juristische Gutachten 
kommt zum Schluss, dass bis heute kei-
ne anderen Begriffe existieren, die alle 
mit dem Begriff «Rasse» abgedeckten 
potentiellen Diskriminierungsmerkmale 
abdecken können, und dass allfällige 
Alternativbegriffe jeweils ausweisen 
müssen, dass sie die Anforderungen der 
grund- und menschenrechtlichen Vor-
gaben erfüllen.394

Die Studien zeigen, dass – obwohl An-
ti-Schwarzen Rassismus zu den häufigs-
ten Beratungsgründen gehört – sich die 
wenigsten Betroffenen an spezialisierte  
Beratungsstellen wenden. Diese wer-
den als wenig bekannt oder wenig 
wirksam beurteilt. Es besteht also ein 
Bedarf an leicht erreichbaren Bera-
tungsangeboten, die das Vertrauen der 
schwarzen Bevölkerung geniessen. Es 
braucht eine Spezialisierung der Bera-
tungsstellen auf die Bekämpfung von 
Anti-Schwarzen Rassismus und eine 
bessere Vernetzung und Zusammenar-

394	Vgl. dazu ausführlicher Kapitel 4: rechtliche Grundlagen.

395	EKR 2017, S. 15 und Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2017, S. 70-71.

396	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, S. 23.

397	Nach Publikation der EKR-Studie und den Empfehlungen der EKR wurde im Nationalrat eine Inter-
pellation eingereicht, die vom Bundesrat eine Stellungnahme verlangte, ob die EKR mit der Auf-
forderung, die Rolle der Schweiz im Kolonialismus zu beleuchten, nicht ihr Mandat überschreite. In 
seiner Antwort beschreibt der Bundesrat die Aufgaben der EKR und stellt sich hinter das Vorgehen 
der Kommission. Siehe: Interpellation Keller Peter: «Braucht die Schweiz eine staatlich orchestrierte 
Aufarbeitung des Kolonialismus?» (Ip. 17.4169) vom 14.12.2017. 

398	EKR 2017, S. 10.

beit mit betroffenen Gruppen und Or-
ganisationen.395 An der Tagung wurde 
das ungenügende Wissen um die Me-
chanismen und Eigenheiten des An-
ti-Schwarzen Rassismus bei den Bera-
tungsstellen kritisiert. Die vermehrte 
Anstellung von schwarzen Beraterinnen 
und Beratern könnte das Vertrauen in 
diese Stellen verbessern. Schliesslich 
wurde auch ein Bedarf an praktischen 
Massnahmen festgestellt, um für das 
Publikum besser zugänglich zu sein 
(Öffnungszeiten, Sprachkompetenzen 
etc.).396 

Auch bei Politik und Verwaltung sind 
Lücken und Handlungsbedarf festzu-
stellen: Den Behörden wird insbesonde-
re in der von der EKR mandatierten Stu-
die mangelndes Bewusstsein der 
nachwirkenden Bedeutung des Koloni-
alismus attestiert.397 Hintergrund dafür 
ist, dass die Schweiz ihre historische 
Rolle im Kolonialismus noch mangelhaft 
wissenschaftlich aufgearbeitet hat und 
damit auch die systematische Ungleich-
behandlung und Herabsetzung schwar-
zer Menschen afrikanischen Ursprungs, 
die sich als strukturelle Diskriminierung 
und Alltagsrassismus äussern, nicht ge-
nügend als Problem anerkennt.398 Bei 
Behörden auf Kantons- und Gemeinde-
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ebene bestehe eine Tendenz zur Ver-
harmlosung des Anti-Schwarzen Rassis-
mus, und es würden zu wenig An- 
strengungen zu dessen Thematisierung 
unternommen. Dies obwohl bei spezia-
lisierten Stellen wie Integrationsfach-
stellen der Wunsch nach mehr Wissen 
zu Anti-Schwarzen Rassismus geäussert 
wurde.399 Dass insbesondere die öffent-
liche Verwaltung anfällig für institutio-
nellen Rassismus ist, hat auch die 
SFM-Studie deutlich gemacht.400 Politi-
kerinnen und Politiker ruft die EKR dazu 
auf, stigmatisierende Aussagen und 
verbale Entgleisungen auf Kosten von 
Minderheitengruppen zu unterlassen.401

Eine an der Tagung und im Vorfeld kon-
trovers diskutierte Frage betrifft die Be-
sonderheit des Anti-Schwarzen Ras-
sismus. Es herrscht Einigkeit in Bezug 
auf die phänotypische Sichtbarkeit der 
Betroffenen und die damit einherge-
hende Unentrinnbarkeit der Stigmati-
sierung. Ausserdem ist der Zusammen-
hang zu den Relikten des pseudo
wissenschaftlichen Rassismus, der bis 
heute seine Wirkung entfaltet, eine für 
den Anti-Schwarzen Rassismus allge-
mein anerkannte relevante Besonder-
heit. Die grundsätzliche Besonderheit 
des Anti-Schwarzen Rassismus wurde 
im Rahmen der SFM-Studie aber von 
Befragten und Forschenden nicht ein-
heitlich beurteilt.402 In diesem Zusam-

399	EKR 2017, S. 27-29.

400	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2017, S. 67-72.

401	EKR 2017, S. 12-13.

402	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2017, S. 67-72.

403	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, S. 13.

404	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, S. 29.

menhang ist auch die Debatte um den 
Begriff «Rasse» zu verstehen. Während 
die Existenz biologischer «Rassen» als 
widerlegt gilt, stellt sich insbesondere 
die Frage, inwiefern «Rasse» als soziales 
Konstrukt und soziale Kategorie nur auf 
Anti-Schwarzen Rassismus anzuwen-
den ist oder auch etwa auf Muslim-
feindlichkeit, Antisemitismus oder Anti-
ziganismus.403 

An diese Diskussion schliesst die Frage 
nach dem Bedarf spezifischer oder 
allgemeiner Massnahmen zur Be-
kämpfung von Rassismus resp. An-
ti-Schwarzen Rassismus an. Die in der 
Berichtsperiode geleisteten Arbeiten 
haben deutlich gemacht, dass in Politik, 
Recht, Verwaltung und Bevölkerung der 
Mangel an spezifischen Kenntnissen 
des Anti-Schwarzen Rassismus und das 
Fehlen spezialgesetzlicher Normen die 
Erkennung, Thematisierung und Be-
kämpfung erschweren. Auch beim Be-
ratungsangebot sind spezifische Mass-
nahmen angezeigt. Von der EKR gefor-
dert werden mehr politisches Lobbying 
und medienwirksame Interventionen als 
Massnahmen gegen Anti-Schwarzen 
Rassismus.404

Eine weitere Differenzierung, die insbe-
sondere aus Sicht von Aktivistinnen und 
Aktivisten dringend ist, betrifft die Aus-
einandersetzung mit Rassismus und 
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Anti-Schwarzen Rassismus im Rahmen 
der staatlichen Integrationsarbeit. 
Anti-Schwarzen Rassismus ist von mig-
rationsbezogenen Anliegen zu differen-
zieren, da er von Wirkung und Betrof-
fenheit her anders gelagert ist.405 

Massnahmen und Aktivitäten zum 
Diskriminierungsschutz
Die FRB hat in den beiden Berichtsjah-
ren 7 Projekte zur Prävention von Ras-
sismus gegenüber Schwarzen finan-
ziert. Darunter sind auch zwei Projekte, 
die sich explizit mit den Verflechtungen 
der Schweiz in Sklaverei und Kolonialis-
mus auseinandersetzen und Bezüge zur 
Gegenwart ermöglichen, um für rassis-
tische Stereotype, koloniale Wissens-
produktion und heutige Abhängigkei-
ten zu sensibilisieren.406 

Es sind in den letzten Jahren vermehrt 
neue Organisationen in die Öffentlich-
keit getreten, die sich spezifisch mit 
dem Rassismus gegen Schwarze ausein-
andersetzen und diesen bekämpfen. So 
etwa «Bla*Sh – Black She», ein Netz-
werk schwarzer Frauen, das es zwar 
schon seit einigen Jahren gibt, das aber 
erst seit 2016 mit Workshops und Le-
sungen öffentlich auftritt.407 Ebenfalls 
2016 gegründet wurde die Allianz ge-

405	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, S. 28. Zur Frage des Verhältnisses von Integrationsarbeit 
und Rassismusbekämpfung siehe auch Kapitel 6.1.1 (Verankerung des Diskriminierungsschutzes in 
den kantonalen Integrationsprogrammen).

406	Es handelt sich um zwei Projekte der Stiftung cooperaxion, siehe dazu: www.cooperaxion.org > 
Schweiz

407	Siehe www.facebook.com/NetzwerkBlackShe/ 

408	Siehe https://collectifafroswiss.wordpress.com/ 

409	Siehe www.facebook.com/Berner.Rassismus.Stammtisch 

410	Siehe www.cooperaxion.org/schweiz/ 

gen Racial Profiling, die sich gegen insti-
tutionellen Rassismus in den Schweizer 
Polizeikorps und den Grenzwachtkorps 
zur Wehr setzt, diesbezüglich aber ei-
nen Fokus auf Anti-Schwarzen Rassis-
mus legt (vgl. dazu Kap. 6.2.8). Zu er-
wähnen ist ausserdem das «Collectif 
Afro-Swiss CAS» als Zusammenschluss 
von Aktivistinnen und Aktivisten der 
französischen Schweiz, mit dem Ziel der 
Bekämpfung von Anti-Schwarzen Ras-
sismus. Auch CAS gibt es schon seit ei-
nigen Jahren, die Organisation tritt aber 
erst seit etwa 2016 mit öffentlichen Ak-
tionen in Erscheinung.408 Verschiedene 
dieser genannten und weiterer Organi-
sationen haben sich in der Berichtsperi-
ode an den lokalen oder regionalen Ak-
tionswochen gegen Rassismus beteiligt 
oder unabhängig davon Aktivitäten 
durchgeführt, die explizit den Rassismus 
gegen Schwarze thematisierten. Bei-
spielhaft seien genannt das «Kanaken-
tribunal» des Berner Rassismusstamm-
tisches409, der in einem inszenierten 
Schauprozess das als rassistisch wahr-
genommene Symbol der «Zunft zum 
Mohren» verhandelte, oder die Rund-
gänge der Stiftung Cooperaxion410 zum 
kolonialen Erbe in Bern und Neuchâtel. 

http://www.cooperaxion.org
http://www.facebook.com/NetzwerkBlackShe/
https://collectifafroswiss.wordpress.com/
http://www.facebook.com/Berner.Rassismus.Stammtisch
http://www.cooperaxion.org/schweiz/
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Während der Berichtsperiode fanden 
mehrere zum Teil in der Öffentlichkeit 
heftig geführte Debatten um rassisti-
sche Symbole und Produkte statt: Kriti-
kerinnen und Kritiker forderten die Na-
mensänderung der mit «Mohrenkopf» 
beschrifteten von zwei Firmen in den 
Kantonen AG und BL hergestellten 
Schokoküsse. In Genf wurde der Fall 
einer an koloniale Darstellungen von 
schwarzen Menschen erinnernden Süs-
sigkeit juristisch verhandelt. Und in 
Basel kam es 2018 zu einer Debatte in-
klusive Solidarisierungs- und Protest-
kundgebungen aufgrund der ebenfalls 
auf koloniale Bezeichnungen und Dar-
stellungen bezugnehmenden Namen 
und Symbole einer Fasnachtsclique und 
einer Guggenmusik. In der Mitte eines 
Solidaritätsumzugs für die beiden Orga-
nisationen liefen Rechtsextreme in 
T-Shirts mit der Zahl 88 mit, in rechts-
extremen Kreisen Symbol für «Heil Hit-
ler». Die Umzugsorganisatoren dulde-
ten die rechtsextremen Mitläufer an der 
Kundgebung. Die Clique kündigte eini-
ge Monate später an, aufgrund der Kri-
tik auf das als rassistisch kritisierte Logo 
zu verzichten, den ebenso kritisierten 
Namen aber beizubehalten. Zusam-
menfassend kann ein Erstarken der 
Selbstorganisation von schwarzen Men-
schen in der Schweiz festgestellt wer-
den. 

411	Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, S. 27 und EKR 2017, S. 16.

412	Vgl. dazu EKR 2017, S. 22; Efionayi-Mäder, Denise/Ruedin, Didier 2018, S. 13 sowie Efionayi-Mäder, 
Denise/Ruedin, Didier 2017, S. 68.

413	Aeberli, Marion 2019.

Fazit
Die in der Berichtsperiode geleisteten 
Arbeiten liefern eine umfassende 
Grundlage für die spezifische Auseinan-
dersetzung mit Anti-Schwarzen Rassis-
mus – auch wenn weiterhin Forschungs-
bedarf besteht, insbesondere zu den 
unterschiedlichen Lebensumständen 
und Erfahrungen der von Anti-Schwar-
zen Rassismus betroffenen Personen, 
mit oder ohne Migrationshintergrund.411 
Diese Auseinandersetzung sollte mit der 
schweizweit ersten Tagung zum Thema 
angestossen werden. Dabei wurde deut-
lich, dass der Rassismus gegenüber 
Schwarzen zumindest insofern spezi-
fisch ist, als dass Schwarzsein unabhän-
gig von Herkunft oder Nationalität un-
übersehbar ist und unausweichlich eine 
Stigmatisierung zur Folge hat.412 Aller-
dings haben die Studien und insbeson-
dere die Zwischenbefragung des BFS 
gezeigt, dass neue, eher kulturalisieren-
de Formen des Anti-Schwarzen Rassis-
mus weniger klar erkannt werden von 
der Bevölkerung – also vor allem subtile 
und alltägliche Ungleichbehandlungen, 
die nicht eigentlich ideologisch begrün-
det sind, sondern sich in erster Linie auf 
angenommene kulturelle Unterschiede 
beziehen. Dies verstärkt noch zusätzlich 
die Diskrepanz zwischen dem Empfin-
den von Menschen mit Rassismuserfah-
rung und der mangelnden gesellschaft-
lichen Anerkennung des Problems.413 
Handlungsbedarf besteht auf mehreren 
Ebenen – so müssen Anti-Schwarzen 
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Rassismus verstärkt als strukturelles und 
institutionelles Problem und die Bedeu-
tung der Kolonialgeschichte auch für die 
heutige Schweiz anerkannt werden. 

6.3.4	 ANTISEMITISMUS UND 
MASSNAHMEN DAGEGEN
Von den gut 18 000 Jüdinnen und Ju-
den in der Schweiz (rund 0.3% der 
Wohnbevölkerung ab 15 Jahren) lebt 
mehr als die Hälfte im Kanton Zürich 
und in der Genferseeregion.414 Die jüdi-
sche Gemeinschaft ist in sechs Kanto-
nen öffentlich-rechtlich anerkannt (BS, 
FR, BE, SG, ZH und VD), wobei die jüdi-
schen Gemeinden in Zürich und der 
Waadt ihren Status als privatrechtlich 
geregelte Vereine beibehalten haben. In 
den übrigen Kantonen sind die jüdi-
schen Gemeinden als private Vereine 
oder Stiftungen organisiert.415 Mit der 
Ratifikation des Europäischen Rahmen-
übereinkommens zum Schutz nationa-
ler Minderheiten anerkennt die Schweiz 
seit 1998 nebst den Jenischen und Sinti 
auch die Jüdinnen und Juden als natio-
nale Minderheit. Schweizweit sind die 

414	Im Jahr 2017 gaben 18 092 Personen der ständigen Wohnbevölkerung ab 15 Jahren an, der 
jüdischen Glaubensgemeinschaft anzugehören. Eine grosse Anzahl jüdischer Glaubensangehöriger 
wohnt in den Städten Zürich (3723) und Genf (1915). www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Be-
völkerung > Sprachen und Religionen > Religionen

415	Diese umfasst nicht die Anerkennung als Staatsreligion, sondern nur die Gewährung von gewissen 
Rechten wie beispielsweise dem Recht, eine Steuer zu erheben oder in staatlichen Schulen Religions-
unterricht zu erteilen.

416	www.swissjews.ch 

417	https://www.liberaljews.ch 

418	Beratungsnetz für Rassismusopfer: Rassismusvorfälle aus der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 
2018, Bern, 2019, S. 11.

419	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Ideologie

meisten jüdischen Gemeinden in den 
beiden Dachverbänden Schweizerischer 
Israelitischer Gemeindebund (SIG)416 
und Plattform der Liberalen Juden der 
Schweiz (PLJS)417 organisiert.

2018 registrierte die Datenbank DoSyRa 
5 Vorfälle, die Antisemitismus betrafen 
(auf insgesamt 278 Nennungen); 2017 
waren es deren 6 (auf insgesamt 245 
Nennungen).418 Diese tiefen Zahlen 
hängen damit zusammen, dass sich Be-
troffene eher an Vertrauenspersonen 
oder Beratungsangebote wenden, die 
nicht dem Beratungsnetz angeschlos-
sen sind und somit auch nicht erfasst 
werden. Die EKR-Rechtssammlung er-
fasste 4 Fälle von Antisemitismus im 
Jahr 2018 und 16 Fälle im Jahr 2017.419 
Der Antisemitismusbericht des SIG und 
der Stiftung gegen Rassismus und Anti-
semitismus (GRA) erfasste 42 antisemi-
tische Vorfälle in der deutschsprachigen 
Schweiz im Jahr 2018 und deren 39 im 
Jahr 2017. Separat aufgeführt werden 
Vorfälle aus dem Internet: Hier wurden 
535 Fälle im Jahr 2018 und 90 Fälle im 

http://www.bfs.admin.ch
http://www.swissjews.ch
https://www.liberaljews.ch
http://www.ekr.admin.ch
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Jahr 2017 registriert.420 Der Bericht der 
Westschweizer NGO Coordination in-
tercommunautaire contre l’antisémitis-
me et la diffamation (CICAD) verzeich-
nete 174 Vorfälle im Jahr 2018 und 150 
Vorfälle für das Jahr 2017. 2018 betra-
fen 64% der Fälle das Internet, 2017 
waren es 46%. Sowohl die CICAD wie 
der SIG verzeichneten damit einen 
deutlichen Anstieg an Vorfällen im Ver-
gleich zur vorangegangenen Berichts-
periode und weisen ausserdem hin auf 
die wachsende Bedeutung des Internets 
(insbesondere der sozialen Medien) für 
die Verbreitung von antisemitischen In-
halten. Ein Grossteil der Online-Fälle ha-
ben zeitgenössische antisemitische Ver-
schwörungstheorien zum Inhalt.421 
Angesichts dieses Anstiegs an antisemi-
tischen Inhalten insbesondere auf Face-
book und Twitter fordert die CICAD 
eine konsequentere Kontrolle dieser 
Plattformen. Die Organisation empfiehlt 
ausserdem den herkömmlichen Medi-
en, noch weitere Anstrengungen zu 
unternehmen, um zu verhindern, dass 
antisemitische Inhalte in online-Leser-

420	Schweizerischer Israelitischer Gemeindebund (SIG)/Stiftung gegen Rassismus und Antisemitismus 
(GRA). Antisemitismusbericht 2018. Siehe: www.antisemitismus.ch > Analyse > Analyse 2018. Im 
Antisemitismusbericht wurden nicht nur zugetragene Meldungen, sondern auch in den Medien er-
wähnte Vorfälle mitgezählt; Vorfälle im Internet (insbesondere Facebook und Twitter) wurden separat 
berücksichtigt.

421	Coordination intercommunautaire contre l’antisémitisme et la diffamation (CICAD). Antisémitisme en 
Suisse romande. Rapport 2018. Genf, 2019. Der Bericht der CICAD deckt die Befunde in der franzö-
sischsprachigen Schweiz ab.

422	CICAD 2019, S. 23.

423	https://fra.europa.eu > Publications & resources > Publications > Experiences and perceptions of 
antisemitism - Second survey on discrimination and hate crime against Jews in the EU

424	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

kommentaren durch die Kontrollnetze 
rutschen.422 

Diese Ergebnisse reihen sich ein in die 
Resultate einer Umfrage der EU-Grund-
rechtsagentur (FRA) von 2018 bei jüdi-
schen Menschen in den EU-Mitglieds-
staaten, wonach 90% der Befragten 
der Meinung sind, dass Antisemitismus 
in ihrem Land zunimmt. Ebenfalls rund 
90% erachten antisemitische Äusserun-
gen besonders im Internet als ein Prob-
lem.423 

Zusätzliche Daten finden sich in der 
BFS-Erhebung «Zusammenleben in der 
Schweiz» (ZidS) 2018.424 Die Frage, ob 
sie in den letzten 5 Jahren aufgrund der 
Religion diskriminiert wurden, bejahten 
15% der Personen mit Diskriminie-
rungserfahrungen – davon waren 2% 
jüdischer Konfession. Zudem ermittelt 
die ZidS-Umfrage spezifisch judenfeind-
liche Einstellungen mittels einer Reihe 
von standardisierten Fragen. Die negati-
ven Meinungen zu Jüdinnen und Juden 
wurden zu einem Index zusammenge-

http://www.antisemitismus.ch
https://fra.europa.eu
http://www.bfs.admin.ch
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fasst.425 In der Umfrage 2018 stimmten 
9% der Bevölkerung den vorgeschlage-
nen negativen Meinungen zu. 12% be-
jahten auch die vorgelegten negativen 
Stereotype.426 Im Vergleich zur Umfrage 
2016 sind diese Werte stabil.

Demgegenüber stimmten 95% der Be-
völkerung der Aussage zu, dass Jüdin-
nen und Juden Menschen wie alle an-
deren auch seien und 12% lehnten die 
vorgeschlagenen negativen Stereotype 
zu Jüdinnen und Juden ab. Eine weitere 
thematische Auswertung der Umfrage-
ergebnisse kann erst ab 2020 erfolgen, 
wenn die Daten aus den drei ersten 
BFS-Erhebungen vorliegen.

Im Oktober 2017 publizierte die FRB 
den aktualisierten «Bericht über die 
Massnahmen des Bundes gegen Anti-
semitismus in der Schweiz».427 Er doku-
mentiert die Massnahmen der zustän
digen Ämter des Bundes gegen 
Antisemitismus und gibt einen Über-
blick über die Sensibilisierungs- und Prä-
ventionsmassnahmen, die Rechtslage 
sowie den Schutz von jüdischen Men-
schen und Einrichtungen in der Schweiz. 

425	Folgende negative Aussagen wurden verwendet: an Verfolgung mitschuldig; zu viel Einfluss auf Welt-
geschehen; Ausnützung des Holocaust; primäre Loyalität gegenüber Israel; zu viel Einfluss auf die 
Schweiz; alle Jüdinnen und Juden nach Israel.

426	Es handelt sich um folgende Stereotype: Jüdinnen und Juden seien geldgierig, erfolgreich im Ge-
schäftsleben, machthungrig und politisch radikal.

427	www.frb.admin.ch > Monitoring und Berichterstattung 

428	Siehe dazu Kapitel 6.3.1 (Zusammenleben der Religionsgemeinschaften). 

429	Ziel der Allianz ist es, in den 31 Mitgliedstaaten die Forschung und Bildung in Bezug auf den Holo-
caust und weitere Genozide zu fördern sowie die Erinnerung an die Opfer durch Gedenkfeiern und 
-stätten wachzuhalten. Die Schweiz gehört der IHRA seit 2004 an; siehe: www.holocaustremembran-
ce.com 

Im selben Zeitraum beauftragte der 
Bundesrat den Sicherheitsverbund 
Schweiz (SVS), ein Konzept zu erarbei-
ten, um die Massnahmen zum Schutz 
von besonders gefährdeten Minderhei-
ten in Zukunft besser zu koordinieren. 
Daraus ging der Entwurf für die Verord-
nung über Massnahmen zur Gewähr-
leistung der Sicherheit von Minderhei-
ten mit besonderen Schutzbedürfnissen 
(VSMS) hervor, der Anfang 2019 vom 
Bundesrat in die Vernehmlassung ge-
schickt wurde.428

Im März 2017 übernahm die Schweiz 
den Vorsitz der International Holocaust 
Remembrance Alliance (IHRA)429 und er-
hielt damit die Möglichkeit, während 
eines Jahres die Bekämpfung jeder Form 
von Antisemitismus zu verstärken. Un-
ter dem Vorsitz der Schweiz erarbeitete 
die Allianz erstmals eine Strategie, wel-
che die Schwerpunkte ihrer Arbeit für 
die nächsten Jahre definiert. Die Priori-
täten betrafen die Konservierung und 
den Schutz von Orten und Dokumenten 
über den Holocaust. Ausserdem will die 
IHRA erreichen, dass bereits die Relati-
vierung des Holocaust bekämpft wird 

http://www.frb.admin.ch
http://www.holocaustremembrance.com
http://www.holocaustremembrance.com
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und nicht nur dessen Leugnung.430 Der 
Schweizer Vorsitz widmete der Erhal-
tung der historischen Stätten in gewis-
sen Mitgliedsländern besondere Auf-
merksamkeit. Die Expertinnen und Ex-
perten der IHRA für den Genozid an 
den Roma empfingen ausserdem in 
Genf Vertreterinnen und Vertreter der 
Organisationen der Jenischen und Sinti/
Manouches beziehungsweise in Bern 
Vertreterinnen und Vertreter der Orga-
nisationen der Roma, um einen Dialog 
über die Situation dieser Gemeinschaf-
ten in der Schweiz und deren Perspekti-
ven zu führen. Im Bericht des Eidgenös-
sischen Departements für auswärtige 
Angelegenheiten (EDA) zum Schweizer 
Vorsitz der IHRA werden die einzelnen 
Aktivitäten vorgestellt.431 Erwähnt sei 
hier besonders die Ausstellung «The 
Last Swiss Holocaust Survivors», welche 
von der Gamaraal Foundation mit Un-
terstützung des EDA und der FRB erar-
beitet wurde, 2017-2018 durch die 
Schweiz tourte und auch in den USA, 
Deutschland und Singapur gezeigt wur-
de. Die Ausstellung individualisiert die 
Geschichte des Holocausts, indem sie 
sich über Bild- und Tondokumente den 
letzten Holocaust-Überlebenden in der 
Schweiz annähert.432 Ausserdem wurde 
im Auftrag der IHRA an der PH Luzern 

430	www.eda.admin.ch > Aktuell > Dossiers > Archiv > Schweizer Vorsitz der International Holocaust 
Remembrance Alliance im Jahr 2017 

431	www.eda.admin.ch > Aktuell > Dossiers > Archiv > Schweizer Vorsitz der International Holocaust 
Remembrance Alliance im Jahr 2017 > Schweizer Vorsitz der International Holocaust Remembrance 
Alliance 2017, Bericht, EDA, 20.06.2018

432	www.last-swiss-holocaust-survivors.ch 

433	www.eda.admin.ch > Aktuell > Dossiers > Archiv > Schweizer Vorsitz der International Holocaust 
Remembrance Alliance im Jahr 2017 

434	Eidgenössische Kommission gegen Rassismus EKR: TANGRAM 39: Antisemitismus. Bern, 2017. Siehe 
www.ekr.admin.ch > Publikationen > Tangram

die App «Fliehen vor dem Holocaust. 
Meine Begegnung mit Geflüchteten» 
entwickelt. Sie ermöglicht es Schülerin-
nen und Schülern, sich im Unterricht 
mit dem Schicksal von fünf Menschen 
auseinanderzusetzen, die vor dem Na­
tionalsozialismus flüchten mussten. Da-
rüber hinaus wurde 2017 die 15-bändi-
ge Buchreihe «Memoiren von Holo-
caust-Überlebenden» in Schulklassen 
und durch das Generalsekretariat des 
Eidgenössischen Departements des In-
nern (GS-EDI) ins Französische übersetzt 
und vom EDA veröffentlicht.433

Während des Schweizer IHRA-Vorsitzes 
befasste sich auch die EKR intensiv mit 
Antisemitismus und widmete die Aus-
gabe von Juni 2017 ihrer Zeitschrift 
TANGRAM dem Thema.434 Neben meh-
reren Beiträgen, die sich mit dem histo-
rischen Antisemitismus und Antisemitis-
mus im Zeitalter von Globalisierung und 
Digitalisierung befassen und die Konti-
nuitäten aufzeigen, werden auch Mittel 
und Praktiken der Antisemitismusbe-
kämpfung vorgestellt. Als Beispiel guter 
Praxis genannt werden etwa das von 
der GRA entwickelte E-Learning-Tool zu 
Herkunft und Bedeutung problemati-
scher Begriffe. Dieses beruht auf dem 
GRA-Glossar historisch belasteter Be-

http://www.eda.admin.ch
http://www.eda.admin.ch
http://www.last-swiss-holocaust-survivors.ch
http://www.eda.admin.ch
http://www.ekr.admin.ch
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griffe und behandelt neben dem Juden-
tum auch den Nationalsozialismus, den 
Islam sowie die Diskriminierung und 
Verfolgung anderer Minderheiten.435 
Auch ein neues Lehrmittel für die Pri-
marstufe, das den Holocaust anhand 
von Lebensgeschichten von jüdischen 
Frauen und Männern thematisiert, die 
als Jugendliche vor dem Nationalsozia-
lismus in die Schweiz geflüchtet waren, 
findet Eingang ins TANGRAM.436 

Die FRB hat in der Berichtsperiode 4 
Projekte zur Prävention von Antisemitis-
mus mit insgesamt 46 500 Franken un-
terstützt. Das National Coalition Buil-
ding Institute (NCBI) hat das Projekt 
«Respect – Muslim- und Judenfeindlich-
keit gemeinsam überwinden» weiter 
ausgebaut – mit neuen regionalen Part-
nerschaften und zunehmend von loka-
len Religionsgemeinschaften getrage-
nen Veranstaltungen sowie Social Me-
dia-Präsenz. Das Projekt will Rassismus, 
Vorurteile und Missverständnisse zwi-
schen den und über die jüdischen und 
muslimischen Minderheiten in der 
Schweiz abbauen und Konfliktthemen 
konstruktiv ansprechen.437 Der SIG hat 
das Projekt «Likrat – Begegnungen mit 
dem Judentum» weitergeführt: Dabei 
wurden jüdische Jugendliche in Schul-
klassen eingeladen, um sich und die 

435	https://gra.ch >Bildung > e-learning-tool

436	Das Lehrmittel ist unter dem Titel «Verfolgt und vertrieben – Lernen mit Lebensgeschichten» in der 
Reihe Zoom beim Zürcher Lehrmittelverlag erhältlich, siehe www.lvmz.ch > Shop

437	www.ncbi.ch > Projekte > Vorurteile abbauen > Respect – Muslim- und Judenfeindlichkeit gemein-
sam überwinden 

438	www.likrat.ch > für Schulen

439	www.bak.admin.ch > Sprachen und Gesellschaft > Jenische und Sinti als nationale Minderheit > 
Weiterführende Informationen

eigene Haltung zum Judentum vorzu-
stellen und so Diskussionen über Anti-
semitismus, Rassismus und Diskriminie-
rung anzuregen.438 Daneben sind insbe-
sondere die Schulen aktiv bei der Durch-
führung von Projekten gegen Antisemi-
tismus, zum Beispiel im Rahmen des 
Holocaust-Gedenktags am 27. Januar. 

6.3.5	 DIE SITUATION DER 
JENISCHEN, SINTI UND ROMA 
Jenische sind eine autochthone Schwei-
zer Minderheit mit eigener Sprache, die, 
oft unter Verfolgung und Zwang, mehr-
heitlich sesshaft geworden sind. Von 
den rund 30 000 Schweizer Jenischen 
pflegen etwa 2000-3000 eine halbno-
madische Lebensweise.439 Dazu kom-
men einige Hundert Schweizer Sinti  
(in der Romandie: Manouches). Die 
Schweizer Sinti sprechen Sintitikes, eine 
Variante des Romanes, und pflegen 
mehrheitlich eine halbnomadische Le-
bensweise. In den Sommermonaten ge-
hen diejenigen Jenischen und Sinti, wel-
che eine fahrende Lebensweise pflegen, 
in Familienverbänden als fahrende 
Händlerinnen und Händler verschiede-
nen Gewerben nach. Den Winter ver-
bringen sie meist auf einem Standplatz 
im Wohnwagen, in Holzchalets oder 
Containern, und die Kinder besuchen 
die Quartier- oder Dorfschule. In der 

https://gra.ch
http://www.lvmz.ch
http://www.ncbi.ch
http://www.likrat.ch
http://www.bak.admin.ch
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Gemeinde des Standplatzes sind sie be-
hördlich registriert und bezahlen ihre 
Steuern. Aus Mangel an Standplätzen 
verbringen viele den Winter auch in 
Wohnungen.

Die Zahl der in der Schweiz lebenden 
Roma wird auf rund 80 000 Personen 
geschätzt.440 Sie waren und sind sess-
haft. In den Sommermonaten kommen 
hingegen fahrende Roma insbesondere 
aus Frankreich, Deutschland, Italien 
oder Spanien in ihren Wohnwagen in 
und durch die Schweiz. Roma ist der 
Oberbegriff für alle Angehörigen der 
verschiedenen Romanes-sprechenden 
oder von der Herkunft her zu den Roma 
gehörenden Gruppen.

Die Schweiz hat die Schweizer Jeni-
schen und Sinti als Minderheiten im 
Rahmen des Europäischen Rahmen-
übereinkommens zum Schutz nationa-
ler Minderheiten anerkannt. Bund, Kan-
tone und Gemeinden haben ihnen 
gegenüber eine besondere Schutz-
pflicht sowie die Pflicht zur Förderung 
von Rahmenbedingungen, die es ihnen 
ermöglichen, ihre Kultur zu pflegen und 
weiterzuentwickeln. Dies gilt nament-
lich für die Erhaltung und Schaffung der 
für die nomadische Lebensweise erfor-
derlichen Stand- und Durchgangsplät-
ze, für die Förderung der Kultur sowie 

440	Die genaue Zahl der in der Schweiz lebenden Roma ist unbekannt, es handelt sich bei den genannten 
Zahlen um Schätzungen von Roma-Organisationen. In ganz Europa leben schätzungsweise10 Millio-
nen Roma.

441	www.bak.admin.ch > Sprachen und Gesellschaft > Jenische und Sinti als nationale Minderheit > 
Rechtlicher Rahmen. Gemäss Bundesgericht hat der Staat die Pflicht, die fahrende Lebensweise zu 
ermöglichen. Siehe BGE 129 II 321 vom 28. März 2003. 

442	www.edi.admin.ch > Dokumentation > Reden > Jenische und Sinti bereichern die Schweiz (Rede vom 
15.09.2016)

die Bewahrung der jenischen Spra-
che.441 Anlässlich der «Feckerchilbi» 
2016 erklärte Bundesrat Alain Berset in 
seiner Eröffnungsrede ausdrücklich, 
dass «Fahrende» als Sammelbegriff un-
tauglich sei und in Zukunft Jenische und 
Sinti gemäss ihrer Eigenbezeichnung 
benannt werden sollten.442 

Die sesshaften Roma in der Schweiz 
sind nicht vom Schutz des Rahmenüber-
einkommens erfasst, der bei den auto-
chthonen Jenischen und Sinti ursprüng-
lich an die fahrende Lebensweise 
anknüpft. 2015 stellten zwei Schweizer 
Roma-Organisationen einen Antrag auf 
Anerkennung der Schweizer Roma als 
nationale Minderheit. Die Präsenz der 
Roma in der Schweiz sei seit dem 15. 
Jahrhundert dokumentiert, und von 
den Roma in der Schweiz würden viele 
die eigene Kultur und Sprache pflegen. 
Angesichts der historischen Verbindung 
zwischen Sinti und Roma sei es ausser-
dem nicht nachvollziehbar, warum die 
Sinti, nicht aber die Roma, als nationale 
Minderheit anerkannt würden. Das 
Schweizerische Kompetenzzentrum für 
Menschenrechte beurteilte in einem 
Kurzgutachten 2016, welche Möglich-
keiten für die Anerkennung der in der 
Schweiz lebenden Roma als Minderheit 
bestünden. Die Gutachter kamen zum 
Schluss, dass die Anerkennung der 

http://www.bak.admin.ch
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Schweizer Roma letztlich eine politische 
Frage sei und diese Chancen habe, so-
fern die Elemente der auslegenden Er-
klärung443 erfüllt seien, welche die 
Schweiz bei der Ratifizierung des Rah-
menübereinkommens abgegeben hat 
(insbesondere Beleg einer langen, dau-
erhaften und festen Präsenz als Ge-
meinschaft mit entsprechenden Struk-
turen in der Schweiz).444 Im gleichen 
Sinn unterstützte eine Mehrheit der 
Kantone das Anliegen, falls der Bund 
die Auflagen der Minderheitendefini­
tion als erfüllt erachten würde. 

Der Antrag wurde indes vom Bundesrat 
im Juni 2018 abgelehnt, weil die 
Schweizer Staatsbürgerschaft und der 
Wille zur Bewahrung der kollektiven 
Identität zu wenig belegt seien. Der 
Bundesrat betonte aber, dass die Roma 
«ein anerkannter Bestandteil der 
Schweizer Gesellschaft» seien und die 
Behörden die Verpflichtung hätten, 

443	Erklärung zum Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten (SR. 0.441.1): Die 
Schweiz erklärt, dass in der Schweiz nationale Minderheiten im Sinne des Rahmenübereinkommens 
die Gruppen von Personen sind, die dem Rest der Bevölkerung des Landes oder eines Kantons zah-
lenmässig unterlegen sind, die schweizerische Staatsangehörigkeit besitzen, seit langem bestehende, 
feste und dauerhafte Bindungen zur Schweiz pflegen und von dem Willen beseelt sind, zusammen 
das zu bewahren, was ihre gemeinsame Identität ausmacht, insbesondere ihre Kultur, ihre Traditio-
nen, ihre Religion oder ihre Sprache.

444	Folgende Elemente müssten erfüllt sein: Unterstützung eines Gesuchs durch möglichst alle in der 
Schweiz existierenden Organisationen der Roma; Nachweis, dass Roma seit langem als Gemein-
schaft in der Schweiz sind, d. h. seit dem späten 19. Jahrhundert über Strukturen (z. B. Gruppen, 
Untergruppen, Hierarchien) verfügten, welche sie nicht als eine Gruppe von Individuen und Familien, 
sondern als Teil eines grösseren sozialen Gefüges erscheinen lassen, inkl. Belege über die Zahl der 
Roma (ohne Sinti bzw. Manouches) mit Schweizer Staatsbürgerschaft; sowie Nachweis einer aktuel-
len Identität dieser Schweizer Roma, d. h. von nach wie vor gelebten kulturellen Traditionen, welche 
sie von anderen Teilen der Schweizer Bevölkerung unterscheiden. Zusätzlich bräuchte es positive 
Stellungnahmen zumindest einiger Kantone und Gemeinden mit Roma-Bevölkerung. Siehe Kälin, 
Walter/Locher, Reto 2016: Kurzgutachten zur Beurteilung einer Anerkennung von Roma als Minder-
heit in der Schweiz. Unter: www.skmr.ch > Themenbereiche > Institutionelle Fragen > Publikationen 
(22.3.2016)

445	www.admin.ch > Dokumentation > Medienmitteilungen > Roma in der Schweiz: Bestandteil der 
Gesellschaft, aber keine nationale Minderheit (1. Juni 2018)

«Rassismus und negative Stereotypen 
zu bekämpfen und die Roma vor Diskri-
minierung zu schützen». Diesbezüglich 
verweist der Bundesrat auf verschiede-
ne bereits getroffene Massnahmen: So 
sind seit 2016 sowohl die Jenischen wie 
auch Sinti und Roma in der Eidgenössi-
schen Kommission gegen Rassismus 
(EKR) vertreten und werden im Rahmen 
von Vernehmlassungen in die Arbeiten 
zur «Verbesserung der Bedingungen für 
die fahrende Lebensweise und zur För-
derung der Kultur von Jenischen, Sinti 
und Roma» einbezogen.445 Die betrof-
fenen Organisationen und die Gesell-
schaft für bedrohte Völker (GfbV) kriti-
sierten den Entscheid als eine Fortset-
zung der seit Jahrhunderten andauern-
den diskriminierenden Politik gegen-
über den Roma und als Ausdruck des 
strukturellen Antiziganismus. Sie bean-
standeten, dass der Nachweis einer seit 
langem bestehenden Bindung zur 
Schweiz angesichts der jahrhunderte-

http://www.admin.ch
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langen Verfolgung von Jenischen, Sinti 
und Roma im Rahmen der «Zigeuner-
politik» als Kriterium für die Anerken-
nung angewandt werden solle.446

Die Roma-Organisationen hatten aus-
serdem den Antrag auf Anerkennung 
des Romanes als territorial nicht gebun-
dene Minderheitensprache im Rahmen 
der Europäischen Charta der Regional- 
oder Minderheitensprachen gestellt. 
Dieser sollte laut Bundesrat im folgen-
den Staatenbericht zur Umsetzung der 
Charta geprüft werden. Der siebte Be-
richt der Schweiz von Dezember 2018 
hält nun fest, dass auf den Antrag ange-
sichts der Definition in der Charta nicht 
eingegangen werden kann. Gleichzeitig 
werden vom Bund, so der Bericht, Pro-
jekte zur Förderung der Kultur und der 
Sprache der Jenischen und der Sinti ge-
fördert – letztere sprechen eine Varietät 
des Romanes.447 Das Bundesamt für Kul-
tur hatte eine Recherche zur Sprache 
der Sinti in Auftrag gegeben – der Be-
richt von 2018 hält fest, dass die unge-
fähr 3000 Sinti in der Schweiz alle einen 

446	www.gfbv.ch > Medien > Medienmitteilungen > 1. Juni 2018: Keine Anerkennung als nationale 
Minderheit: Roma-Organisationen kritisieren Bundesratsentscheid. Die Organisationen berufen sich 
dabei auch auf das vierte Gutachten des zuständigen beratenden Ausschusses des Europarats. In 
diesem wird eine Revision der beiden Kriterien des langfristigen Aufenthalts und der Staatsbürger-
schaft nahegelegt und empfohlen, bei der Umsetzung des Abkommens einen inklusiven Ansatz zu 
verfolgen. Bisher sind daraus keine Anpassungen des Vertragswerks hervorgegangen. Siehe dazu: 
www.eda.admin.ch > Aussenpolitik >Völkerrecht > Internationale Menschenrechtsübereinkommen > 
Rahmenübereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten

447	Siebter Bericht der Schweiz vom 7. Dezember 2018, S. 18, unter: www.bak.admin.ch > Sprachen 
und Gesellschaft > Sprachen > Europäische Charta der Regional- und Minderheitensprachen

448	Rieder, Katrin: Sintitikes, die Sprache der Sinti. Unveröffentlichte Recherche im Auftrag des Bundes-
amts für Kultur BAK. Bern 2018.

449	www.bak.admin.ch > Sprachen und Gesellschaft > Jenische und Sinti als nationale Minderheit > 
Aktionsplan

450	Stand Umsetzung Aktionsplan, 07.12.2018, unter: www.bak.admin.ch > Sprachen und Gesellschaft 
> Jenische und Sinti als nationale Minderheit > Aktionsplan

Dialekt des Romanes sprechen und die 
Sinti die Anerkennung des Romanes 
unterstützen würden.448 

Aktionsplan
Nach Forderungen von Jenischen und 
Sinti und entsprechenden Vorstössen im 
Parlament erklärte sich der Bundesrat 
2014 bereit, konkrete Massnahmen für 
die Verbesserung der Lebensbedingun-
gen der Jenischen und Sinti zu erarbei-
ten. Dazu wurde eine vom Bundesamt 
für Kultur (BAK) geleitete Arbeitsgruppe 
eingesetzt, in die auch Vertretungen der 
Roma eingeladen wurden, und die bis 
Mitte 2016 einen Katalog von Empfeh-
lungen erstellte. Diese betrafen die The-
men Stand- und Durchgangsplätze, Bil-
dung, Sozialwesen, Kultur und Identität 
sowie die Erneuerung der Stiftung «Zu-
kunft Schweizer Fahrende». Ende 2016 
nahm der Bundesrat vom Entwurf eines 
entsprechenden Aktionsplans Kenntnis, 
der seitdem umgesetzt wird.449 Das BAK 
informierte Ende 2018 über den Stand 
der Umsetzung:450 Im Bereich der Bil-
dung besteht weiterhin die Herausfor-

http://www.gfbv.ch
http://www.eda.admin.ch
http://www.bak.admin.ch
http://www.bak.admin.ch
http://www.bak.admin.ch
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derung, die fahrende Lebensweise mit 
dem Schulbesuch der Kinder zu verein-
baren. Der Bericht nennt das Projekt 
«Schule unterwegs» als innovatives Bei-
spiel. Das von Stadt und Kanton Bern 
finanzierte Projekt richtet sich an die im 
Winter auf dem Standplatz Bern-Buech 
wohnhaften Familien. Mit Lernateliers, 
elektronischen Hilfsmitteln und der en-
gen Begleitung durch spezialisierte 
Lehrpersonen wird das mobile Lernen 
erleichtert. Für die Vermittlung von Wis-
sen über die Kultur und Geschichte der 
Jenischen, Sinti und Roma wurde ein 
Projekt zur Entwicklung von Unter-
richtsmaterialien und zum direkten Aus-
tausch mit Jenisch-sprechenden Perso-
nen angestossen. Den Sozialbereich 
betreffend prüft die Stiftung «Zukunft 
für Schweizer Fahrende» die Einsetzung 
eines Rechtsberatungsangebots, und 
die FRB nimmt in Zusammenarbeit mit 
der Stiftung in ihrem Online-Rechtsrat-
geber spezifische Informationen zur 
fahrenden Lebensweise auf.451 Im Be-
reich Kultur und Identität hat der Bund 
aufgrund der Zuständigkeiten grösse-
ren Handlungsspielraum. Mit dem seit 
2016 eingerichteten Kulturfonds über 
50 000 Franken bei der Stiftung «Zu-
kunft für Schweizer Fahrende» wurden 
in der Berichtsperiode denn auch diver-
se Initiativen und Projekte umgesetzt. In 
dieses Gebiet gehört auch die mit der 
Rede von Bundesrat Berset anlässlich 
der Feckerchilbi 2016 angestossene An-
passung des Sprachgebrauchs der Bun-

451	www.frb.admin.ch > Recht und Beratung > Rechtsratgeber

452	Schattenbericht der Gesellschaft für bedrohte Völker zum vierten Bericht der Schweiz zur Umsetzung 
des Rahmenübereinkommens des Europarates zum Schutz nationaler Minderheiten von April 2017, 
unter www.gfbv.ch > Kampagnen > Für die Rechte von Roma, Sinti und Jenischen

desverwaltung zur Eigenbezeichnung 
der Minderheiten statt dem Sammelbe-
griff «Fahrende». Der Auftritt hat zur 
Stärkung von Jenischen und Sinti beige-
tragen, deren proaktiveres Auftreten in 
der Öffentlichkeit seither festgestellt 
werden kann. Arbeiten in Zusammen-
hang mit der fahrenden Lebensweise 
und der Schaffung von entsprechenden 
Plätzen werden im folgenden Unterka-
pitel erläutert. 

Nicht Teil des Aktionsplans auf Bundes-
ebene – von Nichtregierungsorganisati-
onen aber gefordert – sind Massnah-
men gegen Racial Profiling von 
Jenischen, Sinti und Roma sowie die 
Anerkennung und Bekämpfung von 
Antiziganismus als spezifische Form von 
Rassismus. Darüber hinaus wird von 
den NGOs der vermehrte Einbezug und 
die Vertretung der Minderheiten in poli-
tischen Gremien und die historische 
Aufarbeitung der Schweizer «Zigeuner-
politik» verlangt.452 

Fahrende Lebensweise
Obwohl nur ein kleiner Teil der Schwei-
zer Jenischen und Sinti eine fahrende 
Lebensweise pflegt, ist diese sehr prä-
sent in den Medien und der öffentli-
chen Debatte. Dies hängt unmittelbar 
mit der Problematik der mangelnden 
Stand- und Durchgangsplätze zusam-
men. Rund 3000 Jenische und Sinti so-
wie je nach Schätzung bis gegen 1500 
ausländische Roma sind von Frühling bis 

http://www.frb.admin.ch
http://www.gfbv.ch
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Herbst in Wohnwagen in der Schweiz 
unterwegs. Ihnen fehlt es an Haltemög-
lichkeiten – ob für spontane und kurz-
fristige Aufenthalte, für längere Durch-
gangsaufenthalte oder für den fixen 
Aufenthalt im Winter. Diese Tatsache ist 
sowohl bei den Betroffenen wie bei den 
Behörden bekannt und wird im Bericht 
von Espace Suisse von 2019 zu den Hal-
teplätzen für Jenische, Sinti und Roma 
beschrieben.453 Im Aktionsplan hat sich 
der Bund zum Ziel gesetzt, das Angebot 
bis 2022 der Nachfrage anzupassen. Im 
Bericht zum Stand der Umsetzung er-
wähnt das BAK die geteilten Kompe-
tenzen zwischen Bund, Kantonen und 
Gemeinden sowie die zunehmende Ein-
schränkung des Spontanhaltes als be-
sonders herausfordernd. Der Bericht 
unterscheidet zwischen Plätzen für 
Schweizer Jenische und Sinti einerseits 
und Transitplätzen für ausländische 
Roma andererseits. Für Erstere wurden 
seit 2016 in 5 Kantonen (BS, NE, LU, FR, 
BE) neue Plätze eröffnet, wobei es sich 
bei drei Plätzen um Provisorien handelt. 
In drei Kantonen (VD, JU, BE) ist die Pla-
nung weiterer 6 Plätze weit fortge-
schritten. Nach Auskunft der Stiftung 
«Zukunft für Schweizer Fahrende» exis-
tierten Ende 2018 32 dauerhafte Durch-
gangsplätze und rund acht Provisorien 
für Schweizer Fahrende sowie 15 Win-
terstandplätze. Ausländischen Fahren-
den stehen rund sieben Plätze – inklusi-

453	Raum & Umwelt, Espace Suisse, Dossiers zur Raumentwicklung: Halteplätze für Jenische, Sinti und 
Roma. Rechtliche und raumplanerische Rahmenbedingungen für Halteplätze. Bern, 2019. 

454	Ebd. 2019, S. 50-54.

455	Bundesamt für Kultur: «Bedarf nach Transitplätzen für fahrende Gruppen aus dem Ausland». Ergeb-
nisse der Umfrage bei den Kantonen. Bern, 2019.

ve Provisorien und raumplanerisch nicht 
gesicherten Plätzen – zur Verfügung. 

Der Bericht von Espace Suisse formuliert 
konkrete Empfehlungen an die Behör-
den auf allen Ebenen des föderalen 
Systems sowie an private Grundeigentü-
mer. Neben raumplanerischen Massnah-
men wird vor allem auch empfohlen, die 
Partizipation von Vertreterinnen und 
Vertretern der fahrenden Gemeinschaft 
zu verbessern und die Kommunikation 
mit der Bevölkerung zu verbessern.454

Eine vom BAK durchgeführte Umfrage 
bei den Kantonen zum Bedarf nach 
Plätzen spezifisch für fahrende Gruppen 
aus dem Ausland beschreibt die räumli-
che Verteilung des Bedarfs recht genau 
und zeigt auf, dass fehlende Transitplät-
ze in einem Kanton zu Verlagerungsef-
fekten in andere Kantone führen. Der 
Bericht kommt deshalb zum Schluss, 
dass es einer interkantonalen Koordina-
tion bedürfe. Das BAK empfiehlt im Be-
richt ausserdem, geeignete Rahmenbe-
dingungen für den Spontanhalt zu 
schaffen.455 Eine 2017 von der GfbV 
publizierte Untersuchung zur Situation 
und zu den Herausforderungen für fah-
rende Roma in der Schweiz kommt zum 
Schluss, dass viele Annahmen, die über 
die fahrenden Roma in Politik und Me-
dien kursierten, nicht mit der Realität 
übereinstimmen. Im Bericht werden die 
Situation und Bedürfnisse der betref-
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fenden Personen erstmals detailliert be-
schrieben. Bei der Untersuchung wurde 
festgestellt, dass immer mehr Durch-
gangsplätze ausschliesslich von inländi-
schen Fahrenden benutzt werden dür-
fen. Auch die GfbV empfiehlt neben der 
Schaffung von mehr Halteplätzen und 
der Verbesserung der Infrastruktur auf 
den bestehenden Plätzen, den Einbezug 
der Betroffenen in Planungsprozesse so-
wie raumplanerische Massnahmen und 
eine bessere Koordination auf kantona-
ler und kommunaler Ebene.456 Die sepa-
rate Behandlung und Schaffung von 
Plätzen für inländische und ausländi-
sche Fahrende – wie sie wiederholt von 
inländischen Fahrenden gefordert wur-
den – und insbesondere Platzverbote 
für ausländische fahrende Gruppen 
werden nicht nur von der GfbV kriti-
siert, sondern auch vom beratenden 
Ausschuss für das Rahmenübereinkom-
men zum Schutz nationaler Minderhei-
ten. In seinem letzten Gutachten be-
dauert dieser ausserdem «einen 
ähnlichen Trend zur Unterscheidung 
zwischen schweizerischen und auslän-
dischen «Fahrenden» in politischen wie 
offiziellen Verlautbarungen, wodurch 
potenziell eine ablehnende Haltung ge-
genüber Ausländern erzeugt wird».457 
Die Schaffung von genügend Plätzen 
könnte zur Entschärfung von Spannun-
gen zwischen den fahrenden Gruppen 
beitragen.

456	Gesellschaft für bedrohte Völker: Fahrende Roma in der Schweiz. Bedürfnisse, Herausforderungen 
und Perspektiven. Bern, 2017. 

457	www.eda.admin.ch > Aussenpolitik > Völkerrecht > Internationale Menschenrechtsübereinkommen > 
Rahmenübereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten

458	www.ekr.admin.ch > Themen > Antiziganismus

459	BGE 1C_188/2018 

Zwei Gesetzesvorlagen wurden in der 
Berichtsperiode aufgrund ihrer Auswir-
kungen auf Fahrende stark kritisiert: Ei-
nerseits das Gesetz des Kantons Neuen-
burg zum Aufenthalt von Fahrenden, 
welches die Aufenthaltsbedingungen 
von fahrbaren Wohnungen auf Neuen-
burger Territorium reguliert und Kriterien 
definiert, aufgrund derer ein Aufent-
haltsort als illegal definiert und entspre-
chend rasch evakuiert werden kann. Das 
neue Gesetz wurde im Auftrag der EKR 
in einem juristischen Gutachten auf die 
Frage der Rechtmässigkeit näher unter-
sucht. Demgemäss schränkt das Gesetz 
mehrere Grund- und Menschenrechte 
ein, die in der Bundesverfassung und 
verschiedenen völkerrechtlichen Bestim-
mungen verankert sind.458 Zwei Privat-
personen, eine jenische Organisation 
und die GfbV haben daraufhin beim 
Bundesgericht Beschwerde gegen dieses 
Gesetz erhoben. Im Februar 2019 wurde 
der Rekurs vom Bundesgericht abge-
lehnt.459 Die Organisationen prüfen wei-
tere rechtliche Schritte auf internationa-
ler Ebene. Kritisch beurteilt wurde aus-
serdem das revidierte Berner Polizeige-
setz, das 2018 vom kantonalen Parla-
ment verabschiedet wurde. Neu stellt 
«unerlaubtes Campieren auf privatem 
und öffentlichem Boden» (Art. 83 Abs. 
1  h) einen «legitimen» Wegweisungs-
grund dar. Die Regelung richtet sich un-
ter Einfluss des medial kontrovers disku-

http://www.eda.admin.ch
http://www.ekr.admin.ch
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tierten Falles von Wileroltigen spezifisch 
an Fahrende. Laut einem Rechtsgutach-
ten, das von der GfbV beauftragt wurde, 
verletzt die Ausweitung des Wegwei-
sungsartikels auf fahrende Minderheiten 
das Diskriminierungsverbot und den 
Minderheitenschutz.460 Verschiedene Or­
ganisationen – so auch Fahrenden-Ver-
tretungen – schlossen sich dem Referen-
dum gegen das Gesetz an. Dieses wurde 
aber in der Abstimmung von Februar 
2019 deutlich angenommen.

Daten zu Diskriminierung und 
Einstellungen
Die Datenbank DoSyRa verzeichnete 
2018 vier Vorfälle von «Feindlichkeit 
gegen Jenische, Sinti und Roma» (auf 
insgesamt 278 Nennungen). 2017 wur-
den 3 Vorfälle registriert (auf insgesamt 
245 Nennungen).461 Es ist jedoch zu ver-
muten, dass sich Betroffene nicht zwin-
gend an eine dem Beratungsnetz ange-
schlossene Beratungsstelle, sondern an 
Vertrauensstellen oder -personen ihrer 
Wahl wenden. Seit dem Jahr 1995 er-
fasste die EKR-Rechtssammlung ledig-
lich 4 Schuldsprüche wegen Antiziga-
nismus. Der letzte datiert aus dem Jahr 
2012.462 Anfang 2019 hat das Regio­
nalgericht Bern-Mittelland die beiden 
Co-Präsidenten der Jungen SVP des 
Kantons Bern wegen Verstosses gegen 
die Rassismus-Strafnorm verurteilt. Der 

460	Schweizer, Rainer J.: Kurzgutachten über das Verbot der Diskriminierung von Fahrenden und deren 
Schutz als Minderheit im Blick auf die Totalrevision des Berner Polizeigesetzes. St. Gallen, 2018. 
Unter: www.gfbv.ch > Kampagnen > Für die Rechte von Roma, Sinti und Jenischen

461	Monitoringbericht «Rassismusvorfälle in der Beratungspraxis. Januar bis Dezember 2017». Beratungs-
netz für Rassismusopfer, 2019, S. 14.

462	www.ekr.admin.ch > Dienstleistungen > Sammlung Rechtsfälle > Statistischer Überblick > Ideologie

Verband Sinti und Roma Schweiz (VSRS) 
hatte die Strafanzeige eingereicht. 
Grund war ein Facebook-Post im Rah-
men der JSVP-Wahlkampagne, der die 
Minderheiten der Sinti und Roma auf 
pauschalisierende Weise herabsetzte. 
Im Mai 2018 haben die GfbV und der 
VSRS ausserdem Strafanzeige gegen 
den SVP-Fraktionspräsident des Arbo-
ner Stadtparlaments wegen Verstosses 
gegen die Rassismus-Strafnorm einge-
reicht. Grund dafür waren dessen Aus-
sagen in einer St. Galler Tageszeitung, 
mit denen er aus Sicht der beiden Orga-
nisationen Roma auf pauschalisierende 
Weise diffamierte und kriminalisierte. 
Am 20. Mai 2019 hat das Bezirksgericht 
Arbon den Politiker wegen Verstosses 
gegen die Rassismus-Strafnorm verur-
teilt. Im Sommer 2017 publizierten drei 
Freiburger Berufsverbände ein gemein-
sames Inserat in zwei Freiburger Tages-
zeitungen. Darin wurde die Bevölke-
rung davor gewarnt, «Fahrenden» Gip-
ser- oder Malerarbeiten, Plattenlegen 
sowie Schreiner- und Zimmermannsar-
beiten anzuvertrauen. Gegen die Ver-
bände und gegen die beiden Tageszei-
tungen wurde eine Privatklage wegen 
Verletzung der Rassismusstrafnorm ein-
gereicht. Zwar kritisierte die Staatsan-
waltschaft in ihrem Entscheid 2018 das 
Vorgehen der Verbände, trat jedoch 
nicht auf die Klage ein.

http://www.gfbv.ch
http://www.ekr.admin.ch
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Laut der BFS-Erhebung «Zusammenle-
ben in der Schweiz» (ZidS) 2018 fühlen 
sich 21% der Bevölkerung in ihrem All-
tag durch die Anwesenheit von Perso-
nen mit einer nicht-sesshaften Lebens-
weise gestört.463 Der im Vergleich zu 
den anderen Gruppen hohe Wert der 
Störung durch die nicht-sesshafte Le-
bensweise erstaunt und steht in keiner 
Relation zur kleinen Anzahl Personen, 
die eine fahrende Lebensweise pflegt. 
Befunde, die sich nicht auf die nicht- 
sesshafte Lebensweise, sondern auf die 
Bevölkerungsgruppen der Jenischen, 
Sinti oder Roma beziehen, stehen nicht 
zur Verfügung. Die Zwischenbefragung 
zur BFS-Erhebung ZidS des Jahres 2019 
wird die Einstellungen zur nicht-sess-
haften Lebensweise, zu den Jenischen 
und Sinti/Manouches sowie zu den 
Roma genauer ausleuchten.464

In der Berichtsperiode kam es vor allem 
in Zusammenhang mit der Nutzung von 
Transitplätzen und der geplanten Schaf-
fung von neuen Plätzen wiederholt zu 
diskriminierenden Aussagen und Mani-
festationen in der Öffentlichkeit. Im 
bernischen Wileroltigen kam es zu einer 
regelrechten Kampagne gegen «Fah-
rende» und im ebenfalls bernischen 

463	www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Migration und Integration > Zusammenle-
ben in der Schweiz

464	Gemäss der BFS-Erhebung zur Sprache, Religion und Kultur aus dem Jahr 2014 sind etwa 60% der 
Bevölkerung der Ansicht, dass Schweizer Fahrende (es handelt sich um den in der Umfrage ver-
wendeten Begriff) ihre fahrende Lebensweise weiterführen dürfen sollten, während rund 10% der 
sesshaften Bevölkerung die entgegengesetzte Meinung vertritt. Des Weiteren unterstützt mehr als die 
Hälfte der Befragten die Bereitstellung von Transitplätzen für Schweizer Fahrende. Knapp weniger als 
die Hälfte weiss nicht, ob in ihrer Gemeinde überhaupt Durchgangsplätze existieren. Die Befragung 
wird alle 5 Jahre wiederholt. www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevölkerung > Erhebung zur 
Sprache, Religion und Kultur.

465	www.radgenossenschaft.ch 

Meinisberg wurde ein «Volksfest gegen 
Fahrende» organisiert. Während der 
Kanton entschieden hat, den Transit-
platz in Wileroltigen zu realisieren, wur-
den die Pläne in Meinisberg nach den 
Protesten fallen gelassen. Die Heftigkeit 
der Reaktionen und der ausgedrückte 
Rassismus alarmierten auch die «Radge-
nossenschaft der Landstrasse», die ihrer 
Sorge in einem Brief an Bundesrat Ber-
set Ausdruck verlieh.465

Massnahmen zum 
Diskriminierungsschutz
Die FRB hat in der Berichtsperiode fünf 
Projekte mit insgesamt 26 000 Franken 
unterstützt. Genannt sei hier die tradi-
tionelle «Feckerchilbi», die im Septem-
ber 2018 in Freiburg stattfand. Das Fest 
und das begleitende Kulturprogramm 
gewährten der Bevölkerung einen Ein-
blick in das Leben der Jenischen und 
Sinti und sollte dazu beitragen, die 
Ängste und Vorurteile gegenüber Jeni-
schen und Sinti abzubauen sowie die 
gegenseitige Toleranz und das Ver-
ständnis zu fördern. In Genf fand  
im Nachgang zum Mediationsprojekt 
«Roms à Genève: Comment se projeter 
dans l’avenir» eine Tagung statt. Der 
von der Caritas Genf und der Genfer 

http://www.bfs.admin.ch
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Hochschule für Soziale Arbeit getrage-
ne Anlass richtete sich besonders an 
Fachpersonen und verfolgte unter an-
derem das Ziel, Ideen zur Finanzierung 
und Organisation von Mediatorinnen 
und Mediatoren in der Rassismusbe-
kämpfung zu generieren. 

Das 2017 mit der Unterstützung der 
FRB gestartete Projekt der GfbV «Fah-
rende Roma in der Schweiz – Informa-
tion, Mediation und Sensibilisierung» 
wurde in der Berichtsperiode weiterge-
führt. Mittels Einsatzes eines Mediators 
strebt das Projekt die Reduktion von 
Konflikten zwischen fahrenden Ro-
ma-Gruppen, Landbesitzerinnen und 
-besitzern, Behörden und der Polizei an. 
Eines der Resultate des Projekts ist der 
oben erwähnte Bericht zur Situation der 
fahrenden Roma in der Schweiz.466 

Gestützt auf Art. 17 des Kulturförder-
gesetzes hat das BAK in der Förderperi-
ode 2016-2019 die «Radgenossen-
schaft der Landstrasse» sowie die Stif-
tung «Zukunft für Schweizer Fahrende» 
mit Beiträgen von jährlich insgesamt 
rund 500 000 Franken unterstützt. In 
der Botschaft zur Förderung der Kultur 
in den Jahren 2016-2020 («Kulturbot-
schaft») wurde festgehalten, dass der 
Kredit «Fahrende» in der Förderperiode 
2016-2020 um 300 000 Franken pro 
Jahr angehoben werden soll. Dies unter 
anderem, um aktiver zur Schaffung von 
Stand- und Durchgangsplätzen beizu-

466	www.gfbv.ch > Kampagnen > Für die Rechte von Roma, Sinti und Jenischen

467	www.bj.admin.ch > Gesellschaft > Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen > Solidaritätsbei-
trag

468	www.nfp76.ch 

tragen. In diesem Zusammenhang wur-
den 2018 bereits Beiträge an zwei Kan-
tone (VD und JU) von insgesamt 
350 000 Franken gesprochen.

Bis in die 1980er Jahre waren auch Jeni-
sche, Sinti und Roma Opfer von fürsor-
gerischen Zwangsmassnahmen. Dafür 
hat sich der Bundesrat 1986 offiziell ent-
schuldigt. Das am 1. April 2017 in Kraft 
getretene Bundesgesetz über die Aufar-
beitung der fürsorgerischen Zwangs-
massnahmen und Fremdplatzierungen 
vor 1981 (AFZFG; RS 211.223.13) soll 
bei der Anerkennung und Wiedergut-
machung des Unrechts helfen. Perso-
nen, die sich als Opfer im Sinne des Ge-
setzes betrachten und die ihren 
Anspruch auf einen Solidaritätsbeitrag 
geltend machen wollten, hatten bis 
Ende März 2018 die Möglichkeit, beim 
Bundesamt für Justiz ein Gesuch um ei-
nen Solidaritätsbeitrag einzureichen. 
Das Bundesamt für Justiz beabsichtigt, 
die Gesuche bis Ende 2019 zu bearbei-
ten.467 Im Rahmen des 2017 lancierten 
Nationalen Forschungsprogramm (NFP 
76) «Fürsorge und Zwang» werden der-
zeit 22 Forschungsprojekte umgesetzt. 
Um weiterhin bestehende Forschungs-
lücken zu schliessen, wurde 2018 eine 
zweite Ausschreibung durchgeführt.468 

http://www.gfbv.ch
http://www.bj.admin.ch
http://www.nfp76.ch


23%

der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund 
haben in den letzten 5 Jahren  

Diskriminierung erfahren. Bei der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund waren es 36%.



Fazit 

163

7	 FAZIT 

469	BV Art. 8.

Jede ungerechtfertigte Ungleichbehand-
lung aufgrund von Herkunft, Sprache, 
Religionszugehörigkeit oder Lebensform 
widerspricht dem in der Bundesverfas-
sung festgehaltenen Diskriminierungs-
verbot.469 Sie verletzt die betroffenen 
Menschen in ihrem Recht auf ein Leben 
in Würde und erschwert das gesell-
schaftliche Zusammenleben. Daran än-
dern auch die im Grossen und Ganzen 
konstanten Werte der «Umfrage zum 
Zusammenleben in der Schweiz» (ZidS) 
und der Fälle der Beratungsstellen nichts. 
Geringe Fallzahlen sollten nicht als Zei-
chen für fehlende Diskriminierung gele-
sen werden, sondern vielmehr als Hin-
weis darauf, dass Diskriminierungen 
häufig nicht als solche erkannt werden 
und Betroffene nur schwer Zugang fin-
den zu Melde- oder Beratungsstellen. 
Sowohl die Untersuchungen zum Anti- 
Schwarzen Rassismus wie auch die Anti-
semitismus-Berichte aus der Deutsch-
schweiz und der Romandie zeigen, dass 
viele von Diskriminierung betroffene 
Menschen sich mit diesen für sie alltäg-
lichen Erfahrungen abgefunden haben 
und deshalb den Gang zu einer Bera-
tungsstelle nicht auf sich nehmen. Und 
auch wenn die Werte aus der BFS-Um-
frage ZidS stabil sind, sind sie das doch 
auf konstant hohem Niveau: Mehr als 
jede dritte Person fühlt sich von «Ande-
ren» gestört; eine von zehn Personen 
weist explizit feindselige Einstellungen 
auf gegenüber Musliminnen und Musli-

men, schwarzen Menschen sowie ge-
genüber Jüdinnen und Juden. 

Der vorliegende Bericht beschreibt die 
vielfältigen Massnahmen, die während 
der Berichtsperiode sowohl von staatli-
chen als auch von zivilgesellschaftlichen 
Akteuren ergriffen wurden. Tatsächlich 
geschieht viel, aber oft handelt es sich 
um punktuelle Aktivitäten, die nicht Teil 
einer längerfristigen und breit abge-
stützten Strategie sind. Beratungsstel-
len und nichtstaatlichen Projekten fehlt 
es zudem häufig an Planungssicherheit, 
da sie nur auf zeitlich und finanziell be-
schränkte Unterstützung zählen kön-
nen. Bei staatlichen Massnahmen, wel-
che Chancengleichheit in spezifischen 
Lebensbereichen vorantreiben wollen, 
wird der Diskriminierungsschutz nicht 
immer genügend mitgedacht. Dies 
dürfte unter anderem an einem unge-
nügenden Verständnis von Diskriminie-
rung und Rassismus als strukturelles 
Problem liegen. 

Die Einführung der Kantonalen Integra-
tionsprogramme (KIP) stellte diesbezüg-
lich einen Meilenstein dar. Erstmals wur-
den Diskriminierung als strukturelles 
Hindernis für ein friedliches und konst-
ruktives Zusammenleben definiert und 
Diskriminierungsschutz als integraler 
Bestandteil der Integrationspolitik. Die 
erste Phase (2014-2017) war in diesem 
Sinne als Pionierphase zu verstehen. Die 
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zweite nun laufende Phase (2018-2021) 
hingegen muss zur Etablierung und 
Ressourcensicherung des Diskriminie-
rungsschutzes als Teil der Integrations-
förderung genutzt werden. Denn nur 
wenige Kantone verfügen über eine 
längerfristige Strategie zur Umsetzung 
des Diskriminierungsschutzes als Quer-
schnittsaufgabe, und die wenigsten 
Kantone haben die dafür nötigen finan-
ziellen Mittel bereitgestellt. 

In der Berichtsperiode haben rechts­
populistische Politiker die Führung gros-
ser Wirtschaftsnationen übernommen. 
Charlottesville, Chemnitz und Christ-
church haben stattgefunden. Auch 
wenn diese Orte «nicht in der Schweiz 
liegen» und die für die Schweiz vorlie-
genden Daten keine dramatischen Ver-
schlechterungen ausweisen, sollten wir 
uns nicht dazu verführen lassen, die 
Schweiz als isoliert von diesen Prozes-
sen zu verstehen. Dank Internet und 
Medien – ein Themenbereich, dem die-
ser Bericht erstmals ein eigenes Kapitel 
widmet – ist Christchurch auch in Bern 
und Chemnitz auch in Genf. Rechtsradi-
kale Positionen finden zunehmend ei-
nen Raum und deren Exponentinnen 
und Exponenten sind global vernetzt. 
Das wird von der Schweizer Bevölke-
rung auch wahrgenommen und berei-
tet ihr Sorgen: Das Thema Rassismus/
Fremdenfeindlichkeit ist im Sorgenbaro-
meter 2018 auf einen neuen Höchst-
stand von 14% und im Vergleich zum 
Vorjahr (2017) um 7% gestiegen.470 

470	www.credit-suisse.com/Sorgenbarometer 

Fehlende Dramatik sollte also nicht zu 
fehlender Wachsamkeit verleiten. 

http://www.credit-suisse.com/Sorgenbarometer
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8	 STELLUNGNAHME DER 
EIDGENÖSSISCHEN KOMMIS-
SION GEGEN RASSISMUS 
10 Fragen an  
Martine Brunschwig-Graf, 
Präsidentin der EKR

Die Ergebnisse der Umfrage «Zusam-
menleben in der Schweiz» (ZidS) zeigen 
stabile Werte zu fremdenfeindlichen 
oder rassistischen Einstellungen. Teilen 
Sie diese Einschätzung oder beobach-
ten Sie diesbezüglich eine gesellschaft-
liche Veränderung?
Die Erhebung zum Zusammenleben in 
der Schweiz gibt Aufschluss über die 
Einstellungen und Wahrnehmungen der 
Bevölkerung gegenüber Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit. Die Stabilität die-
ser Einstellungen und Wahrnehmungen 
sollte nicht mit den rassistischen und/
oder diskriminierenden Handlungen ver-
wechselt werden, die unter gewissen 
Umständen zunehmen können. In den 
sozialen Netzwerken sind immer mehr 
diskriminierende und feindliche Äusse-
rungen gegenüber gewissen Minderhei-
ten, Ausländerinnen und Ausländern im 
Allgemeinen sowie Migrantinnen und 
Migranten im Besonderen zu beobach-
ten.

Der Diskriminierungsschutz ist seit 2014 
auch in den Kantonalen Integrations-
programmen KIP verankert. Wie beur-
teilen Sie das bisher Erreichte? 

Der Schutz gegen rassistische Diskrimi-
nierung ist ein wichtiger Teil der Integra-
tionsprogramme. Wenn Betroffene sich 
ungerecht behandelt oder diskriminiert 
fühlen, kann Integration nicht als gelun-
gen betrachtet werden. Integration be-
inhaltet die Achtung des Rechtsstaats. 
Diese Verpflichtung gilt für alle Men-
schen, die in der Schweiz leben wollen, 
aber es ist auch ein Recht, das allen zu-
steht. Die durch die Bundesverfassung 
gewährleisteten Grundrechte gelten für 
die gesamte Bevölkerung. Das Recht 
auf Nichtdiskriminierung (Art. 8 BV) ge-
hört dazu.

Die KIP trugen dazu bei, dass heute in 
allen Kantonen Beratungsangebote zur 
Verfügung stehen. Finden Menschen 
mit Rassismus- oder Diskriminierungs-
erfahrung nun in der ganzen Schweiz 
die Unterstützung, die Sie brauchen? 
Die Anlauf- und Beratungsstellen in den 
Kantonen und Gemeinden sind unent-
behrlich für die Diskriminierungsbe-
kämpfung. Diese Stellen müssen sicht-
bar und bekannt sein, um auch tatsäch-
lich für alle, die Unterstützung brau-
chen, zugänglich zu sein. Die Beraterin-
nen und Berater müssen für die vielfälti-
gen Bedürfnisse und Probleme der Be-
troffenen geschult sein. Damit die Stel-
len ihre Aufgabe wahrnehmen können, 



HALLOII

166

sind sie auf ausreichend finanzielle Mit-
tel angewiesen.

Der Diskriminierungsschutz ist ein wich-
tiger Teil der Integrationsförderung. 
Aber Rassismusbekämpfung geht weit 
darüber hinaus: Wo sehen Sie zurzeit 
den dringendsten Handlungsbedarf? 
Rassismus und Diskriminierung betrifft 
nicht nur Ausländerinnen und Auslän-
der, sondern auch Schweizerinnen und 
Schweizer. Integration kann daher nicht 
die einzige Antwort sein. Präventions-
arbeit muss langfristig angesetzt sein 
und alle Akteure einbeziehen, insbeson-
dere auch junge Menschen. Die letzten 
beiden Berichte zu Rassismusvorfällen 
aus der Beratungspraxis haben gezeigt, 
dass auch in der Schule rassistische Dis-
kriminierung vorkommt. Deshalb wird 
die EKR in ihrer Strategie ein besonde-
res Augenmerk darauf legen. 

In vorliegendem Bericht wird deutlich, 
dass es schwierig ist, Mehrfachdiskrimi-
nierung zu dokumentieren und zu be-
kämpfen. Welche sinnvollen Ansätze 
sehen Sie, um diese Problematik anzu-
gehen?
Mehrfache und intersektionelle Diskri-
minierung ist ein komplexes Phänomen. 
Zu ihrer Bekämpfung müssen die ver-
schiedenen Aspekte von Diskriminie-
rung einbezogen werden: namentlich 
Geschlecht, Hautfarbe, Herkunft, Le-
bensweise und Religion. Um diese Art 
der Diskriminierung zu erkennen und 
angemessen damit umzugehen, braucht 
es spezifisches Wissen und Erfahrung. 
Vor allem muss auch die Tatsache aner-
kannt werden, dass bestimmte Perso-
nen oder Personengruppen besonders 

exponiert sind, und dass dieser Verletz-
lichkeit besonders Rechnung zu tragen 
ist.

Der Bericht zeigt auch, dass Rassismus 
zunehmend im Internet stattfindet. Wie 
beurteilt die EKR diese Entwicklung und 
welche Rolle kann die EKR hier einneh-
men? 
2015 hat die EKR im Rahmen ihres 
20-Jahr-Jubiläums die Vielfalt der 
Schweiz zum Thema in den sozialen Me-
dien gemacht. Der damalige Befund gilt 
auch vier Jahre später noch. Diskriminie-
rende Äusserungen und Hassreden wer-
den oft von Menschen verbreitet, die 
glauben, für eine schweigende Mehrheit 
zu reden. Dass die Äusserungen unwi-
dersprochen bleiben, bestärkt sie in die-
sem Eindruck. Auch Fake News und Bild-
manipulationen dienen als Argumente 
für diskriminierende Äusserungen. Die 
EKR hat keine pfannenfertigen Lösun-
gen bereit, aber sie ist der Ansicht, dass 
der Weg nicht unbedingt über mehr Ge-
setze führt. In erster Linie müssen die Be-
treiber von Plattformen und die Anbieter 
von sozialen Netzwerken ermahnt wer-
den, dass sie für die Verbreitung von 
strafrechtlich relevanten Inhalten zur 
Verantwortung gezogen werden kön-
nen. Auch die Herausgeber elektroni-
scher Medien müssten mehr sensibilisiert 
werden – auch in Bezug auf die Blogs, 
die sie hosten, und die Kommentare zu 
ihren Online-Artikeln. Zensur ist in kei-
nem Fall die Lösung des Problems. Das 
Internet und die sozialen Medien ma-
chen Tendenzen sichtbar und wirken als 
Multiplikatoren. Wichtig ist es daher, die 
Prävention deutlich zu verstärken, und 
auch bei der Erziehung und Bildung an-
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zusetzen. Die junge Generation muss 
mehr denn je für den Wert fundierter 
Informationen, die Zuverlässigkeit von 
Quellen und das Erkennen von Manipu-
lationsversuchen sensibilisiert werden. 

Rassismus nimmt vermehrt neue, eher 
kulturalisierende Formen an – das ha-
ben unter anderem die beiden im Be-
richt erwähnten Studien zu Anti- 
Schwarzen Rassismus verdeutlicht. Wie 
kann diesen neuen Formen von Rassis-
mus begegnet werden?
Die Entwicklung hin zu einem «Rassis-
mus ohne Rasse» ist eine Herausforde-
rung im Kampf gegen Rassismus und 
rassistische Diskriminierung. Vermehrt 
werden rassistische Hierarchisierungen 
und daraus folgende Diskriminierungen 
nicht mit biologischen Unterschieden 
begründet, sondern mit der Unaufheb-
barkeit der kulturellen Differenz zwi-
schen verschiedenen Gruppen. Wichtig 
ist es also, von einem weiten Rassismus-
begriff auszugehen, der nicht nur die 
Anknüpfung an die «Rasse», sondern 
auch kulturalisierende Praktiken ein-
schliesst. 

Der Rassismus gegenüber schwarzen 
Personen ist in Zusammenhang mit der 
kolonialen Vergangenheit zu sehen. 
Auch die EKR hat auf der Grundlage der 
juristischen Studie über Anti-Schwarzen 
Rassismus eine Aufarbeitung der Ver-
strickungen der Schweiz in die kolonia-
len Beziehungen empfohlen. Warum 
genau und was sollten hier die nächsten 
Schritte sein? 
Die Gesellschaft in der Schweiz ist sich 
der Verbindungen zwischen dem Kolo-
nialismus und dem aktuellen Rassismus 

gegen Schwarze kaum bewusst. Unser 
Land hat seine Rolle und seine Verwick-
lung in die Geschichte des Kolonialis-
mus noch nicht vollständig aufgearbei-
tet. Die Wissenschaft muss diesen 
historischen Zeitraum untersuchen, da-
mit sich ein Bewusstsein für die Zusam-
menhänge bilden kann. Die EKR emp-
fiehlt, dass sich Forschungsprogramme 
dieser Frage annehmen, denn die wis-
senschaftlichen Fakten sind derzeit 
noch lückenhaft. Die Kommission wird 
ihre Auseinandersetzung mit der The-
matik weiterverfolgen und klären, in 
wie fern sie zu einer offenen und aus-
geglichenen Debatte beitragen kann.

Gehässige Kommentare und pauschali-
sierende Aussagen in den sozialen Me-
dien und in Kommentarspalten, einseiti-
ge oder reisserische Medienbeiträge 
oder Politkampagnen: lange nicht alles 
was gesagt und geschrieben wird, ist im 
Sinn von Art. 261bis StGB strafbar. 
Braucht es aus Sicht der EKR neue Inst-
rumente, um Rassismus in all seinen 
Formen zu bekämpfen?
Die EKR hat in den letzten Jahren meh-
rere Studien in Auftrag gegeben, die die 
Rolle der Medien und ihre Verantwor-
tung bei der Behandlung von Themen 
im Zusammenhang mit besonders ras-
sismusgefährdeten Personen und Ge-
meinschaften untersuchen. Bereits vor 
einigen Jahren hat sie die journalisti-
schen Ausbildungszentren auf diese 
Problematik aufmerksam gemacht und 
prüft nun zusammen mit den Medien 
praktische Möglichkeiten zur Vermei-
dung von Verallgemeinerungen und un-
gewollten Stigmatisierungen. Dies soll 
insbesondere durch die Verbreitung von 
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Best Practices in einer geeigneten Form 
geschehen. Im Kontakt mit den Medien 
zeigt sich, dass sie an einer Diskussion 
dieser Fragen interessiert sind.

In der Umfrage «Zusammenleben in der 
Schweiz» wird nach den Einstellungen 
zu verschiedenen von Diskriminierung 
betroffenen Bevölkerungsgruppen ge-
fragt. Bedeuten die unterschiedlichen 
Ergebnisse je nach Gruppe aus ihrer 
Sicht, dass es vermehrt gruppenspezifi-
sche Massnahmen in der Rassismusbe-
kämpfung braucht? 
Die Bekämpfung von Rassismus und 
Diskriminierung erfordert sowohl allge-
meine Massnahmen als auch gezielte 
Massnahmen für gruppenspezifische 
Problemstellungen: etwa die Verwen-
dung von Symbolen des Kolonialismus 
als Ausdruck von Rassismus gegen 
Schwarze, Vorurteile gegenüber der 
fahrenden Lebensweise oder die Aus-
wirkung des Weltgeschehens auf Anti-
semitismus und Muslimfeindlichkeit. 
Anlauf- und Beratungsstellen müssen in 
der Lage sein, sich mit den allgemeinen 
und spezifischen Aspekten auseinan-
derzusetzen, damit die Opfer angemes-
sen angehört und gut beraten werden 
können.
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9	 STELLUNGNAHME DER 
EIDGENÖSSISCHEN 
MIGRATIONSKOMMISSION
10 Fragen an  
Walter Leimgruber,  
Präsident der EKM

Die Ergebnisse der Umfrage «Zusam-
menleben in der Schweiz» (ZidS) zeigen 
stabile Werte in Bezug auf die Einstel-
lungen gegenüber Ausländerinnen und 
Ausländern. Entspricht das Ihrer Ein-
schätzung oder haben Sie in den letzten 
Jahren Verschiebungen im gesellschaft-
lichen Diskurs wahrgenommen?
Die Ergebnisse der ZidS-Studie sind tat-
sächlich recht stabil – zum Teil jedoch 
auf hohem Niveau. Knapp 30 Prozent 
der Befragten fühlen sich von «Ande-
ren» gestört. Grob 10 Prozent weisen 
explizit feindselige Einstellungen gegen-
über Muslimen und Musliminnen, 
schwarzen Menschen sowie gegenüber 
Jüdinnen und Juden auf. Über 30 Pro-
zent der Befragten wiederum berichten 
von Diskriminierung in Alltag, Arbeit 
oder Bildung. In einer Gesellschaft, in 
der gut ein Drittel der Bevölkerung eine 
Migrationsgeschichte aufweist, sollte 
man diese Zahlen nicht auf die leichte 
Schulter nehmen. Gute Nachrichten 
sind umgekehrt, dass knapp 60 Prozent 
der Befragten Rassismus als gesell-
schaftliches Problem anerkennen, und 
über die Hälfte findet, dass Integration 
insgesamt gut funktioniert. 

Während die Erhebung stabile Einstel-
lungen aufzeigt, lässt sich aber auch 
eine Verschiebung der Grenzen des 
Sagbaren feststellen, etwa unter dem 
populistischen Deckmantel der Mei-
nungsfreiheit. Diese jahrelange europäi-
sche Tendenz hat sich auch in der 
Schweiz weiter verstärkt und hat extre-
me Positionen salonfähig gemacht. 
Wenn Einstellungswerte durchaus stabil 
sind, kann sich ihre Bedeutung im aktu-
ellen politischen Klima geändert haben. 

Der Diskriminierungsschutz ist seit 2014 
in den Kantonalen Integrationspro-
grammen KIP verankert: Wie beurteilen 
Sie das bisher Erreichte? 
Es ist wichtig, dass der Diskriminie-
rungsschutz in den KIP verankert wurde 
und nun explizit als Grundsatz der Inte-
grationsförderung (AIG Art. 53) fun-
giert. Wir teilen die Einschätzung des 
Berichtes, dass im Rahmen der KIP 
grundsätzlich viel Arbeit geleistet wur-
de, um Diskriminierungsschutz als 
Pfeiler der Integrationsförderung zu 
etablieren. Der Aufbau von Beratungs-
angeboten, die Vernetzung dieser Stel-
len sowie die gemeinsame Datenerhe-
bung sind wichtige Schritte. Anderer-
seits sollte nun die Sensibilisierung der 
Behörden und Institutionen gestärkt 
werden, so dass Diskriminierungsschutz 
als Querschnittsaufgabe in der Integra-
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tionsförderung wahrgenommen wird. 
Diskriminierungsschutz ist aus unserer 
Sicht nicht ein «nice to have» zusätzlich 
zu Arbeitsmarktintegration und Sprach-
förderung, sondern eine Bedingung für 
eine erfolgreiche Integrationsförderung. 
Es bringt nichts, als Staat in Weiterbil-
dung von Personen zu investieren, 
wenn gewisse Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber Angehörige bestimmter 
Gruppen wegen Vorurteilen nicht ein-
stellen. Auch wäre es hinsichtlich der 
bisherigen Investitionen in den KIP inef-
fizient, die laufenden Massnahmen 
nicht weiterzuführen, vielmehr müssen 
sie möglichst nachhaltig aufgestellt 
werden. 

Die Ressourcen für diesen Handlungs-
bereich der KIP sind sehr beschränkt. 
Ausserdem wird den Integrationsfach-
stellen auf kantonaler und kommunaler 
Ebene sehr viel Verantwortung gege-
ben. Das sind schwierige Voraussetzun-
gen – was braucht es aus Ihrer Sicht, um 
den Diskriminierungsschutz trotzdem 
wirkungsvoll umzusetzen?
Der Diskriminierungsschutz ist wie ge-
sagt ein Grundsatz der Integrationsför-
derung und ein anerkannter Pfeiler der 
KIP. Wir sind daher besorgt, dass Gelder 
in den Kantonen zum Teil nicht ausge-
schöpft und teilweise gekürzt wurden 
– gerade im Hinblick auf die Integrati-
onsagenda, die mit Geflüchteten und 
vorläufig Aufgenommenen aus ausser-
europäischen Ländern eine für Diskrimi-
nierung besonders verletzliche Bevölke-
rungsgruppe betrifft. Es ist daher 
wichtig, in der Aushandlung und Um-
setzung der KIP die beteiligten Stellen 
und Akteure weiterhin kontinuierlich zu 

sensibilisieren. Der Zusammenhang von 
Integrationsförderung und Diskriminie-
rungsschutz kann denjenigen Kantonen 
klarer aufgezeigt werden, bei denen 
Diskriminierungsschutz noch eine eher 
tiefe Priorität einnimmt. Es ist wichtig, 
dass die FRB wie auch andere Akteure 
diesen Prozess kritisch und unterstüt-
zend begleiten.

Diskriminierungsschutz erschöpft sich 
nicht mit dem Aufbau und der Vermitt-
lung von Angeboten für Betroffene. Der 
Bericht zeigt aber, dass es gerade bei 
der Sensibilisierung der Behörden und 
der breiten Öffentlichkeit noch harzt. In 
welchen Regelstrukturen wäre es aus 
Ihrer Sicht besonders wichtig, die Öff-
nung der Institutionen voranzutreiben? 
Der Schritt von der Beratung von Be-
troffenen zur Öffnung der Institutionen 
und Regelstrukturen ist zentral. Bedarf 
danach besteht in allen Bereichen, von 
Gesundheit und Bildung bis zur Verwal-
tung. Generell besteht wenig institutio-
nelle Sensibilität und Erfahrung im Um-
gang mit rassistischer Diskriminierung – 
während Massnahmen im Bereich 
Diversität etwa im Gesundheitsbereich 
durchaus innovativ umgesetzt werden. 
Von nachhaltiger Bedeutung ist zweifel-
los der Bildungsbereich, weil dort die 
zukünftigen Generationen sozialisiert 
werden. Es ist bedenklich, dass an den 
Pädagogischen Hochschulen Menschen 
mit Migrationshintergrund mit nur 7 
Prozent massiv unterrepräsentiert sind. 
Neben konkreten Lösungsvorschlägen 
der institutionellen Öffnung benötigen 
wir aber auch eine gesellschaftspoliti-
sche Perspektive auf Integrationsförde-
rung: Wir haben in unseren Empfehlun-
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gen von 2017471 davor gewarnt, Integ-
rationsförderung nur auf der Grundlage 
des Messens und des Sanktionierens 
umzusetzen. Dies kann zu Technokratie 
führen, wogegen die Aufgabe in den 
Hintergrund rückt, Integration als ge-
samtgesellschaftlichen Prozess zu ver-
stehen. Demnach müssten sich Institu-
tionen auch der wandelnden Gesell-
schaft anpassen – statt die Gesellschaft 
den bestehenden Institutionen. Dieser 
Prozess beinhaltet stets auch den Ab-
bau von Diskriminierung.

Im Bericht wird klar, dass Diskriminie-
rung oft mehrdimensional verläuft – 
und nur in Verschränkung mit anderen 
Merkmalen wie Geschlecht oder sozia-
lem Status verstanden werden kann. 
Was bedeutet das für den Diskriminie-
rungsschutz im Rahmen der Integrati-
onsförderung? 
Die Frage der Mehrfachdiskriminierung 
und die damit verbundene Vulnerabili-
tät ist ein wichtiges und noch wenig an-
erkanntes Thema in der Integrationsför-
derung. Eine wichtige Bedingung für 
effiziente Massnahmen gegen Mehr-
fachdiskriminierung wäre eine gute Da-
tengrundlage. Dieser Aspekt ist in sta-
tistischen Erhebungen und Berichten 
oft zu wenig mitgedacht. Nehmen wir 
das Beispiel Lohnungleichheit. Wir ken-
nen die Lohnungleichheit zwischen 
Männern und Frauen wie auch die 
Lohnungleichheit zwischen Menschen 
mit, resp. ohne Schweizer Staatsbürger-
schaft. Aber die öffentlichen Lohnstatis-
tiken werden nicht nach Geschlecht 

471	EKM: Integration – kein Messinstrument, sondern Aufgabe aller! Empfehlungen. Bern, 2017. Unter: 
www.ekm.admin.ch > Publikationen > Empfehlungen

UND Schweizer Staatsbürgerschaft kon-
trolliert und dargestellt. Das würde 
wahrscheinlich aufzeigen, dass Auslän-
derinnen, die oft in der Care-Economy 
arbeiten, strukturell am wenigsten Lohn 
erhalten und besonders vulnerabel sind. 
Die EKM hat im Sommer eine kleine 
Studie über die gesellschaftliche Positi-
on und Rolle von Migrantinnen publi-
ziert, um auf die Frage der Intersektio-
nalität von Ungleichheit aufmerksam zu 
machen. 

Die Resultate der Umfrage decken sich 
mit der im Bericht dargestellten Er-
kenntnis, dass Rassismus heute eher 
kulturalisierende Formen annimmt. Die 
Integrationsförderung wird in diesem 
Kontext oft als wichtigstes Instrument 
der Prävention genannt. Wie weit kann 
die Integrationsförderung aus Ihrer 
Sicht tatsächlich Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus entgegenwirken? 
Der Fokus in der Integrationspolitik auf 
kulturelle Normen hat zugenommen 
und erinnert manchmal an die Zeiten 
der Assimilationspolitik und der 
«Schweizermacher», auch wenn es 
nicht mehr so genannt wird. In diesem 
Bereich setzen Integrationsförderung 
und die öffentliche Debatte auf «For-
dern» und weniger auf einen gegensei-
tigen Dialog oder gar auf die Prävention 
von Diskriminierung. Das ist bedauer-
lich. Der Fokus auf Steigerung von Ar-
beitsmarktfähigkeit und Sprachförde-
rung leistet zwar einen Beitrag dazu, die 
Chancengleichheit zu steigern, kann 

http://www.ekm.admin.ch
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jedoch Diskriminierungsschutz nicht er-
setzen. 

Neu ist der «Grad» der Integration auch 
für die Erteilung eines gesicherten Auf-
enthaltsstatus (AIG) und die Einbürge-
rung (BüG) ausschlaggebend. Wie be-
urteilt die EKM die neuen Regelungen 
in Bezug auf den Diskriminierungs-
schutz?
Wir waren in unseren Empfehlungen 
immer skeptisch, dass bestimmte Integ-
rationskriterien als Bedingungen für die 
Erteilung von Bewilligungen oder der 
Einbürgerung eingesetzt werden. Eine 
Sorge betrifft die Definition und Stren-
ge der Kriterien und die andere das 
mögliche Potential für Willkür in der 
Anwendung. Integrationsbedingungen 
können schnell als Sanktionen oder 
auch als Drohungen eingesetzt oder 
verstanden werden. Im AIG, das seit 
2019 in Kraft ist, besteht die Möglich-
keit einer Rückstufung von der Be­
willigung C (Niederlassung) auf die 
Bewilligung B (Jahresaufenthalt), wenn 
gewisse Integrationskriterien nicht ein-
gehalten sind (etwa im Falle von Sozial-
hilfebezug). Erste Rückmeldungen von 
Integrationsdelegierten geben Anlass 
zur Sorge, dass diese Neuerung in ge-
wissen Fällen genutzt wird, um Druck 
auszuüben. Dies ist nicht nur willkürlich, 
sondern auch ineffizient, weil durch zu-
sätzliche Belastung und Aufwand der 
Integrationsprozess eher erschwert statt 
unterstützt wird. Integrationsverläufe 
sind zudem sehr unterschiedlich und 
verbinden komplexe, soziale, ökonomi-
sche und kulturelle Prozesse. Dies lässt 
sich nicht über einen Leisten schlagen. 
Es wäre wünschenswert, dass die Um-

setzung dieser Rückstufungen sowie 
Diskriminierung bei der Erteilung von 
Bewilligungen und bei der Einbürge-
rung kritisch begleitet werden – etwa 
im Sinne eines Monitorings. Auch wäre 
es wichtig, dass kantonale Migrations-
ämter stärker im Austausch mit Integra-
tionsdelegierten stehen, um für diese 
Frage sensibilisiert zu werden. 

In den meisten Kantonen und Gemein-
den der Schweiz ist ein gewichtiger An-
teil der Bevölkerung von demokrati-
schen Prozessen ausgeschlossen. Und 
laut der Umfrage ZidS spricht sich etwas 
mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
gegen politische Mitspracherechte von 
Ausländerinnen und Ausländern aus. 
Mit ihrem Programm Citoyenneté will 
die EKM den Einbezug breiter Bevölke-
rungskreise in politische Prozesse ver-
bessern. Inwiefern leisten das Pro-
gramm und die geförderten Projekte 
auch einen Beitrag zur Rassismusbe-
kämpfung?  
Die Situation, dass etwa ein Viertel der 
Bevölkerung über keine oder einge-
schränkte formale politische Rechte ver-
fügt, ist demokratiepolitisch unbefriedi-
gend. Die EKM ist überzeugt, dass eine 
lebendige und stabile Demokratie dar-
auf angewiesen ist, dass die gesamte 
Bevölkerung mitreden und mitentschei-
den kann. Auf dem Spiel steht nicht we-
niger als die Legitimität der Demokratie. 
Das Programm Citoyenneté reagiert auf 
diese Situation, indem es politische Pro-
zesse und zivilgesellschaftliches Enga-
gement bei Menschen unterstützt, die 
nicht an der institutionellen Demokratie 
teilnehmen können. Da der Fokus auf 
den partizipativen Prozessen liegt, wer-
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den keine Vorgaben zu den bearbeite-
ten Themen gemacht. Die Projektträ-
gerschaften und die Teilnehmenden an 
den Projekten sind jedoch qua eigener 
Erfahrung sensibilisiert auf die Fragen 
von Rassismus und Diskriminierung und 
bringen diese in die Projekte ein. Das in 
den partizipativen Prozessen stattfin-
dende politische Empowerment stärkt 
Personen und Gruppen darin, ihre Er-
fahrungen – und das beinhaltet gerade 
auch Diskriminierungserfahrung – 
selbstbewusst öffentlich zu äussern.

Rassismus findet heute besonders auch 
im Internet statt und die Grenzen des 
Sagbaren scheinen sich im Netz laufend 
auszudehnen. Gleichzeitig ist längst 
nicht alles, was Grenzen verletzt, auch 
tatsächlich strafbar. Welche Strategien 
braucht es aus Sicht der EKM, um ins-
besondere der feindseligen Haltung ge-
genüber Geflüchteten und anderen Zu-
gewanderten zu begegnen? 
Die Grenzen des Sagbaren haben sich 
auf jeden Fall verschoben. Das ist einer-
seits beunruhigend. Andererseits zeigt 
sich auch, dass Kritik an Rassismus und 
Diskriminierung nun wirklich in der Ge-
sellschaft angekommen ist und auch 
Migrantinnen und Migranten und ihre 
Nachkommen ihren Platz in der Gesell-
schaft einfordern. Das führt zu einer in-
tensiveren Debatte um Zugehörigkeit, 
Anerkennung, Rechte und Ressourcen. 
Rassistische Reaktionen können vor die-
sem Hintergrund zunehmen und sollen 
gemäss den aktuellen strafrechtlichen 
Regelungen verfolgt werden. Aber pa­
rallel sollten wir eine gesellschaftspoliti-
sche Debatte über Teilhabe und Aus-
schluss führen: Eine Gesellschaft muss 

gemeinsam eine Form des Zusammen-
haltes entwickeln. Dies ist nur möglich, 
wenn die gesamte Bevölkerung einen 
gleichberechtigten Zugang zur Diskus-
sion hat. Fehlende Identifikation und 
Anerkennung für die Migrationsbevöl-
kerung können hingegen Ausschluss 
fördern, und damit Zugehörigkeit sowie  
Integration erschweren. Aber auch Per-
sonen, die wenig Zugang zu migranti-
scher Vielfalt haben und verunsichert 
sind, benötigen Perspektiven jenseits 
des Wunsches nach Abschottung und 
einer heilen Schweiz, die es nie gege-
ben hat. Um Kohäsion in unserer viel-
stimmigen Migrationsgesellschaft zu 
schaffen, scheint uns die Schablone von 
«Wir» und die «Anderen» nicht ad-
äquat zu sein. Die EKM entwickelt zur-
zeit Ideen, um an der Schnittstelle von 
Integration und öffentlicher Kultur Im-
pulse zu setzen. 

Sowohl die Umfrage wie auch die Aus-
wertungen der Beratungsstellen zeigen 
seit Jahren, dass in der Arbeitswelt am 
meisten Diskriminierung erlebt und ge-
meldet wird. Gleichzeitig wird in keinen 
anderen Bereich der Integrationsförde-
rung so viel investiert wie in die Arbeits-
integration. Wie erklären Sie sich diese 
auf den ersten Blick widersprüchliche 
Situation?
Dies ist aus unserer Sicht nur vermeint-
lich ein Widerspruch. Die Steigerung 
der Arbeitsmarktfähigkeit hat wie oben 
erwähnt mit Diskriminierungsschutz 
nicht zwangsläufig etwas zu tun. Integ-
rationsförderung leistet mit Qualifi­
zierung oder Sprachförderung einen 
Beitrag zur Chancengleichheit. Diskri-
minierung wiederum betrifft einerseits 
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den Zugang zum Arbeitsmarkt, wo 
schlussendlich Arbeitgeberinnen und 
-geber als Individuen entscheiden – und 
von Vorurteilen geleitet sein können. 
Andererseits geht es um Beleidigungen 
oder Demütigungen am Arbeitsplatz. 
Auf beiden Ebenen müssen Arbeitgebe-
rinnen und -geber Verantwortung über-
nehmen. Ohne konkrete Massnahmen 
gegen Diskriminierung in der Arbeits-
welt in Zusammenarbeit mit Unterneh-
men, Gewerkschaften und Verbänden 
kann der Problematik nicht begegnet 
werden. Es ist politisch unbefriedigend 
und ökonomisch ineffizient, dass Diskri-
minierung beim Zugang zu Arbeit und 
am Arbeitsplatz dazu führt, dass die 
produktiven Potentiale in der Gesell-
schaft nicht genutzt werden können. Es 
wäre wünschenswert, wenn Akteure 
der Integrationsförderung Diskriminie-
rungsschutz noch stärker als Teil der 
Arbeitsintegration ansehen würden und 
entsprechende Kooperationen anstreb-
ten. Vorstösse für eine privatrechtliche 
Anti-Diskriminierungsgesetzgebung 
hatten es in der Schweiz bisher immer 
schwer. Dabei zeigen Beispiele aus dem 
Ausland (z. B. das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz AGG in Deutschland), 
dass auch dies einen gangbaren Weg 
für einen umfassenderen Diskriminie-
rungsschutz darstellt, wenn der politi-
sche Wille vorhanden ist. 
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12	ANHANG
Anhang 1 zu Kapitel 5: Übersicht Datengrundlagen
Quelle, Kurzbeschrieb, seit wann die Quelle existiert bzw. berücksichtigt wird, 
Anzahl Vorfälle (in Klammer der Durschnitt pro Jahr), und Anmerkungen.

Quelle Kurzbeschrieb Seit N (Jahr) Anmerkungen

CICAD Sammlung antisemitischer Vorfälle 
in der französischsprachigen 
Schweiz

2004 1847 (123)

DoSyRa Sammlung von Beratungsfällen, in 
der die beratende Person zum 
Schluss kommt, es handle sich um 
Rassismus

2008 2237 (203)

EKR Sammlung von Rechtsfällen gegen 
261bis StGB; Schuldsprüche und 
Freisprüche getrennt

1995 637 (27)

ESS Repräsentative Umfrage der 
Bevölkerung, beinhaltet Fragen  
zu Einstellungen gegenüber 
Migrantinnen und Migranten

2001 Jeweils ca. 1500 

fedpol Meldungen der Bevölkerung  
an die fedpol in der Kategorie 
«Rassendiskriminierung»

2003 849 (65) die meisten 
Meldungen 
betreffen 
Pornographie

GRA Sammlung rassistischer und 
rechtsextrem motivierter Vorfälle

1992 2641 (94)

MOSAiCH/
ISSP

Repräsentative Umfrage der 
Bevölkerung, beinhaltet eine 
Frage zu Chancengleichheit für 
Ausländerinnen und Ausländer

2011 Jeweils ca. 1000

NDB Rechtsextrem orientierte Vorfälle 
in der Schweiz

1999 874 (62) 1999 bis 2008 
durch fedpol, 
seit 2009 durch 
NDB erfasst

PKS Polizeiliche Kriminalstatistik, 
Anzeigen und Straftaten gegen 
261bis StGB

2009 1484 (148)
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Quelle Kurzbeschrieb Seit N (Jahr) Anmerkungen

Schweizer 
Presserat

Medieninhalte mit Inhalten  
gegen Diskriminierungsverbot und 
gegen die Menschenwürde

1991 151 (8)

SELECTS Schweizer Wahlstudie, repräsen­
tative Umfrage der Bevölkerung, 
beinhaltet Fragen zu Einstellungen 
gegenüber  Ausländerinnen und 
Ausländern

2003 Jeweils ca. 3200 Fragen 
variieren je 
nach Jahr

SHP Schweizer Haushalt-Panel, 
repräsentative Umfrage der 
Bevölkerung, beinhaltet eine 
Frage  zu Chancengleichheit von 
Ausländerinnen und Ausländern

1999 Jeweils ca. 5000 N variiert stark 
wegen 
Abgängen aus 
dem Panel und 
zusätzlichen 
Stichproben

SIG 
Antisemi-
tismus- 
bericht

Sammlung antisemitischer Vorfälle 
in der Schweiz

2008 333 (33) Keine Zahlen 
für die 
deutschspra
chige Schweiz 
in 2008

SILC Beinhaltet seit 2014 eine Frage zu 
Chancengleichheit von Auslände-
rinnen und Ausländern

2014 ca.17 000

SUS Strafurteilsstatistik, Urteile gegen 
261bis StGB

1995 836 (36)

UBI Medieninhalte mit Inhalten gegen 
Diskriminierungsverbot und gegen 
die Menschenwürde

1992 91 (3)

VOXIT/
Voto

Repräsentative Umfrage der 
Bevölkerung, beinhaltet eine 
Frage zu Chancengleichheit von 
Ausländerinnen und Ausländern

1993 Jeweils ca. 1500 Nach jeder 
Abstimmung

ZidS 
«Zusam-
menleben 
in der 
Schweiz»

Umfassende repräsentative 
Umfrage der Bevölkerung

2010 ca. 1700 für 
2010 bis 2014; 
ca. 3000 seit 
2016

Pilotphase 
2010, 2012, 
2014
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